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Zweyte Abtheilung. 


Von den perſönlichen Sachenrechten. 


Siebzehntes Hauptſtück. 


Bon Verträgen überhaupt. 


6. 859, 
Grund der perſönlichen Sachenrechte. 


Die perſönlichen Sachenrechte, vermög welcher 
eine Perſon einer anderen zu einer Leiſtung ver— 
bunden iſt, gründen ſich entweder unmittelbar 
auf ein Geſetz; oder auf einen Vertrag; oder 
auf eine erlittene Beſchädigung. 


K Wi ſich das im erſten Theile dieſes Geſetzbuches ab— 
gehandelte Perſonenrecht von dem Sachenrechte, welches den 
Gegenſtand des zweyten Theiles ausmacht, unterſcheide, iſt bes 
reits am gehörigen Orte bemerket worden (F. 14). Die Sa— 
chenrechte zerfallen in dingliche und in perſönliche. Jene 
ſind in der erſten Abtheilung dieſes zweyten Theiles erklärt wor— 
den; dieſe ſollen nun in der zweyten Abtheilung erörtert werden. 
Der Unterſchied zwiſchen dieſen beyden wurde bereits bey Er— 
läuterung des F. 307 Nr 3 auseinander geſetzt. 

2) Die dinglichen Sachenrechte haften auf der Sache ſelbſt, 
und können ſomit unbeſtimmt gegen alle Perſonen, welche der 

Nippel's Commentar VI. ). 1 
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Ausübung des Rechtes unbefugter Weiſe ftbrend entgegen wir— 
ken, und gegen jeden Beſitzer der Sache, worin ſie Jemanden 
zuſtehen, ausgeübet werden. Ich nehme hier kein Bedenken, 
dieſe ſchon bey Erläuterung des §. 14 ausgeſprochene Behaup— 
tung zu wiederhohlen, ungeachtet der mir ſehr achtungswerthe 
Recenſent dagegen bemerkte '), daß dieſe Behauptung unrichtig 
ſey, weil es nicht an Fällen mangle, in welchen dingliche Rechte 
nicht gegen alle Menſchen Gültigkeit haben. Die $$. 367, 456 
und 824, auf welche ſich zur Begründung dieſer Bemerkung be— 
rufen wird, widerlegen meine Behauptung nicht, indem die in ſel— 
ben enthaltenen Beſtimmungen, wie ich bereits an einem andern 
Orte bemerkte, nur ſcheinbare Ausnahmen von dem Satze: 
daß dingliche Rechte gegen jeden Beſitzer der Sache, worin ſie Je— 
manden zuſtehen, in Ausführung gebracht werden können, enthal- 
ten. Die Eingangsworte des F. 367 ſcheinen zwar einer ſolchen 
Ausnahme das Wort zu ſprechen, allein die Endworte widerſpre— 
chen der Folgerung, die aus erſteren gezogen werden will; denn ſie 
ſprechen ſich dahin aus, daß in den dort berührten Fällen das Ei— 
genthum von den redlichen Beſitzern erworben, ſohin, was 
ganz natürlich daraus ſolgt, für den früheren Eigenthümer 
verloren werde. Wollte man daher dieſen F. als einen Aus— 
nahmsfall von obiger Regel anſehen, fo müßte man ein Gleiches 
auch in denjenigen Fällen thun, von welchen die §§. 392, 411, 
412, 415, 416, 418, 1466 u. f. w. ſprechen, welche doch offen— 
bar als Ausnahmen des obigen Satzes nicht betrachtet werden koͤn— 
nen. Der F. 456 kann um fo weniger als ein Ausnahmsfall gel: 
ten, als dieſer dem Eigenthümer das Zurückforderungsrecht vor— 
behält, und dieſen nur verpflichtet, das dem redlichen Pfandinha— 
ber gebührende Pfandtecht hierauf, wozu ihm der Titel unmittel— 
bar aus dem Geſetze zuſtehet (F. 449), zu reſpectiren. — Auch der 
§. 824 begründet keine Ausnahme von obiger Regel, indem dem: 
jenigen, dem das beſſere Erbrecht zuſtehet, gar keine dingliche 
Klage in Bezug auf die von einem Dritten redlicher Weiſe er— 
worbenen Erbſchaftsſtücke zukömmt. Nicht die Erbſchaftsklage, 
weil zufolge des F. 823 die einzelnen Erbſchaftsſtücke nicht mit 


1) Wag. g ischt. 1330. 3, Heft, N. B., S. 100. 
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der Erbſchafts-, ſondern Eigenthumsklage verfolgt werden; nicht 
die Eigenthumsklage, weil zur Erwerbung des Eigenthums der 
inzelnen Erbſchaftsſtücke die Uebergabe derſelben nothwendig iſt 
($. 819), und weil derjenige, dem die Erbſchaft früher ein— 
geantwortet worden iſt, eben durch die Einantwortung das 
Recht erlangt, frey mit den Erbſchaftsſtücken zu disponiren, 
welche Dispoſitionen der ſpäter ſich gemeldete Erbe auch für 
ſich als rechtsgültig anerkennen muß. Denn durch die ſpätere 
Ausweiſung des beſſeren Erbrechtes zeigt es ſich, daß der wah— 
re Erbe feine Annahme früher nicht erklärte, es müſſen da— 
her die von dem vermeintlichen Erben in der Zwiſchenzeit ge— 
troffenen Verfügungen eben ſo angeſehen werden, als wenn ſel— 
be der Erblaſſer ſelbſt noch getroffen hätte ($. 547). 

3) Ein perſonliches Recht (Forderung) hingegen kann von 
dem Berechtigten (Gläubiger) nur gegen eine beſtimmte Perſon, 
die ihm durch eine beſondere Thatſache zur Leiſtung verbindlich 
geworden iſt, geltend gemacht werden. — Die perſoͤnlichen Sa— 
chenrechte haben zwar, wie es ſchon der letztere Ausdruck an— 
deutet, eben fo wie die dinglichen Sachenrechte, nur (körperliche 
oder unkörperliche) Sachen zum Gegenſtande; allein der nächſte 
Gegenſtand eines perſönlichen Rechtes iſt eine (poſitive) Leiſtung, 
ein Geben, ein Thun, oder eine (poſitive) Einſchränkung der 
rechtlichen Freyheit, eine Unterlaſſung deſſen, wozu man ver— 
möge der allgemeinen, natürlichen Freyheit berechtiget wäre. 
Oaher ſetzt auch das perſönliche Recht die beſondere Verpflich— 
tung einer beſtimmten Perſon voraus “). 

4) Der allgemeine Begriff: „Sachentecht,“ umfaßt demnach 
die perſönlichen und dinglichen Sachenrechte zugleich, und man 
kann unter Sachenrecht im Allgemeinen, nur den Inbegriff 
jener Befugniſſe verſtehen, die einer Perſon in Rückſicht einer 
Sache überhaupt zuſtehen; ſind nun die Befugniſſe von der Art, 
daß ſie der Perſon ohne Rückſicht auf beſtimmte Perſonen ge— 
bühren, fo kommt derſelben ein dingliche s, — find fie aber 


von der Art, daß ſie der Perſon nur gegen beſtimmte Perſonen 
Be en a ii 1 * 
1) Siehe Zeillers Commentar 6. 859. N. 2. Ich geſtehe, daß ich einen deutliches 
ren Begriff von einem perfönfihen Sachenrechte nicht zu geben weiß.. 
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unmittelbar aus einem Geſetze, oder aus einer verbindlichen Hand— 
lung zuſtehen, ein perſönliches Sachenrecht zu. — Wie nun 
aber, wenn unter dieſen Befugniffen, deren Inbegriff das Car 
chenrecht bildet, Befugniſſe von der einen und der anderen Art 
begriffen ſind? — In dieſem Falle kann nun das der Perſon zu: 
kommende Sachenrecht weder ein rein dingliches noch ein rein per— 
ſoͤnliches ſeyn, ſondern man muß in dieſem Falle offenbar ſagen, 
das der beſtimmten Perſon zukommende Sachenrecht ſey gemiſch⸗ 
ter Natur, da das Geſetzbuch §. 307 dingliche und perſönliche 
Sachenrechte nach den obigen Erörterungen genau von einander 
unterſcheidet. Daß das Geſetzbuch von ſolchen gemiſchten Sa— 
chenrechten keine ausdrückliche Erwähnung macht, kann die 
Nicht-Exiſtenz ſolcher gemiſchten Sachenrechte um fo weniger ev: 
weiſen, als auch das Geſetzbuch bey der Eintheilung der Verträ— 
ge (F. 864) von gemiſchten Verträgen nichts redet, und doch die 
wirkliche Exiſtenz derſelben ($. 935) offenbar vorausſetzt. 

5) Da die rein perſoͤnlichen Rechte (nach der Vorſchrift 
des gegenwärtigen F.) lediglich durch eine unmittelbare Verfügung 
des Geſetzes, durch einen Vertrag (oder auch letzten Willen, 
wie weiter unten Nr. 10 vorkommen wird), oder eine erlittene 
Beſchädigung, begründet werden, welche bey einem dinglichen 
Rechte eigentlich nur den Titel zu ſelben zu gelangen bilden 
(SS. 380, 424, 449 u. 480), fo kann man nad) der Art und 
Weiſe, wie das Sachenrecht erworben wird, dieſe gemiſchten 
Rechte in dinglich-perſönliche, und in perſönlich-ding⸗ 
liche eintheilen, je nachdem nähmlich die Erwerbung jener Rechte 
auf eine Art geſchieht, wodurch ein dingliches Recht, oder auf 
eine ſolche Weiſe vor ſich geht, wodurch ein perſönliches Recht 
entſtehen gemacht wird. Im erſten Falle iſt das dingliche Recht 
das primäre und überwiegende, — im zweyten dagegen iſt es 
das perſönliche in dieſem gemiſchten Rechts verhaltniſſe. 

6) Als ein ſolches dinglich = perfönliches Sachenrecht kann 
in gewiſſen Fällen das Eigenthums- und das Erbrecht angeſehen 
werden. Der F. 354 erklärt Eigenthum in ſubjectiver Bezie— 
hung als das Befugniß, mit der Subſtanz und Nutzungen einer 
Sache nach Willkühr zu ſchalten, und jeden Anderen davon aus— 
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zuſchließen, und der $. 266 ſagt, daß mit dieſem letzteren Rechte 
des Eigenthümers auch das Recht verbunden ſey, ſeine ihm vor— 
enthaltene Sache von jedem Inhaber durch die Eigenthums— 
klage gerichtlich zu fordern. In ſo fern dieſe Klage nur darauf 
gerichtet iſt, daß der Inhaber die Sache in dem Zuſtande, 
worin ſie ſich befindet, ohne den bereits abgeſonderten Früch⸗ 
ten und ſchon eingehobenen Nutzungen herausgebe, iſt dieſe Klage eine 
rein dingliche, weil zu ihrer Begründung nichts anders als der Be— 
weis des Eigenthums gehört, und ſelbe auch gegen jeden Inhaber und 
teſp. Beſitzer (§. 375) angeſtrengt werden kann. Allein in manchen 
Fällen, wenn nähmlich der Inhaber der Sache unredlicher Be— 
ſitzer iſt, kann die Bitte der Eigenthumsklage auch dahin aus— 
gedehnet werden, daß der Geklagte nebſt der Sache nicht nur 
allein alle durch den Beſitz der Sache erlangten Vortheile, ſon— 
dern auch diejenigen zurückſtelle, welche der Kläger erlangt haben wür— 
de (F. 335). In dieſer Beziehung erſcheint das Befugniß des Eigen— 
thümers als kein rein dingliches mehr, denn es entſpringt nicht mehr 
aus dem Eigenthume allein, ſondern zugleich auch aus dem beſonderen 
Verpflichtungsgrunde des unredlichen Beſitzers. Sie kann in dieſer 
Geſtalt nicht gegen jeden Inhaber der Sache, ſondern nur gegen be— 
ſtimmte Inhaber, die durch eine beſondere Thatſache dem Eigenthü— 
mer zu dieſer Leiſtung verbindlich geworden ſind, erhoben werden; 
und ſie erſcheint daher in dieſer Ausdehnung nach dem oben an— 
gegebenen Bedingniſſe als ein perfönliches Sachenrecht. Eben fo 
ſteht dem Miteigenthümer einer Sache das Recht zu, auf Thei— 
lung und Rechnungslegung zu dringen (F. 830). Da dieſe Rechte 
des Eigenthümers nur gegen die Miteigenthümer, und diejenigen, 
in deren Obſorge ſich die gemeinſchaftliche Sache befindet, und 
auf eine Leiſtung derſelben gerichtet find, fo find ſelbe gleich— 
falls perſönlicher Natur. — Da die Erbſchaftsklage gegen dene 
jenigen gerichtet, der ſich unredlicher Weiſe des Erbrechtes an— 
gemaßt hat, gleichfalls einen größeren Umfang hat, als wenn 
der Umſtand der Unredlichkeit auf Seite des Geklagten nicht 
vorhanden iſt (F. 821), und dieſer größere Umfang lediglich in 
der perſönlichen Eigenſchaft des Geklagten feinen Grund hat, 
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fo gehört das Befugniß des Erben in dieſer Beziehung in die 
Claſſe der perſönlichen Sachenrechte. 

7) Ein perſönlich-dingliches Sachenrecht kann auf 
mehrfache Weiſe gegründet werden. — Vor Allem iſt hier zu be— 
merken, daß es Verträge gebe, welche nebſt der gegenſeitigen 
Einſtimmung auch noch die Uebergabe, des Vertragsgegenſtandes 
zu ihrer Perfection erfordern. — Dieſe Verträge ſind der Ver— 
wahrungs-, der Leih- und der Darleihensvertraz. Es iſt das 
her in die Augen fallend, daß durch die Uebergabe des Ver— 
tragsgegenſtandes, und da ſelbe hier zur Weſenheit des Ver— 
trages gehört, durch den Vertrag ſelbſt, nicht bloß per— 
ſönliche Rechte zwiſchen den Contrahenten in Bezug auf die Sa— 
che, ſondern ſelbſt dingliche Rechte gegen unbeſtimmte Perſonen 
gegründet werden. — Der Verwahrer oder Entlehner iſt frey— 
lich nur Inhaber des Vertrags: Gegenftanded, allein auch dem 
Inhaber kann ein beſchränktes Recht auf die Sache (jus in rem) 
nicht ganz abgeſprochen werden ($. 309 Nr. 4). Bey dem 
Darleihens vertrage erwirbt der Empfänger das wirkliche Eigen— 
thum des Vertrags-Objectes (F. 983). Ich glaubte hier die Na: 
tur dieſes Sachenverhältniſſes bemerken zu müſſen, obſchon ich 
meine, daß die Ausbeute, welche aus dieſer Bemerkung gewon— 
nen wird, von keinem Belange ſey. 

3) Aber auch durch einen bloßen Conſenſual-Vertrag kann 
ein ſolches perſönlich-dingliches Sachenrecht gegründet 
werden. — In Bezug auf körperliche Sachen entſteht ein ſolches 
gemiſchtes Recht, wenn in dem Vertrage, worin die Sache 
dem Andern zu überlaſſen zugeſagt wird, zugleich die Vind i— 
eations-Klage cediret wird; denn die Vindications-Klage ent— 
ſpringt lediglich aus dem Cigenthum: , folglich aus einem ding— 
lichen Rechte (§. 366). Deſſenungeachtet wird durch die Ceſ— 
ſion der Vindications-Klage noch nicht das wirkliche Eigſen— 
thums recht der Sache auf den Promiſſär übertragen, indem 
dieſes außer den im Geſetze ausdrücklich beſtimmten Fällen nur 
durch die rechtliche Uebergabe und Uebernahme erworben wird. 
(F. 425). Der Promiſſär erhält daher durch dieſen Vertrag 
kein reines dingliches Recht auf die Sache, ſondern es bleiben 
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ihm auch noch perſönliche Rechte gegen den Promittenten übrig: 
da dieſer dem erſteren noch immer zur Uebergabe der Sache 
in ſein vollſtändiges Eigenthum perſönlich verpflichtet bleibt. Es 
iſt ein großer Unterſchied zwiſchen der Wirkſamkeit der Vindi— 
cations-Klage, wenn das Recht hierzu durch bloße Abtretung der— 
ſelben, als wenn es durch die wirkliche Ueberkommung des Gi 
genthums der Sache erworben wird. Denn im erſten Falle ent— 
ſpringt die Eigenthums-Klage aus dem Eig enthume des 
Cedenten; ſie kann alſo auch, da die Rechte des Ueberneh— 
mers mit den Rechten des Ueberträgers in Rückſicht auf das über— 
laffene Recht gleich find (§. 1594), in der Macht des Ceſſionärs 
keine größere Ausdehnung haben, als in der des Cedenten, und 
kann daher auch von Settedes erſteren nur gegen alle jene ange— 
ſtrengt werden, gegen welche ſie der Cedent anzuſtrengen berech— 
tigt geweſen wäre; ſie kann daher weder gegen ihn ſelbſt, noch 
gegen diejenigen angebracht werden, die ihr Recht von ihm ab— 
leiten. Anders verhält ſich die Sache, wenn das wirkliche Eigen— 
thum der Sache an den Promiſſär übergeht. Denn in dieſem Falle 
entſpringt die Klage aus dem eigenen Eigenthumsrechte 
desſelben, und geht daher gegen jeden Inhaber der Sache (F. 566). 

9) Iſt die Sache, um die es ſich handelt, eine unkörper— 
liche, eine bloße Forderung, ein Recht, — ſo befindet ſich jeder, 
dem ein ſolches Recht zuſteht, in Bezug auf dieſelbe in einem 
gemiſchten Rechtsverhältniſſe. Denn das Entſtehen jeder Forde— 
rung gründet für den Berechtigten ein Eigenthumsrecht; indem 
alles, was Jemanden zugehört, alle ſeine körperlichen und un— 
körperlichen Sachen, fein Eigenthum heißt ($. 353). In Bes 
zug auf den Verpflichteten iſt aber die Forderung kein Eigen— 
thum, ſondern lediglich ein perſönliches Recht; es iſt alſo auch 
die dem Berechtigten gegen denſelben zuſtehende Klage keine Ei— 
genthumsklage. Die Eigenthumsklage iſt gegen den Inhaber einer 
Sache auf Herausgabe derſelben, die von dem Berechtigten ge— 
gen den Verpflichteten eingereichte Klage aber auf Leiſtung einer 
Verbindlichkeit gerichtet, und kein Berechtigter wird ſich bekla— 
gen, daß der Verpflichtete, wenn er ſeiner Schuldigkeit nicht 
nachkömmt, ihn in feinem Eigenthumsrechte verletze. — Das 
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Geſagte läßt fich dadurch anfchaulich machen, wenn wir uns ein 
Forderungsrecht vorſtellen, worüber der Schuldner Schuldſcheine 
auf den Ueberbringer lautend ausgeſtellt hat. — Der Inhaber 
eines ſolchen Schuldſcheines hat nun offenbar in Bezug auf die 
Forderung ein zweyfaches Recht: a) ein perſönliches gegen den 
Schuldner, ihn zur Leiſtung ſeiner Verbindlichkeit zu verhalten; 
b) ein dingliches, mit der Forderung nach Willkühr zu ſchalten, 
und jeden anderen, der ſich des Schuldſcheins, und dadurch des 
Forderungsrechtes bemächtigen will, davon auszuſchließen ). 
10) Der K. ſagt, daß ſich die perſönlichen Sachenrechte entweder 
unmittelbar auf ein Geſetz, auf einen Vertrag, oder auf eine erlittene 
Beſchädigung gründen. — Allein es muß zur Vervollſtändigung die— 
ſer geſetzlichen Bemerkung hinzugefügt werden, daß ſie ſich auch 
auf eine letztwillige Anordnung gründen können. Denn das 
Recht, welches dem Legatar aus der letzten Willenserklärung 
zukömmt, iſt offenbar nur ein perſönliches, indem der F. 684 
ausdrücklich ſagt, daß der Legatar in der Regel gleich nach dem 
Tode des Erblaſſers für ſich und feine Nachfolger ein Recht auf 
das Vermächtniß (jus ad rem) erlange, daß aber das Gigen: 
thumsrecht auf die vermachte Sache (jus in rem) nur nach den 
für die Erwerbung des Eigenthums in dem fünften Hauptſtücke 
aufgeſtellten Vorſchriften erlanget werde. Wenn man auch wirk— 
lich behaupten wollte, daß der Legatar, wie nach gemeinem 
Rechte, ipso jure, ohne Uebergabe, das Eigenthum einzelner be— 
ſtimmter (ſpecieller) Legate erwerbe, welcher Behauptung je— 
doch der citirte F. 684 offenbar entgegen ſteht, ſo muß man 
doch ohne Zweifel zugeben, daß der Legatar, dem nur eine Gat— 
tungsſache, oder eine dem Erben, oder einem anderen Legatar 
eigenthümliche Sache vermacht iſt, lediglich ein jus ad rem er- 
lange. Der Grund, warum dieſe Quelle der perſönlichen Sa— 
chenrechte hier übergangen worden iſt, ſcheint darin zu liegen, 
daß die Lehre von den Legaten mit dem Erbrechte, mit dem ſie 
im Zuſammenhange ſtehet, und das zu den dinglichen Rechten 
a) Man ſehe über dinglich perſönliche Sachenrechte in der Wagn. Ztſchft. 1331. 


I. Heft, S. 25 — 280, wo man ſſich auch von den practifchen Folgen, die 
aus dieſen Bemerkungen fließen, unterrichten kann. 
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gehdret, auseinander geſetzt wurde, und der Geſetzgeber hier vor— 
züglich nur jene Sachenrechte vor Augen hatte, von welchen 
die zweyte Abtheilung des zweyten Theiles handelt ). 
0. 860. 
Die Fälle, in welchen Jemanden unmittelbar aus 
dem Geſetze ein perſönliches Sachenrecht erthei— 
let wird, ſind an den gehörigen Orten angege— 
ben. Von dem Rechte des Schadenerſatzes han— 
delt das dreyßigſte Hauptſtück. 

1) Die unmittelbar aus dem Geſetze entſpringenden For: 
derungen werden nach Verſchiedenheit der Rechtsverhältniſſe, 
wotin ſie Jemanden zuſtehen, an den zukömmlichen Orten bes 
handelt. Davon haben einige ſchon bey dem auf das Sachen: 
techt angewendeten Familien- Verhältniſſe Statt, wie das Recht 
des Ehegatten (99. 91 und 796), oder das Recht der Kinder 
gegen ihre Aeltern (§. 141 und 166), oder das der ehelichen 
eltern gegen ihre Kinder auf den anſtändigen Unterhalt (F. 154), 
die Rechte zwiſchen Vormündern und Curatoren und ihren Pfle— 
gebefohlenen aus der Verwaltung der Vormundſchaft oder Cu— 
ratel (§§. 228 — 282); die Rechte der Aeltern oder der Kin— 
der auf den Pflichttheil ($. 762), auf ein Heirathsgut oder Aus— 
ſtattung (Fo. 1220 und 1231); ferner in dem Sachenrechte die 
Rechte des Eigenthümes gegen den unredlichen Beſitzer auf die 
Zurückſtellung der erlangten Vortheile, und Leiſtung der Ent— 
ſchädigung ($. 335), die Anſprüche des redlichen Finders einer 
Sache auf einen Finderlohn ($. 391), die Rechte des Staats— 
ſchatzes, des Grundeigenthümers und Finders auf einen Antheil 
an einem entdeckten Schatze ($. 399), die des Retters einer 
fremden beweglichen Sache auf eine verhältnißmäßige Belohnung 
($. 403), die Rechte der Theilnehmer an einer gemeinſchaftli— 


4) Hr. Hofrath v. Zeiller reihet bey Erläuterung des folgenden ß. die Forderungen 
der Legatare gegen die erklärten Erben unter diejenigen, deren Grund un— 
mittelbar in dem Geſetze liegt. Allein offenbar mit Unrecht, da der nächſte 
Grund des dem Legatar zuſtehenden Forderungsrechtes in dem Willen des 
Erblaffers beruht. Man konnte eben fo gut die Forderung, die aus einer 
Beſchadigung entſpringt, in die Claſſe derjenigen reihen, welche ſich unmit⸗ 
telbar auf das Beleg gründen. 
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chen Sache wider den freywilligen Verwalter derſelben ($. 835), 
die Rechte zwiſchen dem Eigenthümer und einem Geſchäftsfüh— 
rer ohne Auftrag §. 1035 (u. ſ. f.), oder die Zurückforderung 
aus der Zahlung einer Nichtſchuld (§. 1431) u. a. m. 

2) Das Geſetzbuch beginnt hier mit der zweyten Quelle 
der perſoͤnlichen Sachenrechte, den Verträgen, ſetzt im ge: 
genwärtigen Hauptſtücke die gemeinſchaftlichen Beſtimmungen 
feſt, und geht dann auf die einzelnen Gattungen derſelben über. 
Bey allen Verträgen kommen theils weſentliche, theils natürli— 
che, theils zufällige Beſtimmungen vor. Weſentliche heißen 
diejenigen, die den Begriff eines Vertrages überhaupt, oder des 
beſtimmten Vertrages insbeſondere, der dadurch eingegangen 
werden ſoll, ausmachen, folglich davon nicht getrennt werden 
können, ohne daß der Act dadurch aufhöre ein Vertrag über— 
haupt, oder wenigſtens derjenige, den man abzuſchließen beab— 
ſichtet, zu ſeyn; natürliche, die das Geſetz zufolge des Be— 
griffes aus der gewöhnlichen Abſicht vermuthet, und als Regeln 
aufſtellt, welche aber, in ſo fern ſie nicht ein ausdrückliches Ge— 
both oder Verboth enthalten, durch Verabredung der Parteyen abge— 
ändert werden können; endlich zufällige oder Nebenbeſtimmun⸗ 
gen, die bloß durch willkührliches Einverſtändniß feſtgeſetzt werden ). 

| 80% 

Wer ſich erkläret, daß er Jemanden fein Recht 
übertragen, das heißt, daß er ihm etwas ge— 
ſtatten, etwas geben, daß er für ihn etwas thun, 
oder ſeinetwegen etwas unterlaffen wolle, macht 
ein Verſprechen; nimmt aber der Andere das 
Verſprechen gültig an, ſo kommt durch den über— 
einſtimmenden Willen beyder Theile ein Vertrag 
zu Stande. So lange die Unterhandlungen dauern, 
und das Verſprechen noch nicht gemacht, oder we— 
der zum voraus, noch nachher angenommen iſt, 
entſteht kein Vertrag. 


) Siehe Zeillers Commentar Nr. 3. 
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1) Dadfenige, was F. 380 von Erwerbung des Eigenthums 
geſagt worden iſt, nähmlich: daß ohne Titel und ohne rechtliche 
Erwerbungsart kein Eigenthum erlangt werden könne, gilt in 
gewiſſer Beziehung auch in Bezug auf die Erlangung perſönlicher 
Sachentechte. — Denn auch bey dem Erwerb diefer Rechte iſt 
vor Allem erforderlich, daß dem Erwerbenden die Möglichkeit 
hierzu eröffnet werde. Zur wirklichen Exiſtenz des Rechtes ge— 
nügt aber die Möglichkeit nicht, ſondern es muß noch eine 
Handlung, oder eine Begebenheit hinzutreten, um das bloß 
Mögliche in ein Wirkliches umzuwandeln. — Die Naturrechts— 
lehrer unterſcheiden daher auch bey den perſönlichen Sachenrech— 
ten den Titel von der rechtlichen Erwerbungsart. Bey denfe— 
nigen Rechten, welche unmittelbar aus den Geſetzen entſpringen, 
oder die ſich auf eine Beſchädigung gründen, liegt eigentlich der 
Titel in dem Geſetze ſelbſt, welches die Erwerbung ſolcher Rechte 
unter den beſtimmten Umſtänden möglich macht. Tritt dann nun die 
fer Umſtand, eder dieſe Handlung, worauf die Erwerbung des 
Rechtes bedingt iſt, wirklich ein, ſo wird dieſes Recht dann auch 
erworben; ſohin iſt dieſer Umſtand oder dieſe Handlung die Er— 
werbunsart. — Bey Verträgen liegt der Titel in dem Verſpre— 
chen, indem durch dieſes der verſprechende Theil (Promittent) 
zu Gunſten deſſen, dem verſprochen wird (Promiſſär), ſeinem 
Rechte auf das Vertrags-Object entfagt, und es dadurch dem letz— 
teren möglich macht, das an ſich Erwerbliche durch Aufhebung 
des zufälligen Hinderniſſes, daß es eben nicht rechtlos iſt, wirk— 
lich zu erwerben. — Die Erwerbungsart dagegen liegt in der 
Annahme des Promiſſärs. — Denn in dieſer liegt eine zurei— 
chende Erklärung, daß man das Erwerbliche als wirklich ers 
worben anſehen wolle ). 

2) Der Gegenftand eines Verſprechens beſteht entweder in 
einer Leiſtung, d. i. daß man dem Anderen etwas geben, oder 
wie das Beyſpiel von bejahenden Dienftbarkeiten lehrt, etwas. 
geſtatten, oder daß man, wie bey verneinenden Dienſtbarkeiten, 
(F. 472 Nr. 3) zu feinen Gunſten etwas unterlaſſen, fein Recht 


1) Siehe das natürliche Privatrecht vom Herrn Regierungsrathe Dr. Franz Rit— 
ter v. Egger. g. 94 
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erlaſſen (F. 1444), oder endlich auch, wie in dem Verwahrungs— 
und Bevollmächtigungsvertrage (IS. 957 und 1002) Handlun— 
gen unternehmen wolle ). 

3) Wenn nun ein ſolches Verſprechen gemacht, und dasſelbe 
von der anderen Seite angenommen wird, ſo kömmt durch 
den übereinſtimmenden Willen beyder Theile ein Vertrag zu 
Stande. — — In dieſem Augenblicke erwächſt dem Promiſſär 
ein Recht zu dem Gegenftande, deſſen ſich der Promittent bege— 
ben hat, und für den Promittenten wird die Verbindlichkeit ge— 
gründet, ſein Verſprechen zu erfüllen. Von dem Vertrage iſt 
demnach eine Pollicitation weſentlich verſchieden, indem 
unter der letzteren immer nur ein einſeitiges Verſprechen zu ver— 
ſtehen iſt, wodurch ein obligatorifches Verhältniß erzeugt werden 
ſoll, während ein Vertrag, ſeiner rechtlichen Natur nach, im— 
mer auf wechſelſeitiger Uebereinkunft beruhet. In wie fern je— 
doch ſelbſt eine ſolche Pollicitation verbindlich ſey, kommt in 
den . 862 und 865 vor. Von ſolchen Pollicitationen 
find aber ſowohl die Punctationen (F. 885) als die vorbereiten⸗ 
den Verträge (§. 936) zu unterſcheiden. 

4) Der natürliche Gang eines Vertrages, wie er zu Stande 
kommt, iſt, daß früher das Verſprechen gemacht, und darauf 
die Annahme erklärt werde. — Allein nothwendig iſt dieſes nicht. 
Es kann auch umgekehrt früher die Annahme erklärt werden, 
und auf dieſe Erklärung erſt das Verſprechen folgen. — Jedoch 
iſt in dieſem Falle, bey der Beurtheilung, ob durch die Unter— 
redung wirklich ein Vertrag zu Stande gekommen ſey, behuth- 
ſam zu Werke zu gehen. Eine bloße Anfrage, ob Jemand ge— 
neigt ſey, ein Verſprechen zu machen, kann noch als keine An— 
nahme angeſehen werden. — Die Annahme und das Verſprechen 
müſſen auch ganz gleich ſeyn; keiner aus dieſen zweyen Acten 
darf mehr oder weniger umfaſſen, als der andere. 

5) Das Princip des ganzen Vertragsrechtes iſt, daß die 
Verträge, in ſo fern ſie der buͤrgerlichen Ordnung überhaupt, 
und den beſonderen Verhältniſſen des Staates nicht widerſtrei— 
ten, nach dem wahren und vernünftiger Weiſe zu vermuthen⸗ 


1) Siehe Zeillers Commentar Nr. 


S. 362. ] 13 


den, ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärten Willen der ver— 
tragmachenden Theile aufrecht erhalten, und in Erfüllung ge: 
bracht werden müſſen. Aus jedem (gültigen) Vertrage erwächſt 
demnach dem Promiſſär ein Zwangsrecht, ein Recht zuz einer 
Klage, deren Benennung meiſtens von dem Nahmen des Ver— 
trages hergenommen wird. Wie auf was Weiſe das Zwangs⸗ 
recht ausgeübt werde, gehört in die Gerichtsordnung. 

6) Indeſſen gehet die Abſicht des Geſetzgebers nicht un— 
deutlich dahin, daß der Promiſſär ein rechtliches Intereſſe an der 
Erfüllung des Verſprechens haben müſſe. — Denn der gegenwär— 
tige F. redet ja von Uebertragung eines Rechtes; durch die 
Uebertragung eines Rechtes muß ſich aber nothwendig die Rechts— 
ſphäre desjenigen, an den das Recht übertragen wird, vergrößern. 
Ein Verſprechen alſo, aus deſſen Erfüllung die Vergrößerung der 
Rechtsſphäre des anderen Theiles nicht reſultirt, iſt, wenn es 
auch von der anderen Seite angenommen wird, immer unverbind— 
lich. — Dieſes deutet der Geſetzgeber auch durch die weiteren 
Ausdrücke, „daß er für ihn etwas thun, oder ſeinetwegen 
etwas unterlaſſen wolle,“ deutlich an. — Die Wahrheit dieſer 
Behauptung wird ferners durch den F. 881 beſtätigt, welcher 
ausdrücklich beſtimmt, daß außer den von den Geſetzen beſtimm— 
ten Fällen Niemand für einen Andern ein Verſprechen machen, 
oder annehmen könne. Hier iſt deutlich ausgeſprochen, daß 
ein angenommenes Verſprechen unverbindlich ſey, wenn der An— 
nehmer kein eigenes rechtliches Intereſſe an der Erfüllung des 
Verſprechens hat. Eine Rechts wahrheit, auf welche ich ſchon bey 
Erläuterung des §. 472 Nr. 6 hingedeutet, und die ich bey der 
Lehre von Servituten in Anwendung gebracht habe. 


9. 862, 


Wenn zur Annahme des Verſprechens kein Zeit— 
raum bedungen worden iſt; ſo muß ein mündli— 
ches Verſprechen ohne Verzug angenommen wer— 
den. Bey dem ſchriftlichen kommt es darauf an, 
ob beyde Theile ſich an demſelben Orte befin— 
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den oder nicht. Im erften Falle muß die Anz 
nahme in vierundzwanzig Stunden; im zwey— 
ten aber innerhalb jenes Zeitraumes, welcher 
zur zweymahligen Beantwortung nöthig iſt, er— 
folgen, und dem verſprechenden Theile bekannt 
gemacht werden; widrigen Falls iſt das Ver— 
ſprechen erloſchen. Vor Ablauf des feſtgeſetzten 
Zeitraums kann das Verſprechen nicht zurückge— 
nommen werden. 


1) Zu einem Vertrage wird Verſprechen und Annahme er— 
fordert (F. 861). Es kömmt daher vor Allem auf die Beſtim— 
mung an, in welchen Zeiträumen dieſe beyden Acte auf einan— 
der folgen müſſen. Vor Allem wird bemerkt, daß hier die 
gewöhnliche und natürliche Reihenfolge, gemäß welcher das Ver— 
ſprechen der Annahme vorausgeht, vorausgeſetzt werde. Hat 
nun der verſprechende Theil ſelbſt einen Zeitraum beſtimmt, bin— 
nen welchem ſich derjenige, dem dadurch ein Recht übertragen 
werden ſoll, über die Annahme zu erklären hat, ſo iſt ſich dar— 
nach zu achten, und es iſt der Verſprecher nicht berechtigt, vor 
Auslauf dieſes Zeitraums von ſeinem Verſprechen zurückzutreten; 
iſt aber dieſer Zeitraum verfloſſen, ohne daß der andere Theil 
ſich erklärt hat, fo iſt auch das Verſprechen ipso facto erloſchen, 
und es bedarf hierzu keiner ausdrücklichen Zurücknahme desſel— 
ben. — Es iſt zwar dieſe Behauptung nicht ausdrücklich durch 
das Geſetz ausgeſprochen; allein da dieſer Folge mit dem Ver— 
laufe des geſetzlichen Zeitraumes, binnen welchem die Annahme 
in den Fällen erklärt werden muß, wo kein Zeitraum von den 
Parteyen ausdrücklich feſtgeſetzt wurde, vom Geſetze ſelbſt in 
Verbindung geſetzt worden iſt, ſo tritt ſelbe ohne Zweifel auch 
in jenen Fällen ein, wo der Zeitraum der Annahme von der 
Partey ſelbſt beſtimmt wurde. 

2) Iſt aber kein Zeitraum ausdrücklich feſtgeſetzt worden, 
ſo muß man wieder unterſcheiden, ob ein Verſprechen mündlich 
oder ſchriftlich gemacht worden iſt. Ein mündliches Verſprechen, 
ſagt das Geſetz, muß ohne Verzug angenommen werden, und 
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es entfteht daher hier die Frage, wann man ſagen konne, daß 
ein Verzug eingetreten ſey? — Dieſe Frage läßt ſich im All 
gemeinen nicht beantworten, ſondern es muß in jedem einzelnen 
Falle die Beantwortung derſelben aus der Lage der Umſtände 
hergehohlet werden. So lange der annehmende Theil ſich damit 
befaßt, über den wahren Sinn des Verſprechens von Seite des 
anderen Theiles ſich Aufklärung geben zu laſſen, oder ſo lange 
er in dem Vorſchlage von Modificationen begriffen iſt, ſo lange 
ſcheint demſelben kein Verzug zur Laſt zu fallen, und der ver— 
ſprechende Theil nicht berechtiget zu ſeyn, während dieſen Un— 
terhandlungen plötzlich von feinem Verſprechen zurückzutreten. — 
Sind die Unterhandlungen abgebrochen worden, fo tritt die nähm— 
liche Rechtsfolge ein, welche das Geſetz mit Ablauf des zur Er— 
klärung feſtgeſetzten Termins bey einem ſchriftlichen Verſprechen 
in Verbindung geſetzt hat, nähmlich: der Promittent iſt an ſein 
Verſprechen nicht mehr gebunden. 

3) Iſt das Verſprechen ſchriftlich gemacht worden, fo kömmt 
es darauf an, ob beyde Theile ſich an demſelben Orte befinden 
oder nicht. Im erſten Falle muß die Annahme in vierund— 
zwanzig Stunden erfolgen, und dem verſprechenden Theile be— 
kannt gemacht werden, widrigenfalls iſt das Verſprechen erlo— 
ſchen. Unter Ort wird hier eine Stadt, ein Markt oder Dorf 
in dem Umfange verſtanden, als die Benennung desſelben ſich 
erſtreckt. Uebrigens kann hier in Anſehung der Frage, ob der 
Promittent und der Promiſſär ſich an einem und demſelben 
Orte befinden oder nicht, nicht leicht ein Zweifel entſtehen; 
denn iſt der Wohnſitz des einen von dem andern in ſo wei— 
ter Entfernung, daß die Correſpondenz von einem Standpunc— 
te zum andern mittelſt der Poſt oder bereits beſtehender or— 
dentlicher Bothen geſchieht, ſo wird wohl ſchwerlich behauptet 
werden können, daß dieſelben ſich an einem und dem nähmli— 
chen Orte befinden, iſt aber dieſes nicht der Fall, und iſt die 
Entfernung von der Art, daß die Correſpondenz weder mittelſt 
der Poſt, noch anderer gewöhnlicher Bothen unterhalten wird, 
ſondern man ſich hierzu eigener Bothen bedienen muß, ſo ſcheint 
der Schluß des gegenwärtigen Mittelſatzes ohnehin nicht an ſei— 
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nem Platze zu ſeyn, weil in ſelbem eine ordentliche Ueberſen⸗ 
dungsanſtalt vorausgeſetzt wird. — Was aber in jenen Fällen, 
wo die Correſpondenz nicht mittelſt ſolcher Anſtalten geführt wer: 
den kann, Rechtens ſey, wird unten Nr. 8 näher erörtert werden, 

4) Wenn das mündliche Verſprechen nicht unmittelbar von 
dem Promittenten ſelbſt, ſondern durch einen Bothen oder Be— 
vollmächtigten gemacht wird, fo wird behauptet, daß hier dit 
beſtimmte Zeitfriſt eines mündlichen Verſprechens keine Anwen— 
dung finde, ſondern die eines ſchriftlichen Verſprechens anzuwen— 
den ſey, weil dieſer Bothe oder Bevollmächtigte die Stelle eines 
Schreibens vertrete). Wird von dem Promittenten ein Bothe 
ohne nähere Inſtruction abgeſchickt, ſo muß ich dieſer Anſicht 
ganz beyſtimmen; wird aber dem Bothen zugleich der Auftrag 
gegeben, er habe auf eine Antwort zu warten, ſo ſcheint es 
mir aber keinem Zweifel zu unterliegen, daß die Annahme ſo— 
gleich erklärt werden müſſe, und das Verſprechen als erloſchen 
anzuſehen wäre, wenn der Bothe, ohne eine Antwort abgewar— 
tet zu haben, zurückkehrte. — Dieſes folgt aus dem oben Nr. 1 
aufgeſtellten Satze, daß es in dem Belieben des Promittenten 
liege, ſogleich auf die Erklärung der Annahme zu dringen, oder 
einen beſtimmten Zeitraum hierzu feſtzuſetzen. Geſchieht aber 
das Verſprechen durch einen ordentlich Bevollmächtig⸗— 
ten, ſo wird der Promittent von demſelben förmlich repräſen— 
tiret, und iſt eben ſo viel, als ob der Vertrag zwiſchen ihm 
ſelbſt, und den Promiſſär abgeſchloſſen würde. — Wäre die An— 
ſicht richtig, daß der Bevollmächtigte die Stelle eines Schreibens 
vertrete, ſo würde daraus folgen, daß der Vertrag nur dann 
als abgeſchloſſen zu betrachten ſey, wenn der Promittent durch 
ſeinen Bevollmächtigten von der Annahme des Promiſſärs be— 
nachrichtiget wird. Allein dieſes iſt offenbar der Fall nicht; denn 
gleich, wie von Seite des anderen Theiles die Annahme des 
Verſprechens erklärt iſt, iſt auch der Vertrag zu Stande gekom— 
men, und der Promittent kann für keinen Fall mehr zurücktre— 
ten, wenn auch der Bevollmächtigte vernachläſſiget hätte, ſeinem 


4) Siehe Zeillers Commentar $. 382 Nr. 3, 
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Machtgeber binnen des geſetzlichen Zeitraums von der erfolgten 
Annahme in Kenntniß zu ſetzen ($. 1017). 

5) Befinden ſich der Promittent und der Promiſſär nicht an 
einem und dem nähmlichen Orte, ſo muß von Seite des letzteren 
die Annahme innerhalb jenes Zeitraums, welcher zur zweymahli— 
gen Beantwortung nöthig iſt, erfolgen, und dem verſprechenden 
Theile bekannt gemacht werden. — Es frägt ſich hier, wem eine 
durch die Verſendungsanſtalt ſelbſt unterlaufene Verſpätung hier 
zum Nachtheile gereiche? — Es iſt kein Zweifel, daß in dem Falle, 
als das ſchriftliche Verſprechen zur rechten Zeit an den Promiſ— 
far einlangt, dieſer auch noch zur gehörigen Zeit feine Annahme 
ſchriftlich erkläret, dieſe Erklärung aber, z. B. aus Verſehen, auf 
der Poſt liegen bleibt, und dem Promittenten erſt nach der geſetzli— 
chen Zeitfriſt zugeſtellt wird, er an ſein Verſprechen nicht mehr 
gebunden ſey, daher in dieſem Falle die Verſpätung dem Promiſ— 
far zum Nachtheile gehe. Zweifelhafter iſt es, was in dem Falle 
Rechtens ſey, wenn bey Ueberſendung des ſchriftlichen Verſpre— 
chens eine ſolche Zögerung eintritt? — Da die Verpflichtung des 
Promittenten, ſeine Annahme in einer beſtimmten Zeitfriſt zu er— 
klären, doch erſt nach der ihm geſchehenen Zuſtellung des ſchrift— 
lichen Verſprechens beginnen kann, ſo könnte man glauben, daß 
die Verſpätung hier dem Promittenten zur Laſt gehe. Allein 
ich glaube deſſen ungeachtet, daß der Termin zur Erklärung der 
Annahme des Verſprechens nach jenem Zeitpuncte berechnet wer— 
den müſſe, an welchem das Schreiben verſendet wurde. — Denn 
offenbar wollte der höchſte Geſetzgeber in dem gegenwärtigen $. 
den Zeitraum, Helcher von dem gemachten Verſprechen bis zur 
Erklärung der Annahme zugewartet werden muß, beſtimmen; die 
Erklärung des Verſprechens iſt aber nur in dem Falle als ge— 
geben anzuſehen, wenn es nicht mehr in der Macht des Promit— 
tenten ſteht, die Schrift zu ſich zu nehmen, d. i. wenn ſie abge— 
laufen iſt. Darum hat das Geſetz in Anſehung der Annahme 
ausdrücklich angeordnet, daß dieſelbe innerhalb des beſtimmten 
Zeitraumes erfolgen und dem verſprechenden Theile bekannt ge— 
macht werden müſſe; wäre daher der Wille des höchſten Geſetz— 
gebers geweſen, daß der beſtimmte Termin von Zuſtellung des 

Nippel's Commentar VI. Th. 2 
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Verſprechens an berechnet werden müſſe, fo würde er ohne Zweifel 
auch hier einen ähnlichen Beyſatz gemacht haben. Bey Beftimmung - 
des Termins, der zur zweymahligen Beantwortung nöthig 
iſt, wurde bereits auf ſolche zufällige Hinderniſſe Rückſicht genom— 
men, und es lag gewiß nicht in der Abſicht des Geſetzgebers, 
dem Promittenten die Verbindlichkeit aufzulegen, ſich der Zuſtel— 
lung an den Promiſſär zu verſichern, und ſeine Hände ſo lange 
gebunden zu halten, bis er die Ueberzeugung erhält, daß die Er— 
klärung des Verſprechens dem Promiſſär wirklich zugekommen iſt. 
6) Aus dieſer hier aufgeſtellten und begründeten Behauptung 
ergibt ſich aber auch die weitere Folge, daß es hier eigentlich nicht 
auf den Ort ankomme, wo ſich der Promiſſär wirklich befindet, 
ſondern auf denjenigen, wohin das Schreiben gerichtet iſt. Denn 
es wurde bereits oben Nr. 1. erwähnt, daß dem Verſprecher frey— 
ſtehe, ſelbſt einen gewiſſen Zeitraum zu beſtimmen, innerhalb wel— 
chem die Erklärung der Annahme geſchehen ſoll. Hat er nun ſelbſt 
keinen ſolchen Zeitraum beſtimmt, ſo ſuppliret das Geſetz dieſe 
Zeitbeſtimmung durch die bereits erörterten Vorſchriften, und es 
iſt anzunehmen, daß der Promittent dieſe geſetzlichen Beſtimmun— 
gen bey Erklärung feines Verſprechens vor Augen hatte, und ſtill— 
ſchweigend dieſelben genehmigte, da es ihm ſonſt freygeſtanden 
wäre, eine andere Zeitbeſtimmung feſtzuſetzen. Erklärt nun der 
Promittent dem Promiſſär, der ſich nach Meinung des erſteren in 
dem Orte A befiudet, feinen Willen, fo ſcheint es eben fo viel zu 
ſeyn, als ob er dabey ausgedrückt hätte, daß er auf die Erklärung 
der Annahme ſo lange warten wolle, bis eine Zeitfriſt, welche von 
dem Orte A aus zur zweymahligen Beantwortung nöthig iſt, wor: 
über ſeyn wird; nach dieſem Zeitpuncte aber ſoll ſein Verſprechen 
erloſchen ſeyn. Befindet ſich daher der Promiſſär an dem Orte & 
nicht, und erfolgt daher aus dieſem Grunde die Antwort erſt nach 
Verlauf obiger Zeitfriſt, ſo hat der Promittent allerdings das 
Recht, ſein Verſprechen als erloſchen anzuſehen. — Setzen wir 
z. B. den Fall: der ſich in Grätz befindliche Cajus, der wegen Bezah— 
lung einer Schuld betrieben wird, ſey entſchloſſen, zur Befriedigung 
ſeines Gläubigers ſein Haus zu verkaufen. Da ſein Freund Titus 
fich einmahl geäußert hatte, daß er Willens wäre, dieſes Haus 
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zu kaufen, ſo biethet er ihm in einem Briefe dasſelbe zum Kaufe 
an, und ſendet dieſen Brief nach Wien, wo bisher Titus domizi— 
lirte. — In der Zwiſchenzeit hat aber Titus feinen Wohnſitz in 
Lemberg aufgeſchlagen, wohin von dem Poſtamte Wien, dem dieſe 
Ueberſiedelung bekannt iſt, der Brief nachgeſendet wird. Es kann 
nun von Cajus nicht gefordert werden, auf die Erklärung des Ti— 
tus ſo lange zu warten, als nothwendig iſt, daß von Lemberg 
aus dieſer Brief zweymahl in Grätz als beantwortet erſcheinen konnte. 

7) Es kann auch der Fall eintreten, daß der Promittent, 
die Zeit zur Erklärung über ſeinen Antrag dem Gutbefinden des 
Promiſſärs überläßt. Es ſchreibt z. B. Cajus dem Sempronius: 
„In bin entſchloſſen, mein Haus zu veräußern, und trage Ihnen 
dasſelbe gegen einen Kaufſchilling von 20,000 fl. zum Kaufe an. 
Ueberlegen Sie die Sache genau, und wenn Sie dieſelbe reiflich er— 
wogen haben werden, fo antworten Sie mir.“ In dieſem Falle 
wäre ſich nach der Analogie des F. 904 zu benehmen, und es 
könnte daher der Promittent fordern, daß ſich der andere Theil 
keinen unnöthigen Aufſchub erlaube. — Iſt jedoch die Bedenk— 
zeit ausdrücklich zu einem gewiſſen Zwecke verftattet worden, fo 
muß auch angenommen werden, der Promittent habe in eine ſolche 
Friſt gewilligt, daß innerhalb derſelben der Zweck erreicht werden 
kann. — Wie aber, wenn der Zeitpunct der Erklärung ganz der 
Willkühr des Promiſſars anheim geſtellt würde? — Wenn man 
ſich in dieſem Falle an die Analogie des F. 904 halten wollte, 
ſo müßte der Promittent entweder den Tod des Promiſſärs ab— 
warten, und dann dem Erben einen beſtimmten Termin zur An— 
nahme feſtſetzen, oder in fo fern die Leiſtung, welche mit der Anz 
nahme des Verſprechens verbunden ſeyn ſoll, auf die Perſon des 
Promiſſärs beſchränkt iſt, von dem Richter eine Zeit zur Erklärung 
feſtſetzen laſſen. Allein das Erſtere kann für keinen Fall angehen, 
weil ein noch nicht angenommenes Verſprechen auf die Erben nicht 
übergeht (§. 918); es ſcheint aber auch das Letztere nicht Platz 
zu greifen, weil die Aehnlichkeit zwiſchen dem im F. 904 berührten 
Falle mit dem hier erwähnten mehr ſcheinbar als wirklich iſt. — 
Denn dort iſt von Erfüllung eines bereits beſtehenden Vertrages, 
hier von Zuſtandebringung eines bereis eingeleiteten die Rede, 
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und es dürfte daher der gegebene Fall eben deßwegen näher 
mit dem des §. 936, als mit dem des F. 904 verwandt ſeyn. Ich 
glaube daher, daß in dem hier aufgeworfenen Falle das gegebene 
Verſprechen für jeden Fall nach einem Jahre erlöſche, und daß es 
ſelbſt vor Ablauf dieſes Zeitraumes unwirkſam werde, wenn die Um— 
ſtände inzwiſchen dergeſtalt verändert worden ſind, daß dadurch 
der ausdrücklich beſtimmte, oder aus den Umſtänden hervorleuch— 
tende Zweck vereitelt wird, oder das Zutrauen des Promittenten ver— 
loren geht; denn ſollte wohl ein nicht angenommenes Verſprechen 
den Promittenten feſter binden, als eines, was bereits durch die 
Annahme zum Vertrage erhoben ward? 

7) In den letzten hier berührten Fällen wird das Verſprechen 
ſogar dann erlöfchen, wenn ein Zeitraum zur Annahme desſelben 
ausdrücklich beſtimmt wird, oder der an deſſen Stelle eintretende 
geſetzliche Zeitraum zu beachten iſt. Denn ſetzen wir den Fall: 
Titus habe dem Sempronius die Leiſtung eines Darleihens und 
Uebergabe des Betrages binnen acht Tagen verſprochen, und 
letzterer habe dieſes Verſprechen auch angenommen. Wenn nun 
während dieſer acht Tage über das Vermögen des Promiſſärs der 
Concurs ausbricht, fo iſt der Promittent nach F. 936 nicht mehr 
ſchudig ſein Verſprechen zu halten, obſchon der Promiſſär durch 
die erklärte Annahme bereits ein Recht auf dadfelbe erworben hatte. 
Geſtalten wir nun denFall auf folgende rt: — Titus eröffne in einem 
Briefe dem Sempronius, daß ihm ſo eben Geld zur Dispoſition 
eingelaufen ſey, und er ihm daher antrage, ein Darleihen von 1000 fl. 
in Empfang zu nehmen. Gleich nach Empfang des Briefes reiſet 
nun Sempronius, über den ſo eben der Concurs ausgebrochen iſt, 
an den Wohnort des Titus, um dieſe 1000 fl. in Empfang zu 
nehmen; wird nicht Titus hier berechtiget ſeyn, ſein Verſprechen zu— 
rückzunehmen? kann der Umſtand, daß dieſes Verſprechen noch nicht 
angenommen worden ſey, für denſelben eine größere Verbindlichkeit 
erzeugen, als wann dasſelbe bereits angenommen worden wäre? 

8) Ich komme nun auf den bereits Nr. 3 berührten Fall, 
was nähmlich Rechtens ſey, wenn zwiſchen zwey Ortſchaften kein 
Poſtenlauf beſteht, und auch keine Bothenanſtalt errichtet iſt, und 
daher die Correſpondenz mittelſt abgeſendeter Bothen geſchehen 
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muß. — Hier muß man unterſcheiden: — Wird von Seite des Pro— 
mittenten dem mit dem ſchriftlichen Verſprechen abgeordneten Bo— 
then mitgegeben, daß er zugleich die Antwort zurückbringen ſoll, 
ſo kann der Antragende verlangen, daß die Antwort ohne allen 
unnöthigen Aufſchub ſogleich abgegeben werde; jedoch kann er vor 
Zurückkunft des Bothen, und ohne ſich die Ueberzeugung verfchafit 
zu haben, ob ſein Antrag angenommen worden ſey oder nicht, 
von ſeinem Antrage nicht füglich zurücktreten, weil die ſpätere 
Zurückkunft des Bothens auch in einem Zufalle, oder in deſſen 
eigenem Verſchulden gegründet ſeyn kann. — Iſt aber die ſchrift— 
liche Annahme des gemachten Verſprechens im vorliegenden Falle 
von Seite des Promiſſärs dem Bothen eingehändiget worden, 
ſo iſt es eben ſo viel, als ob ſelbe dem Promittenten ſelbſt über— 
geben worden wäre, weil dieſer ſelbſt beſtimmt hat, daß ihm 
durch den abgeſendeten Bothen die Antwort zugeſendet werde 
(F. 429). Iſt aber der Bothe mit dem Schreiben ohne Auftrag, 
daß er auf die Antwort zu warten habe, an den Promiſſär ab— 
geſendet worden, ſo muß man weiter unterſcheiden, ob ein Bo— 
the den Weg von einem Orte zum andern binnen 24 Stunden 
zwey Mahl hin und zurück machen kann oder nicht. Im 
erſteren Falle muß die Annahme binnen 24 Stunden, im letzte— 
ren aber binnen einem Zeitraume erfolgen, welcher nöthig iſt, 
um den Weg von einem Orte zum andern zwey Mahl hin und 
zurück zu machen; denn da, wie vorausgeſetzt wird, der Anneh— 
mer einen eigenen Bothen zur Erklärung ſeiner Annahme abſen— 
den muß, ſo kömmt es hier nur darauf an, wann man eigentlich 
fagen könne, daß ein Zeitraum, welcher zur zweymahligen Beaͤnt— 
wortung nöthig iſt, verfloſſen ſey? — Da die Abſendung eines 
eigenen Bothens zu jeder Zeit geſchehen kann, ſo kann die Er— 
klärung der Annahme in einer Zeitfriſt erfolgen, welcher ein Bothe 
bedarf, um den Weg ein Mahl hin und zurück zu machen, und 
ſohin wird auch dieſe Zeitfriſt, doppelt genommen, den Zeitraum 
geben, welcher zur zweymahligen Beantwortung des Schreibens 
nothwendig iſt. — Kann aber der Bothe in kürzerer Zeit als 
binnen 24 Stunden den Weg zwey Mahl hin und zurück machen, 
ſo iſt es doch nicht nothwendig, daß die Annahme in dieſer kür— 
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zeren Zeit erfolge, weil es unmöglich die Abſicht des höchften 
Geſetzgebers ſeyn kann, die Zeitfriſt der Annahme kürzer zu be— 
ſtimmen, wenn beyde Theile an verſchiedenen Orten ſich befin— 
den, als wenn ſie ſich in einem und demſelben Orte aufhalten. 
— Da indeſſen nicht jeder Fußgeher mit gleicher Schnelligkeit 
einen Weg zurücklegt, ſo iſt ohne Zweifel bey Ausmeſſung des 
Zeitraumes die längſte Zeitfriſt, binnen welcher ein gewöhnlicher 
Bothe ohne ungewöhnliche Hemmungs-Urſachen zurückkommen 
kann, in Rechnung zu bringen. 


9. 862. 
Eintheilung der Verträge. 3 
Man kann feinen Willen nicht nur ausdrücklich 
durch Worte und allgemein angenommene Zei— 
chen; ſondern auch ſtillſchweigend durch ſolche 
Handlungen erklären, welche mit Ueberlegung 
aller Umſtände keinen vernünftigen Grund, daran 
zu zweifeln, übrig laſſen. 

1) Eine Willens-Erklärung iſt eine Aeußerung deſſen, was 
nach der Abſicht des Erklärenden geſchehen oder nicht geſchehen 
fol. — Die Willens-Erklärungen find entweder wirkliche oder ver— 
muthete, je nachdem ihnen entweder ein wirklich gefaßter Entſchluß 
(Willens-Beſtimmung) vorangegangen, und mit Abſicht geäußert 
worden iſt oder nicht. — Die erſteren laſſen ſich wieder eintheilen 
in ausdrückliche und ſtillſchweigende Willens-Erklärungen. 

2) Die ausdrückliche Willens-Erklärung geſchieht gewöhn— 
lich durch Worte, welche entweder mündlich ausgeſprochen, oder 
ſchriftlich ausgedrückt werden; ſie kann aber auch durch andere 
allgemein angenommene Zeichen, die an und für ſich ohne Be— 
dachtnehmung auf die beſonderen Umſtände ihre beſtimmte Be— 
deutung haben, wie z. B., das Kopfnicken, das Kopfſchütteln, 
die Darreichung der rechten Hand u. ſ. w. geſchehen. 

3) Stillſchweigend wird der Wille durch ſolche Handlungen 
erklärt, die an und für ſich keine beſtimmten Zeichen ſind, wel— 
che aber mit Ueberlegung aller Umſtände keinen vernünftigen 
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Grund zu zweifeln übrig laſſen, daß der Wille fo und nicht 
anders geweſen, und es auch in der Abſicht der handelnden 
Perſon gelegen ſey, ihren Willen zu offenbaren. Wer z. B. 
ein Ueberfahrts-Schiff beſteigt, und ſich über einen Fluß ſetzen 
läßt, verſpricht ſchon dadurch die Entrichtung des gewöhnlichen 
Lohnes, und der Schiffer nimmt das Verſprechen an '), oder 
wenn Jemand in einem Kaufgewölbe Waaren nimmt, ohne über 
den Kaufpreis beſonders zu unterhandeln, hierfür einen beſtimm— 
ten Preis dem Kaufmanne behändiget, und derſelbe das Geld 
ohne weitere Bemerkung annimmt, ſo iſt es ein Zeichen, daß er 
ſich mit der Bezahlung begnüge, und es kann nach der Hand 
die Forderung eines höheren Betrages nicht mehr Statt finden. 
4) Manchmahl erklären die Geſetze ſelbſt beſtimmte Hand: 
lungen für eine ſtillſchweigende Willens-Erklärung; dieſes iſt z. 
B. der Fall, bey Verfaſſung eines zweyten Teſtamentes, wo 
angenommen wird, daß dadurch das frühere Teſtament widerru— 
fen werde, obwohl beyde Teſtamente vielleicht ohne Anſtand ne— 
ben einander beſtehen könnten; ſo wird ein Pachtvertrag ſtill— 
ſchweigend erneuert angeſehen, wenn derſelbe zur gehörigen Zeit 
nicht aufgekündet wird u. ſ. w. (9%: 713 u. 1114). Dort, wo 
die Geſetze ausdrücklich bey einer Handlung oder Unterlaſſung 
eine ſtillſchweigende Willens-Erklärung annehmen, hat die Sa— 
che keine Schwierigkeit, nur iſt zu bemerken, daß eine ausdrück— 
liche Willens-Erklärung doch immer der ſtillſchweigenden dero— 
gire. — Hat das Geſetz aber nicht ſelbſt die Handlung oder Un— 
terlaffung als eine ſolche ſtillſchweigende Willens-Aeußerung er: 
klärt, ſo iſt in jedem einzelnen Falle die Beantwortung der Fra— 
ge, ob hier eine ſolche ſtillſchweigende Erklärung anzunehmen 
ſey oder nicht, manchen Schwierigkeiten unterworfen. Herr 
Hofrath v. Zeiller ſtellt in feinem Commentare dießfalls folgen: 
de, in der Natur der Sache liegenden, Grundſätze auf: 
a) der Handelnde muß von dem Geſchäfte genaue und vollſtän— 
dige Kenntniſſe beſitzen; 
b) ſeine Handlungen müſſen keine andere vernünftige Abſicht, 
als die man ihnen unterlegt, zulaſſen, und 
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c) darf nicht mehr daraus gefolgert werden, als dadurch ange: 
deutet wird. 

Bloßes Stillſchweigen wird nur alsdann für Einwilligung 
geachtet, wenn der Schweigende ſich erklären konnte, und ver: 
möge der Geſetze dazu verbunden war. 

5) Von der ausdrücklichen und ſtillſchweigenden Einwilli— 
gung unterſcheidet man die vermuthete, die lediglich aus der ge— 
wöhnlichen Denk- und Handlungs-Art der Menſchen überhaupt, 
oder der individuellen Perſon insbeſondere, oder aus den Regeln 
der Willenslehre in Verbindung mit den obwaltenden Umſtänden 
mit Wahrſcheinlichkeit gefolgert wird. — Bey dieſen weiß man 
weder mit Gewißheit, was für eine Abſicht der Handelnde eigent— 
lich habe, noch ob er ſich überhaupt darüber, worauf es ankommt, 
ſchon beſtimmt erklärt und einen Entſchluß gefaßt habe, ja bis— 
weilen wohl gar nicht einmahl, ob er überhaupt gehandelt habe, 
und mit dem Gegenſtande bekannt ſey. Deſſenungeachtet glaubt 
man, bey dem Zufammentreffen der übrigen Umſtände voraus— 
ſetzen zu können, daß der Menſch, wenn er vernünftig iſt, nicht 
anders gehandelt haben, und alſo auch hinterher dasjenige geneh—⸗ 
migen werde, was man an ſeiner Stelle gedacht und gethan 
hat). Wo das Geſetz ſelbſt ſolche Vermuthungen aufſtellt, 
muß ſich natürlicher Weiſe darnach gerichtet werden; wo aber 
dieſes der Fall nicht iſt, kann einer ſolchen Vermuthung die Kraft 
einer Willens-Erklärung nicht zugeſchrieben werden. — So z. B. 
könnte aus den Regeln der Willenslehre vermuthet werden, daß 
jeder Menſch ein Verſprechen, welches für ihn offenbare Vortheile 
gewährt, annehmen werde. Deſſenungeachtet wird die Annahme 
eines ſolchen Verſprechens nicht vorausgeſetzt, ſondern es muß er— 
wieſen werden, daß der Promiſſär den Willen, das Verſprechen anzu— 
nehmen, durch Worte oder unzweydeutige Zeichen an Tag gelegt habe. 


F. 864. 
Verträge ſind einſeitig oder zweyſeitig verbindlich, 
je nachdem nur Ein Theil etwas verſpricht, und 
der andere es annimmt; oder beyde Theile ein- 


1) Siehe Grävell General- Theorie der Verträge. S. 24. Anmerk. 
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ander Rechte übertragen, und wechſelſeitig an— 
nehmen. Die erſten werden alſo ohne Entgeld; 
die anderen aber mit Entgeld geſchloſſen. 


1) Verträge gehören, wie wir aus dem F. 861 erfehen 
haben, zu den vorzüglichſten Quellen, Rechte zu erwerben. Wenn 
daher zwey Perſonen mit einander einen Vertrag ſchließen, ſo 
hat wenigſtens eine davon die Abſicht, durch den Vertrag ein 
Recht für ſich zu erwerben. Gewöhnlich aber bezielen beyde 
Theile das Nähmliche, und beyde Theile erſcheinen daher als 
Promittent und Promiſſär zugleich. Jeder tritt ein Recht in die 
Rechtsſphäre des anderen Contrahenten ab, um dafür ein ande: 
res in ſeine eigene Rechtsſphäre zu bekommen. — Dieſe Be— 
trachtung liefert die vorzüglichſte Eintheilung der Verträge. 

2) Wird nähmlich nur auf einer Seite die Erwer— 
bung einer Sache oder eines Rechtes bezielet, und daher von 
der anderen Seite nur ein Recht übertragen, ohne daß gegen— 
ſeitig der Uebertragende die Erwerbung eines Rechtes für ſich be— 
zielet, — oder mit anderen Worten, ohne daß ſich dieſer für die 
Uebertragung des Rechtes ein Entgeld bedinget, — dann heißt der 
Vertrag vorzugsweiſe ein einſeitig- verbindlicher (unent— 
geldlicher), — wird aber auch zugleich von Seite des anderen 
der Erwerb eines Rechtes beabſichtiget, — daher von ihm für die 
Uebertragung des Rechtes die Erwerbung eines andern Rechtes, 
ſohin ein Entgeld bedungen, — dann heißt der Vertrag hier vor— 
zugsweiſe ein zweyſeitig- verbindlicher (entgeldlicher) Ver— 
trag. Dieſe Anſicht liegt auch dem gegenwärtigen §. offenbar 
zu Grunde. 

3) Wird aber gleich bey einem unentgeldlich geſchloſſenen, 
ſohin nach obiger Erklärung einſeitig verbindlichen Vertrage, — 
die Erwerbung eines neuen Rechtes nicht beabſichtiget, folglich 
der Vertrag von dem Promittenten nicht in der Tendenz geſchloſ— 
ſen, um dadurch ſeine Rechtsſphäre auf einer anderen Seite zu 
erweitern, ſo kann es doch Fälle geben, wo auch der Promiſſär 
zu einer Leiſtung verbunden wird, und zwar nicht etwa bloß neben— 
her, fondern aus der Natur des geſchloſſenen Vertrages ſelbſt. 
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— Setzen wir z. B.: der A habe dem B die Fruchtnießung 
ſeines Hauſes ganz unentgeldlich auf mehrere Jahre überlaſſen. 
Hier übernimmt der B durch die Annahme dieſes Verſprechens 
offenbar die Verbindlichkeit, das ihm zur Fruchtnießung über— 
laſſene Haus als ein guter Haushälter in dem Stande, in wel— 
chem er es übernommen hat, zu erhalten, und aus dem Ertrage 
die Ausbeſſerungen, Ergänzungen und Herſtellungen zu beſor— 
gen (§. 513). Ungeachtet daher der Vertrag ein unentgeldlicher, 
—und nach der oben gegebenen Erklärung ein einſeitig-verbind— 
licher Vertrag iſt, — bleibt der Promiſſär nicht von allen Ver— 
bindlichkeiten befreyt. — Setzen wir dagegen: der A habe dem B 
ſeine Sackuhr geſchenkt. — In dieſem Falle übernimmt der B 
keine Verbindlichkeit, welche ſchon in der Annahme der Schen— 
kung begründet wäre. Es laſſen ſich alſo die unentgeldlichen 
Verträge, d. i. diejenigen, bey welchen bloß ein Contrahent die 
Erwerbung eines Rechtes beabſichtet, gleichfalls wieder in zwey 
Arten theilen, nähmlich in ſolche, die auf Seite des Promiſ— 
ſärs keine Verbindlichkeit, — und in ſolche, die eine Verbindlich— 
keit begründen; und es iſt wenigſtens nicht ſprachunrichtig, wenn 
man die erſteren einſeitig-verbindliche, — die letzteren aber zweyſeitig— 
verbindliche nennet, in welchem Sinne des Wortes ſie aber mit 
unentgeldlichen und entgeldlichen Verträgen nicht vermengt wer— 
den dürfen. 

4) Ich behaupte daher, daß die Ausdrücke: einſeitig- und 
zweyſeitig- verbindliche Verträge, in einer doppelten Bedeutung 
genommen werden können, ein Mahl in einer engeren, in wel— 
cher ſie den nähmlichen Begriff bezeichnen, wie die Ausdrücke un— 
entgeldlich und entgeldlich; dann in einer weiteren Bedeutung, 
von welcher oben Nr. 3 der Begriff angegeben iſt. 

5) Daß dieſe Eintheilung nicht vernunftwidrig, und die 
Bezeichnung nicht ſprachunrichtig ſey, ſcheint mir keines weiteren 
Beweiſes zu bedürfen; denn ich habe nachgewieſen, daß es Ver— 
träge gebe, wo der Promittent allein verpflichtet, und der Promiſſär 
gar zu keiner Leiſtung verbunden wird, und es kann unmöglich 
gefehlt ſeyn, dieſe verſchiedenartigen Verträge auch mit beſtimm— 
ten Benennungen zu verſehen; auch kann man gewiß nicht be— 
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haupten, es ſey ſprachunrichtig, diejenigen Vertrage, wodurch 
nur ein Contrahent verbunden wird, einſeitig-verbindliche Ver— 
träge, und diejenigen, wobey auch der andere Theil beſtimm— 
te Verbindlichkeiten auf ſich nimmt, zweyſeitig-verbindliche Ver— 
träge, und zwar zum Unterſchied des oben angegebenen geſetzli— 
chen Begriffes, im weiteren Sinne des Wortes zu nennen. 

6) Ich kann mich aber nicht begnügen, meine hier entwi— 
ckelte Eintheilung mit der Vernunft und dem Sprachgebrauche 
auszuſoͤhnen; mir liegt als Erklärer des poſitiven Rechtes ob, 
dieſe Eintheilung aus dem bürgerlichen Geſetzbuche ſelbſt zu recht— 
fertigen. Wie werde ich aber dieſes zu thun im Stande ſeyn? 
— Offenbar dadurch, wenn ich zeige, daß der öſterreichiſche Ge— 
ſetzgeber ſelbſt den Ausdruck „einſeitig oder zweyſeitig“ in dieſer 
von mir angegebenen engeren Bedeutung genommen habe. — 
Dieſes iſt nun wirklich der Fall in dem $. 1369. Hier heißt 
es: „Was bey Verträgen überhaupt Rechtens iſt, gilt auch bey 
dem Pfand- Vertrage. Er iſt zweyſeitig-verbindlich.“ 
Dieſer Ausdruck „er iſt zweyſeitig-verbindlich' kann nun nicht 
in dem Sinne genommen werden, in welchem das Geſetzbuch 
dieſen Ausdruck im gegenwärtigen $. genommen hat; denn der 
Pfandgeber als ſolcher, (wenn nähmlich nebſt dem Pfand-Ver— 
trage nicht auch andere Nebenbedingungen eintreten), bezweckt bey 
dem Pfand-Vertrage nicht die Erwerbung eines neuen Rechtes 
von ſeiner Seite, ſondern will bloß dadurch die Rechtsſphäre 
des Pfandnehmers erweitern. — Es läßt ſich zwar allerdings 
denken, daß ſich der Pfandgeber eine Gegenleiſtung ausbedinge, 
in welchem Falle er als ein entgeltlicher, folglich zweyſeitig— 
verbindlicher Vertrag im Sinne des gegenwärtigen F. anzu— 
ſehen wäre; allein eine ſolche Nebenbeſtimmung wäre eine 
rein-zufällige, nicht einmahl natürliche, um fo weniger we— 
ſentliche Beſchaffenheit des Pfandvertrages. Auch gibt der 
$. 1369 im weiteren Verfolge ſelbſt an, in welcher Beziehung 
der Pfandvertrag als ein zweyſeitig- verbindlicher Vertrag ange— 
ſehen werden müſſe, da er ſagt: „Der Pfandnehmer muß das 
Handpfand wohl verwahren und es dem Verpfänder, ſobald die— 
ſer die Befriedigung leiſtet, zurückgeben. Belrifft es eine Hypo— 
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thek, fo muß der befriedigte Gläubiger den Verpfaͤnder in den 
Stand ſetzen, die Löſchung der Verbindlichkeit aus den öffentli— 
chen Büchern bewirken zu können.“ Dieſe Verbindlichkeit des 
Pfandnehmers ſind offenbar nicht von der Art, daß ſie als ein 
Entgeld für die Hergebung des Pfandes angeſehen werden kön— 
nen; ſondern das Geſetz legt ſie hier dem Pfand-Inhaber zur 
Erleichterung der Laſt des Pfandgebers auf ). 

7) Das Geſetzbuch redet hier bloß von entgeldlichen und 
unentgeldlichen Verträgen, und ſcheint daher dadurch ſtillſchwei— 
gend zu erklären, daß es keine gemiſchten Verträge gebe. — 
Bey Prüfung, ob dieſer Schein auch richtig ſey, müſſen wir 
unterſuchen, was man eigentlich unter gemiſchten Verträgen ver— 
ſtehe. — Herr Hofrath v. Zeiller ſagt bey Erläuterung des K. 
938: „Verträge ſind theils ſchlechterdings unentgeldliche, wie die 
Schenkung und der Leihvertrag, theils rein entgeldliche, wie der 
Kauf-, Tauſch- und Beſtand-Vertrag; theils gemiſchte, die bald 
zu einer, bald zur andern Art gehören, wie der Darleihens-, 
Verwahrungs- oder Bevollmächtigungs-Vertrag, und mehrere 
Arten der Verträge über Dienſtleiſtungen, ferner die Glücks-Ver⸗ 
träge und Ehepacten.” — Die $$. 934, 969, 1004 u. 1267 
ſtellen außer Zweifel, daß es in dieſem Sinne gemiſchte Ver— 
träge gebe. Allein eben ſo wenig läßt es ſich bezweifeln, daß 
die Benennung „gemiſchte Verträge“ in dieſer Beziehung nicht 
ganz richtig gewählt ſey, weil der Ausdruck „gemiſchter Vertrag 
einen Vertrag (in concreto) vorausſetzt, auf welchen dieſe Er— 
klärung nicht anwendbar iſt. Herr Profeſſor Schuſter, der die— 
ſes näher nachgewieſen hat ), ſetzt daher bey: „Die Eintheilung 
der Verträge in ſchlechterdings unentgeldliche, rein-entgeldliche 
und gemiſchte muß daher auch aus der Rechtswiſſenſchaft ver— 
bannt werden, ſo wie ſie auch aus dem Geſetzbuche ausgeſchloſ— 
ſen iſt.“ — Allein ich glaube, daß dadurch, daß der Geſetzgeber 
im gegenwärtigen $. von gemiſchten Verträgen keine Erwähnung 


4) Vergleiche die Abhandlung des Herrn Profeſſors Schuſter in der Wagner'ſchen 
Zeitſchrift, 1830. V. Heft., S. 237 — 265. Bey Commentirung des g. 1389 wird 
die von dieſem Schriftſteller entwickelte Anſicht näher gewürdiget werden. 

2) In der eitirten Abhandlung, S. 249 — 250. 
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macht, die obige Eintheilung nicht ſchlechterdings aus dem Ge: 
ſetzbuche ausgeſchloſſen ſeyß. Noch im gegenwärtigen Hauptſtücke 
wird, und zwar im F. 935, von gemiſchten Verträgen ausdrück— 
lich eine Erwähnung gemacht, und noch die Rechtsfolge damit 
verbunden, daß bey ihnen das Rechtsmittel der Schadloshaltung 
wegen Verletzung über die Hälfte nicht Platz greife. Solche ge— 
miſchte Verträge kommen auch auf dem Lande bey Güter-Ab— 
tretungen von Aeltern an ihre Kinder, wo ſich erſtere für die 
Ueberlaſſung ihres Anweſens oft nur eine jährliche mäßige Ab— 
gabe an Geld und Naturalien bedingen, häufig vor, und ſie 
ſind auch in der Natur der Sache gegründet. — Bey dieſen 
Verträgen nimmt der Promittent auf die Perſönlichkeit des Pro— 
miſſärs Rückſicht, und begnüget ſich daher mit einem geringeren 
Entgelde, als er erhalten würde, wenn er ohne Rückſicht auf die 
Perſönlichkeit des Promiſſärs den Vertrag abgeſchloſſen hätte. 
Der Promittent will zwar ſein Recht nicht ganz unentgeldlich in 
die Rechtsſphäre des Promiſſärs überlaſſen, was bey rein un: 
entgeldlichen Verträgen geſchieht, aber er bezwecket eben ſo we— 
nig, aus der Rechtsſphäre des anderen eben ſo viele Rechte in 
eigene zu ziehen, als dieſes bey rein entgeldlichen Verträgen der 
Fall iſt. Rein unentgeldliche Verträge erſcheinen auf Seite des 
Promittenten lediglich als Acte der Freygebigkeit, bey rein ent— 
geldlichen Verträgen verſchwindet das Motiv der Freygebigkeit 
ganz. Bey gemiſchten Verträgen hingegen tritt das Motiv der 
Freygebigkeit wieder hervor, doch nicht ſo rein, und in die Au— 
gen ſpringend, wie bey den rein unentgeldlichen Verträgen. Es 
wäre daher Schade, eine Eintheilung aus der Rechtslehre ver— 
bannen zu wollen, welche im täglichen Leben ſo häufig zum 
Vorſcheine kommt. 

8) Aus dem Geſagten darf man aber keineswegs ſchließen, 
daß alle jene Verträge in die Claſſe der gemiſchten gehören, wo 
der Pasciscent nicht ſo viel am Werthe erhält, als er hintange— 
geben hat; ſondern ein gemiſchter Vertrag iſt nur dann vorhan— 
den, wenn der Pasciscent dieſen Theil des Werthes, um wel— 
chen er weniger erhält als er hintangegeben hat, aus dem reinen 
Motive der Freygebigkeit fahren läßt. Wenn daher z. B. Je— 
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mand, der ſich in Geld» Verlegenheit befindet, eine Sache mit 
Bewußtſeyn unter ihrem wahren Werthe veräußert, ſchließt deß— 
halb keinen gemiſchten Vertrag, weil ſich die Verzichtleiſtung auf 
die volle Ergänzung des Werthes keineswegs in einem Acte 
der Freygebigkeit gründet. 

9) Daß übrigens die Eintheilung der Verträge in rein ent— 
geldliche, rein unentgeldliche und gemiſchte nicht unpractiſch ſey, 
und verſchiedene Rechtsfolgen hiervon abhängen, beweiſet eben 
der §. 935. Wollte man dieſe dreyfache Eintheilung der Ver— 
träge durchaus nicht gelten laſſen, ſo müßte man offenbar dieſe 
gemiſchten Verträge in die Claſſe der entgeldlichen reihen. Nun 
gilt ja eben die Regel, daß bey dieſen Verträgen das Rechtsmit— 
tel der Schadloshaltung wegen Verletzung über die Hälfte Platz 
greife (F. 934), was ganz natürlich bey rein unentgeldlichen 
Verträgen nicht gedenkbar iſt. — Außer dieſer im Geſetze ſelbſt 
ausdrücklich angeführten Folge dieſes dreyfachen Unterſchiedes 
wird an den zukömmlichen Orten (F. 915 u. 932) auch noch 
auf andere practiſche Folgen aufmerkſam gemacht werden. 


9. 865. 


Erforderniſſe eines gültigen Vertrages. 1) Fähigkeiten der Perſonen. 


Wer den Gebrauch der Vernunft nicht hat, wie 
auch ein Kind unter ſieben Jahren, iſt unfähig, 
ein Verſprechen zu machen, oder es anzunehmen. 
Andere Perſonen hingegen, welche von einem 
Vater, Vormunde oder Curator abhängen, kön— 
nen zwar ein bloß zu ihrem Vortheile gemach⸗ 
tes Verſprechen annehmen; wenn ſie aber eine 
damit verknüpfte Laſt übernehmen, oder ſelbſt 
Etwas verſprechen, hängt die Gültigkeit des 
Verſprechens nach den in dem dritten und vierten 
Hauptſtücke des erſten Theiles gegebenen Vor— 
ſchriften in der Regel von der Einwilligung des 
Vertreters oder zugleich des Gerichtes ab. Bis 
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dieſe Einwilligung erfolgt, kann der andere 
Theil nicht zurücktreten, aber eine angemeſſene 
Friſt zur Erklärung verlangen. 


1) In dieſem F. handelt das Geſetz von der Fähigkeit, ein 
Verſprechen zu machen, und ein ſolches anzunehmen. Da zwi— 
ſchen der Fähigkeit, in Verſprechen zu machen, und der, ein ſolches 
anzunehmen, in ſehr vielen Rückſichten ein Unterſchied obwaltet, 
ſo will ich hier vor Allem von der Fähigkeit, ein Verſprechen zu 
machen, ſprechen. | 

2) Unter die in diefer Räckſcht unfähigen Perſonen gehö— 
ren zuvörderſt diejenigen, welche des Gebrauches ihrer Vernunft 
entweder gänzlich beraubt, oder wenigſtens unfähig find, die Fol: 
gen ihrer Handlungen einzuſehen. Bey den erſteren tritt noch 
der beſondere Grund ein, daß ihre Willens-Aeußerungen als 
Producte ihrer freyen Vernunft-Thätigkeit nicht angeſehen wer- 
den können, und nur eine ſolche Willens-Erklärung zur Ueber⸗ 
tragung eines Rechtes geeignet iſt. In dieſe Claſſe der Men⸗ 
ſchen gehören vorzüglich Raſende und Wahnſinnige, wenn fie in 
dem Zuſtande ihrer Raſerey oder ihres Wahnſinnes ein Verſpre-⸗ 
chen machen. Daher iſt das Verſprechen, das ſolche Perſonen 
machen, ſchon abgeſehen von einem poſitiven Geſetze nach natür- 
lichen Rechts-Grundſätzen ungültig. 

3) Dagegen wäre ein von einem ſolchen Menſchen in einer 
Zeitperiode, wo ſein kranker Zuſtand zu wirken aufgehört hat, 
und er des Gebrauches ſeiner Vernunft mächtig iſt, abgegebenes 
Verſprechen allerdings gültig. Nach poſitiven öſterreichiſchen Ge— 
ſetzen muß man aber, wie ſchon bey K. 48 bemerkt worden iſt, 
zweyerley Arten von Raſenden und Wahnſinnigen unterſcheiden. 
Es gibt nähmlich Perſonen, die bloß periodiſch in den Zuſtand 
der Raſerey oder des Wahnſinnes verfallen, und über die nie— 
mahls eine Curatel verhängt wurde. Solche Perſonen können 
allerdings in lichten Augenblicken ein gültiges Verſprechen ma— 
chen, weil in dieſen hellen Zwiſchenräumen von ihnen nicht 
geſagt werden kann, daß ſie den Gebrauch ihrer Vernunft 
nicht haben, und ſelbe auch von keinem Curator abhängig ſind 
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Es wird in einem folchen Falle ſogar derjenige, welcher die 
Gültigkeit des Verſprechens behauptet, nicht einmahl den Be— 
weis herzuſtellen haben, daß der verſprechende Theil zur Zeit 
ſeines Verſprechens ſeines Vernunft-Gebrauches mächtig gewe— 
ſen ſey, ſondern es wird vielmehr demjenigen, welcher dieſes 
verneint, der Beweis obliegen. — Dagegen dauert die Un— 
fähigkeit der Raſenden und Wahnſinnigen, welche bereits 
unter Curatel geſetzt worden ſind, ein Verſprechen zu machen, 
ſo lange fort, als die Curatel über ſie noch fort beſteht, und 
es würde dem andern Theile nichts nützen, wenn er bewieſe, 
daß ein ſolcher Menſch zur Zeit des gemachten Verſprechens 
bey ſeinem vollkommenen Verſtandes-Gebrauche gewefen ſey. 
Richtig iſt es zwar, daß in einem ſolchen Falle der vorne Nr. 2 
erwähnte beſondere Grund zu wirken aufhöre, immer ſteht 
aber der Rechts-Gültigkeit des Verſprechens noch der Umſtand 
im Wege, daß ſolche Perſonen noch von einem Curator abhän— 
gig ſind, und nach dem Inhalte der hier zu erklärenden Geſe— 
tzesſtelle ſolche Perſonen, die von einem Vater, Vormunde 
oder Curator abhängen, für ſich allein kein gültiges Verſpre⸗ 
chen machen können. 

4) Die Blödſinnigen, welche in den meiſten Puncten den 
Raſenden und Wahnſinnigen von unſerm Geſetze gleich geſtellt 


werden, theilen ſich, wie bereits F. 21 erwähnt worden, in 
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zwey Claſſen, nähmlich: in ſolche, welche des Gebrauches ihrer 


Vernunft gänzlich beraubt ſind, und in ſolche, denen zwar der 
Gebrauch der Vernunft nicht platterdings mangelt, welche aber 
unfähig find, die Folgen ihrer Handlungen einzuſehen. Von den 
erſteren gilt dasjenige, was oben Nr. 2 von den Raſenden und 
Wahnſinnigen bemerkt worden iſt. Allein auch die letzteren koͤn— 
nen eben darum, weil ſie die Folgen ihrer Handlungen, folglich 
auch die, welche ein gemachtes Verſprechen für ſie hervorbringen 
wird, oder wenigſtens hervorbringen kann, nicht einſehen, für ſich 
eigenmächtig kein gültiges Verſprechen machen, ſondern werden 


dießfalls von einem Curator vertreten. f 


5) Unter diejenigen, welche wegen Mangel des Vernunft— 
Gebrauches unfähig ſind, ein Verſprechen zu machen, gehören 
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auch Vollbetrunkene, d. i. ſolche, welche ſich durch über: 
mäßigen Genuß geiſtiger Getränke in einen ſolchen Zuſtand 
verſetzt haben, daß der Gebrauch des Verſtandes auf eine ges 
wiſſe Zeit ganz gelähmt erſcheint. Durch eine nicht volle Trun— 
kenheit werden zwar die Verſtandes-Kräfte geſchwächet, allein 
nicht ganz aufgehoben. — Verſprechen verlieren daher ihre Gültig— 
keit dadurch nicht, daß erwieſen wird, der Verſprecher ſey zur 
Zeit des gemachten Verſprechens überhaupt betrunken geweſen; 
ſondern es muß dargethan werden, daß die Trunkenheit in ei— 
nem ſo hohen Grade geſteigert war, in welchem der Gebrauch der 
Vernunft ganz gelähmt iſt. — Man könnte vielleicht dagegen 
bemerken, daß Trunkenheit, wenn fie auch gleich in keinem ſol— 
chen Grade vorhanden iſt, die mit ſelber behaftete Perſon doch 
wenigſtens verhindere, die Folgen ihrer Handlungen einzuſehen, 
folglich nach dem oben Nr. 4 angegebenen Grunde von den 
Betrunkenen das Nähmliche behauptet werden müſſe, was von 
den Blödſinnigen der zweyten Gattung ausgeſprochen worden 
iſt, nähmlich: daß ſie, in Berückſichtigung der Unfähigkeit die 
Folgen ihrer Handlungen gehörig einzuſehen, auch kein rechts— 
gültiges Verſprechen machen können. Allein dieſer Bemerkung 
ſteht vor Allem der Wortlaut des poſitiven Geſetzes entgegen, 
das ausdrücklich nur diejenigen, welche den Gebrauch der Ver— 
nunft nicht haben (was von Betrunkenen der letzteren Art nicht 
behauptet werden kann); dann die, welche von einem Vater, 
Vormunde oder Curator abhängen (welches gleichfalls bey Be— 
trunkenen als ſolchen nicht der Fall iſt), für unfähig erkläret, 
eigenmächtig ein Verſprechen zu machen. Es iſt auch ganz in 
der Natur der Sache gegründet, daß das Geſetz ſeinen Schutz 
nur auf jene Perſonen ausdehnen könne, welche nach ihren na— 
türlichen Eigenſchaften in einen durch längere Zeit anhaltenden 
Zuſtand des minder vollkommenen Vernunft-Gebrauches ver— 
ſetzt ſind; keineswegs kann es aber auch ſolche vorübergehende 
Geiſtes-Zuſtände berückſichtigen. 

6) Es iſt kein Zweifel, daß der Menſch auch durch andere 
Leidenſchaften, die auf ſeinen Verſtand einwirken, in einen ſolchen 
Zuſtand verſetzt werden könne, in welchem er ſeiner Vernunft nicht 

Nippel's Commentar VI. Ty. 3 
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mächtig iſt. Allein dieſer Zuſtand ſtimmet im Weſentlichen mit dem 
eines Raſenden oder Wahnſinnigen überein, und unterſcheidet ſich 
nur darin, daß jener gewöhnlich momentan iſt, wogegen dieſer durch 
längere Zeit anhält. Solche Leidenſchaften ſind: Schrecken, Furcht, 
Zorn u. dgl., wobey jedoch auf den Unterſchied der Furcht, wie 
fie hier vorkömmt, von der, über welche in den $$. 870 u. 871 
gehandelt werden wird, aufmerkſam gemacht werden muß. Hier 
iſt nähmlich von einer Furcht die Rede, welche den Menſchen 
des Gebrauches ſeiner Vernunft gänzlich beraubt, und es iſt da— 
her nicht einmahl nothwendig, daß dieſelbe mit der Willens— 
Aeußerung in einem inneren Zuſammenhange ſtehe. Daß aber 
Trunkenheit oder Leidenſchaften bis zu einem ſolchen Grade ge— 
ſtiegen ſind, wird nicht vermuthet, ſondern muß von demjenigen, 
der es behauptet, gehörig erwieſen werden. 

7) Diejenigen, welche noch minderjährig ſind, ſind gleich— 
falls unfähig, für ſich allein ein rechtsgültiges Verſprechen zu 
machen. Haben aber dieſe Minderjährigen auf irgend eine Art 
und Weiſe die Großfährigkeit erlanget ($$. 174 u. 252), fo ver— 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß ſelbe auch dadurch fähig werden, ein 
rechtsgültiges Verſprechen zu machen. Jedoch kann auch ein 
minderjähriges, außer der Verpflegung der Aeltern ſtehendes Kind 
über dasjenige, was es durch ſeinen Fleiß erwirbt, ſo wie auch 
über Sachen, die ihm nach erreichter Mündigkeit (d. i. bis zum 
zurückgelegten vierzehnten Lebensjahre,) zum Gebrauche übergeben 
worden find, frey verfügen (§§. 151 u. 246), und ein auf fol- 
che Sachen beziehendes Verſprechen hat daher ſeine volle Gül— 
tigkeit. Auch Dienſtleiſtungen kann der Minderjährige, ohne Ein— 
willigung ſeines Vormundes, gültig verſprechen, und nur bey vor— 
handener wichtiger Urſache kann der Vormund denſelben vor der 
geſetz- oder vertragsmäßigen Zeit zurückrufen (F. 246). Der 
Obervormundſchaft iſt auch die Macht eingeräumt, einem Minder— 
jährigen, der das zwanzigſte Jahr zurückgelegt hat, den reinen 
Ueberſchuß ſeiner Einkünfte zur eigenen freyen Verwaltung zu 
überlaſſen, über dieſen ſeiner Verwaltung anvertrauten Betrag 
iſt er berechtiget, ſich eigenmächtig zu verbinden ($. 247). Da: 
gegen kann auch über eine Perſon, welche das vierundzwanzigſte 
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Jahr ihres Lebens bereits zurückgelegt hat, die väterliche oder vor— 
mundſchaftliche Obſorge noch weiters fortgeſetzt werden; eine ſol— 
che Fortſetzung muß aber immer früher öffentlich bekannt gemacht 
werden ($$. 172 u. 251), Würde dieſe öffentliche Bekannt— 
machung vernachläſſiget, ſo entſteht die Frage: ob das Verſpre— 
chen eines ſolchen Curanden für gültig zu achten wäre oder 
nicht? — Ich glaube, daß ein ſolches Verſprechen in Hinſicht 
auf einen Dritten, der darauf Rechte gründet, wenn derſelbe 
nicht auf eine andere Art und Weiſe wirklich in die Kenntniß 
des Umſtandes gelangt iſt, daß die vormundſchaftliche oder vä— 
terliche Gewalt über den Verſprecher fortgeſetzt wird, als gültig 
angeſehen werden müſſe; denn die Fortſetzung der väterlichen 
Gewalt oder Curatel über einen Menſchen, welcher bereits das 
vierundzwanzigſte Jahr zurückgelegt hat, iſt zugleich als ein ſpe— 
cielles Geſetz für alle übrigen Menſchen zu betrachten, daß ſie 
ohne Einſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters kein Rechts-Ge— 
ſchäft mit ihm abſchließen ſollen. Iſt daher die Fortſetzung der 
Curatel nicht öffentlich bekannt gemacht worden, ſo iſt dieſelbe 
als ein nicht gehörig kund gemachtes Geſetz anzuſehen, und kann 
daher den Rechten derjenigen nicht nachtheilig ſeyn, welche bey 
anerkannter phyſiſcher Großfährigkeit desſelben fein Verſprechen 
für rechtsgültig anfehen, und die Erwerbung eines Rechtes hier— 
auf gründeten. 

8) Unter diejenigen Perſonen, welche unfähig ſind, ein 
gültiges Verſprechen ohne Zuſtimmung einer anderen Perſon zu 
machen, gehören die Verſchwender ($. 273). Auch die Erklä— 
rung, daß Jemand wegen Verſchwendung unter Curatel geſetzt 
ſey, muß öffentlich bekannt gemacht werden; fo lange dieſe dffent- 
liche Kundmachung nicht geſchehen iſt, iſt das Verſprechen eines 
ſolchen Verſchwenders, in Bezug auf einen Dritten, für gültig zu 
erklären. Dieſe Unfähigkeit des Verſchwenders, ein gültiges Ver— 
ſprechen zu machen, dauert ſo lange fort, bis die Behörde die 
Curatel über ihn ausdrücklich aufgehoben hat. 

9) Iſt für einen Abweſenden ein Curator aufgeſtellt, ſo 
geſchah dieſe Aufſtellung nur zu dem Zwecke, damit entweder 


ſeine eigenen Rechte nicht durch Verzug gefährdet, oder die Rechte 
3 8 
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eines Andern in ihrem Gange nicht gehemmet werden (§. 276). 
Eine Abhängigkeit des Curanden von ſeinem Curator wird hier 
nicht gegründet; vielmehr hat in dem Falle, als der Aufenthalts- 
ort des Abweſenden bekannt iſt, ihn ſein Curator von der Lage 
feiner Angelegenheiten zu unterrichten (ebenda), und der Curand 
iſt ohne Zweifel berechtiget, ſeinem Curator die Regeln ſeines 
Benehmens vorzuzeichnen. Dieſe Curatel hindert daher den Cu— 
randen nicht, für ſich eigenmächtig ein gültiges Verſprechen zu 
machen. Nur in dem Falle, als ſeine Verfügungen mit der in— 
nerhalb den Gränzen ſeiner Gewalt getroffenen Verfügungen ſei— 
nes Curators in Colliſſion geriethen, müßte erſterer dem letzte— 
ren weichen. 

10) Aus dem Inhalte des vierten Hauptſtückes des allgemei— 
nen bürgerlichen Geſetzbuches von den Vormundſchaften und Cura— 
telen iſt zu erſehen, daß in manchen Fällen der geſetzliche oder ge— 
richtlich aufgeſtellte Vertreter im Nahmen des Pflegebefohlenen ei— 
genmächtig ein Verſprechen machen könne, in anderen dagegen die 
Einwilligung der Gerichts-Behörde hinzukommen müſſe; es entſteht 
daher die Frage: ob ein von dem Vertreter eines ſolchen Pflegebe— 
fohlenen gemachtes Verſprechen, vor welchem derſelbe ſich der Ein— 
ſtimmung der Behörde hätte verſichern ſollen, gültig ſey, und nur 
der Vertreter für die Außerachtkaſſung ſeiner Pflichten zu haften 
habe? — Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß in allen jenen 
Fällen, wo dieſer Handlungen unternimmt, welche die Geſetze aus— 
drücklich feinem Wirkungskreiſe entzogen (§. 232), auch für einen 
Dritten dadurch kein Recht begründet werden kann; denn der 
Inhalt der dießfälligen Geſetze iſt als ſeine offene Vollmacht an— 
zuſehen, in fo fern aber ein Gewalthaber die Gränzen feiner Voll— 
macht überſchreitet, werden dem Gewaltgeber keine Verbindlich— 
keiten auferlegt (§. 1017). Findet indeſſen die Behörde ſelbſt 
in manchen Fällen ſich veranlaßt, das Befugniß des Vertreters 
in engere Gränzen zu ziehen, als die Geſetze ſeinen Ver— 
fügungen geſtecket haben, ſo hat dieſes auf die Gültigkeit eines 
Verſprechens nur dann einen Einfluß, wenn der Dritte, dem das 
Verſprechen gemacht worden iſt, Kenntniß hiervon erhalten hat. 
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11) Bisher wurden die Fälle auseinander geſetzt, in welchen 
ein Verſprechen, wegen Unfähigkeit desjenigen, der verſpricht, 
unwirkſam wird, nun gehen wir auf die Unterſuchung der Frage 
über: wer ein Verſprechen mit Rechtsgültigkeit annehmen kön— 
ne? — Bey Beantwortung dieſer Frage iſt vor Allem zu unter: 
ſcheiden, ob mit der Annahme des Verſprechens auch die Ueber— 
nahme einer Laſt verknüpft iſt oder nicht. — Im erſten Falle 
gilt von der Fähigkeit, ein Verſprechen anzunehmen, ganz das 
Nähmliche, was vorausgehend von der Fähigkeit, ein Verſprechen 
zu machen, geſagt wurde. Für den letzteren Fall werden die ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen, ſo wie folgt, dargeſtellt. 

12) Zur Annahme eines Verſprechens ſind vor Allem jene 
Perſonen unfähig, denen der Gebrauch der Vernunft mangelt, 
und von denen bereits Nr. 2 — 6 umſtändlicher gehandelt wor— 
den iſt. Indeſſen muß hier auf folgende Unterſchiede aufmerk— 
ſam gemacht werden. Die Unfähigkeit der Raſenden und Wahn— 
ſinnigen, welche unter Curatel geſetzt ſind, ein Verſprechen an— 
zunehmen, hört auf, wenn ein ſolcher Menſch zur Zeit 
der Annahme den Gebrauch ſeines Verſtaͤndes hat, und es iſt 
hier nicht nöthig, daß die Curatel über ihn bereits aufgehoben 
ſey; denn der geſetzliche Grund, warum ſolche Menſchen ſelbſt 
zur Annahme eines Verſprechens unfähig ſind, iſt, wie be— 
reits erwähnt wurde, kein anderer, als, weil die Willens-Aeu— 
ßerung derſelben als Product ihrer freyen Willens-Thätigkeit 
nicht angeſehen werden kann; welcher Grund ganz natürlich nur 
in fo lange fortdauert, als dieſe Perſonen wirklich des Gebrau— 
ches ihrer Vernunft beraubt find. — Man könnte zwar fagen, 
daß, ſo lange die Curatel über ſie verhängt ſey, auch die Ver— 
muthung fortbeſtehe, daß ſie des Gebrauches ihrer Vernunft noch 
nicht mächtig ſind, welche Vermuthung als eine praesumtio ju- 
ris et de jure angeſehen werden müſſe, die keinen Gegenbeweis 
zulaſſe. Darauf antworte ich aber: allerdings beſteht, fo lange 
die Curatel nicht aufgehoben iſt, die Vermuthung dafür, daß 
dieſe Menſchen jenen Gebrauch der Vernunft noch nicht erhalten 
haben, welcher ſie fähig machte, mit ihrem Vermögen frey dis— 
poniren zu können; allein nicht jeder, dem dieſes Vermögen 
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mangelt, ift auch unfähig ein Verſprechen anzunehmen, fondern 
nur jene, welche des Gebrauches ihrer Vernunft ganz beraubt 
ſind. Iſt doch ſelbſt die letzte Willens-Erklärung einer ſolchen 
Perſon gültig, wenn nachgewieſen werden kann, daß der Erb: 
laffer zur Zeit der letzten Anordnung bey voller Beſonnenheit 
geweſen ſey ($. 567), wie viel mehr muß nicht eine Willens: 
Erklärung gültig angeſehen werden, durch welche die Perſon von 
dem Ihrigen an Niemanden Etwas überträgt, ſondern nur für 
ſich ſelbſt ein Recht erwirbt. 

13) Die Blödſinnigen der erſteren Gattung (Nr. 4) ſind 
ganz natürlich ebenfalls unfähig, ein Verſprechen anzunehmen. 
Die der letzteren Gattung können aber ein zu ihrem Vortheile 
gemachtes Verſprechen annehmen; denn ſie gehören unter jene 
Perſonen, welche zwar den Gebrauch der Vernunft haben, aber 
wegen Unvollkommenheit desſelben von einem Curator vertreten 
werden. Das Geſetz ſtellt die Blödſinnigen zwar den Unmündi— 
gen gleich (§. 48); allein wenn Unmündige die Jahre der Kind— 
heit überſchritten haben, ſo ſind ſie auch zur Annahme eines 
Verſprechens fähig. In dieſe Claſſe der Unmündigen müſſen aber 
jene Blödſinnigen gereihet werden, welche des Gebrauches ihrer 
Vernunft nicht gänzlich beraubt ſind, folglich die Fähigkeit ha— 
ben, einen Willen zu äußern, und denen nur die Fähigkeit man— 
gelt, die Folgen ihrer Handlungen einzuſehen. | 

14) Minderjährige find, wenn fie die Jahre der Kindheit 
(K. 21) bereits zurückgelegt haben, allerdings fähig, ein bloß zu 
ihrem Vortheile gemachtes Verſprechen anzunehmen; ſo lange 
ſie ſich aber in dem Kindesalter befinden, ſind ſie ebenſo, wie 
andere der Vernunft beraubte Menſchen, unfähig, ein Verſpre— 
chen anzunehmen. Es hat hier auch kein Beweis, daß das Kind 
bereits ſeine Vernunft gebrauchen konnte, Statt; wohl aber iſt 
der Beweis zuläſſig, daß ein Kind, obſchon es das ſiebente Le— 
bensjahr bereits zurückgelegt hat, dieſen Grad des Vernunft-Ge— 
brauches noch nicht erhalten habe; denn der Beweis, ein Menſch 
habe den Gebrauch ſeiner Vernunft nicht, kann in jedem Lebens— 
Alter desſelben Platz greifen. 
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15) In Anſehung der noch in dem Kinded = Alter ſich bes 
findlichen Perſonen, und aller jener, welche des Gebrauches ih— 
rer Vernunft nicht mächtig ſind, haben die geſetzlichen Vertreter 
derſelben ſich über die Annahme eines Verſprechens in ihrem 
Nahmen zu erklären, und da die Annahme eines Verſprechens, 
mit welchem keine Laſten übernommen oder wieder Etwas dage— 
gen verſprochen wird, nur zum Vortheile der Curanden gerei— 
chen kann, ſo folgt, daß hier kein Fall eintreten könne, wo zur 
Rechtsgültigkeit derſelben auch noch die Einwilligung der Vor— 
mundſchafts- oder Curatels-Behörde hinzutreten müßte. 

16) Iſt mit der Annahme eines Verſprechens auch die Ue— 
bernahme einer Laſt verbunden, ſo hängt die Rechtsgültigkeit 
der Annahme von Seite des Vertreters auch häufig von der Zu— 
ſtimmung der Vormundſchafts- oder Curatels-Behörde ab. In 
einem ſolchen Falle find die im F. 862 angeführten Beſtimmun— 
gen, in Anſehung der Friſt zur Erklärung der Annahme, nicht an— 
wendbar; ſondern der verſprechende Theil kann ſo lange, bis 
dieſe Einwilligung erfolgt, von ſeinem Verſprechen nicht zurück— 
treten, aber eine angemeſſene Friſt zur Erklärung verlangen. Er 
kann daher entweder gleich anfänglich bey Erklärung ſeines Ver— 
ſprechens ſelbſt die Friſt beſtimmen, innerhalb welcher die Ein— 
willigung ertheilt werden müſſe, oder er kann dieſes erſt in der 
Folge thun. Im erſten Falle iſt der gegebene Termin genau 
einzuhalten, und es kann nicht erſt wieder in Beurtheilung ge— 
zogen werden, ob die gegebene Friſt auch eine angemeſſene ſey 
oder nicht. Iſt es dem Vertreter des Curandén oder dem Ge— 
richte möglich, die Annahme in der gegebenen Friſt zu erklären, 
ſo liegt es ihnen ob, wenn ſie ihrem Curanden dadurch ein Recht 
erwerben wollen, ſich mit der Abgabe ihrer Erklärung zu beei— 
len; iſt aber die gegebene Friſt von der Art, daß binnen der— 
felben die Annahme nicht erfolgen kann, ſo iſt es eben fo viel, 
als ob dem Verſprechen eine aufſchiebende, unmögliche Bedingung 
beygerückt worden wäre. Die Anordnung abet, wodurch Jeman— 
den unter einer aufſchiebenden unmöglichen Bedingung ein Recht 
ertheilt wird, iſt ungültig ($9. 698 u. 897). Iſt aber gleich 
anfänglich bey Erklärung des Verſprechens keine Friſt zur Ana 
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nahme desſelben beſtimmt worden, fo kann zwar der verſprechende 
Theil in der Folge eine ſolche Friſt beſtimmen; allein in dieſem 
Falle muß ſie eine angemeſſene ſeyn, d. h. ſie muß eine ſolche 
Ausdehnung haben, daß mit Berückſichtigung aller Verhältniſſe 
die Erklärung der Annahme binnen ſelber leicht erfolgen kann. 
Muß bey der Annahme auch die Einwilligung des Gerichtes 
hinzutreten, ſo muß auf den gewöhnlichen Geſchäftsgang bey 
dieſem vorzüglich Bedacht genommen werden. 


b. 866. 


Wer liſtiger Weiſe vorgibt, daß er Verträge zu 
ſchließen fähig ſey, und dadurch einen Andern, 
der darüber nicht leicht Erkundigung einhohlen 
konnte, hintergeht, iſt zur Genugthuung ver— 
pflichtet. 


1) Bey Erlaſſung dieſer Anordnung ging der Geſetzgeber, 
wie aus dem Zeiller'ſchen Commentare zu entnehmen iſt, von 
dem Geſichtspuncte aus, daß derjenige, welcher mit Perſonen, 
die ſich zu verpflichten unfähig ſind, einen Vertrag ſchließt, ge— 
wöhnlich die Schuld ſich ſelbſt beymeſſen müſſe, und daher einen 
Rechtsbeyſtand nicht verdiene, und daß eine Ausnahme von die— 
ſem Grundſatze nur dann eintrete, wenn er ohne fein eigenes, 
und nur durch grobes Verſchulden des Unfähigen zu Schaden 
gekommen iſt. 

2) Damit aber der Unfähige zu einer Erſatz-Leiſtung ver— 
urtheilt werden könne, wird erfordert: a) daß derſelbe liſtiger 
Weiſe, folglich in der Abſicht, Jemanden irre zu führen, 
fälſchlich vorgegeben habe, daß er den Vertrag eigenmächtig 
zu ſchließen befugt ſey, indem er z. B. behauptet, er habe 
feine Großjährigkeit ſchon erreicht, oder fingirte Documente 
vorweiſet, aus welchen er die Aufhebung der Curatel wenigſtens 
wahrſcheinlich macht u. ſ. w.; b) muß dem anderen, redlich han— 
delnden Theile nicht leicht möglich geweſen ſeyn, ſich von der 
Wahrheit oder Falfchheit des Vorgebens zu überzeugen; c) muß 
insbeſondere, wenn die Unfähigkeit in der Minderjährigkeit liegt, 
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der Minderjährige ſein zwanzigſtes Jahr bereits zurückgelegt ha— 
ben ($. 248). Nur dann, wenn die angewendete Lift dem Min: 
derjährigen als Verbrechen oder ſchwere Polizey-Uebertretung 
angerechnet werden müßte, könnte auch ein Minderjähriger, der 
das zwanzigſte Jahr ſeines Lebens noch nicht zurückgelegt hat, 
zum Erſatze verurtheilet werden, weil jeder Verbrecher oder 
ſchwerer Polizey-Uebertreter den aus ſeiner Handlung hervorge— 
henden Schaden zu vergüten verpflichtet iſt (99. 514 des 1. Th. 
und 325 u. 541 des 2. Th. des St. G. B.). 

3) Hier wird wiederhohlt darauf aufmerkſam gemacht, daß 
der Geſetzgeber das mit dem Unfähigen abgeſchloſſene Geſchäft 
nicht durchgehends für gültig erkenne, und daher dem Vormun— 
de, Curator, oder nach Umſtänden der Vormundſchafts- oder 
Curatels-Behörde immer freyſtehe, dasſelbe zu zernichten, ja! 
es wird vielmehr in dieſem §. vorausgeſetzt, daß das Geſchäft 
wirklich als ungültig erklärt werde, weil hier nur von dem 
Schaden die Rede ſeyn kann, welcher für den Irregeführten 
dadurch entſteht, daß das Geſchäft wieder rückgängig gemacht 
wird. — Findet die Vormundſchafts- oder Curatels-Behörde es 
für den Minderjährigen oder Curanden vortheilhafter, das Ge— 
ſchäft aufrecht zu erhalten, ſo iſt ſie allerdings hierzu berechti— 
get, und es kann dann von einem Erſatze keine Rede ſeyn. 

4) Der gegenwärtige F. ſagt, daß der liſtige Contrahent 
zur Genugthuung verpflichtet ſey. Dieſer Ausdruck begreift ſo— 
wohl die eigentliche Schadloshaltung, bey welcher bloß der wirk— 
lich erlittene Schade vergütet wird, als auch die volle 
Genugthuung, bey welcher auch der entgangene Gewinn erſetzt 
wird, in ſich. — Liegt die Unfähigkeit in der Minderjährigkeit, 
ſo iſt ſelbe nur auf die eigentliche Schadloshaltung zu beſchränken 
(J. 248 Nr. 1), ausgenommen, der Irreführende hätte ſich da— 
bey einer durch ein Strafgeſetz verpönten Handlung ſchuldig ge— 
macht; denn dieſen Fall ſcheint der §. 248 nicht in ſich zu be— 
greifen. Liegt die Unfähigkeit in einer anderen Urſache, ſo wä— 
ren ſich hier überhaupt die Grundſätze vor Augen zu halten, 
welche im dreyßigſten Hauptſtücke aufgeſtellt find. 
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d. 867. 


Was zur Gültigkeit eines Vertrages mit einer un— 
ter der beſonderen Vorſorge der öffentlichen Ver— 
waltung ſtehenden Gemeinde (9. 27) oder ihren 
einzelnen Gliedern und Stellvertretern erfordert 
werde, iſt aus der Verfaſſung derſelben und den 
politifchen Geſetzen zu entnehmen ($. 290). 


1) Erlaubte Geſellſchaften und Gemeinſchaften ſind über— 
haupt fähig, unmittelbar ſelbſt, oder mittelſt ihrer Vorſteher, 
Verwalter oder Bevollmächtigten Verträge zu ſchließen ($$. 26, 
833 u. 1201). Es iſt bereits bey Erläuterung des §. 27 be: 
rührt worden, daß ordentliche, weltliche und geiſtliche Gemein— 
den und öffentliche Corporationen, worunter beſonders Städte, 
Märkte, Innungen, öffentliche Inſtitute, Stiftungen, Kirchen 
und Klöſter gehören, unter dem öffentlichen Schutze ſtehen, und 
ihre beſondere durch die politiſchen Geſetze und Statuten be— 
ſtimmte Verfaſſung haben, aus welcher abgenommen werden 
muß, in wie weit man ſich mit ihnen in einen Vertrag einlaſ— 
ſen könne, und was zur gültigen Zuſtandekommung eines ſol— 
chen Vertrages gehöre. — Es find auch dort ſchon einige der 
vorzüglichſten beſonderen Vorſchriften, welche in Bezug auf die 
privatrechtlichen Verhältniſſe ſolcher Gemeinden beſtehen, ange— 
führt worden. Der gegenwärtige F. macht wiederhohlt darauf 
aufmerkſam, daß derjenige, welcher ſich mit einer ſolchen Ge— 
meinde in ein Rechts-Geſchäft einläßt, ſich um die Verfaſſung 
derſelben, und die beſtehenden politiſchen Vorſchriften beküm— 
mern ſolle. 

2) Um dem Bedürfniſſe einer beſtimmten Vorſchrift über 
das Befugniß geiſtlicher Gemeinden und Pfründner über den 
Ertrag des ihnen zum Genuſſe eingeräumten Stiftungs-Vermö— 
gens rechtsgültige Pacht- und Mieth-Verträge abzuſchließen, zu 
begegnen, haben Se. Majeſtät Folgendes verordnet *). 


4) Hofkanzley-Decret vom 14. April 1821, 


* 
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a. Die Vorſteher geiſtlicher Gemeinden ſind ohne Beyſtimmung 
ihrer Gemeinden nicht befugt, gültige Pacht- und Mieth-Ver— 
träge abzuſchließen. Die Beyſtimmung der Gemeinde muß 
durch die bey ihren Beſchlüſſen übliche Fertigung dem Con— 
tracte beygeſetzt ſeyn. 

b. Es liegt in der Natur des Frucht-Genuſſes, daß geiſtliche 
Pfründner für ſich ſelbſt und ohne höhere Genehmigung nur 
für die Zeit des Beſitzes ihrer Pfründe über den Ertrag des 
Pfründen-Vermögens gültige Pacht- und Mieth-Verträge ab— 
ſchließen können. a 

c. Wenn von einer geiſtlichen Gemeinde oder von einem geiſt— 
lichen Pfründner über das Stiftungs-Vermögen, welches ſie 
beſitzen, Pacht- oder Mieth-Verträge 

aa) auf die Lebensdauer des Pächters oder Miethmannes; 
bb) bey Grund⸗Exträgniſſen und Gerechtſamen auf eine längere 
Zeit, als auf neun Jahre bedungen werden will, iſt zur Gültigkeit 
dieſer Verträge die Genehmigung der Landesſtelle nothwendig. 

3) Das, was oben Nr. 1 von Gemeinden gefagt wurde, 
iſt auch auf Behörden, ihre Vorſteher und Mitglieder mit Rück— 
ſicht auf die ihnen durch Amts-Vorſchriften vorgezeichneten 
Gränzen anzuwenden. — In dieſer Beziehung iſt hier die Ver— 
ordnung des k. k. Hofkriegs-Rathes an ſämmtliche Militär-Ge— 
neral-Commanden vom 24. September 1826, welche mit Hof— 
kanzley-Decret vom 23. October 1826 *) ſämmtlichen Länder: 
ſtellen zur allgemeinen Kundmachung mitgetheilt wurde, zu beach— 
ten, vermöge welcher den Militär-Magazins-Rechnungsführern 
jede Entlehnung an baren Geldern, Naturalien und Materialien, 
nicht nur von Privaten, ſondern auch von anderen ärariſchen 
Caſſen, oder Kreis-, Comitats-, Delegations- oder Herrſchafts— 
Aemtern ausdrücklich und unbedingt verbothen wurde. Nur für 
die ungarifchen Provinzen und für Siebenbürgen find ausnahms— 
weiſe für zwey Fälle folgende, vorgehendes Verboth aufrecht er— 
haltende, Abhülfen geftattet worden: wenn nähmlich durch Brand 
oder Ueberſchwemmungen eines Quartier-Ortes und der daſelbſt 
geſammelten Vorräthe, oder durch plötzliche Militär- Disloca— 

1) P. G. S. 24. B., S. 110. 
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tions-Aenderungen ein Mangel an den ordentlichen Fürſorgen 
und Vorbereitungen entſteht. — Nur in dieſen ausgenommenen 
Fällen haben die betreffenden Militär-Behörden und darnach 
auch die Militär-Magazins- Verwaltungen der letzt benannten 
Provinzen, in einem von dem Militär-Commandanten des Or— 
tes, von dem Magazins-Controllor und Rechnungsführer gefer— 
tigten Anſuchen, von den Comitaten, oder wenn der Sitz der— 
ſelben nicht im Orte, dann auch die ſchnelle Communication mit 
dieſer Behörde gehindert wäre, von den nächſten Herrſchafts— 
Aemtern oder auch Magiſtraten, die einſtweilige Aushülfe an 
den Bedürfniſſen, bis das General: Commando mit der Landes _ 
ftelle die neuen Einleitungen getroffen hat, eben fo anzuſuchen, 
wie für ähnliche, in Kriegszeiten eintretende, plötzliche Erforder— 
niſſe die gleiche Hülfe im Wege der Requiſition, gegen Vergü— 
tung der zu berechnenden Beköſtigung, ftatuirt und vorgeſchrie— 
ben iſt. Auf einſeitige Zuſchriften des Verpflegs-Magazins— 
Rechnungsführers oder Controllors, und ohne ein derley Com— 
miſſional-Anſuchen, werden und dürfen ſolche Vorſchuß-Aus— 
hülfen nicht erfolgt werden. Es muß jedoch von einem jeden 
ſolchen Falle dem vorgeſetzten General-Commando gleich an der 
Stelle die Anzeige erſtattet werden. — In den italieniſchen, in 
den deutſchen Provinzen und in Galizien hat aber ſelbſt die vor— 
angeführte Ausnahme nicht Statt zu finden. 


5. 868. 


In wie weit ein Verbrecher gültige Verträge ſchlie— 
ßen könne, beſtimmt das Strafgeſetz über Ver— 
brechen. 

1) Das Strafgeſetz (1. Th. §. 23) ſagt: „Mit den Straf⸗ 
urtheilen, wodurch ein Verbrecher zur Todesſtrafe, zur ſchweren 
oder ſchwerſten Kerkerſtrafe verurtheilt wird, ſind kraft des Ge— 
ſetzes noch folgende Wirkungen verbunden: a) — b) - c). Der 
Verbrecher kann von dem Tage des ihm angekündeten Urtheiles, 
und fo lange feine Strafzeit dauert, weder unter Lebenden ein 
verbindliches Geſchäft ſchließen, noch einen letzten Willen errich— 
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ten. Seine vorigen Handlungen oder Anordnungen aber verlie— 
ten wegen der Strafe ihre Gültigkeit nicht.” 

2) Unter dem Ausdrucke „Tag“ muß hier wohl der Zeitz 
punct des angekündeten Urtheiles verftanden werden, weil der 
juridiſche Straftag nicht mit dem Beginnen des phy ſi— 
chen Tages des kundgemachten Urtheiles, ſondern von jenem 
Momente dieſes Tages anfängt, in welchen das Ende der 
Kundmachung des Strafurtheiles fällt). Die Unfähigkeit dauert 
während der ganzen Strafzeit fort, und erreicht mit dieſer ihr 
Ende, ohne Unterſchied, ob die Strafzeit verlaufen oder dem 
Verbrecher im Wege der Gnade nachgeſehen worden iſt. — Ob 
der andere Theil von dem Strafurtheile eine Wiſſenſchaft hatte 
oder nicht, darauf kann es nicht ankommen. — Nur frägt es 
ſich hier, ob in dem Falle, als der zur ſchweren oder ſchwerſten 
Kerkerſtrafe Verurtheilte, der während ſeiner Strafzeit ein ſol— 
ches Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hat, wegen neu aufgefundenen 
Beweismitteln feiner Unſchuld, die Wiederaufnahme der Unter: 
ſuchung verlanget, und in Folge derſelben ſchuldlos geſprochen 
wird, dieſes Rechtsgeſchäft nicht aufrecht erhalten werden müſſe? 
welche Frage, nach meiner Ueberzeugung, bejahend beantwortet 
werden muß; denn das in der Folge ausgeſprochene Schuldloſig— 
keits⸗Erkenntniß muß alle Folgen des früher auf Schuld ge— 
ſchöpften Erkenntniſſes aufheben. — Auch lautet ja der Text des 
Geſetzes: „Der Verbrecher kann vom Tage des ihm ange— 
kündeten Urtheiles, und ſo lange ſeine Strafzeit dauert, kein 
verbindliches Geſchäft ſchließen.“ Da nun durch das geſchöpfte 
Schuldloſigkeits-Erkenntniß offenbar wird, daß der zur ſchweren 
oder ſchwerſten Kerkerſtrafe verurtheilte Menſch kein Verbrecher 
iſt, fo kann dieſe Verurtheilung auch nicht die im F. 23 lit. c 
des 4. Th. des St. G. B. aufgeführte Wirkung hervorbringen. 

3) Das Geſetz macht übrigens hier keinen Unterſchied, ob 
durch das Geſchäft nur dem Sträflinge, oder nur dem anderen 
Pasciöcenten oder beyden Contrahenten zugleich eine Verbind— 
lichkeit auferlegt werden ſoll. Hätte das Geſetz dem verurtheil— 
ten Verbrecher nur die Fähigkeit benehmen wollen, ſich ſelbſt 


1) Siehe den Commentgr des Herrn Profeſſors Jenull. 2. Aufl. 1. B., S. 271. 
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eine Verbindlichkeit aufzulegen, fo würde es dahin lauten, daß ein 
ſolcher Verbrecher kein für ihn verbindliches Geſchäft abſchließen 
könne. — Der Grund des Geſetzes iſt wohl einleuchtend; denn 
ein zu einer ſolchen ſchweren Strafe verurtheilter Verbrecher 
iſt keine Perſon, die ſo wie der Minderjährige, Wahnſinnige u. ſ. w. 
unter einem beſonderen Schutze der Geſetze ſteht, er iſt 
vielmehr eine Perſon, die ſich unwürdig gemacht hat, mit an— 
deren Staatsbürgern in unmittelbaren Verkehr zu treten; es muß 
daher auch, wenn der Sträfling Vermögen beſitzt, welches durch 
die längere Fortdauer der Strafe einer Gefahr ausgeſetzt ſeyn 
würde, ein Curator für ſelben aufgeſtellt werden (§. 279). Aus 
der Anordnung, daß ein ſolcher Sträfling kein verbindliches 
Rechtsgeſchäft ſchließen könne, folgt aber nicht, daß er durch 
Verträge nichts erwerben könne; denn nirgends hat das Geſetz 
mit der Strafe des ſchweren oder ſchwerſten Kerkers an und für 
ſich auch die civilrechtliche Folge der Erwerbs-Unfähigkeit ver— 
fügt, vielmehr geht aus dem F. 768, welcher den Erblaffer nur 
berechtiget, ſeinem eines Verbrechens wegen zur lebens— 
langen oder zwanzigjährigen Kerkerſtrafe verurtheilten 
Notherben zu enterben, hervor, daß ein zur ſchweren oder 
ſchwerſten Kerkerſtrafe verurtheilter Verbrecher ſowohl durch letzten 
Willen als auch ab intestato erben könne. Iſt daher ein ſolcher 
Sträfling nicht überhaupt unfähig, Etwas zu erwerben, ſo ſteht 
auch kein Hinderniß entgegen, daß er durch Verfügung unter 
Lebenden ein Vermögen an ſich bringe. — Da derſelbe aber zur 
Erklärung der Annahme eines Verſprechens nach der oben eitir— 
ten Geſetzesſtelle unfähig erklärt iſt, ſo müßte ihn in einem ſol— 
chen Falle gleichfalls ein Curator aufgeſtellt werden, der in ſei— 
nem Nahmen ſich zur Annahme erklärt. 

4) Der Tod des Thäters, dieſer mag vor oder nach ein⸗ 
geleiteter Unterſuchung, vor oder nach geſchöpften Urtheile erfol— 
gen, hebt zwar die Verfolgung des Verbrechens, und die An— 
wendung der Strafe auf, jedoch hat das bereits angekündete Ur— 
theil in Anſehung der verlornen freyen Verfügung über das 
Vermögen feine Wirkung ). | 


t) g. 202 des St. G. B., 1. Th. 
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5) So weit ein wider einen Abweſenden oder Flüchtigen 
auf Beſtrafung gefälltes Urtheil den Verluſt des Adels verhängt, 
und fo weit aus demſelben die in dem F. 23 erwähnten allge— 
meinen Wirkungen (worunter die Nr. 1 erwähnte begriffen iſt,) 
entſtehen, muß es auch bey fortdauernder Abweſenheit des Ver— 
urtheilten in Erfüllung gebracht werden. Geräth der Flüchtige 
nach der Hand in Verhaft, fo iſt, ungeachtet des vorher auf 
ſein Ausbleiben ergangenen Urtheiles, dennoch das ordentliche 
Verfahren bey demjenigen Criminal-Gerichte, welches ehedem 
die Edicte ausgefertiget hat, aufzunehmen, und ein neues Urtheil 
darüber zu ſchöpfen ). Aus der Anordnung dieſer Geſetzesſtel— 
le, daß die im F. 23 des St. G. B. verhängten nachtheiligen 
Wirkungen bey fortdauernder Abweſenheit des Verur— 
theilten in Erfüllung gebracht werden müſſen, und daß der Be— 
ſchuldigte, wenn er zu Verhaft gebracht wird, dem ordentlichen 
rechtlichen Verfahren unterzogen wird, glaube ich die Folgerung 
ziehen zu dürfen, daß er während des Unterſuchungs-Verhaftes 
fähig ſey, ein verbindliches Geſchäft zu ſchließen. 


5. 869, 
2) Wahre Einwilligung. 

Die Einwilligung in einen Vertrag muß frey, ernſt— 
lich, beſtimmt und verſtändlich erklärt werden. 
Iſt die Erklärung unverſtändlich, ganz unbe— 
ſtimmt, oder erfolgt die Annahme unter ande— 
ren Beſtimmungen, als unter welchen das Ver— 
ſprechen geſchehen iſt; ſo entſteht kein Vertrag. 
Wer ſich, um einen Andern zu bevortheilen, un— 
deutlicher Ausdrücke bedient, oder eine Schein— 
handlung unternimmt, leiſtet Genugthuung. 

1) Perſonen, welche die pſychologiſche und rechtliche Fähig— 
keit, ihren Willen zu erklären, beſitzen ($$. 865 u. 868), müſ⸗ 
fen, um einen gültigen Vertrag zu gründen, auch eine wahre 


1) Ebenda f. 499. 
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(nicht bloß ſcheinbare) gültige Einwilligung abgegeben haben 
($ 861). 

2) Vor Allem muß die Einwilligung frey ſeyn. Diefer 
Satz iſt jedoch nur dahin zu verſtehen, daß der andere vertrag— 
ſchließende Theil dieſe Freyheit nicht widerrechtlich ftören dürfe; 
denn auch ein durch pſychologiſchen Zwang hervorgebrachter Wille 
iſt doch immer ein wahrer Wille, und nur Willens-Ueberein— 
ſtimmung gehört zur Weſenheit eines Vertrages. Wenn alſo die 
Freyheit der Einwilligung von Seite des vertragfchliegenden 
Theiles felbſt weder mittelbar noch unmittelbar geſtöret wird, ſo 
iſt die Einwilligung immer gültig (§§. 870 u. 875). 

3) Die Einwilligung muß ferners ernftlich ſeyn, d. i. es 
muß die Erklärung, welche durch Worte oder allgemein ange— 
nommene Zeichen geſchieht (§. 863), ganz mit dem inneren Wil: 
len des Pasciscenten übereinſtimmen. Da nun der Wille als 
ein bloß im Gemüthe des Menſchen vor ſich gehender innerer 
Act äußerlich nur durch die Erklärung ſelbſt wahrnehmbar wird, 
ſo frägt es ſich hier, wie auf was Weiſe zu erkennen möglich 
ſey, daß der im Gemüthe des Menſchen vorgehende Act des 
Willens mit der äußerlichen Erklärung nicht übereinſtimme? — 
Dieſe Erkenntniß wird nun gleichfalls wieder durch ſolche Hand— 
lungen oder Aeußerungen möglich gemacht, welche entweder wahr— 
nehmen laſſen, daß die geäußerte Einwilligung nur im Scherze 
gemeint ſey, oder die mit der gegebenen Einwilligung ganz oder 
zum Theile im Widerſpruche ſtehen, woraus man daher zu ſchlie— 
ßen im Stande iſt, daß ſelbe ſo, wie ſie abgegeben worden ſind, 
nicht gemeint ſeyn konnten. 

4) Die Einwilligung muß ferner beſtimmt ſeyn, d. i. 
ſie muß den Gegenſtand, den ſie betrifft, genau bezeichnen, und 
darf nicht der beliebigen Ausdeutung der vertragmachenden 
Theile überlaſſen ſeyn. Von der Art ſind, wie v. Zeiller be— 
merkt, allgemeine Verſicherungen der Dienſtfertigkeit, oder Vers 
heißungen ganz unbegränzter Gattungen von Gegenſtänden, wie 
eine Sache überhaupt, ein Thier, ein Stück Geldes, Getreide, 
Wein, Holz zu geben, ohne Beſtimmung einer Qualität oder 
Quantität (§. 956). Indeſſen darf man nicht jeden Mangel 
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an der genauen ausdrücklichen Bezeichnung als eine fo unbe: 
ſtimmte Einwilligung anſehen, welche der gültigen Errichtung 
eines Vertrages entgegen ſtünde, ſondern es müſſen die mögli⸗ 
chen genaueren Beſtimmungen der Willens-Erklärungen theils 
aus den ſie begleitenden Umſtänden, theils aus den geſetzlichen 
Vermuthungen, welche insbeſondere in der Lehre von den Ver— 
mächtniſſen aufgeſtellt ſind, entnommen werden. 

5) Es iſt aber nicht nur allein nothwendig, daß der Ge— 
genſtand des Vertrages überhaupt genau beſtimmt werde, ſon— 
dern beyde Theile müſſen auch in dieſer Hinſicht vollkommen 
übereinſtimmen; ſind die Erklärungen der Parteyen auf ganz 
verſchiedene Gegenſtände oder Beſtimmungen gerichtet, ſo ent— 
ſteht aus Mangel des Willen: Vereines kein Vertrag. 

6) Die Parteyen müſſen ihren Willen durch Worte oder 
andere Zeichen deutlich an Tag legen; denn damit eine Willens— 
Uebereinſtimmung zu Stande komme, iſt ja nothwendig, daß 
jede verfragfchliegende Partey genau wiſſe, was die andere 
will. Iſt daher die Erklärung einer Partey un ver ſtän d lich, 
d. i. von der Art, daß aus derſelben ihre Willens-WMeinung 
nicht entnommen werden kann, ſo iſt keine Willens-Vereinigung, 
folglich auch kein Vertrag erkennbar. Stehen ganz unverſtänd— 
liche Stellen eines Vertrages mit den verſtändlichen in einem 
weſentlichen Zuſammenhange, fo kann, wie v. Zeiller bemerkt, 
der Vertrag überhaupt von keiner rechtlichen Wirkung ſeyn. 

7) Wird Jemand durch ein verſtelltes Verſprechen oder ge⸗ 
fliſſentlich gewählte undeutliche Ausdrücke, ohne ſein Verſchul— 
den, übervortheilet, ſo iſt er berechtiget, Genugthuung zu fordern 
($. 1523). Wird ein Geſchäft von beyden Theilen nur zum 
Scheine verabredet, fo tritt die unten ($. 916) ertheilte Vor— 
ſchrift in Anwendung. 


5. 870. 


Wer von dem annehmenden Theile durch ungerechte 
und gegründete Furcht zu einem Vertrage ge— 
zwungen worden, iſt ihn zu halten nicht verbun— 
den. Ob die Furcht gegründet war, muß von 
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dem Richter aus den Umſtänden beurtheilet wer— 
den (b. 55). 


1) Der höchſte Geſetzgeber ging bey Erlaß dieſer Anord— 
nung von dem Geſichtspuncte aus, daß Unrecht kein Recht er- 
zeugen könne, und daß derjenige, welcher von Jemanden eine 
Leiſtung erpreſſet, oder ihn zu einen Verſprechen widerrechtlich 
gezwungen hat, und auf der Erfüllung beſteht, ungeachtet der 
ſcheinbaren Einwilligung des letzteren, nur ſein Unrecht, den Ei— 
genthümer in ſeiner freh willigen Verfügung zu kränken, 
noch immer fortſetze. 

2) Es iſt hier nicht die Rede von einem Meihaniſchen ſon⸗ 
dern nur von dem pſychologiſchen Zwange; denn durch phyſiſche 
Zwangsmittel kann kein Wille in dem Anderen erzeugt werden, 
ſondern nur durch die in demſelben hervorgebrachte Vorſtellung 
eines für den Fall des Nicht-Verſprechens zu erwartenden ſinn— 
lichen Uebels, wodurch derſelbe in die Alternative geſetzt wird, 
entweder das Verſprechen zu machen, oder das angedrohte Uebel 
zu leiden. 

5) Damit jedoch ein Vertrag wegen dieſes pfychologiſchen 
Zwanges für ungültig erklärt werden könne, fordert der gegen— 
wärtige F., daß die Furcht wegen des zu befahrenden Uebels 
gegründet ſey. — Das angedrohte Uebel kann nun entweder 
ſchon zu vollziehen begonnen worden, oder die Vollziehung 
deöfelben ganz in die Zukunft geſtellt ſeyn. — Iſt dasſelbe zu 
vollziehen angefangen worden, wurde z. B. der verſprechende 
Theil, weil er das Verſprechen nicht machen wollte, bereits 
mißhandelt, fo kann wohl die Frage, ob die Furcht gegründet 
war, nicht mehr im Ernſte aufgeworfen werden, ſie iſt vielmehr 
durch die bereits vor ſich gegangene That außer Zweifel geſetzt. 
Iſt aber das Uebel ganz in die Zukunft geſtellt, dann unterliegt 
die Beantwortung dieſer Frage größeren Schwierigkeiten. Es 
müſſen hierbey ſowohl die Verhältniſſe des Drohenden, als die 
des Bedrohten bey jedem einzelnen Falle in genaue Erwägung 
genommen werden. Von Seite des Bedrohenden iſt in Betrach— 
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tung zu ziehen, ob es in feiner Macht ſtand, das angedrohfe 
Uebel in Vollzug zu ſetzen, und dann ob die Drohung auch 
wirklich ſein wahrer Wille war, oder wenigſtens als ſolcher an— 
geſehen werden konnte. Wird dargethan, daß der Drohende 
die Verhängung dieſes Uebels wirklich in ſeiner Macht habe, 
und daß auch gegen feinen ernſtlichen Willen dasſelbe in Voll— 
zug zu ſetzen, theils aus dem Inhalte ſeiner Aeußerung, theils 
aus feinem bekannten Charakter keine Gründe hervorgehohlt wer— 
den können, ſo iſt die Furcht des anderen Theiles zugleich ob— 
jectiv begründet, und es kömmt dann auf die individuellen 
Verhältniſſe des Bedrohten nicht mehr an. — Allein in dem 
Falle als dieſe objectiven Gründe nicht vorhanden ſind, in— 
dem nähmlich ſich offenbaret, daß es gar nicht in der Macht 
des Drohenden lag, ſeine Drohung in Ausführung zu bringen, 
oder daß Gründe vorhanden ſeyen, anzunehmen, es ſey demſel— 
ben mit der Drohung nie Ernſt geweſen, müſſen die ſubjectiven 
Verhältniſſe des Bedrohten in Erwägung gezogen werden, ob er 
nähmlich auch wirklich wußte, daß des Anderen Macht nicht da— 
hin reiche, oder ob die Gründe, die gegen die Ernſtlichkeit ſei— 
ner Willens-Aeußerung ſtreiten, auch demſelben einleuchteten. 
Daß es hier ſehr viel auf die Kenntniſſe des Bedrohten, und 
auf feine körperliche und Gemüths-Beſchaffenheit ankomme, liegt 
am Tage. 

4) Nebſtdem, daß die Furcht gegründet ſeyn muß, iſt es 
auch nothwendig, daß ſie ungerecht ſey, d. h. der Drohende 
darf kein Recht haben, das angedrohte Uebel in Vollzug zu 
ſetzen. Wenn z. B. A den B bedrohet, ihn wegen eines ihm 
gegebenen Darlehens gerichtlich zu belangen, und die Execution 
auf ſeine Haus-Einrichtungsſtücke zu führen, wenn ſich letzterer 
nicht verbindlich mache, monathliche Abſchlags-Zahlungen zu 
leiſten, und B zur Vermeidung dieſes ſein Anſehen und ſein 
Ehrgefühl kränkenden Verfahrens ſich herbeyläßt, dem A dieſe 
Zahlungen zuzuſichern, ſo würde ſich der B fruchtlos auf dieſen 
ihn angethanenen pſychologiſchen Zwang berufen, um feinen 
übernommenen Verpflichtungen zu entgehen, ja ſelbſt in dem 
Falle, als das angedrohte Uebel mit dem Verſprechen in gar kei— 
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nem Zuſammenhange ſtehet, müßte dasſelbe aufrecht erhalten 
werden. Dieſes wäre z. B. der Fall: wenn 4 gegen den B 
ein bereits rechtskräftiges Urtheil in Händen hätte, zu Folge 
welchem ihm dieſer letztere eine beſtimmte Summe Geldes zu 
zahlen verpflichtet ift, — A dieſen Umſtand benützen und den B 
angehen würde, daß er ihm ſein Haus verkaufen ſolle, widrigens 
deſſen er entſchloſſen ſey, die Pfändung auf ſein Mobilar-Ver— 
mögen zu führen; auch hier wäre der B nicht berechtiget, gegen 
den eingegangenen Kaufscontract die Einwendung der in ihm er— 
regten Furcht entgegen zu ſetzen. Wenn dagegen z. B. eine feile 
Dirne von einem im guten Rufe ſtehenden Manne, der vielleicht 
noch überdieß Familien-Vater iſt, eine Geld-Unter ſtützung uns 
ter der Drohung forderte, gegen ihn eine Klage auf Anerkennung 
der Vaterſchaft und auf Suſtentation ihres unehelichen Kindes an— 
zuſtrengen, fo könnte jener in der Folge, wenn er ſich dadurch zur Zus 
ſicherung einer fortwährenden Unterſtützung hätte bewegen laſſen, und 
ſeine Unſchuld darzuthun im Stande wäre, allerdings mit der Ein— 
wendung der Furcht ſich von der Erfüllung ſeiner Zuſage be— 
freyen, obſchon er vorausſehen mußte, daß die gegen ihn anzu— 
ſtrengende Klage ſeine Verurtheilung nicht nach ſich ziehen kön— 
ne. — Allein ſein guter Ruf erſcheint auf alle Fälle dadurch ge— 
fährdet, und ſein häuslicher Friede der Gefahr einer Störung 
preisgegeben; auch erſcheint hier die Drohung ungerecht, weil 
kein Menſch befugt iſt, von dem anderen einen unwahren That— 
umſtand zu erzählen, der dieſen in den Augen ſeiner Mitbürger 
herabſetzen, und ihm nach Umſtänden ſogar als eine ſchwere Po— 
lizey-Uebertretung angerechnet werden könnte. 


5. 871. 


Wenn ein Theil von dem anderen Theile durch 
falſche Angaben irre geführt worden, und der 
Irrthum die Hauptſache oder eine weſentliche Be— 
ſchaffenheit derſelben betrifft, worauf die Abſicht 
vorzüglich gerichtet und erklärt worden; ſo ent— 
ſteht für den Irregeführten keine Verbindlichkeit. 
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1) Der Wahrheit und Ernſtlichkeit der Willens-Aeu— 
ßerung (§. 869) ſteht vorzüglich der Irrthum entgegen, da 
er in einer falſchen Vorſtellung beſtehet, und der wahre innere 
Wille daher bey ſelbem auf Etwas anderes gerichtet iſt, als äu— 
ßerlich ausgeſprochen wird. Dieſe falſche Vorſtellung kann nun 
entweder den eigentlichen Gegenſtand des Vertrages ſelbſt oder 
bloße Eigenſchaften und andere Beſtimmungen des Gegenſtaͤndes, 
oder die Beweggründe zum Vertrage, oder die Perſon, mit wel— 
cher der Vertrag geſchloſſen wird, betreffen. — In dem gegen— 
wärtigen und den nachfolgenden $$. wird von dieſen verſchiede— 
nen Gattungen des Irrthums gehandelt, und die rechtlichen 
Wirkungen desſelben beſtimmt. — Uebrigens ſetzt der gegenwär— 
tige $. voraus, daß der Irrthum von dem anderen Pasciscenten 
ſelbſt hervorgebracht worden ſey. — Was in dem Falle Rechtens 
ſey, wenn der Irrthum von einem Dritten herrühret, oder in 
dem Verſchulden des verſprechenden Theiles ſelbſt liegt, iſt in 
den SS. 875 u. 876 ausgeſprochen. 

2) Nach der hier erwähnten Vorausſetzung iſt der Vertrag 
ungültig, wenn der Irrthum die Hauptſache, oder eine weſent— 
liche Beſchaffenheit derſelben, worauf die Abſicht vorzüglich ge— 
richtet und erklärt worden, betrifft. — Unter einer weſentlichen 
Beſchaffenheit einer Sache im ſtrengen Sinne des Wortes wird 
aber eine ſolche Eigenſchaft verſtanden, bey deren Mangel die 
Sache aufhört, das zu ſeyn, was ſie eigentlich war, und in die— 
ſem Sinne würden beyde oben angeführten Beſtimmungen in 
Eines zuſammen fallen, und der Nachſatz: „worauf die Ab: 
ſicht vorzüglich gerichtet und erklärt worden,“ 
würde ganz überfluͤſſig ſeyn, da es ſich wohl von ſelbſt verſteht, 
daß die Abſicht vorzüglich darauf gerichtet ſey, daß dem Gegen— 
ſtande keine Eigenſchaft mangle, welche zur Weſenheit desſelben 
gehört. — Ich glaube daher nicht zu irren, wenn ich dem ge— 
genwärtigen F. folgenden Sinn unterlege: „Wenn ein Theil 
von dem anderen Theile durch falſche Angaben 
irre geführt worden, und der Irrthum die Haupt— 
ſache ſelbſt, oder eine weſentliche Beſchaffenheit 
derſelben, oder auch eine außerweſertliche Eigen 
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ſchaft der Sache betrifft, worauf jedoch die Ab— 
ſicht vorzüglich gerichtet und erklärt worden, und 
daher dadurch einer weſentlichen Beſchaffenheit 
gleich geſtellt wird, ſo entſteht für den Irrege⸗ 
führten keine Verbindlichkeit.“ Die Richtigkeit dieſer 
erläuternden Umſchreibung des gegenwärtigen F. ergibt ſich fer— 
ners noch aus der Textirung des §. 18, 3. Th. 1. Hauptſt. des 
weſtgaliziſchen Geſetzbuches, der dem gegenwärtigen F. offenbar 
zum Grunde liegt, und aus dem Inhalte des nächſtfolgenden 
$. 872 ſelbſt. Erſterer lautet: „Betrifft aber der Irrthum nicht 
die Hauptſache, auch nicht einmahl eine weſentliche Beſchaffenheit 
derſelben, ſondern einen Nebenumſtand, z. B. das Maß, 
die Zahl, das Gewicht, den größeren oder geringeren Werth 
der Sache, ſo bleibt der Vertrag, in ſo fern beyde Theile in 
den Hauptgegenſtand gewilligt, und den Nebenumſtand 
nicht als vorzügliche Abſicht erklärt haben, noch immer gültig.“ 
Es iſt alſo daraus erſichtlich, daß hier von einem Nebenum— 
ſtande die Rede ſey, der als vorzügliche Abſicht erklärt wird. 
Ganz in Uebereinſtimmung mit dieſem ſagt der folgende §.: „Be— 
trifft aber der Irrthum weder die Hauptſache, noch eine weſent⸗ 
liche Beſchaffenheit derſelben, ſondern einen Nebenumſtand, ſo 
bleibt der Vertrag, in ſo fern beyde Theile in den Hauptgegen— 
ſtand gewilliget, und den Nebenumſtand nicht als vorzügliche 
Abſicht erklärt haben, noch immer gültig.“ 

5) Daß daher für den Irregeführten keine Verbindlichkeit 
entſtehe, wenn der Irrthum den Gegenſtand ſelbſt, oder eine 
weſentliche Beſchaffenheit desſelben betrifft, wenn auch dieſelbe 
als vorzügliche Abſicht nicht erklärt worden, iſt aus dem 
Vorhergeſagten klar geworden; da nun aber bey jeder Sache 
drey Eigenfchaften unterſchieden zu werden pflegen, nähmlich: 
weſentliche, natürliche und zufällige, ſo frägt es ſich, 
was in dem Falle Rechtens ſey, wenn der Irrthum eine natür— 
liche Eigenſchaft der Sache betrifft, ohne daß hierauf die Abſicht 
vorzüglich gerichtet und erklärt worden iſt? — Die Schwierig— 
keit der Beantwortung dieſer Frage ergibt ſich daraus, daß in 
den vorne angeführten Geſetzesſtellen nur von weſentlichen 
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Eigenſchaften einer Sache, und von Nebenumſtänden die 
Rede iſt, — die natürlichen Eigenſchaften aber, welche zwiſchen 
dieſen beyden in der Mitte liegen, dabey übergangen ſind. Es muß 
daher entweder der Ausdruck „wefentlich” in dem gegenwärtigen und 
folgenden $. dahin ausgedehnt werden, daß hierunter auch die 
natürlichen Eigenſchaften einer Sache verſtanden werden, 
oder man muß die natürlichen Gigenfchaften einer Sache für 
bloße Nebenumſtände anſehen. — Es ſcheint nun aber, daß un— 
ter dem Ausdrucke „weſentliche Beſchaffenheit'“ auch die natür— 
lichen Eigenſchaften einer Sache, d. h. ſolche verftanden wer— 
den müſſen, welche gewöhnlich mit dieſer Sache verbunden ſind, 
und daher bey ſelber vorausgeſetzt zu werden pflegen. — Die 

Gründe für dieſe Meinung beſtehen im Folgenden: 

a. Schon aus dem Ausdrucke des gegenwärtigen F.: „Wenn der 
Irrthum die Hauptſache, oder eine weſentliche Beſchaffenheit 
derſelben betrifft,” noch mehr aber die Textirung des F. 18 
des 1. Hauptſt., 3. Th. des Geſetzbuches für Weſt-Galizien 
des Inhalts: „Betrifft aber der Irrthum nicht die Hauptſache, 
auch nicht einmahl eine weſentliche Beſchaffenheit derſel— 
ben,“ deuten darauf hin, daß die Worte „weſentliche Be— 
fchaffenheit” in einem ausgedehnteren Sinne genommen wer— 
den müſſen, weil eine weſentliche Beſchaffenheit der Sa— 
che im engeren Sinne des Wortes auch immer die Hauptſache 
ſelbſt betrifft, wo doch das Geſetz offenbar die weſentliche 
Beſchaffenheit von dem Weſen der Sache ſelbſt unterſcheidet. 

b. Die Beyſpiele, welche das Geſetzbuch für Weſt-Galizien zur 
Erläuterung des Begriffes von Nebenumſtand aufführet, find 
von der Art, daß keines aus denſelben unter die natürlichen 
Eigenſchaften einer Sache gerechnet werden kann; denn das 

taß, die Zahl, das Gewicht und der größere oder geringere 
Werth einer Sache ſind doch offenbar nur unter die zufälligen 
Eigenſchaften einer Sache zu ſubſummiren, und es iſt daher 
mit größter Verläßlichkeit anzunehmen, daß die natürlichen 
Eigenſchaften einer Sache nach der Abſicht des höchſten Ge— 
ſetzgebers unter der Benennung „Nebenumſtände“ nicht be— 
griffen ſeyn ſollen. 


* 
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4) Faſſet man das Reſultat dieſer Erläuterung in ein Kur: 
zes zuſammen, ſo ergeben ſich folgende Bemerkungen: „Der Irr— 
thum, welcher von einem vertragſchließenden Theile dem anderen 
beygebracht worden iſt, macht den Vertrag ungültig, wenn er 
die Hauptſache ſelbſt, oder eine weſentliche, oder natürliche, oder 
ſolche zufällige Eigenſchaft betrifft, welche als vorzügliche Abſicht 
erklärt worden iſt.“ Ein Beyſpiel fol das Geſagte deutlich 
machen. 

A verkauft dem B eine Sache unter dem Vorgeben, ſie 
ſey eine Sackuhr. Diefe Sache habe auch die äußere Form ei— 
ner ſolchen, z. B. einer Springuhr; — bey der Eröffnung derſelben 
ergibt ſich aber, daß ſich ſtatt der Uhr ein Gemählde oder Schnitz— 
werk darin befinde; hier betrifft der Irrthum die Hauptſache 
ſelbſt, und der irregeführte B wäre ſohin nicht ſchuldig, den ab- 
geſchloſſenen Kaufvertrag zu erfüllen. 

Setzen wir aber den Fall: Die von dem A an J veräus 
ßerte Sache ſey eine Sackuhr, d. h. ſie habe nicht nur die äu— 
ßere Form, ſondern auch die innerliche Einrichtung einer ſolchen; 
nur mangeln darin ein Paar zum Uhrwerke gehörige Räder. Hier 
mangelt eine wefentliche Beſchaffenheit an der Uhr, und der von 
dem A irregeführte B wäre daher gleichfalls von der verabrede— 
ten Verbindlichkeit frey. 

Nehmen wir aber an, die Uhr beſitze ein vollſtändiges Rä— 
derwerk, ſie ſey aber nach ihrer Einrichtung nur fähig, die Stun— 
den anzuzeigen, nicht aber die Minuten, in dieſem Falle hat 
ſelbe alle weſentlichen Beftandtheile einer Uhr, weil ſelbe dadurch, 
daß ſie nur die Stunden, und nicht auch die Minuten anzeiget, 
nicht aufhört, das zu ſeyn, was ſie ſeyn ſoll, nähmlich ein In— 
ſtrument, das dazu dienen ſoll, die Tagzeiten anzuzeigen; al— 
lein da alle Sackuhren gewöhnlich fo eingerichtet find, daß 
ſie auch die Minuten andeuten, ſo mangelt derſelben hier eine 
natürliche Eigenſchaft, und der von dem A irregeführte B wäre 
daher nach den oben angeführten Grundſätzen gleichfalls zur Zu— 
haltung des Kaufvertrages nicht verbunden. 

Ganz ein Anderes wäre es, wenn die Uhr nach der dem 
B heygebrachten Vorſtellung auch die Sekunden andeuten ſolle; 
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welche Eigenſchaft ihr aber mangelt. — Dieſer Mangel trifft eine 
bloß zufällige Beſchaffenheit, einen Nebenumſtand; der Vertrag 
iſt daher der Regel nach gültig, ausgenommen, der B hätte ſich 
ausdrücklich erkläret, daß er nur eine ſolche Sackuhr haben wol— 
le, welche auch die Sekunden anzeiget. 


5. 872. 


Betrifft aber der Irrthum weder die Hauptſache, 
noch eine weſentliche Beſchaffenheit derſelben, 
ſondern einen Nebenumſtand; ſo bleibt der Ver— 
trag, in ſo fern beyde Theile in den Hauptge— 
genſtand gewilliget, und den Nebenumſtand nicht 
als vorzügliche Abſicht erklärt haben, noch im— 
mer gültig; allein dem Irregeführten iſt von 
dem Urheber des Irrthumes die angemeſſene 
Vergütung zu leiſten. 


1) Der Irrthum heißt nun nach den vorangeſchickten Erör— 
terungen ein Nebenirrthum, wenn er bloß zufällige Eigen— 
ſchaften und Beſtimmungen betrifft. — Hier erhält der Pro— 
miſſär den Gegenſtand ſammt allen weſentlichen und natürlichen 
Eigenſchaften, welche immer ſtillſchweigend bedungen anzuſehen 
find ($. 871 Nr. 3, dann H. 923), nur mangeln demſelben Beſtim— 
mungen, die der Promittent dem Gegenſtande ausdrücklich bey— 
gelegt oder beyzulegen veranlaßt hat. Der Nebenirrthum bezieht 
ſich hauptſächlich, wie v. Zeiller bemerkt, auf Zahl, Maß oder 
Gewicht, auf Feinheit, Güte der Materie und das Zugehör, 
oder auf den Ort und die Zeit der Erfüllung. 

2) Mit dem Nebenirrthume beſteht noch immer Einheit 
des Willens in der Hauptſache, folglich Einwilligung und der 
Vertrag. Wer einen Haufen Getreide kauft, in der Meinung 
derſelbe enthalte Ein Hundert Metzen, würde denſelben gewiß 
auch dann gekauft haben, wenn er gewußt hätte, daß er nur 
ſiebenzig enthalte; wer überhaupt eine Sackuhr zu kaufen ſucht, 
hat ſeinen Zweck erfüllt, wenn er eine ſolche erhält, geſetzt auch, 
daß die von dem Promittenten derſelben beygelegte Eigenſchaft, 
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daß fie auch den Monathstag zeige, unwahr wäre. — Ein fol: 
cher Nebenirrthum nimmt bloß auf die Quantität des bedunge— 
nen Entgeldes Einfluß, und nur in dieſer Beziehung mangelt 
die Uebereinſtimmung des Willens. Es würde nähmlich im vor— 
liegenden Falle der Käufer des Getreides oder der Uhr ſich zu 
keinen ſo hohen Kaufſchilling eingelaſſen haben, wenn er gewußt 
hätte, daß der Haufe Getreide nur ſiebenzig Metzen enthalte, 
und die Uhr nur die Stunden und Minuten anzeige. Daher 
erklärt das Geſetz, daß der Vertrag zwar beſtehe, aber dem Ir— 
regeführten die angemeſſene Vergütung zu leiſten ſey. 

3) Ein Irrthum in dem Titel der Erwerbung ſchadet 
nur in ſo weit, als es an der Willens-Vereinigung mangelt. 
Wer eine ihm zu leihen angebothene Sache für ein Geſchenk 
hält, kann ſich ſelbe nicht zueignen. — Wer aber eine geſchenkte 
Summe Geldes als ein Darleihen übernahm, kann ſie nach ent— 


decktem Irrthume unwiderruflich behalten. Ob ein Irrthum im - 


Beweggrunde den Vertrag entkräfte, kömmt weiter unten vor. 

4) Wird von dem Promiſſär ausdrücklich erklärt, daß ſeine 
Abſicht ſey, die Sache nur mit dieſer zufälligen Eigenſchaft ver— 
ſehen an ſich zu bringen, dann geht der Nebenirrthum in ei— 
nen Hauptirrthum über, und es iſt ſonach jeder Vertrag un— 
gültig, wenn der Irrthum einen Nebenumſtand betrifft, wel— 
cher jedoch als vorzüglicher Zweck erklärt worden iſt. 


5. 875. 

Eben dieſe Grundſätze ſind auch auf den Irrthum 
und die Perſon desjenigen, welchem ein Verſpre— 
chen gemacht worden iſt, anzuwenden; in ſo 
fern ohne dem Irrthum der Vertrag entweder 
gar nicht, oder doch nicht auf ſolche Art errich— 
tet worden wäre. 


1) Man muß nach der gegenwärtigen Vorſchrift den Irr⸗ " 


thum in der Perſon ſelbſt, von dem Irrthume in weſentlichen 
und natürlichen Eigenfchaften derſelben, — dann von dem Irr— 
thume in zufälligen Beſchaffenheiten unterſcheiden. — Ein Irr— 
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thum in der Perſon ſelbſt geht vor ſich, wenn Jemand einen 
Vertrag mit einer beſtimmten Perſon zu ſchließen glaubt, 
und ihn in der That mit einer anderen Perſon ſchließt. Daß 
dieſer Irrthum in der Perſon bey dem Ghevertrage ein Haupt— 
irrthum ſey, fällt in die Begriffe; und es iſt von dieſem Irt— 
thum bereits in dem §. 57 gehandelt worden. 

2) Nicht ſo verhält ſich die Sache bey allen andern Der: 
trägen. — Derjenige, der z. B. als Käufer einen Kaufvertrag ſchließt, 
hat der Regel nach nur den Kaufgegenſtand und keineswegs 
die Perſon vor Augen, mit der er den Vertrag abſchließt. Er 
will die Sache erwerben, und es iſt ihm gleichgültig, wer der— 
jenige ſey, der ihm die Sache überläßt. — Ein Irrthum in der 
Perſon iſt daher im vorliegenden Falle von keinem Gewichte. In— 
deſſen können doch auch bey andern Verträgen, als dem Ehe— 
vertrage, Verhältniſſe eintreten, wo dem einen Gontrahenten 
die Perſon des anderen Contrahenten nicht gleichgültig iſt, — 
und wo daher ein Irrthum in der Perſon gleichfalls als ein 
Hauptirrthum angeſehen werden muß, welches nähmlich dann der 
Fall iſt, wenn der irrende Contrahent den Vertrag gar nicht, 
oder wenigſtens nicht auf ſolche Art abgeſchloſſen haben würde, 
wenn der Irrthum dabey nicht unterlaufen wäre. Wenn aber 
dieſes behauptet werden könne, hierüber laſſen ſich nur wenige 
allgemeine Regeln feſtſetzen; es muß vielmehr die Beantwortung 
dieſer Frage von Fall zu Fall aus dem beſonderen, bey Schlie— 
ßung des Vertrages vorkommenden Umſtänden hergehohlet wer— 
den. — Indeſſen können folgende Regeln als Leitfaden bey der 
Beurtheilung einzelner Fälle dienen. 

3) Bey allen Verträgen, welche, wie der Ehevertrag, per— 
ſönliche Rechte und Verbindlichkeiten begründen, die daher 
auch deßhalb bey dem Perſonen-Rechte abgehandelt wurden, oder 
von denen wenigſtens daſelbſt Erwähnung geſchah, muß man 
annehmen, daß der verſprechende Theil dabey die Perſon des 
Annehmers und reſpectiven Contrahenten vor Augen hatte. — 
Dieſes iſt z. B. ungezweifelt der Fall bey dem Adoptions- Ver: 
trage (§. 182), und der Regel nach auch bey dem, welcher we— 
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gen Uebernahme eines Kindes in die Pflege abgeſchloſſen wird 
(F. 186). N 

4) Eben ſo muß auch bey unentgeldlichen Vertraͤgen im 
Allgemeinen vorausgeſetzt werden, daß dabey die Perſon des An— 
nehmers berückſichtiget wurde. — Es iſt nicht anzunehmen, daß 
der Promittent jeder Perſon ohne Unterſchied das leiſten oder 
geben würde, was er einer beſtimmten Perſon — ohne ſich da— 
für einer Gegenleiſtung zu bedingen, — zugeſagt hat. — Der 
Verſprecher nimmt hier auf die Perſon, — oder deren Eigen— 
ſchaften, — oder deren beſondere Verhältniſſe Rückſicht. — 
Wenn daher A dem B eine Schenkung macht, in der Meinung, 
daß es der Cſey, fo iſt ſelbe ungültig, voraus geſetzt, daß dies 
ſer Irrthum in dem Verſchulden des B ſeinen Grund hat. 

5) Was hier von unentgeldlichen Verträgen gefagt wor— 
den iſt, gilt auch von gemiſchten (F. 864 Nr. 6); denn ges 
miſchte Verträge find zum Theile unentgeldliche, und es iſt 
daher auch bey ihnen anzunehmen, daß der Promittent in die— 
ſer Beziehung auf die perſönlichen Verhältniſſe des Promiſſärs 
Rückſicht genommen habe. 

6) Bey entgeldlichen Verträgen, welche nicht in das Ger 
bieth des Perſonen-, ſondern in das des Sachenrechtes gehören, 
kömmt es vorzüglich darauf an, ob die Gegenleiſtung in Hands - 
lungen oder Sachen beſtehe. — Beſteht ſelbe in Handlungen, fo 
wird der Regel nach gleichfalls die Perſon des Mitcontrahen— 
ten in Betrachtung gezogen. Setzen wir den Fall: A ſchließe 
mit dem B, den er für den berühmten Porträtmahler C hält, 
während B ein gemeiner Mahler iſt, einen Contract, in wel: 
chem ſich letzterer verbindlich macht, den A zu porträtiren; und 
habe ſich in dieſer irrigen Vorausſetzung zu einem ungewöhnlich 
hohen Honerar herbeygelaſſen. — Hätte A gewußt, daß B nur 
ein gemeiner Mahler, und nicht der C ſey, ſo hätte er den 
Vertrag entweder gar nicht geſchloſſen, oder er hätte ſich doch 
wenigſtens zu den ausgeſprochenen Lohn nicht herbeygelaſſen. 

7) Beſteht hingegen die Gegenleiſtung in Sachen, ſo iſt 
der Regel nach wohl anzunehmen, daß auf die Perſon des Con— 
trahenten keine Rückſicht genommen worden ſey. — Ausnahmen 


LL. 873.] 61 


von dieſer Regel, deren es allerdings geben BR müſſen ſtren⸗ 
ge nachgewieſen werden. 

8) Was hier von der Perſon des Contrahenten geſagt 
worden iſt, gilt auch von den Eigenfchaften derfelben. Ein Irr— 
thum in den Eigenſchaften der Perſon macht den Vertrag ungül— 
tig; in ſo fern ohne den Irrthum der Vertrag entweder gar nicht, 
oder doch nicht auf ſolche Art errichtet worden wäre. — Oefters zieht 
der Irrthum in einer Eigenſchaft der Perſon, wie bereits $. 57 
Nr. 2 bemerkt worden iſt, zugleich einen Irrthum in der Per— 
ſon ſelbſt nach ſich, wo es dann eben ſo viel iſt, als wenn 
der Irrthum unmittelbar in der Perſon ſelbſt vor ſich gegangen 
wäre. — 3. B. Ich weiß, daß aus zweyen Brüdern einer Doc: 
tor der Medicin, der andere dagegen bloß Chirurg iſt. — Nun 
wird mir der letztere mit der falſchen Vorgabe, er ſey Doctor, 
vorgeſtellt. — Dadurch nun, daß dieſem die berührte falſche 
Eigenſchaft beygelegt worden iſt, halte ich ihn für ſeinen Bru— 
der. Bey Eigenſchaften einer Perſon, welche zur Weſenheit 
derſelben, d. i. zur Bezeichnung ihrer Individualität nicht ge— 
hören, hat ein Irrthum nur dann auf die Gültigkeit des Ver— 
trages Einfluß, wenn die Abficht vorzüglich auf dieſe Eigenſchaft 
gerichtet iſt, welches entweder aus der Natur des geſchloſſenen 
Vertrages oder daraus erhellt, daß ſie ausdrücklich erklärt wird. 
Oenn in dieſem Falle würde der Vertrag ohne den Irrthum 
gar nicht errichtet worden ſeyn. — Ein Herrſchafts-Inhaber, 
welcher die Juſtiz nicht ſelbſt verwalten kann, oder will, nimmt 
z. B. einen Beamten zu dem Zwecke auf, daß er die Juſtiz— 
geſchäfte beſorge. Nun entdeckt ſich, daß der aufgenommene 
Juſtizbeamte für das Richteramt nicht geprüft ſey. — Hier be— 
trifft der Irrthum keine weſentliche Eigenſchaft der Perſon; al— 
lein die Abſicht des Herrſchafts-Inhabers war offenbar dahin 
gerichtet, ein Individuum in ſeine Dienſte zu nehmen, welches 
an ſeiner Statt die Verwaltung der Juſtiz beſorgen ſoll, was 
aus Mangel dieſer Eigenſchaft nicht geſchehen kann. — Hätte 
der Herrſchafts-Inhaber dieſes gewußt, fo würde er gewiß den 
Dienſtesvertrag mit der gedachten Perſon nicht abgeſchloſſen, 
ſondern eine andere Perſon, welche mit dem Wahlfähigkeits— 
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Decrete verſehen iſt, dazu erwählt haben. — Setzen wir aber 
den Fall in einer anderen Geſtalt. Ein Herrſchafts-Beſitzer, 
welcher die Juſtiz immer ſelbſt verwaltete, nimmt einen Beam— 
ten, von den er glaubt, daß er für das Richteramt geprüft ſey, 
lediglich als Schreiber in ſeine Dienſte auf, in der Meinung 
(welche er jedoch nicht ausdrücklich erklärte), daß er ſich desſel— 
ben in eigenem Verhinderungsfalle zur Suplirung bey Verwal— 
tung der Juſtiz bedienen könne, und nicht mehr nöthig habe, 
wie bisher geſchehen, den Verwalter einer benachbarten Herr— 
ſchaft hierzu zu delegiren. Hier betrifft der Irrthum weder die 
Perſon ſelbſt, noch eine weſentliche Eigenſchaft derſelben, ſon— 
dern einen bloßen Nebenumſtand, auf welchen die Abſicht nicht 
vorzüglich gerichtet oder erklärt worden iſt, daher hat dieſer Irr— 
thum auf die Gültigkeit des Vertrages ſelbſt keinen Einfluß. — 
Es iſt zwar möglich, daß der Herrſchafts-Beſitzer, wenn er ge— 
wußt hätte, daß die Vorgabe des Beamten, er ſey für das 
Richteramt geprüft, nicht richtig ſey, — den Dienſtes vertrag 
mit einem anderen, mit der hier mangelnden Eigenſchaft ver— 
ſehenen Individuum abgeſchloſſen haben würde, allein dieſes 
leuchtet aus dem Inhalte dieſes Vertrages nirgends hervor, 
und der Mitcontrahent konnte, da die Eigenſchaft des Geprüft— 
ſeyns nicht vorzüglich hervorgehoben worden iſt, nicht wiſſen, 
daß die Abſicht vorzüglich hierauf gerichtet ſey. 


5. 874. > 


In jedem Falle muß derjenige, welcher einen Ver— 
trag durch Liſt oder ungerechte Furcht bewirket 


hat, für die nachtheiligen Folgen Genugthuung 
leiſten. 


Dadurch, daß der Richter einen durch ungerechte Furcht, 
oder durch falſche Vorſtellungen erwirkten Vertrag als unkräf— 
tig erkläret, wird der gezwungene oder irregeführte Theil ſelten 
in den vorigen Stand zurück verſetzt. — Er leidet oft, wie 
v. Zeiller bemerkt, durch die Bedrohung an ſeiner Geſundheit oder 
durch die angewandte Liſt an feinem Vermögen (3. B. durch 
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Verſendung der Waare) wirklichen Schaden und Koften, noch 
öfter aber einen Entgang des Gewinns, für welche vorſetzliche 
Beſchädigung ihm, ſelbſt wenn er den Vertrag beſtehen laſſen 
will, volle Genugthuung geleiſtet werden muß (F. 1524). Wer 
un vorſetzlich, aber doch durch Verſchulden den Andern irre führt, 
haftet für die einfache Schadloshaltung (§. 1323). Wenn die 
vertragſchließenden Theile ſich wechſelſeitig hintergehen, fo iſt je- — 
der Theil für den Schaden, den er angerichtet hat, verant— 
wortlich. 


5. 875. 


Iſt der verſprechende Theil von einem Dritten 
entweder durch ungerechte und gegründete Furcht 
zu einem Vertrage gezwungen, oder durch fal— 
ſche Angaben irre geführet worden; ſo iſt der 
Vertrag gültig. Nur in dem Falle, daß der 
annehmende Theil an der widerrechtlichen Hand— 
lung des Dritten Theil nahm, oder dieſelbe offen— 
bar wiſſen mußte, iſt er eben fo nach den IN. 
870 — 874: zu behandeln, als wenn er ſelbſt 

den anderen Theil in Furcht oder Irrthum ver— 

ſetzt hätte. 

1) Nach den Vorſchriften des römiſchen Rechtes iſt es 
ſtreitig, ob in dieſem Falle das Verſprechen gültig ſey oder nicht ). 
Das franzöſiſche Geſetzbuch aber ſagt im Art. 1111: „Ein 
an demjenigen, der die Verbindlichkeit über— 
nommen hat, ausgeübter Zwang bewirkt die Nich— 
tigkeit auch dann, wenn nicht derjenige, zu deſſen 
Vortheil der Vertrag geſchloſſen worden iſt, ſon— 
dern ein Dritter ihn angewendet hat;“ und das preu— 
ßiſche Landrecht im 1. Thl., 4. Tit., §. 42: „Erzwungene Wil 
lens⸗-Erklärungen find auch dann ungültig, wenn 
die Gewalt oder der Zwang nicht von dem zu deſſen 


) S. Glück Erläuterung F., 293. u. 300, 
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Vortheile er gereichen foll, ſondern von einem 
Dritten verübt worden.“ Ben dieſen ſich widerſprechenden 
Anſichten der neueren Geſetzgebungen iſt es von Intereſſe, die Gründe 
zu kennen, welche den höchſten Geſetzgeber Oeſterreichs bewogen haben, 
obige Beſtimmungen feſtzuſetzen. — Sie ſind ohne Zweifel die nähm— 
lichen, welche Herr Hofrath v. Zeiller in ſeinem Commentare 
aufgeführt hat, und die ich mir daher hier zu wiederhohlen er— 
laube. „Wer,“ heißt es dort, „feine Einwilligung auf eine fo 
deutliche und unzweifelhafte Art geäußert hat, daß man allgemein, 
und daß insbeſondere der Mitcontrahent die Erklärung für eine 
wirkliche Einwilligung halten mußte, der wird auch mit Recht 
darnach behandelt, und auf ſeine Entſchuldigung, daß er an— 
ders gedacht habe, keine Rückſicht genommen.“ Zu dieſem Grunde 
könnte man in Bezug auf die erzwungene Erklärung noch hinzu— 
fügen, daß die Weſenheit eines Vertrages in der beyderſeitigen 
Willens-Uebereinſtimmung beſtehe, und daß ſohin derſelbe als 
perfect angeſehen werden müſſe, wenn dieſe Willens-Ueberein— 
ſtimmung vorhanden iſt. Was der verſprechende Theil durch 
ſein gemachtes Verſprechen für einen Zweck erreichen wolle, 
darauf kann es der Regel nach gar nicht ankommen, indem der 
annehmende Theil gar nicht berechtiget iſt, den Andern um die 
geheimen Triebfedern ſeiner Handlungen zu befragen. 

Man könnte vielleicht gegen dieſe legislative Anſicht des 
öſterreichiſchen Geſetzbuches bemerken, daß dasſelbe in Anſehung 
der Wirkung der Furcht und des Irrthums auf Willens-Erklärun— 
gen nicht immer von einem gleichen Principe ausgehe, da es 
a. beſtimmt, daß der Wille des Erblaſſers, wenn er rechtliche 
Wirkungen hervorbringen ſoll, frey von allem Zwange erklärt 
werden müſſe, wobey es keinen Unterſchied macht, von welcher 
Seite dieſer Zwang herrühre (F. 565); und da es b. ferners 
($. 55 — 57) feſtſetzet, daß die Einwilligung ohne Rechtskraft 
ſey, wenn ſie durch eine gegründete Furcht erzwungen worden 
oder der Irrthum in der Perſon des künftigen Gatten vor— 
gegangen iſt. Es iſt hier gleichfalls einerley, ob die Furcht 
oder der Irrthum von dem andern Mitcontrahenten ſelbſt, oder 
von einem Dritten, mit oder ohne Wiſſen des erſteren herrühret. 
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Allein einfeitige Willens-Erklärungen find weſentlich von Ver: 
trägen unterſchieden, und es rechtfertigt die Vernunft vollkom— 
men, wenn der Geſetzgeber auch in Hinſicht der Wirkungen der 
eingejagten Furcht zwiſchen ſolchen einſeitigen Willens-Erklärun— 
gen und Verträgen einen Unterſchied feſtſetzet. — Was aber 
den Ehevertrag anbelangt, ſo geht der höchſte Geſetzgeber hier 
von dem Principe aus, daß eine Ehe, welche ſich nicht auf den 
freyen, ungezwungenen Willen beyder Theile gründet, für keinen 
Theil ein glückliches Loos gewähren könne. Bey Leiſtungen, wel— 
che Sachen zum Gegenſtande haben, kann es wohl dem anneh— 
menden Theile gleichgültig ſeyn, ob die Leiſtung des anderen 
Theiles gerne, eder wider Willen geſchehe, — aber auf das 
eheliche Verhältniß, daß die innigſte Vereinigung des Mannes 
mit einem Weibe zum Zwecke hat, wirken ſolche Nöthigungen 
für jeden Fall ſtörend ein. 

2) Allein ſowohl aus den angeführten Gründen, als auch, 
wie v. Zeiller bemerkt, aus der gerechten Beſorgniß eines liſtigen 
Einverſtändniſſes (Colluſion) iſt es begreiflich, warum in dem 
Falle, als der annehmende Theil auf die widerrechtliche Hand— 
lung des Dritten Einfluß, oder auch nur Wiſſenſchaft davon 
gehabt hat, die unfreywillige Zuſage wegen der ungerechten 
Furcht oder eines weſentlichen Irrthums gänzlich (§§. 670 und 
871), wegen eines unterlaufenen Nebenirrthums aber wenigſtens 
zum Theil unkräftig werde. 


| 5. 876. 

Wenn der verſprechende Theil ſelbſt und allein an 
ſeinem wie immer gearteten Irrthume Schuld 
iſt, ſo beſteht der Vertrag; es wäre denn, 
daß dem annehmenden Theile der obwaltende 
Irrthum offenbar aus den Umſtänden auffallen 
mußte. | 

Die Anordnung des gegenwärtigen F. wird ganz aus dem— 
jenigen gerechtfertiget, was bereits in den nächſt vorhergehen— 
den zwey Paragraphen geſagt worden iſt. Denn es ſpringt 


Mippel's Commentar VI. Ty. 5 
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wohl in die Begriffe, daß, wenn ein von einem Dritten beyge— 
brachter Irrthum der Gültigkeit des Vertrages nicht im Wege 
ſteht, um ſo weniger derjenige Irrthum einen Vertrag ungültig 
machen könne, an dem der verſprechende Theil ſelbſt und allein 
Schuld iſt. — Nur wenn der Irrthum dem Promiſſär aus der 
Natur des Geſchäftes, oder aus den beſonderen Verhältniſſen ſchon 
zur Zeit der Abſchließung auffallen mußte, konnte er die erklärte 
Einwilligung für keine wahre Einwilligung halten, und daher 
auch kein Recht für ſich ableiten. Als Beyſpiel führt Herr Hof— 
rath v. Zeiller an, wenn einem Straßenbettler aus auffallenden 
Verſehen eine Goldmünze ſtatt einer kupfernen geſchenkt, oder 
eine Rechnung mit einem offenbaren Rechnungsverſtoße abge— 
ſchloſſen wird. 


5. 877, 

Wer die Aufhebung eines Vertrages aus Mangel 
der Einwilligung verlangt, muß dagegen auch 
Alles zurückſtellen, was er aus einem ſolchen 
Vertrage zu ſeinem Vortheile erhalten hat. 

Wenn das Geſetz will, daß diejenigen, welchen es an der 

Fähigkeit, eine rechtsgültige Einwilligung abzugeben, mangelt, 
oder bey denen die abgegebene Einwilligung als keine wahre und 
ernſtliche angeſehen werden kann, durch ihre abgegebene Er— 
klärung keinen Schaden leiden ſollen, — ſo geht dasſelbe 
nicht ſo weit, daß es dieſen Perſonen erlaubte, ſich durch den 
Schaden der Mitcontrahenten zu bereichern. Darum verordnet 
es im gegenwärtigen F., daß derjenige, welcher aus den er— 
wähnten Gründen die Nichtigerklärung des Vertrages bewirkt, 
dagegen auch die von dem Andern empfangenen Vortheile her— 
ausgeben müſſe. — Er hat ja dieſe Vortheile nur unter dem 
Titel des Vertrages erhalten; iſt nun dieſer Titel nichtig erklärt, 
fo iſt für den Promiſſär kein Recht zur Behaltung dieſer Vor— 
theile vorhanden. Bey einer ſolchen Zurückverſetzung in den 
vorigen Stand muß, wie v. Zeiller bemerkt, auf beyde Theile 
dasjenige angewendet werden, was von einem redlichen und un— 
redlichen Beſitzer geſagt worden iſt. 
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5. 878, 
3) Möglichkeit der Leiftung. 

Ueber Alles, was im Verkehre ſteht, können Ver— 
träge geſchloſſen werden. Was nicht geleiſtet 
werden kann, was geradezu unmöglich und un— 
erlaubt iſt, kann kein Gegenſtand eines gültigen 
Vertrages werden. Wer einen Andern durch 
dergleichen Zuſagen täuſchet, wer ihn aus ſchuld— 
barer Unwiſſenheit verkürzt, oder aus deſſen 
Schaden einen Nutzen zieht, bleibt dafür ver— 
antwortlich. 


1) Das dritte Erforderniß eines gültigen Vertrages iſt die 
Möglichkeit der Leiſtung der verſprochenen Sachen oder 
Handlungen. Die Unmöglichkeit iſt entweder eine phyſiſche 
oder eine ſittliche. Die erſte iſt vorhanden, wenn die Lei— 
ſtung den Naturgeſetzen widerſtreitet; die letztere, wenn ſie 
ſich gegen die Geſetze, welche den Freyheits-Gebrauch 
des Menſchen beherrſchen, verſtoßet. Dieſe Geſetze ſind 
gleichfalls wieder zweyfach, nähmlich entweder Rechts- oder Tu— 
gendgeſetze; und man unterſcheidet daher bey der Unmöglichkeit 
der Leiſtung letzterer Art gleichfalls wieder zwiſchen der ethi— 
ſchen und rechtlichen Unmöglichkeit. Jede Art der Unmög— 
lichkeit läßt ſich ferner: a) als abſolute (für jeden Menſchen) 
und relative (bloß für eine beſtimmte Perſon), b) als active 
(für den Promittenten) oder paſſive (für den Promiſſär) denken. 

2) In Bezug auf die Möglichkeit der Leiſtung ſtellen ſchon 


die Naturrechts-Lehrer ) folgende Grundſätze auf, welche, da 


fie ſich auf allgemein gültige, ſchon in der bloßen Vernunft ge— 


gründete Principien ſtützen, auch nach poſitivem öſterreichiſchen 


Rechte vollkommene Anwendbarkeit haben. A. Die active 
phyſiſche Unmöglichkeit der Leiſtung hindert die 
5 DR 


) Siehe das natürliche Privatrecht vom Herrn Reg. Rathe Ritter v. Egger, G. 
102 — 196, 
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Gültigkeit eines Vertrages, ſie mag abſolut oder 
bloß relativ ſeyn. Ein Beyſpiel einer abſoluten derley Un— 
möglichkeit wäre, wenn ſich ein Baumeiſter verbindlich machte, 
in einem Tage einen ordentlichen Pallaſt zu erbauen; einer re— 
lativen derley Unmöglichkeit, wenn Jemand, der nicht mahlen 
kann, verſprechen würde, Jemanden zu porträtiren. B. Die 
active rechtliche Unmöglichkeit der Leiſtung hin— 
dert die Gültigkeit des Vertrages, ſie mag eine 
abſolute oder relative ſeyn. Ein Beyſpiel einer ſolchen 
abſoluten Unmöglichkeit wäre, wenn Jemand ſich anheiſchig 
machte, eine Perſon zu ermorden; einer relativen ſolchen Un— 
möglichkeit aber, wenn Jemand eine Sache, die er bereits ei— 
nem Andern verkauft hat, nun wieder einem Dritten ins Eigen— 
thum abzutreten ſich anheiſchig machte). C. Die active 
ethiſche Unmöglichkeit der Leiſtung hindert eben⸗ 
falls die Gültigkeit des Vertrages, wenn ſie 
eine abſolute iſt. Sie iſt aber eine abſolute, wenn die Lei— 
ſtung einer vollſtändig beſtimmten, d. i. einer ſolchen 
Tugendpflicht widerſtreiten würde, welche keine Ausnahme zu— 
läßt. — Es kann kein Zweifel ſeyn, daß hierunter beſonders 
jene Handlungen gehören, welche die Ehrbarkeit verletzen. — 
Nur macht es die Verſchiedenheit der Begriffe der Menſchen 
über das, was anſtändig und unanſtändig iſt, nicht ſelten zwei— 
felhaft, ob eine Handlung wirklich in die Cathegorie der die 
Ehrbarkeit verletzenden gehöre; und hierüber laſſen ſich auch aus 
eben dieſem Grunde keine allgemeinen Beſtimmungen geben. 
Dagegen hindert D. die active ethiſche Unmöglichkeit 
der Leiſt ung, wenn fie eine bloß relative iſt, die 
Gültigkeit des Vertrages nicht; denn hier handelt es 
ſich um eine ethiſche Selbſt- oder Nächſtenpflicht des Promit— 
tenten, welche durch empiriſche Verhältniſſe bedingt iſt, die 
1) Iſt dieſem die abgetretene Sache bereits übergeben worden, fo iſt er nach g. 

430 Eigenthümer geworden, und dieſe Bemerkung hat daher auf ihn keine 

Anwendung mehr. Allerdings aber wäre ſie in dem Falle zur Grundlage der 

Entſcheidung zu legen, wenn dieſer Dritte auf Erfüllung des Contractes 


klagen, und der Geklagte ſich ausweiſen würde, daß er die Sache bereits 
einem Andern verkauft habe. 
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der Promiſſär zu ignoriren, und das Urtheil des Promittenten, 
welches in dem unbedingten Verſprechen liegt (daß der Leiſtung 
keine Hinderniſſe nach der Ethik im Wege ſtehen), für wahr zu 
halten um ſo mehr berechtiget iſt, als er nicht Vormund des 
Promittenten iſt. — Die entgegengeſetzte Regel, nähmlich, daß 
die Einrede des Promittenten, die Leiſtung ſey ihm ethiſch 
unmöglich hinreiche, den Vertrag als Scheinvertrag darzuſtellen, 
würde allen geſicherten Erwerb der erwerblichen Sachen, folg— 
lich die äußere Freyheit in Rückſicht derſelben, ohne eine aus 
der Idee derſelben hervorgehende Nothwendigkeit äußerſt be— 
ſchränken, ſohin rechtswidrig ſeyn ). Dieſe aus natürlichen 
Rechtsprincipien begründete Anſicht ſcheint der gegenwärtige §. 
durch die Worte zu beſtätigen: „was geradezu unmöglich und 
unerlaubt iſt.“ E. Die paſſive Unmöglichkeit der Lei— 
ſtung, ſie mag eine phyſiſche oder rechtliche, ab— 
ſolute oder relative ſeyn, hindert die Gültigkeit 
des Vertrages. Die gewöhnlichſten Arten der paffiven Un— 
möglichkeit hat indeſſen unſer Geſetzbuch ſchon in den SS. 865 
— 3868 und 371 — 876 abgehandelt. 

3) Unter die active rechtliche Unmöglichkeit der Leiſtung 
gehört insbeſondere, wenn dieſelbe den bürgerlichen Verbothsge— 
ſetzen widerſtreitet; unter welche Geſetze offenbar auch die Straf— 
geſetze gehören. Dagegen dürfen diejenigen Vorſchriften nicht 
darunter begriffen werden, welche nur aushülfsweiſe für den 
Fall erlaffen worden find, wenn die Parteyen ſelbſt nicht be— 
ſondere Beſtimmungen getroffen haben. — Auch gehören unter 
die rechtlich unmöglichen Handlungen Alle, welche der Sicher— 
heit, öffentlichen Ordnung und den guten Sitten offenbar zu— 
wider laufen (F. 26); oder die Sachen betreffen, welche durch 
das Geſetz dem allgemeinen oder dem Privat: Verkehre entzo— 
gen find ($$. 311 u. 355). 

4) Obſchon aber Niemand zur Erfüllung des Unmöglichen 
=... werden kann, fo folgt daraus doch nicht, wie fchon 

Zeiller bemerkt, daß auch die Möglichkeit oder die Pflicht 
aun Aate wegfalle. — In Anſehung des Erſatzes iſt vor Allem 


10 Siehe v. de . ider an d. O. $. 105, 
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der Grundſatz vor Augen zu halten, daß der Promittent aus 
den Schaden des anderen Theiles keinen Nutzen ziehen dürfe. 
Daraus folgt, daß er dieſem alles dasjenige wieder erſetzen 
müſſe, was er von ihm in Folge des Vertrages bereits erhal— 
ten hat. — Fällt dem Promittenten dabey lediglich ein Ver— 
ſchulden zur Laſt, ſo leiſtet er den einfachen Schaden-Erſatz; 
im Falle er aber dem Andern durch wiſſentlich falſche Angaben 
täuſcht, volle Genugthuung (F. 1324). Dieſes gilt auch von 
einem Dritten, der bey Abſchließung des Vertrages intervenirte. 

5) Wenn derjenige, welcher eine Handlung oder Leiſtung 
ſich verſprechen ließ, wußte, daß dieſelbe dem Verſprechenden 
unmöglich ſey, ſo hat zwar der Vertrag ſelbſt keine verbindliche 
Kraft; wenn jedoch der, welcher ſich das Unmögliche verſpre— 
chen ließ, dem Verſprechenden in Rückſicht auf den Vertrag 
bereits Etwas gegeben oder geleiſtet hat, ſo hat er kein Recht, 
daöfelbe zurück zu fordern ($. 1174). Daraus folgt aber nicht, 
daß der Promittent die verſprochene, aber noch nicht in Vollzug 
geſetzte Gegenleiſtung zu fordern berechtiget ſey. 

6) Steht der Erfüllung des Vertrages ein Hinderniß ent— 
gegen, das gehoben werden kann, ſo iſt der Vertrag nicht un— 
gültig; jedoch kann nach der Natur der Sache die Erfüllung 
erſt nach wirklich erfolgter Hebung des Hinderniſſes gefordert 
werden; weil vor derſelben die Leiſtung unmöglich iſt. Iſt da— 
zu eine gewiſſe Zeit beſtimmt, ſo verliert, nach fruchtloſen Ab— 
laufe derſelben, der Vertrag von ſelbſt ſeine Kraft; denn der 
Vertrag iſt in einem ſolchen Falle eben ſo anzuſehen, als ob er 
unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen worden wäre, 
und der Promittent ſich zur Leiſtung unter der Bedingung an— 
heiſchig gemacht hätte, wenn zur beſtimmten Zeit der Erfüllung 
das Hinderniß behoben ſeyn wird. — Wer hat aber für die 
Hinwegräumung des Hinderniſſes zu ſorgen? — Es wird hier 
vorausgeſetzt, daß das Hinderniß bereits zur Zeit des geſchloſſe— 
nen Vertrages beſtanden habe; was dann Rechtens ſey, wenn 
dasſelbe erſt in der Folge entſtanden iſt, wird bey Erläuterung 
des §. 880 vorkommen. — Iſt in dem Vertrage ausdrücklich 
hierüber Etwas beſtimmt, ſo hat es ganz natürlich bey dieſer 
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ausdrücklichen Beſtimmung ſein Bewenden. Hat ſich aber kein 
Theil zur Hebung des Hinderniſſes beſonders verpflichtet, ſo 
kömmt es darauf an, ob beyden Theilen, oder nur einem der— 
ſelben, oder keinem aus ihnen das Hinderniß bekannt iſt. Im 
erſten Falle wird man wieder unterſcheiden müſſen, ob das Hin— 
derniß in der Perſon eines der Pasciscenten, oder außerhalb 
derſelben liege. Ruht es in der Perſon eines der vertragſchlie— 
ßenden Theile, fo liegt es wohl in der Natur der Sache, daß 
dieſe Perſon auch für die Hebung des Hinderniſſes beſorgt ſeyn 
müſſe. — Liegt das Hinderniß aber außerhalb der Perſon des 
Pasciscenten, ſo muß wohl die Hebung desſelben dem Promit— 
tenten obliegen; denn da er ſich mit dem Bewußtſeyn des Hin— 
derniſſes zur Leiſtung verbindlich gemacht hat, hat er ja ſtill— 
ſchweigend zu erkennen gegeben, daß er das Hinderniß zu ent— 
fernen beſorgt ſeyn werde. — Dieſes muß um ſo mehr für den 
Fall gelten, wenn nur dem Promittenten das Daſeyn des Hin— 
derniſſes bekannt iſt. — Iſt hingegen umgekehrt dasſelbe nur 
dem Promiſſär bekannt, fo ſcheinet wieder unterſchieden werden 
zu müſſen, ob derſelbe wußte, daß der Promittent von 
dem Hinderniſſe keine Kenntniß habe oder nicht. Im erſten 
Falle wird die Verpflichtung auf Seite des Promiſſärs, und 
zwar in der Art ſeyn, daß er ſogar von Seite des Promitten— 
ten, wenn dieſem an der Erfüllung des Vertrages gelegen iſt, 
zur nöthigen Einſchreitung wegen deſſen Hebung angehalten wer— 
den könne; im zweyten Falle aber ſcheint dieſe Verpflichtung 
dem Promiſſär nur dann zu obliegen, wenn ihm daran liegt, daß 
des Vertrag in Erfüllung gehe. — Iſt Beyden das Hinderniß 
unbekannt, ſo liegt demjenigen, welchem an der Erfüllung des 
Vertrages gelegen iſt, auch ob, die Wegräumung des Hinder— 
niſſes zu beſorgen; denn es iſt in dieſem Falle nicht vorauszu— 
ſetzen, daß, wenn dem Promittenten das Dafeyn des Hinder— 
niſſes bekannt geweſen wäre, er ſich zur Schließung des Ver— 
trages herbey gelaffen haben würde; und man kann daher auch 
um ſo weniger annehmen, daß ſich der eine oder andere Theil 
bey Eingehung des Vertrages ſtillſchweigend auch zur Hebung 
des Hinderniſſes verpflichtet habe. 
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Snöbefondere find, außer den am gehörigen Drte 
angeführten, folgende Verträge ungültig, 

1) Wenn etwas für die Unterhandlung eines 
Ehevertrages bedungen wird; 

2) Wenn ein Wundarzt oder was immer für 
ein Arzt ſich von dem Kranken für die Ueber⸗ 
nehmung der Cur; oder 

3) Wenn ein Rechtsfreund ſich für die Leber: 
nehmung eines Prozeſſes eine beſtimmte Be— 
lohnung bedingt; oder eine ihm anvertraute 
Streitſache an ſich löſet; 

4) Wenn eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß, 
die man von einer dritten Perſon hofft, noch 
bey Lebzeiten derſelben veräußert wird. 

1) Verträge, die von dem Civil-Geſetze für unerlaubt 
und ungültig erklärt werden, kommen in dieſem Geſetzbuche an 
den zukömmlichen Orten zerſtreut vor. Man ſehe die $$. 986, 
991, 993, 996, 998, 1056, 1174, 1196, 1208, 1259, 
1270, 1273, 1291, 1371, 1372, 1382 — 1385 und 1502. 
Außer dieſen gibt es aber auch Fälle, wo dergleichen Verbothe 
und Ungültigerklärungen in den politiſchen Geſetzen vorkommen. 
Beyſpiele hiervon find bereits bey den §. 290, 311, 355 und 
843 vorgekommen, und werden noch bey Erläuterung der nach— 
folgenden $$. an den zukömmlichen Orten bemerkt werden. Hier 
werden noch insbeſondere folgende Verordnungen angeführt: 

a. Jeder Kauf, Tauſch, Schenkung u. dgl., wodurch eine Ci— 
vil-Perſon von einer Militär-Partey außer dem Wege der 
öffentlichen Verſteigerung, Hafer, Korn, Weitzen, Heu, 
Stroh, Mehl, Kleyen, Knoppern, Holz, Licht und Zünd— 
Materialien, Säcke, Fäſſer und dergleichen ärariſche Faſſungs— 
Artikel, oder Quittungen und Anweiſungen hierauf an ſich 
bringt, wird als ungültig erklärt, und iſt derjenige, der ein 
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ſolches Gut durch Kauf, Tauſch, Schenkung, oder ſonſt wie 
immer von einer Militär- Partey an ſich gebracht hat, zur 
Zurückſtellung desſelben, wenn es noch bey ihm angetroffen 
wird, falls er es aber ſchon verzehrt, oder wieder weiter 
hintangegeben hätte, zum Erſatze ſeines wahren Werthes zu 
verhalten ). 

b. Den Bekennern der iſraelitiſchen Religion iſt unterſagt, mit 
Kirchengefäßen, Paramenten, Crucifixen, Bildern der Heili— 
gen, überhaupt mit Gegenſtänden, welche in ihrer Form nur 
zum Gebrauche bey dem Fatholifchen Gottesdienſt dienen, Han— 
del mittelſt Hauſirens, auf Märkten, in Trödelbuden u. dgl. 
zu treiben, oder in öffentlichen Verſteigerungen an ſich zu brin— 
gen ). 

2) Zu dieſen in dem Geſetzbuche an verſchiedenen Orten, 
dann in der politiſchen Geſetzgebung für ungültig erklärten Ver— 
trägen geſellt das Geſetzbuch noch befondere vier Arten der Ver— 
träge. Bey den erſten der hier erwähnten Verträge ging der 
Geſetzgeber von der Anſicht aus, daß ſich gewinnſüchtige Unter— 
händler, welche für die Unterhaͤndlung eines Ehevertrages ſich 
Etwas bedingen, gewöhnlich falſcher, liſtiger Angaben bedienen, 
wodurch beyde Brautperſonen, oder doch Eine derſelben zu einer 
in der Folge oft ſehr bereuten Che verleitet wird, welche für 
die Familie ſehr nachtheilig iſt. — Dabey bemerkt zugleich Herr 
Hofrath v. Zeiller, daß eine bloße Aufrechnung der Köſten für 
die Unterhandlung, z. B. mit einer abweſenden Perſon, als auch 
eine freywillig, ohne Bedingung, oder ohne Rückſicht auf den 
Erfolg zugeſicherte Belohnung und ſelbſt ein für die Bewirkung 
einer näheren Bekanntſchaft (ohne Kuppeley) bedungener Lohn 
darunter nicht begriffen werden könne. — Ich trete dieſer Be— 
merkung vollkommen bey, — jedoch kann ich mich der gleich 
nachfolgenden, daß nähmlich die Zurückforderung der gegebenen 
Belohnung (verſteht ſich außer den hier oben erwähnten Fällen, 
wo ſogar die nicht gegebene gefordert werden kann) nicht Statt 
1) Hoffanzley⸗Deeret Fah »4. November 1303; p. G. S. 31 B., S. 113. Decret 

der Central-Organiſtrungs-Hofcommiſſion vom 3. Auguſt 1817. Goutt— 


Geſetzſ. 14. B, S. 11. 
2) Hofkanzley⸗Decret vom 20. März 1383. Goutta's Geſetzſ. 8. B., S. 11. 
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finde, nicht anſchließen. — Der verewigte Commentator beruft 
ſich zwar auf den $. 1174, allein dieſer iſt, nach meiner Ueber: 
zeugung, hier von keiner Anwendung; denn er ſagt: „Was Je— 
mand wiſſentlich zur Bewirkung einer unmöglichen oder uner— 
laubten Handlung gegeben hat, kann er nicht wieder zurückfor— 
dern.“ Nun iſt ja die Unterhandlung eines Ehevertrages an 
und für ſich weder eine unmögliche noch unerlaubte Handlung. — 
Wäre dieſe Anſicht des Herrn Hofrathes richtig, fo wäre der 
Vertrag, vermöge für die Unterhandlung eines Ehevertrages Et: 
was bedungen wird, im eigentlichen Sinne des Wortes kein 
ungültiger, ſondern ein ſolcher Vertrag, dem das Klagerecht 
und die richterliche Hülfe verſagt wird, wie z. B. das Spiel 
und die Wette. — Nur in dem Falle, als der Ehewerber die 
Belohnung ausdrücklich zu dem Zwecke gegeben hätte, damit ſich 
der Unterhändler herbeylaſſe, ſich bey der Unterhandlung uner— 
laubter Mittel zu bedienen, würde die Vorſchrift des N 1174 
in Anwendung kommen. 

3) Den zweyten hier aufgeführten Vertrag erklärt der Ge— 
ſetzgeber aus dem Grunde für ungültig, weil mit vollem Rechte 
anzunehmen iſt, daß ſich der Kranke in einer Zwangslage be— 
finde. — Nachdem indeſſen das Geſetz einen ſolchen Vertrag 
ſchlechterdings für ungültig erklärt, ſo folgt wohl von ſelbſt, 
daß dieſe geſetzliche Anordnung ſelbſt in dem Falle aufrecht be— 
ſtünde, wenn der Beweis hergeſtellt werden könnte, daß der 
Kranke freywillig ſich zur Forderung verſtanden habe. Das Recht 
des Arztes eine für feine Bemühung den Verhältniſſen an ge— 
meſſene Belohnung zu fordern, wird dadurch nicht gekränkt. 

4) Bey Rechts-Vertretern vereinigen ſich die oben (Nr. 2 
u. 3) angeführten Gründe. Sie haben, wie v. Zeiller bemerkt, 
die Gelegenheit, kurzſichtige Parteyen durch Vorſpiegelungen des 
großen Koſten- und Mühe-Aufwandes, und durch die angedrohte 
Verſagung des Rechts-Beyſtandes zu unmäßigen Verheißungen, 
oder zur Abtretung ihres Rechtes, das ſie doch zu verfechten 
übernommen haben, gegen eine unbillige Vergütung zu verleiten. 
— Schon die allgemeine Gerichts-Ordnung enthält eine ähnliche 
Vorſchrift im §. 423, wo es heißt: „Kein Advocat fol ſich auf 


[$. 880.] 75 


den Fall, da er den Prozeß gewinnen würde, eine befondere be: 
ſtimmte Belohnung voraus bedingen; ein ſolches Beding wäre 
nicht nur unkräftig, ſondern jener Advocat noch beſonders zu 
beſtrafen (und zwar mit dem Verluſte des Stalli advocandi 5 
welcher es eingegangen hätte.“ Daß dieſe von der im Geſetzbu— 
che enthaltenen Anordnung etwas abweichende Vorſchrift durch 
erſteres nicht als aufgehoben zu betrachten ſey, iſt aus den Ein— 
gangsworten dieſes $. zu entnehmen. 

5) Da Verträge, wodurch der wirklich oder nur vorgeblich 
gehoffte Nachlaß einer dritten noch lebenden Perſon veräußert 
wird, gewöhnlich nur zwiſchen Betrügern, oder mit ruchloſen 
oder leichtſinnigen Verſchwendern und Wucherern, oder nichts— 
würdigen Erbſchleichern geſchloſſen zu werden pflegen, und wenn 
gleich nicht mehr zu Lebens-Nachſtellungen, wie bey den Rö— 
mern, doch zum Sitten-Verderbniſſe und zur Zerrüttung der 
Familien-Eintracht den Weg bahnen, ſo hat ſich der öſterreichi— 
ſche Geſetzgeber auch bewogen gefunden, ſolche Verträge als un— 
gültig zu erklären ). 


9. 680. 


Wird der Gegenſtand, worüber ein Vertrag ge— 
ſchloſſen worden, vor deſſen Uebergabe dem Ver— 
kehre entzogen; ſo iſt es eben ſo viel, als wenn 
man den Vertrag nicht geſchloſſen hätte. 

1) Der im F. 5 aufgeſtellte Grundſatz, daß die Geſetze nicht 
zurückwirken, und auf vorher erworbene Rechte keinen Einfluß 
haben, gilt bloß von bürgerlichen Geſetzen, wodurch die Privat— 
Rechte der Einwohner des Staates unter ſich beſtimmt werden, 
nicht aber von den politiſchen Anordnungen, welche des Staats— 
Wohles wegen erlaffen werden. Dieſe müſſen auch voraus gegan— 
gene Handlungen, ſo fern ſie nicht ſchon ganz geendiget ſind, ſon— 
dern erſt durch eine Subſumtion unter das Geſetz wirkſam wer— 
den ſollen, afficiren. — Wird daher der Gegenſtand, worüber ein 


1) Hofdecret vom 22. May 1789; J. G. S. Nr. 1013, b. 
2) Siehe Zeillers Commentar, Nr. % 
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Vertrag gefchloffen worden, vor deffen Uebergabe dem Ver- 
kehre entzogen, fo wird deſſen Erfüllung rechtlich unmöglich ge— 
macht; denn die einzelnen Staats-Bürger können nicht verlan— 
gen, daß der Geſetzgeber wegen des von einem Privaten gegen 
einen anderen Privaten auf die Sache erworbenen Rechtes das— 
jenige, was er einmahl dem Staats-Woble nachtheilig erkannt 
hat, zu Gunſten des Berechtigten noch fortdauernd beſtehen laſſe. 
Auf die Fortdauer eines Geſetzes, welches bisher eine beſtimmte 
Sache dem freyen Verkehre überließ, hat kein Unterthan ein 
Recht gegen den Geſetzgeber; vielmehr wirkt der jedem poſitiven, 
vorzüglich aber politiſchen Geſetze anklebende Charakter ſeiner 
Veränderlichkeit, daß jeder Unterthan durch die Abſchließung ei— 
nes ſolchen Vertrages nur eine bedingte Befugniß, ſo lange 
nähmlich der freye Verkehr mit der Sache geſetzlich zugelaſſen 
iſt, erlange. 

2) Der gegenwärtige F. macht keinen Unterſchied, ob der 
Gegenſtand des Vertrages dem Verkehre überhaupt und allge— 
mein, oder nur dem Privat-Verkehre gewiſſer Claſſen von Perſo— 
nen oder nur dem der contrahirenden Parteyen allein entzogen wird. 
Dem Privat- Verkehre wird aber eine Sache auf zweyfache Art 
entzogen: a) wenn der Promiſſär unfähig wird, das verheißene 
Recht zu erwerben, dann b) wenn es dem Promittenten phyſiſch 
oder rechtlich unmöglich gemacht wird, ſein Verſprechen zu er— 
füllen. Ein Beyſpiel des sub a angeführten Falles wäre, wenn 
Jemand mit einer Frauensperſon einen Kaufsvertrag um fein 
Haus abgeſchloſſen, und dieſe ſich vor bewerkſtelligter Uebergabe 
mit einem türkiſchen Unterthane verehelicht hätte, weil die Ehe: 
gattinen türkiſcher Unterthanen in den öſterreichiſchen Staaten 
zum Beſitze von Realitäten nicht geeignet ſind. Als Beyſpiele 
der sub b angeführten Art, wie eine Sache dem Privat- Ver: 
kehre entzogen werde, mögen gelten, wenn Jemand ſich über 


das Eigenthumsrecht der veräußerten Sache ausweiſet, oder dieſe 


entwendet wird. In allen dieſen Fällen wird es dem Promit— 
tenten theils phyſiſch, theils rechtlich unmöglich gemacht, dasje⸗ 
nige zu leiften, was er zu leiſten verſprochen hat, 
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3) Es wird indeffen nothwendig, den sub a berührten Fall, 
wie eine Sache dem Privat- Verkehre entzogen werde, einer nä— 
heren Erörterung zu unterziehen; da mir bereits Herr Regierungs— 
rath Dr. Winniwarter in dieſer Hinſicht vorgeworfen hat '), daß 
ich die Vorſchriften über die ſubjective Unfähigkeit offenbar 
mit jenen über die Untauglichkeit des Objectes zur Erwerbung 
verwechsle. — Um meine Anſicht hierüber deutlicher darzuſtellen 
und zu begründen, glaube ich auf dasjenige zurückgehen zu müſ— 
fen, was ich bey Erläuterung des F. 311 bemerkt habe, daß aus 
dem rechtlichen Verkehre a) alle Sachen ausgeſchloſſen ſeyen, bey 
welchen eine Innehabung nicht Statt finden kann, wie z. B. die 
freye Luft, das Weltmeer, das Sonnenlicht u. ſ. w.; b) dann 
aber auch jene, in Anſehung derer der rechtliche Wille, ſie 
als die ſeinigen zu behandeln, nicht vorhanden ſeyn kann, weil 
deren Verkehr durch ausdrückliche Geſetze unterſagt iſt. Nur in 
Betreff der erſteren kann man ſagen, daß die Untauglichkeit aus— 
ſchließend im Objecte liege, bey der zweyten liegt ſie zum 
Theile auch im Subjecte. Die letzteren Sachen könnten ihrer 
objectiven Beſchaffenheit nach allerdings einen Gegenſtand des 
Verkehres ausmachen, nur den Staatsunterthanen, folglich den 
Subjecten iſt es verbothen, fie zum Gegenſtande des Ver— 
kehres zu machen. Es wird auch wirklich mit ſolchen Gegenſtän— 
den ſehr häufig ein Verkehr getrieben, welches nicht ſeyn könnte, 
wenn die Untauglichkeit bloß im Objecte ihren Grund hätte. — 
Es iſt daher bey Sachen, welche dem Verkehre entzogen ſind, 
nicht jede ſubjective Beziehung ausgeſchloſſen, ſondern die Un: 
tauglichkeit zum Verkehre beruht hier in der Beziehung des Ob— 
jectes zum Subjecte. Werden unter dem Subjecte alle Staats— 
bürger begriffen, dann kann man ſagen, die Sache ſey dem 
allgemeinen Verkehre entzogen; umfaßt das Verboth aber 
nur eine gewiſſe Claſſe von Perſonen, unter welche die eine oder 
die andere der contrahirenden Perſonen gehört, oder iſt es auf 
eine der letzteren ſelbſt beſchränkt, ſo kann man ſagen, die Sache 
ſey dem Privatverkehre entrückt. Weil aber die Untaug— 


1) In der Wagner'ſchen Zeitſchrift, 1325, VI, Heft, S. 383. 
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lichkeit der Sache zum Verkehre unter den Contrahenten in ei— 
ner Beziehung auf dem Subjecte liegt, ſo kann man auch dieſe 
ſubjective Seite hervorheben, und ſich des Ausdruckes bedienen: 
dieſe oder jene Claſſe Menſchen iſt unfähig ſolche Sachen zu er— 
werben, und ſomit gewinnt es den Anſchein, als ob es ſich hier wirk— 
lich nur um die ſubjective Fähigkeit handelte. — Allein von der ſub— 
jectiven Fähigkeit, Verträge zu ſchließen, handelt der F. 865, und 
wenn man dieſe ſcharf ins Auge faßt, fo wird es ummöglich, 
den Fall darunter zu ſubſummiren, wenn die Anſichbringung 
beſtimmter Sachen einer beſonderen Claſſe von Perſonen verbo— 
then iſt. — Es iſt ein eigenthümlicher Unterſchied zwiſchen der 
fubjectiven Unfähigkeit und der Unmöglichkeit der Leiſtung, daß 
erſtere nur das Entſtehen des Vertrages, letztere aber auch die 
Erfüllung eines rechtsgültig entſtandenen Vertrages hindert. — 
Haben zwey Perſonen mitſammen einen Vertrag geſchloſſen, und 
eine davon hätte vor Erfüllung des Vertrages den Gebrauch der 
Vernunft verloren, ſo könnte nichts deſto weniger auf Erfüllung 
desſelben gedrungen werden; wer nun den Fall der Frage auch 
unter die ſubjective Unfähigkeit und nicht unter die Unmöglichkeit 
der Leiſtung reihet, muß auch zugeben, daß in dem von mir 
oben Nr. 2 angegebenen Beyſpiele die Gattinn des türkiſchen 
Unterthans auf die Uebergabe des ihr verkauften Hauſes dringen 
kann ). | 

4) Die Gültigkeit des Vertrages wird nach dem Inhalte 
des gegenwärtigen F. ſogleich aufgehoben, wenn die Sache dem 
Verkehre entzogen wird, und es iſt in dieſem Falle eben ſo viel, 
als ob gar kein Vertrag geſchloſſen worden wäre, und zwar ohne 
Unterſchied, ob der Zeitpunct, an welchem auf die Leiſtung ge— 
drungen werden kann, ſchon vorüber iſt oder nicht. Ich finde 
mich veranlaßt dieſe Bemerkung hier beſonders hervorzuheben, 
weil man glauben könnte, es käme hier auf den beſtimmten Zeit— 
punct der Leiſtung an, da in dem Falle, als der Zeitpunct der 
Leiſtung weiter hinausgerückt iſt, auch die Möglichkeit vorhanden 


1) Der Unterfchied zwiſchen gemeinen und Privat- Verkehr iſt offenbar in den H. 
653 U. 654 begründet. 
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ift, daß bis dahin die Sache dem Verkehre wieder heimgege— 
ben werde. 

5) Iſt in der Folge bloß ein ſolches Hinderniß, den Ver— 
trag zu erfüllen, eingetreten, welches hinweggeräumt werden kann, 
ſo hat, wenn dieſes Hinderniß im Verſchulden eines Theiles ge— 
legen iſt, ganz natürlich auch dieſer die Verbindlichkeit, dasſelbe 
hinwegzuräumen. Trägt kein Theil dabey ein Verſchulden, ſo 
wird derjenige, dem an der Erfüllung des Vertrags gelegen iſt, 
auch dieſe Laft auf ſich nehmen müſſen. 


5. 881. 


Außer den von den Geſetzen beſtimmten Fällen kann 
zwar Niemand für einen Andern ein Verſprechen 
machen oder annehmen. Hat aber Jemand ſeine 
Verwendung bey einem Dritten verſprochen, oder 
gar für den Erfolg geſtanden; ſo muß er die 
eingegangene Verbindlichkeit nach Maß ſeines 
Verſprechens erfüllen. 

1) Fremde Handlungen oder Sachen, bemerkt Herr Hof— 
rath v. Zeiller, worüber uns kein Recht zukommt, ſtehen außer 
unſerem Verkehre (§§. 16 u. 362). Ein Recht, was Jemand 
ſelbſt nicht hat, kann er auch auf einen Andern nicht übertragen 
(F. 442). In ſo fern kann man alſo durch fein Verſprechen 
einen Dritten nicht verbinden, und in dieſem Sinne iſt der Ver— 
trag ungültig. Indeſſen gibt es doch Fälle, in welchem ein 
Dritter aus dem Verſprechen eines Anderen, wegen des nahen 
Verhältniſſes, worin er mit ihm ſteht, und mit ihm als eine 
Perſon zu betrachten iſt, verbunden wird, oder in welchem der, 
obſchon über eine fremde Sache geſchloſſene Vertrag wenigſtens 
für die Pas ciscenten rechtliche Folgen nach ſich zieht. 

2) Zunächſt verſteht es ſich von ſelbſt, daß Jemand als 
Gläubiger oder Schuldner, durch einen beauftragten Dritten, 
der ihn vorſtellet, handeln könne, indem es einerley iſt, ob 
man ſelbſt contrahiret, oder ob man einen Dritten als Organ 
ſeines Willens gebraucht, nach der bekannten Regel: quod quis 


* 
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per alium facit, ipse fecisse videtur. Aber abgeſehen von die— 
ſer Repräſentation, welche nicht gerade nothwendig von dem Be— 
rechtigten oder Verpflichteten ſelbſt ausgehen muß, ſondern auch 
in der Anordnung des Geſetzes ſelbſt (§§. 91, 152, 1238 u. 
1239), oder in der Verfügung des Gerichtes, wie bey Aufſtel— 
lung von Vormündern und Curatoren, oder ſelbſt in dem bloßen 
Willen des Repräſentanten ($$. 1035 — 1040) liegen kaan, gibt 
es Fälle, wo Jemand durch die Handlung eines Anderen Rechte 
erwirbt oder Verbindlichkeiten auf ſich nimmt. — So verbinden 
Verträge nicht nur den Erben, als Univerſal-Nachfolger ($. 548), 
ſondern oft auch den Particular-Nachfolger; der Uebernehmer 
einer Sache haftet für die damit verknüpften dinglichen Laſten 
($. 445), den Ceſſionär treffen die Einwendungen, welche dem 
Cedenten entgegen geſetzt werden können (F. 1396), und den Ei— 
genthümer treffen oft die unglücklichen Folgen ſeines Zutrauens, 
das von einem Anderen, dem er ſeine Sache anvertraute, ge— 
mißbraucht wurde (F. 367) *). 

3) Hat derjerfige, welcher ſich für einen Dritten eine Leis 
ſtung verſprechen lie, ſelbſt ein eigenes Intereſſe an der Leiſtung, 
ſo erwächſt hieraus allerdings für den Promittenten eine Ver— 
bindlichkeit, bey deren Nichterfüllung dem Promiſſär in gewiſſen 
Fällen ein Klagerecht zuſtehet; denn wenn gleich das bloße In— 
tereſſe eines Dritten keinen Grund abgeben kann, die Freyheit 
desjenigen, der ſich in dem Vertrag verpflichtete, zu beſchränken, 
indem Jedermann nur für ſein eigenes Intereſſe der Regel nach 
zu ſorgen, und die möglichſt zu erhaltende Freyheit ſeines Mit— 
bürgers zu beſchränken berechtiget iſt; ſo muß doch begreiflicher 
Weiſe alsdann eine Ausnahme eintreten, wenn kein bloß fremdes 
Intereſſe zu Grunde liegt, ſondern zugleich das eigene Intereſſe 


des Contrahenten in Betrachtung kommt. Es iſt dieſe Behaup— 


tung keine einſchränkende Auslegung des gegenwärtigen §., die 
mit den Worten desſelben im Widerſpruche ſtünde; denn von 
demjenigen, welcher das Verſprechen einer Leiſtung, die einem 
Dritten zu machen iſt, angenommen hat, kann man nicht ſagen, 


Siehe Zeillers-Commentax Nr. 3. 
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daß er das Verſprechen nur für einen Dritten angenoms 
men habe, er hat vielmehr auch das Verſprechen für fich ans 
genommen. — Die Wahrheit des Geſagten geht auch aus dem 
F. 1402 hervor, welcher in Anſehung der Aſſignation anordnet, 
daß ſie, wenn ſie auch nicht vollſtändig iſt, doch für diejenigen 
Theile wirkſam ſey, die mit einander einverſtanden ſind. Nun 
iſt der Vertrag, welcher zwiſchen den Aſſignaten und Aſſignan— 
ten abgeſchloſſen wird, ein ſolcher, worin verſprochen wird, ei— 
nem Dritten Etwas zu leiſten, an welcher Leiſtung jedoch der Pro— 
miſſär ein Intereſſe hat, da er durch dieſelbe von ſeiner eigenen 
Verbindlichkeit gegen dieſen Dritten befreyet wird. 

4) Abgeſehen von dieſem einwirkenden eigenen Intereſſe des 
Contrahenten kann aber auch der auf einen Dritten, als Berech— 
tigten, geſtellte Vertrag nach römiſchem Rechte mittelbar 
alsdann Gültigkeit erhalten, wenn eine Conventional-Strafe 
hinzugefügt worden iſt ). Der Schuldner wird nähmlich hier 
zur Leiſtung an den Dritten dadurch genöthiget, daß er, im Falle 
der Nichtleiſtung, dem Contrahenten ſelbſt die verabredete Strafe 
entrichten muß. Ein directes Klagerecht auf die im Vertrage ent— 
haltene Leiſtung an den Dritten kann zwar, ſo wenig für den 
Contrahenten ſelbſt, als für den Dritten, dadurch begründet 
werden; wohl aber wird, wenn die Leiſtung dem Dritten nicht 
geſchieht, für den Contrahenten das Recht erzeugt, die dem 
Vertrage auf dieſen Fall hinzugefügte Strafe zu fordern, und 
dieſes Recht kann er klagend verfolgen, wodurch für den contra— 
hirenden Schuldner die indirecte Nöthigung herbeygeführt wird, 
daß er die dem Dritten verſprochene Leiſtung erfülle. — Es frägt 
ſich nun, ob ſich dieſes auch nach öſterreichiſchem Rechte ſo ver— 
halte? — Ich glaube dieſe Frage verneinend beantworten zu 
müſſen; denn nach dem F. 1336 iſt die Uebereinkunft zwiſchen den 
vertragſchließenden Theilen, daß auf dem Fall des nicht erfüll— 
ten Verſprechens ein beſtimmter Betrag als Strafe entrichtet 
werden ſoll, nur in ſo ferne gültig, als der feſtgeſetzte Betrag 
mit dem Nachtheile, den der Contrahent aus der Nichterfüllung 
des Vertrages leidet, in einem billigen Verhältniſſe ſteht. — 


7 5. 19, I 3. 20. Fr. 38. g. 17. D. 65. 1. 
Nippel's Commentar VI. Th. 6 
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Die Conventional-Strafe ſetzt fomit ein eigenes Intereſſe des Con— 
trahenten voraus; da aber dieſes im Falle der Frage nicht vor— 
handen iſt, ſo kann auch von einer Conventional-Strafe keine 
Rede ſeyn. 

5) Ein weiterer Ausnahmsfall von der Regel, daß Niemand 
für einen Dritten gültig ein Verſprechen annehmen könne, 
tritt nach römiſchem Rechte dann ein, wenn dieſer Dritte der 
Erbe des Erblaſſers iſt. Die Gültigkeit eines ſolchen Vertra— 
ges leidet nach öſterreichiſchem Rechte keinen Zweifel, wenn der 
Erblaffer für ſich und feine Erben zugleich contrahirt hat; denn 
hier wird dem Erben eigentlich nur dasjenige erworben, was 
ſchon früher in der Perſon des Erblaſſers ſelbſt, deſſen Rechte 
an ihn übergehen, begründet war. Wenn aber der Erblaſſer 
bloß ſeinem Erben, nicht zugleich ſich ſelbſt, Etwas hat ver— 
ſprechen laſſen; ſo kann der Vertrag nicht als gültig angenom— 
men werden, weil a) nur dasjenige auf den Erben vererbt wer— 
den kann, was zum Vermögen des Erblaſſers zur Zeit ſeines 
Todes gehört, und weil b) die juridiſche Perſoneneinheit zwi— 
ſchen dem Erblaſſer und Erben erſt im Augenblick der erworbe— 
nen Erbſchaft beginnt, und alfo nicht ſchon beym Leben des 
Erblaſſers beſtehet. 

6) Der Grundſatz, daß aus dem Vertrage, wodurch ein 
Dritter als Schuldner verpflichtet werden ſoll, weder für den 
Contrahenten, noch für dieſen Dritten eine Verbindlichkeit er— 
wachſe, iſt noch viel durchgreifender, als der bisher ſeinen Aus— 
nahmen und ſonſtigen vortheilhaften Wirkungen nach entwickelte 
Grundſatz, daß Niemand für einen Dritten als Berechtigten contra— 
hiren dürfe. Von obigen Vertrage muß aber das Verſprechen unter— 
ſchieden werden, die Leiſtung eines Dritten befördern, oder dafür 
ſorgen zu wollen, daß der Dritte die beſtimmte Leiſtung erfülle. 
Ein ſolches Verſprechen iſt ohne Zweifel gültig, und der gegenwär— 
tige F. ſagt, daß der Promittent die eingegangene Verbindlich— 
keit nach Maß ſeines Verſprechens erfüllen müſſe. Hat daher 
derſelbe bloß ſeine Verwendung und Sorgfalt, dem Promiſſär 
die Leiſtung zu verſchaffen, zugeſichert, fo iſt er auch zu etwas 
Mehreren nicht verpflichtet; hat daher ſeine Bemühung keinen 
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Erfolg, fo iſt er auch in der Regel hierfür nicht verantwortlich, ift 
er aber für den Erfolg geſtanden, dann hat er dem Promiſſär 
dasjenige zu vergüten, um was er dadurch Nachtheil leidet, daß 
die Bemühung erfolglos geblieben iſt. Im erſten Falle, wenn 
nähmlich der Promittent ſeine Verwendung zugeſichert hat, kann 
derſelbe zur Erfüllung ſeines Verſprechens, allenfalls durch Feſt— 
ſetzung von Geldſtrafen, genöthiget werden; und ſollte ſich aus 
der Nichterfüllung des Verſprechens wirklich ein Nachtheil nach— 
weiſen laffen, was jedoch immer ſchwer hält, da auch die Ver— 
wendung erfolglos geblieben ſeyn könnte, ſo iſt er ohne Zweifel 
hierfür die Vergütung zu leiſten ſchuldig. Hat er aber ſein Ver— 
ſprechen redlich erfüllet, fo muß auch ihm, obſchon der Erfolg 
nicht gelungen iſt, das Verſprechen geleiſtet werden. 

7) Indeſſen kommt hier ſehr viel auf die Worte an, de— 
ren ſich die Contrahenten, und insbeſondere der Promittent be— 
diente. — Im Zweifel iſt zu vermuthen, daß Jemand nur das, 
was in ſeiner Macht ſteht, folglich nur ſeine Verwendung und 
Sorgfalt, dem Promiſſär die Leiſtung zu verſchaffen, verſpro— 
chen habe; und dieſe Vermuthung iſt um ſo ſtärker, wenn 
das Verſprechen unentgeldlich gemacht worden iſt. Iſt aber das 
Verſprechen nur gegen Bedingung eines Entgeldes erklärt wor— 
den, und ſtünde dieſes Entgeld zu dem mit der bloßen Bemü— 
hung in keinem billigen Verhältniſſe, ſo würde dieſer Umſtand 
zur entgegengeſetzten Auslegung des Vertrages hinlenken. 


5. 882. 


Sind unmögliche und mögliche Dinge zugleich ver— 
ſprochen worden, ſo müſſen die möglichen er— 
füllet werden, wenn anders die vertragſchlie— 
ßenden Theile nicht die ausdrückliche Bedingung 
gemacht haben, daß kein Punct des Vertrages 
von dem andern abgeſondert werden könne. 

In unentgeldlichen Verträgen unterliegt, wie v. Zeiller be— 
merkt, die Befolgung dieſer Vorſchrift keiner Schwierigkeit. Im ent— 
geldlichen müßte, weil dabey Gleichheit im Werthe der Gegen— 

6 DR 
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ſtände vorausgeſetzt wird (F. 864), ein Nachlaß im Verhaäͤlt⸗ 
niſſe zu dem, was nicht geleiſtet werden kann, zugeſtanden 
werden (F. 932). Eine Ausnahme hiervon würde der Fall ma— 
chen, wenn dem Promiſſär die Unmöglichkeit gleich bey Schlie— 
ßung des Vertrages bekannt geweſen wäre; denn in dieſem Falle 
muß man annehmen, daß er bey dem Verſprechen der Gegen— 
leiſtung nur auf dasjenige, was zu erfüllen möglich iſt, Rück⸗ 
ſicht genommen habe. — Wären mögliche und unmögliche Din: 
ge wahl weiſe zugeſagt worden, fo trete die Vorſchrift des 
$. 907 in Anwendung. Mit der Unmöglichkeit, die Hauptſ ache 
zu leiſten, fällt auch die Verbindlichkeit zur Leiſtung einer Ne— 
benſache weg. 5 


5. 883. 
Form der Verträge. 


Ein Vertrag kann mündlich oder ſchriftlich, vor 
Gerichte oder außerhalb desſelben; mit oder 
ohne Zeugen errichtet werden. Dieſe Verſchie— 
denheit der Form macht, außer den im Geſetze 
beſtimmten Fällen, in Anſehung der Verbind— 
lichkeit, keinen Unterſchied. 

1) Sowohl nach dem preußiſchen Landrechte, als 9 7 dem 

franzöſiſchen Civil-Geſetzbuche, müſſen Verträge über Gegen— 

ſtände, deren Werth eine beſtimmte Summe überſchreitet, ſchrift— 
lich errichtet werden, wenn ſie von Wirkſamkeit ſeyn ſollen. — 

Obſchon ſich die nützliche Abſicht, die dieſen Anordnungen zu Grunde 

liegt, nicht verkennen läßt, — fo hat ſich doch die öſterreichiſche Ge— 

ſetzgebung aus überwiegenden Gründen bewogen gefunden, — 
in Anſehung der Form der Verträge den Grundſatz an die 

Spitze zu ſtellen, daß zur Gültigkeit eines Vertrages keine be- 

ſtimmte Form nothwendig ſey. — Es genügt, wenn derjenige, 

der aus einem Vertrage für ſich ein Recht ableitet, das Be— 
ſtehen dieſes Vertrages, d. i. der wechſelſeitig erklärten Willens— 

Uebereinſtimmung auf eine in der allgemeinen Gerichtsordnung 

vorgezeichnete Art und Weiſe darzuthun im Stande iſt. 
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2) Das Geſetz redet im gegenwärtigen §. von viererley 
Arten der Verträge, nähmlich von mündlichen, — ſchrift— 
lichen, gerichtlichen und außergerichtlichen. Unter 
mündlichen Verträgen verſteht man im engſten Sinne des Wor— 
tes diejenigen, bey welchen die gegenſeitige übereinſtimmende 
Willen-Erklärung durch Worte, welche durch den Mund aus— 
gedrückt werden, kund gegeben wird. Da aber nach $. 863 
der Wille bey Verträgen auch außer den mündlich ausgeſpro— 
chenen, oder durch die Schrift bezeichneten Worten durch an— 
dere allgemein angenommene Zeichen, ja, ſelbſt e ſtüillſch wei— 
gend durch ſolche Handlungen erklärt werden kann, welche 
mit Ueberlegung aller Umſtände keinen vernünftigen Grund 
daran zu zweifeln übrig laſſen, ſo müſſen nach dem Sinne des 
öſterreichiſchen Geſetzbuches auch jene Verträge, bey welchen 
auf dieſe Art und Weiſe der gegenſeitige Wille erklärt worden 
iſt, unter die mündlichen Verträge gerechnet werden, oder, wenn 
man dieſes als dem Sprachgebrauche zuwider nicht annehmen 
wollte, fo muß man doch außer allen Zweifel geſetzt ſeyn laſſen, 
daß nach öſterreichiſchen Geſetzen dieſe letztere Art von Verträ— 
gen der Wirkung nach ganz den mündlichen Verträgen gleich— 
geſtellt ſey. 

3) Schriftlich wird ein Vertrag geſchloſſen, wenn hier— 
über eine Urkunde errichtet wird. — Es entſteht nun die Frage, 
ob ein Vertrag, welcher durch Briefwechſel zwiſchen zweyen 
Parteyen abgeſchloſſen wird, nach öſterrechiſchen Geſetzen unter 
die ſchriftlichen gezählet, oder (wenigſtens der Rechtswirkung 
nach) unter die mündlichen gerechnet werden müſſe. Dem 
Wortlaute nach ſollte man keinen Anſtand nehmen, einen ſolchen 
Vertrag unter die ſchriftlichen zu reihen; allein dieſer Einrei— 
hung ſtehen weſentliche Bedenken entgegen. — Bey einem Ver— 
trage, der durch Briefwechſel geſchloſſen wird, erſcheinen beyde 
Willens⸗Erklärungen nicht in einem und dem nähmlichen Auf: 
ſatze, ſondern in verſchiedenen Urkunden. Es ſcheinet jedoch 
nach dem Sinne des öſterreichiſchen Geſetzbuches zu einem ſchrift— 
lichen Vertrage weſentlich, daß beyde Willens -Erklärungen 
eine und dieſelbe Urkunde in ſich enthalte. — So ſagt der $. 
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434: „Wenn aber der Uebergeber nicht perſoͤnlich erſcheint, 
und in allen ſtädtiſche oder landtäfliche Güter betreffenden Fäle 
len muß über das Erwerbungsgefchäft eine ſchriftliche Urkunde 
aufgeſetzt, und ſowohl von den vertragſchließenden Theilen als 
von zwey glaubwürdigen Mannern als Zeugen gefertiget wer— 
den;“ dann ſagt der folgende $. 884: „Haben ſich die Parteyen 
ausdrücklich zu einem ſchriftlichen Vertrage verabredet, ſo wird 
er vor der Unterſchrift der Parteyen nicht für geſchloſſen ange- 
ſehen.“ Dieſe beyden Geſetzesſtellen und beſonders die letztere 
drücken deutlich aus, daß bey einem ſchriftlichen Vertrage 
beyde Willens-Erklaͤrungen in einer und der nähmlichen Urs 
kunde erſcheinen müſſen. — Es ſcheint dieſes auch in der Na— 
tur der Sache gegründet; — denn Briefe vertreten lediglich 
die Stelle der mündlichen Rede. — Ein Jeder ſchreibt in dem 
Briefe das, was er nach ſeiner Geſinnung zu erklären be— 
abſichtet; ein ſchriftlicher Vertrag ſetzt voraus, daß beyde Theile 
bereits über ihre gegenſeitige Willens-Meinung einig ſind. — 
So wie bey mündlichen Unterhandlungen jeder Theil vielfache 
Aeußerungen und Erklärungen abgeben kann, bis beyde Theile 
in einem Puncte übereinkommen, ſo kann dieſes auch bey brief— 
lichen Mittheilungen geſchehen; und es wird gewiß Niemand be— 
haupten wollen, daß, wenn zwanzig Briefe auf dieſe Art ges 
gen einander gewechſelt werden, ein ſchriftlicher Vertrag errich⸗ 
tet worden ſey. 

4) Gerichtlich wird ein Vertrag errichtet, wenn er in Bey: 
ſeyn und unter Intervenirung von Gerichsperſonen erfläret und 
in ein Protocoll aufgenemmen wird. — So wie bey einem 
mündlich vor Gericht errichteten Teſtamente der Richter und ſein 
beeideter Aetuar die Stelle der ſonſt zur Gültigkeit eines münd⸗ 
lichen Teſtamentes nothwendigen Zeugen vertreten, ſo ſcheint die⸗ 
ſes um fo mehr bey gerichtlichen Verträgen zu gelten. — Wird 
daher in Folge eines gerichtlichen Vertrages das Eigenthum einer 
unbeweglichen Sache an einen Andern übertragen, ſo ſcheint es 
nicht nothwendig, daß das Protocoll, außer den vertragſchließen⸗ 
den Parteyen, dann dem Richter und Actuar, noch beſonders von 
zwey Zeugen unterfertiget werde, obſchon auch die Bepziehung 
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zweyer Zeugen zur Vermeidung von Streitigkeiten immer als 
räthlich erſcheinet. — In Anſehung der Rechtsgültigkeit iſt es 
nach dem Inhalte des gegenwärtigen F. in der Regel zwar einer— 
ley, ob ein gerichtlicher oder außergerichtlicher Vertrag geſchloſſen 
worden ſey, jedoch nicht eben ſo in Anſehung der Beweiſeskraft; 
denn bey einem gerichtlichen Vertrage hat derjenige, welcher die 
Echtheit desſelben anfechtet, die Laft des Beweiſes auf ſich, wäh— 
rend bey beſtrittener Echtheit des außergerichtlichen Vertrages der— 
jenige den Beweis zu liefern hat, der die Echtheit desſelben be— 
hauptet ). Es ſcheint auch in Anſehung der Wirkung zwiſchen 
einem gerichtlichen und außergerichtlichen Vertrage ein Unter— 
ſchied zu beſtehen, da der F. 298 und der $. 396 der galliziſchen 
Gerichtsordnung die Beſtimmung enthalten, daß über einen gericht— 
lichen Vertrag ſogleich die Execution ertheilt werden könne; 
während es außer Zweifel iſt, daß ein außergerichtlicher Ver— 
trag dieſe Wirkung nicht hervorbringe. Allein in dieſen hier 
citirten Geſetzesſtellen iſt, wie aus einigen nachfolgenden Er— 
läuterungs-Verordnungen zu erſehen, der Ausdruck „gerichtlicher 
Vertrag“ in einem viel beſchränktern Verſtande zu nehmen; denn 
die citirten SS. aus der gemeinen und weſtgalliziſchen Gerichts— 
ordnung ſind nur von ſolchen Verträgen zu verſtehen, die über 
gerichtlich verhandelte Streitgegenſtände geſchloſſen werden, ſo— 
mit von eigentlichen gerichtlichen Vergleichen (transactionibus) 
wie die Tateinifche Ueberſetzung lautet ). Da bereits der F. 
26 des 3. Theiles des Geſetzbuches für Weſtgallizien eine glei— 
che Beſtimmung enthält, wie der gegenwärtige §., fo verordnete 
ſchon das Hofdecret vom 2. März 1805 5), daß, wenn Par— 
teyen um die Bewilligung einſchreiten, gerichtliche Verträge 
ſchließen zu dürfen, zwar keinem Anſtande unterliege, daß über 
dieſes Anſuchen, die Verträge, welche ſie unter ſich ſchließen, 
zum Protocolle genommen werden; daß es aber in Anſehung 
der Verbindlichkeit keinen Unterſchied mache, ob ein Vertrag 
gerichtlich oder außergerichtlich geſchloſſen werde, und daher auch 
1) Siehe Pratobevera's Materſalien, 3. B., S. 22. 


2) Hofdecret vom 22. Junius 1665; J. G. S. Nr. 735. 
2) J. G. S. Nr. 715. 
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der §. 290 der G. O. auf ſolche Vertrage nicht ee 
werden könne. 


b. 884. 


Haben ſich die Parteyen ausdrücklich zu einem ſchrift— 
lichen Vertrage verabredet; ſo wird er vor der 
Unterſchrift der Parteyen nicht für geſchloſſen 
angeſehen. Die Siegelung wird auch in dieſem 
Falle nicht weſentlich erfordert. 


1) Schon Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt bey dieſem F., daß 
die darin enthaltene Vorſchrift nicht von dem Falle zu verſtehen 
ſey, wenn die Parteyen ohne vorläufige Verabredung eines 
ſchriftlichen Aufſatzes einen Vertrag abgeſchloſſen, dann aber 
beſtimmt haben, daß hierüber eine Urkunde errichtet werden ſoll. 
Dieſer Paragraph ſetzt voraus, daß die Parteyen den ſchriftlichen 
Aufſatz ausdrücklich zur Gültigkeit des Vertrages feſtgeſetzt, oder 
doch noch vor der Abſchließung erklärt haben, daß ſie ein ſchrift— 
liches Uebereinkommen treffen wollen. Da in dem gegenwär— 
tigen F. nicht von einer Urkunde, die über einen bereits geſchloſ— 
ſenen Vertrag errichtet werden ſollte, ſondern von der Ab— 
ſchließung eines ſchriftlichen Vertrages ſelbſt die Rede 
iſt, ſo kann, nach meiner Ueberzeugung, gegen dieſe Auslegung 
nichts Gegründetes eingewendet werden. 

2) Iſt aber zwiſchen den Parteyen das Uebereinkommen 
getroffen worden, daß ein ſchriftlicher Vertrag errichtet werden 
ſolle, fo iſt ein bloßer ſchriftlicher Aufſatz nicht genügend, ſon— 
dern er muß zum Zeichen der Vollendung und vollſtändigen 
wechſelſeitigen Einwilligung von den Parteyen unterſchrieben 
ſeyn. Die Siegelung iſt hier eben ſo wenig, wie bey ſchriftlichen 
letztwilligen Anordnungen in der Regel nothwendig; ſie iſt aber 
nicht überflüſſig, da ſie dazu beytragen kann, bey der wider— 
ſprochenen Echtheit der Unterſchriften den Beweis derſelben zu 
erleichtern. Ich ſage übrigens in der Regel; denn befteht, 
die Urkunde aus mehreren Bogen, ſo iſt hier ohne Zweifel das— 
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jenige zu beobachten, was bereits bey Erläuterung des §. 579 
Nr. 7 bemerkt worden iſt. 

3) Haben beyde contrahirenden Theile den Vertrag 
mündlich abgeſchloſſen, zum Beweiſe des abgeſchloſſenen Ver— 
trages aber eine ſchriftliche Urkunde errichtet, ſo iſt, wenn 
dieſe ſchriftliche Urkunde als Beweismittel des abgeſchloſſenen 
Vertrages dienen ſoll, gleichfalls die Unterſchrift beyder Par— 
teyen nothwendig. Denn es ſagt der F. 114 der allgemeis 
nen Gerichtsordnung, daß Privat-Urkunden, wenn nicht für 
eine oder die andere beſondere Zierlichkeiten vorgeſchrieben ſind, 
dann einen Beweis machen, wenn ſie von dem Ausſteller 
eigenhändig unterſchrieben ſind; da nun aber bey zweyſeitig 
verbindlichen Contracten beyde contrahirenden Theile als Aus— 
ſteller anzuſehen ſind, ſo müſſen auch beyde Theile die zum Be— 
weiſe des geſchloſſenen Vertrages errichtete Urkunde eigenhändig 
unterfertigen. Der Unterſchied, ob beyde Theile die ſchriftliche 
Urkunde lediglich des Beweiſes Willen ausgefertiget, oder ob ſie 
ſich zu einem eigentlichen ſchriftlichen Vertrage verabredet haben, 
beſteht daher im Folgenden: — Haben die Parteyen lediglich 
zum Behufe des Beweiſes eine Urkunde errichtet, und dieſe Ur— 
kunde leidet Mangel an den geſetzlichen Förmlichkeiten, oder es 
wird die eine oder andere Unterſchrift widerſprochen, ſo kann 
ſich die betroffene Partey auf Zeugen berufen, und durch ſelbe 
den geſchloſſenen Vertrag erweiſen; hätten ſich aber die Parteyen 
ausdrücklich zu einem ſchriftlichen Vertrage verabredet, — 
ſo wäre auf den Zeugenbeweis, in ſo fern er darauf hinzielet, 
das geſchloſſene Uebereinkommen zu erweiſen, gar kein Bedacht 
zu nehmen ). 


5. 885. 
Puncetation. 
Iſt zwar noch nicht die förmliche Urkunde, aber 
doch ein Aufſatz über die Hauptpuncte errichtet, 
und von den Parteyen unterfertiget worden; ſo 


4) Was man unter Unterſchrift der parteyen verſtehe, ſehe man die Erläuterung 
des f. 518. 
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gründet auch ſchon ein ſolcher Aufſatz diejenigen 
Rechte und Verbindlichkeiten, welche darin aus— 
gedrückt ſind. 

1) Unter der Vorausſetzung, daß ein Vertrag ſchriftlich 
errichtet werden ſoll, iſt eine bloß mündliche Verabredung nur 
als eine unverbindliche Unterhandlung anzuſehen (§. 861), Es 
geſchieht jedoch öfters, daß der ordentlich ſchriftliche Vertrag nicht 
ſogleich zu Stande kommen kann, entweder, weil die Parteyen 
über einige außerweſentliche Puncte, die ſie dem Vertrage ein— 
ſchalten wollen, noch nicht ganz im Reinen ſind, oder, weil ſie 
ſelbſt die Fahigkeit nicht beſitzen, einen gut ſtyliſirten Vertrag 
zu Papier zu bringen, und ſich daher erſt um einen der Sache 
kundigen Mann umſehen; wobey ſie doch den Wunſch hegen, 
daß die bereits verabredeten Beſtimmungen ſogleich verbindlich 
ſeyn ſollen. 

2) Wenn nun in einem ſolchen Falle die Parteyen, welche, 
wie vorausgeſetzt wird, wenigſtens über die weſentlichen 
Beſtümmungen des Vertrages einig find, die beſchloſſenen Haupt: 
puncte auf ein Papier niederſchreiben, oder von einer dritten 
Hand niederſchreiben laffen, und beyde Pasciscenten dieſelbe mit 
ihrer Nahmens-Unterſchrift fertigen, fo erhält dadurch ſchon die— 
ſer vorläufige Aufſatz, in Anſehung der darin ausgedrückten Rechte 
und Verbindlichkeiten, verbindliche Kraft. Ein ſolcher Aufſatz 
heißt Punctation. 

3) Aus der Punctation erwächſt, wie v. Zeiller bemerkt, 
für jede aus den Parteyen das Recht, die andere zur Erfüllung 
der niedergeſchriebenen Puncte, obſchon man in den übrigen noch 
nicht einig iſt, ſo wie auch zur Ausſtellung der förmlichen Ur— 
kunden nach Vorſchrift der Gerichtsordnung anzuhalten. Die 
bloße Pränotation kann ſogleich bewirkt werden (J. 438). Hier— 
aus ergibt ſich, daß ſich eine ſolche Punctation von der Verab— 
redung, einen Vertrag von gewiſſer Art künftig errichten zu wol- . 
len (F. 936) ſowohl, als von einem bloßen Tractate, welcher 
den Vorbehalt der gänzlichen Vereinigung vorausſetzt, und der 
daher in ſo lange, als dieſe nicht erfolgt, unwirkſam iſt, un— 
terſcheidet. 
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b. 886. 


Wer des Schreibens unkundig, oder wegen körper— 
licher Gebrechen zu ſchreiben unfähig iſt, muß 
zwey Zeugen, deren Einer deſſen Nahmen unter— 
fertiget, beyziehen, und ſein gewöhnliches Hand: 
zeichen beyrücken. 

1) Dieſe Vorſchrift iſt aus dem $. 116 der G. O. genom— 
men, welcher das Nähmliche in Anſehung der Glaubwürdigkeit 
jeder Privat-Urkunde anordnet. Die zwey Zeugen werden hier, 
wie v. Zeiller bemerkt, zur Beſtätigung gefordert, daß die des 
Schreibens unfähige Partey ihr Handzeichen, das weit leichter, 
als eine ordentliche Unterſchrift nachgemacht werden kann, bey— 
gerückt habe. — Es geſchieht gewöhnlich, und iſt auch räthlich, 
obgleich weder hier noch in der Gerichtsordnung ausdrücklich 
vorgeſchrieben, daß der Nahmens-Unterfertiger auch ſeinen eige— 
nen Nahmen, mit dem Beyſatze: als Nahmens-Unterfer— 
tiger, unterſchreibe. Die Stellung dieſes $. ſowohl, als der 
Grund der in ſelbem ausgeſprochenen Vorſchrift zeigen, daß das 
hier Geſagte nicht nur von einer bloßen Punctation, als auch 
von einem ordentlichen ſchriftlichen Vertrage gelte. 

2) Den Inhalt des Vertrages hat auch hier der Zeuge zu 
wiſſen nicht nöthig; wohl aber fordert das Geſetz, daß die Zeugen, 
wenn ihnen eine ſolche Urkunde vorgelegt wird, aus dem Munde 
des Ausſtellers, d. i. im vorliegenden Falle desjenigen, deſſen 
Handzeichen ſie beſtätigen, ſelbſt wiſſen und hören müſſen, daß 
dieſe Urkunde, welche ſie nun als Zeugen fertigen ſollen, ſeinem 
Willen gemäß ſey ). 


J. 887, | 
Wenn über einen Vertrag eine Urkunde errichtet 
worden; ſo iſt auf vorgeſchickte mündliche Ver— 
abredungen, welche zugleich geſchehen ſeyn ſol— 


1) Vergl. F. 117 der G. O., dann Reſolution vom 13. Junius, 11. September 
4783 und Patent vom 13. Jänner 1735. 
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len, aber mit der Urkunde nicht übereinſtimmen, 
oder neue Zuſätze enthalten, kein Bedacht zu 
nehmen. 

1) Sobald über einen Vertrag eine ſchriftliche Urkunde 
errichtet wird, iſt auch anzunehmen, daß die Parteyen alle da— 
zu gehörigen Haupt- und Neben-Puncte, über welche ſie voll— 
kommen übereingekommen ſind, in ſelbe aufnehmen werden. 
Sollten nebſt den in der Urkunde vorkommenden Beſtimmungen 
bey Abfaſſung des ſchriftlichen Contractes noch andere beſprochen 


worden ſeyn, fo wäre dieſe Hinweglaffung derſelben in der . 


ſchriftlichen Urkunde eben ein Beweis, daß ſich die Parteyen nicht 
wahrhaft über ſelbe vereiniget haben. — Um aber alle Streitig— 
keiten, die ſich dießfalls ergeben könnten, wenn eine Partey be— 
hauptet, es ſey dieſer oder jener Punct noch insbeſondere verab— 
redet, aber bey Errichtung der ſchriftlichen Urkunde aufzunehmen 
überſehen worden, ordnet das Geſetz an, daß auf derley vorge— 
ſchätzte mündliche Verabredungen gar kein Bedacht zu nehmen 
ſey; ſohin wäre auch die Partey, die eine ſolche Verabredung 
durch Zeugen zu erweiſen verſuchte, zu dem Zeugen-Beweiſe 


gar nicht zuzulaſſen. — Das Geſetz will, daß bey Errichtung 


einer ſchriftlichen Urkunde über einen Vertrag, die Parteyen dar: 
über wachen, daß kein Punct in ſelber aufzunehmen überſehen 
werde. — Es iſt einerley, ob die vorgeblichen mündlichen Ver— 
abredungen mit der ſchriftlichen Urkunde im Widerſpruche ſtehen 
oder lediglich neue Zuſätze enthalten. — Nur in ſo fern dieſe 
mündlichen Unterredungen lediglich zur Aufklärung des zweifel— 
haften Sinnes des ſchriftlichen Aufſatzes dienen, dürfte die Par— 
tey zum Beweiſe einer ſolchen mündlichen Verabredung zugelaſ— 
ſen werden; denn dieſes ſtünde mit den Worten des gegenwär— 
tigen $. nicht im Widerſpruche. 

2) Uebrigens redet das Geſetz hier von Verabredungen, 
die zugleich, d. i. während die Urkunde geſchrieben wurde, vor 
ſich gegangen ſeyn ſollten. Sind die Verabredungen früher ge— 
ſchehen, ſo ſind ſelbe entweder als unwirkſame Unterhandlungen 
zu betrachten, oder im Falle erweislich wäre, daß die Parteyen 
ſich dadurch wirklich verbindlich gemacht haben, fo wären fie durch 
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den fpäter darauf zu Stande gekommenen ſchriftlichen Vertrag 
als wieder aufgehoben anzuſehen. — Es kann aber auch den Par— 
teyen bey dem Beſtehen eines ſchriftlichen Vertrages nicht ver— 
wehrt ſeyn, nach Errichtung desſelben Abänderungen in ſelbem 
zu treffen, oder neue Zuſätze zu demſelben zu verabreden. Würde 
nur von einer Seite dieſes behauptet, und zu erweiſen ange— 
tragen, fo ſteht der Inhalt des gegenwärtigen §. der Zuläſſigkeit 
eines ſolchen Beweiſes nicht im Wege. 

3) Es muß aber hier aufmerkſam gemacht werden, daß in 
einem ſolchen Falle vorzüglich das Augenmerk darauf zu nehmen ſey, 
ob nicht etwa der mit den mündlichen Verabredungen im Wider— 
ſtreite ſtehende ſchriftliche Vertrag bloß ein Scheinvertrag, und 
die mündliche Verabredung als der wirkliche anzufehen ſey? — 
Zur Erläuterung deſſen ein Beyſpiel. Es geſchieht nicht ſelten, 
daß bey einem Kaufvertrage die Parteyen in der ſchriftlichen Ur— 
kunde einen Theil des Kaufſchillings verſchweigen und dieſen ſo— 
hin niedriger angeben, als er unter ihnen eigentlich verabredet 
worden iſt. — Viele ſind nun der Meinung, daß in einem ſol— 
chen Falle bloß die ſchriftliche Urkunde entſcheide, und die Par— 
tey, welche aus der mündlichen Verabredung den höheren Kauf— 
ſchilling in Anſpruch nimmt, zum Beweiſe derſelben gar nicht 
zuzulaſſen ſey. — Allein dieſe Meinung iſt offenbar irrig; denn 
hat ſich der Verkäufer einen höheren Kaufſchilling mündlich aus— 
bedungen, wurde dieſem die Zahlung deöfelben vom Käufer 
auch zugeſichert, und haben zugleich beyde Theile verabredet, in 
der ſchriftlichen Urkunde den Kaufſchilling geringer anzuſetzen, als 
zwiſchen ihnen ausbedungen worden iſt; ſo iſt es offenbar, daß 
die ſchriftliche Urkunde ihr wahres Uebereinkommen nicht enthal— 
te, ſondern nur zum Scheine auf dieſe Art errichtet worden ſey; 
es tritt ſohin nicht der gegenwärtige, ſondern der $. 916 in 
Anwendung. 


4 


J. 888, 
Gemeinſchaftliche Verbindlichkeit oder Berechtigung. 
Wenn zwey oder mehrere Perſonen Jemanden eben 
dasſelbe Recht zu einer Sache verſprechen, oder 
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es von ihm annehmen, fo wird ſowohl die For: 
derung, als die Schuld nach den Grundſätzen 
der Gemeinſchaft des Eigenthums getheilt. 

Der Ausſpruch des gegenwärtigen F. ſtützet ſich, wie aus 
dem Commentare des Herrn Hofrathes v. Zeiller zu entnehmen 
iſt, darauf, daß, wenn Jemand nicht für ſich allein, ſondern zu— 
gleich mit Andern eine Sache oder Summe verſpricht, ver: 
nünftiger Weiſe zu vermuthen ſey, daß er auf die Mitwirkung 
der Uebrigen rechne, folglich die Laſt der Leiſtung nicht allein 
übernehmen wolle. — Eben ſo ſey vernünftiger Weiſe anzuneh— 
men, daß, wenn Mehrere eine verheißene Leiſtung annehmen, 
jeder für ſich Etwas erwerben, folglich an dem Genuſſe der Lei— 
ſtung Theil nehmen wolle. 


5. 889. 


Außer den im Geſetze beſtimmten Fällen haftet al— 
ſo aus mehreren Mitſchuldnern einer theilbaren 

Sache jeder nur für ſeinen Antheil, und eben ſo 
muß von mehreren Mitgenoſſen einer theilbaren 
Sache jeder ſich mit dem ihm gebührenden Thei— 
le begnügen. 


1) Dieſe geſetzliche Vorſchrift iſt lediglich eine Folgerung 
des im vorigen F. aufgeſtellten Grundſatzes, daß ſowohl die For— 
derung, als die Schuld nach den Grundſätzen der Gemeinſchaft 
des Eigenthums getheilt werde. So wie nun nach $. 839 bey 
der Gemeinſchaft des Eigenthums die gemeinſchaftlichen Nutzun— 
gen und Laſten nach dem Verhältniſſe der Antheile ausgemeſſen 
werden, ſo iſt dieſes auch hier der Fall. Sind die Antheile nicht 
beſonders beſtimmt, ſo werden ſie eben nach dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift gleich groß angeſehen. — Wenn alſo z. B. Ehegatten 
ihrem Schwiegerſohne 10,000 fl. Heirathögut verheißen haben, 
ſo kann letzterer von jedem derſelben 5000 fl. verlangen, und 
hätte Jemand beyden Ehegatten 10,000 fl. verſprochen, ſo könnte 
jeder derſelben 5000 fl. fordern. 
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2) Die Vorſchrift über die Theilbarkeit der Verbindlichkeit 

und des Rechtes wird, wie v. Zeiller bemerkt, nicht bloß auf 

Verträge eingeſchränkt, ſondern es wird allgemein ausgeſagt, daß 

außer den im Geſetze beſtimmten Fällen, ſowohl die Verbind— 

lichkeit als das Recht, zur Leiſtung einer theilbaren Sache, 

alle Mitgenoſſen nach ihren Antheilen treffe; folglich in der Re— 

gel nicht jedem Einzelnen die Verbindlichkeit, die ganze theilbare 
Sache zu leiſten, oder das Recht, ſelbe zu fordern, zukomme. 


5. 890. 


Betrifft es hingegen untheilbare Sachen, ſo kann 
ein Gläubiger, wenn er der Einzige iſt, ſolche 
von einem jeden Mitſchuldner fordern. Wenn 
aber mehrere Gläubiger und nur Ein Mitſchuld— 
ner da ſind, ſo iſt dieſer die Sache einem ein— 
zelnen Mitgläubiger, ohne Sicherſtellung heraus— 
zugeben, nicht verpflichtet; er kann auf die Ue— 
bereinkunft aller Mitgläubiger dringen, oder die 
gerichtliche Verwahrung der Sache verlangen. 
1) Bey einer untheilbaren Sache kann dem Alleingläubiger, 

welcher ein ausſchließendes Recht auf das Ganze hat, dasſelbe 

theilweiſe nicht verſchafft werden, da er aber ein Recht gegen 
jeden der Mitſchuldner hat, ſo räumt daher das Geſetz demſel— 
ben das Recht ein, die Sache von einem jeden Mitſchuldner 
zu fordern. Als Beyſpiele zu dieſer Vorſchrift führt v. Zeiller 
an: Das Servituts-Recht in einem von Mehreren beſeſſenen 

Grundſtücke (§S. 485), die Forderung einer Urkunde oder eines 

Edelſteins aus einer gemeinfchaftlichen Erbſchaft u. dgl. 

2) Die untheilbare Sache, von welcher der gegenwärtige $. 
ſpricht, kann entweder eine in die Sinne fallende körperliche oder 
eine unkörperliche, ein Recht, eine Dienſtleiſtung ſeyn. — Kann 
von dem Gläubiger auf die Leiſtung der Sache in Natura nicht 
mehr gedrungen werden, weil z. B. die körperliche Sache in 
Verluſt gerathen iſt, oder die Schuldner zur verſprochenen 
Dienſtleiſtung unfähig geworden ſind, und tritt der Fall ein, 
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wo der Gläubiger von ſammtlichen Mitſchuldnern Entſchädigung 
zu fordern berechtiget iſt (§. 380), fo tritt in Anſehung der 
Entſchädigungs-Forderung, da ſie unter die theilbaren Sachen 
gehört, in der Regel wieder der vorige $. 889 in Wirkſamkeit. 

3) Es ſteht übrigens dem Gläubiger auch frey, alle Mit— 
ſchuldner insgeſammt auf Leiſtung der Sache zu belangen, 
und da er dieſes durch eine einzige Klage bewerkſtelligen, auch 
ſich nach Belieben einen unter jenen Gerichtsſtänden wählen 
kann, denen der eine oder andere Mitſchuldner unterſteht, in— 
dem er denſelben nur als den erſten unter den Geklagten 
aufführen darf (der §. 17 Jur. Norm.), fo handelt er 
auch am klügſten, wenn er dieſes Verfahren wählet. — Wer— 
den nun ſämmtliche Schuldner zur Leiſtung der Sache durch 
Urtheil ſchuldig erkannt, ſo kann er dann mittelſt dieſes Urtheils 
die Execution gegen denjenigen aus den Mitſchuldnern führen, 
welcher gerade in der Lage iſt, die Sache leiſten zu können, 
z. B. in deſſen Händen ſich die herauszugebende körperliche 
Sache, z. B. die Urkunde, der Edelſtein u. ſ. w. befindet. — 
Würde der Gläubiger vorziehen, nur Einen aus den Schuldnern, 
und vielleicht gerade einen ſolchen zu belangen, in deſſen Hän— 
den ſich die zu leiſtende Sache nicht befindet, ſo würde ihm 
ſelbſt das auf Leiſtung der Sache geſchöpft werdende Urtheil 
von keinem großen Nutzen ſeyn, weil er dieſes Urtheil weder 
gegen den Verurtheilten, noch gegen ſeinen Mitſchuldner in 
Ausführung bringen könnte. Nicht gegen den erſteren, weil 
ſich nach der Vorausſetzung die Sache nicht in ſeinen Händen 
befindet, daher auch dem Gerichtsbedienten nicht aufgetragen 
werden kann, dieſelbe dem Beklagten abzunehmen (F. 305 d. 
G. O.), nicht gegen den Mitſchuldner, der die Sache in ſei— 
nem Beſitze oder Aufbewahrung hat, weil er in dem Urtheile 
nicht begriffen iſt ($. 298 d. G. O.). In dieſem Falle würde 
daher dem Gläubiger nichts anders erübrigen, als eine neue 
Klage einzureichen (§. 306 d. G. O.). Aber könnte der Gläu— 
biger nicht gleich in der erſteren Klage, die er gegen einen der 
Schuldner überreicht, das alternative Begehren ſtellen, entwe— 
der die Sache zu übergeben, oder den Werth zu erſetzen? — 
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Keines wegs; denn der gegenwärtige $. ſagt nicht, daß jeder 
Mitſchuldner für die ganze untheilbare Sache zu haften habe, 
ſondern nur, daß der Gläubiger fie von jedem Schuldner for— 
dern könne, welche Berechtigung hier nicht ihren Grund in 
einer beſondern Verpflichtung der Mitſchuldner, ſondern ledig— 
lich in der Natur der zu entrichtenden Sache hat, die eine theil— 
weiſe Einforderung von jedem der Mitſchuldner nicht zuläßt. — 
Dieſer Grund tritt aber, wenn es ſich um die Haftung handelt, 
nicht ein; denn die Erſatzes-Leiſtung, wie ſchon oben Nr. 2 be— 
merkt worden, iſt eine theilbare Sache, daher könnte die Klage 
höchſtens nur auf theilweiſen Erſatz des Werthes gerich— 
tet werden. 

4) Wenn aber Mehrere ein gemeinſchaftliches Recht auf 
eine untheilbare Sache (z. B. eine Urkunde, einen Edelſtein) 
haben, ſo darf der Schuldner dadurch, daß er die Sache nur 
Einen der Gläubiger ausfolgt, das Recht der übrigen nicht ver— 
kürzen. Es kann alſo keiner der Gläubiger ohne Einwilligung der 
anderen den Schuldner zur Herausgabe der Sache an ihn verhalten. 
Will der Schuld ner ſich ſelbſt feiner Schuld entledigen, fo hat er da— 
für zu ſorgen, daß die Sache in gerichtliche Verwahrung genommen 
werde. — Hätte indeſſen der Schuldner gegen die Vorſchrift 
des gegenwärtigen F. die Sache Einem der Gläubiger ausgefolgt, 
ſo ſtünde den übrigen aus dem Nr. 3 angegebenen Grunde le— 
diglich das Recht zu, die nach den Vorſchriften der Gemein— 
ſchaft des Eigenthums zu berechnenden Antheile an dem Wer— 
the der Sache von dem Schuldner zu begehren, den ganzen 
Werth der Sache könnten ſie keineswegs fordern. 


5. 891. 
Correalitaàt. 


Verſprechen mehrere Perſonen ein und dasſelbe 
Ganze zur ungetheilten Hand dergeſtalt, daß 
ſich Einer für Alle, und Alle für Einen aus— 
drücklich verbinden; ſo haftet jede einzelne Per— 
ſon für das Ganze. Es hängt dann von dem 
Nippel's Commentar VI, Th. 7 


K 


— 
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Gläubiger ab, ob er von allen, oder nur von 
einigen Mitſchuldnern das Ganze, oder nach 
von ihm gewählten Antheilen, oder ob er es 
von einem Einzigen fordern wolle. — Selbſt 
nach erhobener Klage bleibt ihm, wenn er von 
derſelben abſteht, dieſe Wahl vorbehalten; und, 
wenn er von einem oder dem andern Mitſchuld— 
ner nur zum Theile befriediget wird; ſo kann er 
das Rückſtändige von den übrigen fordern. 


1) Wenn man den Begriff des Correal-Verhältniſſes rich: 
tig auffaßt, ſo ergibt ſich, daß dasſelbe jederzeit in einer Ge— 
meinſchaftlichkeit der Verpflichtung oder des Rechtes in der Art 
beſtehe, daß fie den Verpflichteten oder den Berechtigten unge: 
theilt zukomme. Das Correal- Verhältniß kann demnach ein 
doppeltes ſeyn, ein paſſives oder ein actives. Das erſtere 
iſt vorhanden, wenn Mehreren eine Verbindlichkeit ungetheilt zu 
leiſten obliegt, und letzteres, wenn Mehreren ein Forderungs— 
recht gegen Jemanden ungetheilt zuſteht. — Es entſpringt, 
wie v. Zeiller bemerkt, aus der Natur einer (untheilbaren $. 
890) Sache, aus der Anordnung des Geſetzes (§§. 210, 550, 
1302, 1357 und 1359), aus einer letzten Willens-Erklärung 
oder aus einem Vertrage. Von der erſteren Art der Correali— 
tät iſt im vorigen F. gehandelt worden; hier wird eigentlich 
die letzte Art derſelben berühret, wovon aber die Vorſchriften 
auch auf die beyden vorhergehenden anzuwenden ſind. 

2) In einem (unentgeldlichen oder entgeldlichen) Vertrage 
verbinden ſich mehrere Schuldner (Einem oder mehreren Gläubi— 
gern), die nähmliche (untheilbare oder theilbare) ganze Sache oder 
Summe ungetheilt zu leiſten, mittelſt der gewöhnlichen For— 
mel: Alle für Einen, und Einer für Alle. Die Abſicht iſt, dem 
Gläubiger, weil nicht alle Promittenten oder Schuldner in glei— 
cher Art zahlungsfähig oder klagbar find, größere Sicherheit, 
ſo wie auch, damit er das Ganze nicht erſt durch beſondere 
Klagen und Theilzahlungen zu erlangen genöthiget ſey, eine 
ſchnellere und minder koſtſpielige Einbringung zu verſchaffen. — 
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Insbeſondere ift die Correal-Verpflichtung von Mitgliedern ei— 
ner Handlungs-Geſellſchaft, um ſelber dadurch mehr Credit zu 
verſchaffen, gewöhnlich, und wird daher unter ihnen auch ver— 
muthet (F. 1203) ). 

3) Aus einer ſolchen Verpflichtung erwächſt alſo dem 
Gläubiger das vollſtändigſte Recht: a) aus den Solidar-Schuld— 
nern Einen (vorzüglich zahlungsfähigen) allein auf das Ganze, 
oder b) einige (der vereint zahlungsfähigen) unbeſtimmt auf 
das Ganze, oder nach den von ihm beliebig beſtimmten Anthei— 
len, oder endlich o) alle in eben der beliebigen Art (ohne Rück— 
ſicht auf die Antheile, welche etwa die Schuldner an einer Ge— 
meinſchaft oder Erwerbs-Geſellſchaft haben) zu belangen ). 
Dieſe Wahl ſteht dem Gläubiger auch dann zu, wenn gleich 
ein Anderer von den Mitſchuldnern, als der in Anſpruch ge— 
nommene, das Geld empfangen hat. Daher kann ein Mit— 
ſchuldner der Ausflucht der nicht empfangenen Valuta ſich 
nur dann bedienen, wenn die Valuta auch an Keinem der an— 
deren Mitſchuldner ausgezahlt worden iſt 5). — Es ſcheint kei— 
nem Anſtande zu unterliegen, daß der in Anſpruch Genommene 
ſeine Mitverpflichteten zur gemeinſchaftlichen Vertheidigung auf— 
fordere, und es iſt ſogar räthlich, daß er dieſes nicht vernach— 
läſſige, weil es möglich iſt, daß einer derſelben dem Gläubiger 
ſchon eine Zahlung geleiſtet habe, was ihm dann bey Erhoh— 
lung ſeines Regreſſes (F. 896) im Wege ſtehen würde; 
allein der Berechtigte darf dadurch in Verfolgung ſeines An— 
ſpruches nicht aufgehalten werden. — Da übrigens die Compen— 
fation eine Zahlung in Kürze iſt (F. 1438), fo kann ohne Zwei— 
fel auch der in Anſpruch genommene Mitſchuldner nicht nur 
ſeine eigene, ſondern auch die compenſationsfähige Gegenforde— 
rung ſeines Mitſchuldners dem Anſpruche des Gläubigers ent— 
gegenſetzen. 

4) Aus dem Commen tar des Herrn Hofrathes v. Zeiller Nr. 2. 
2) Eben da Nr. 3. 


3) Siehe D. Guſtav Alexander Bielitz practifchen Commentar zum preußiſchen 
Landrechte 1. Thl., S. 755. b 
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4) Hat der Berechtigte Einen oder alle Mitverpflichtete 
nur für ihren Antheil in Anſpruch genommen, ſo kann er doch wie— 
der davon abgehen, und Einen unter ihnen auf das Ganze be— 
langen, oder auch umgekehrt. Auch kann er wegen der von 
Einem Verpflichteten ganz oder zum Theil nicht zu erhal— 
tenden Zahlung, jedem der andern, welchem er will, ſo lange, 
bis er vollſtändig befriedigt worden, in Anſpruch nehmen. 


. 892. 

Hat hingegen Einer mehreren Perſonen eben das— 
ſelbe Ganze zugeſagt, und ſind dieſe ausdrück— 
lich berechtiget worden, es zur ungetheilten 
Hand fordern zu können; ſo muß der Schuld— 
ner das Ganze demjenigen dieſer Gläubiger ent— 
richten, der ihn zuerſt darum angeht. ö 

1) Der gegenwärtige $. handelt von dem activen ots 
real-Verhältniſſe. — Das öſterreichiſche Geſetzbuch folgt auch 
hier größtentheils den Grundſätzen des gemeinen Rechtes, nach 
welchem man zwiſchen theilbaren und untheilbaren Sachen zu 
unterſcheiden hat. — Bey letzteren gilt der Satz, daß die meh— 
reren Berechtigten ihr gemeinſchaftliches Recht auch nur gemein— 
ſchaftlich ausüben können ($. 890). Bey theilbaren Sachen iſt 
jeder Gläubiger berechtigt, auf die Herausgabe ſeines Antheiles 
zu dringen. — Iſt der Antheil des einzelnen Gläubigers nicht 
beſtimmt, ſo liegt es in der Natur der Sache, daß zuvor 
die Theilung unter den Gläubigern vorgenommen werde, erſt 
einer derſelben eine Klage auf Herausgabe ſeines Antheils erhe— 
ben kann; Geldſummen, und andere fungible Sachen gleicher 

Gattung und Güte, bey denen die eine die Stelle der andern 

vertritt, find ſchon von der Natur aus für getheilt anzuſehen. 

2) Zuweilen geſchieht es aber, wie Herr Hofrath v. Zeiller 
bemerkt, daß mehrere in einer Gemeinſchaft ſtehende Perſonen 
aus wechſelſeitigem Zutrauen, und zur Schnelligkeit des Ver— 
kehres erklären, daß jenes, ſo der Gemeinſchaft gebührt, auch 

Einem aus ihnen verabfolgt werden dürfe (in welchem Falle 
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dieſer Eine in Bezug auf die Antheile der Uebrigen eigentlich als 
ein Bevollmächtigter anzuſehen iſt), oder daß ein Promittent, 
welcher Mehreren eine und dieſelbe Sache verſpricht, ſich ver— 
pflichtet, ſelbe Einem oder dem Andern zu verabfolgen; und dieſer 
Fall iſt es eigentlich, von welchem der gegenwärtige L. ſpricht. 

3) In einem ſolchen Falle entſteht eigentlich nach öſterrei— 
chiſchem Rechte eine Correalität der Gläubiger. Die 
geſetzliche Wirkung derſelben iſt, daß der Schuldner den ver— 
ſprochenen Gegenſtand demjenigen aus dieſen Gläubigern entrich— 
ten müſſe, der ihn zuerſt darum angehet. — Wird derſelbe aber 
von keinem Gläubiger darum angegangen, und es liegt ihm daran . 
ſich ſeiner Schuld zu entledigen, ſo folgt aus der Natur dieſes 
Rechts verhältniſſes, daß es demſelben freyſtehe, die Sache nach 
Willkühr Einem aus den Gläubigern zu übergeben, und daß 
er, wenn der Gläubiger die Annahme verweigerte, ſich durch 
gerichtlichen Erlag von feiner Schuld befreyen könne (F. 1425); 
denn ſo wie der einzelne Gläubiger berechtiget iſt, von dem 
Schuldner die Sache zu fordern, ſo iſt auch der Schuldner be— 
fugt, ſie dem einzelnen Gläubiger zu behändigen. 


5. 895. 

Sobald ein Mitſchuldner dem Gläubiger das 
Ganze entrichtet hat, darf dieſer von den übri— 
gen Mitſchuldnern nichts mehr fordern, und ſo— 
bald ein Mitgläubiger von dem Schuldner ganz 
befriedigt worden iſt, haben die übrigen Mit— 
gläubiger keinen Anſpruch mehr. 

Oieſer §. enthält noch eine Beſtimmung, welche das Rechts— 
verhältniß der Correal-Schuldner zu dem Gläubiger, und den 
Correal-Gläubiger zu dem Schuldner betrifft; und macht ſomit 
mit den nachfolgenden SS. den Uebergang zu den geſetzlichen Vor: 
ſchriften, welche das Rechtsverhältniß der Correal-Schuld— 
ner und der Correal-Gläubiger unter ſich reguliren. — Uebri— 
gens leuchtet die Gerechtigkeit dieſer Vorſchrift ein. — Soli— 
dariſche Schuldner haben nur die Verpflichtung, die verſprochene 
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Sache oder Summe ein Mahl zu bezahlen, und eben fo haben 
die folidarifchen Gläubiger nur das Recht die ihnen verheißene 
Sache oder Summe ein Mahl zu fordern. Hat daher ein Mit— 
ſchuldner bereits das Ganze entrichtet, ſo iſt das Recht des 
Gläubigers durch Zahlung erloſchen ($. 1412), und der Gläu— 
biger kann von den übrigen nichts mehr fordern; und iſt Ei— 
ner der Mitgläubiger ganz befriediget worden, ſo erliſcht das 
Recht der übrigen ($. 892 Nr. 3). 


5. 894. 

Ein Mitſchuldner kann dadurch, daß er mit dem 
Gläubiger läſtigere Bedingungen eingeht, den 
übrigen keinen Nachtheil zuziehen, und die Nach— 
ſicht oder Befreyung, welche ein Mitſchuldner 
für ſeine Perſon erhält, kommt den übrigen 
nicht zu Statten. 

1) Der erſte Theil dieſer Vorſchrift iſt klar, und fli eßt 
ſchon aus der ($. 881). aufgeſtellten Rechtsregel, daß Niemand 
für einen Andern ein Verſprechen machen könne. — So wie das 
vertragsmäßige Correal-Verhältniß überhaupt darauf beruht, daß 
mehrere Perſonen gemeinſchaftlich ein und dasſelbe Ganze 
zur ungetheilten Hand zu leiſten verſprechen, ſo iſt auch noth— 
wendig, daß, wenn zu der bereits beſtehenden Solidar-Ver— 
bindlichkeit eine neue hinzutreten ſoll, eben die mehreren Per— 
ſonen gemeinſchaftlich dieſe neue Verbindlichkeit auf ſich zu 
nehmen erklären. — Hat alſo z. B. ein ſolidariſcher Schuldner 
den Zahlungstermin auf eine kürzere Zeit beſtimmt, oder für 
eine unverzinslich verheißene Summe Zinſen zugeſichert, ſo wird 
dieſes Verſprechen zwar ihn ſelbſt, nicht aber ſeine Mitſchuld— 
ner verbinden. 

2) Der zweyte Theil dieſer Vorſchrift ſcheint aber mehr 
eine theilweiſe Ausnahme von der im $. 884 aufgeſtellten Re— 
gel, als eine conſequente Folgerung aus ſelbem zu ſeyn. — 
Denn nach dieſem $. kann Niemand für einen Andern ein Ver: 
ſprechen annehmen; und es iſt daher der Promittent durch die 
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von einem Dritten erklärte Annahme an fein Verſprechen nicht 
gebunden. Der letzte Abſatz des gegenwärtigen $. redet aber 
bloß von einer Nachſicht oder Befreyung, welche ein Mit— 
ſchuldner für ſeine Perſon erhält, und ſcheint daher zu— 
gleich indirecte den Fall, wo die Befreyung oder Nachſicht einem 
Mitſchuldner ohne Bezug auf ſeine Perſon, im Allgemeinen von 
dem Gläubiger zugeſichert, und von ihm angenommen worden iſt, 
dahin zu entſcheiden, daß dieſe Befreyung auch den übrigen Mit— 
ſchuldnern zu Statten komme. — Obſchon die Schlüſſe e con- 
trario nicht immer die richtigſten ſind, ſo kann doch die Richtig— 
keit dieſer Auslegung nicht zweifelhaft ſeyn; denn ſchon bey Er— 
läuterung des $. 881 wurde bemerkt, daß ein Vertrag gültig 
ſey, wenn es offenbar des Promiſſärs eigenes Intereſſe fordert, 
daß das zum Vortheile eines Dritten gemachte Berfprechen er: 
füllet werde. Ein ſolcher Vortheil iſt aber hier für den Pro— 
miſſär wirklich vorhanden. Denn in dem Falle, als der Gläu— 
biger dem Mitſchuldner nur für feine Perſon eine Nachſicht er— 
theilt, bleibt letzterer den übrigen Mitſchuldnern noch immer 
zum Erſatze verpflichtet (L. 896), er hat alſo das ſtärkeſte In— 
tereſſe daran, daß die Befreyung des Gläubigers nicht auf ſeine 
Perſon beſchränkt, ſondern auf alle Mitſchuldner ausgedehnt 
werde, weil auch er nur dadurch von ſeiner Schuld wahrhaft 
befreyt wird. 


9. 895. 

Wie weit aus mehreren Mitgläubigern, welchen 
eben dasſelbe Ganze zur ungetheilten Hand zu— 
geſagt worden iſt, derjenige, welcher die ganze 
Forderung für ſich erhalten hat, den übrigen 
Gläubigern hafte, muß aus den beſonderen, 
zwiſchen den Mitgläubigern beſtehenden, recht— 
lichen Verhältniſſen beſtimmt werden. Beſteht 
kein ſolches Verhältniß; fo iſt einer dem an— 
dern keine Rechenſchaft ſchuldig. 

1) Von dem Rechtsverhältniſſe der Correal-Schuldner ge— 
gen den Gläubiger, und der Correal-Gläubiger gegen den 
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Schuldner (89. 891 — 894), unterſcheidet ſich das Verhältniß 
der Correal-Gläubiger und Correal-Schuldner unter ſich. Die 
Vorſchrift des gegenwärtigen §. geht im Einklange mit den Be— 
ſtimmungen des römiſchen Rechtes von der Anſicht aus, daß 
die Correal-Gläubiger als ſolche unter ſich in keinem ſolchen 
Rechts verhältniſſe ſtehen, kraft deſſen das verfprochene Ganze 
unter ſich getheilt werden müßte ); denn das Ganze, ſagt 
Herr Hofrath v. Zeiller, iſt jedem einzelnen verſprochen, und 
von jedem einzelnen, wenn nicht verlangt, doch angenommen 
worden; folglich iſt vielmehr zu vermuthen, daß jeder aus ihnen 
die Abſicht hatte, das ihm Zugeſagte ganz für ſich zu erhalten, 
nicht aber mit den übrigen zu theilen. 

2) Beſondere zwiſchen den Gläubigern beſtehende Verhält— 
niſſe können nun aber allerdings von der hier aufgeſtellten Re— 
gel eine Ausnahme machen. Ein ſolches die obige Regel abän— 
derndes Verhältniß iſt vorzüglich dann vorhanden, wenn die 
Gläubiger unter ſich ausdrücklich das Uebereinkommen getroffen 
haben, daß derjenige, dem die ſchuldige Leiſtung abgetragen wird, 
din übrigen ihren Antheil herauszahlen ſolle; aber auch außer 
einem ſolchen ausdrücklichen Uebereinkommen, iſt der Empfän— 
ger zu einer Theilung verpflichtet, wenn die Gläubiger Mit— 
glieder einer Erwerbs-Geſellſchaft find, und der Gegenſtand der 
Leiſtung ſich auf dieſe beziehet. Daß indeſſen derjenige, der aus 
einem ſolchen Verhältniſſe eine Ausnahme von obiger Regel be— 
hauptet, den Beweis desſelben liefern müſſe, liegt in der Natur 
der Sache. Iſt die Pflicht zur Vertheilung ausgemacht, aber 
zweifelhaft, welcher Antheil jedem Gläubiger gebühre, ſo tritt 

1) Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt in der Anmerkung, daß das preußiſche Lands 
recht die Sache anders entſcheide. Allein die Sache genauer betrachtet, iſt 

zu erſehen, daß dieſes Landrecht das Correal-Verhältniß der Gläubiger im 

Sinne des g. 292 gar nicht kenne. Denn es ſagt: im 1. Theile, 5. Tlt., 

g. 350. »Hat ſich Jemand in einem Vertrage mehreren Perſonen zu einer 

und derſelben Sache oder Leiſtung verpflichtet, fo können die Mitbes 

rechtigten das gemeinſchaftliche Recht in der Regel nur gemeinſchaft⸗ 
lich ausüben,“ und die folgenden g. 451 — 453 enthalten bloß Anordnungen, 
die ſich auf dieſen Fall beziehen. Die Anordnung des $. 450 gilt aber auch 
nach öſt. Rechte, indem nur dann, wenn die mehreren Gläubiger aus— 
drücklich berechtigt worden ſind, das Verſprochene zur ungetheilten Hand 


fordern zu können, eine Correalität der Gläubiger entſteht (§. 392) Von 
dieſem Falle macht aber das preußiſche Landrecht keine Erwähnung. 
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die im §. 839 aufgeſtellte Vermuthung ein, daß die Antheile 
gleich groß ſeyn. 

b. 896. 

Ein Mitſchuldner zur ungetheilten Hand, welcher 
die ganze Schuld aus dem Seinigen abgetra— 
gen hat, iſt berechtiget, auch ohne geſchehene 
Rechtsabtretung, von den Uebrigen den Erſatz, 
und zwar, wenn kein anderes Verhältniß unter 
ihnen beſteht, zu gleichen Theilen zu fordern. 
War Einer aus ihnen unfähig, ſich zu verpflich— 
ten, oder iſt er unvermögend, ſeiner Verpflich— 
tung Genüge zu leiſten; ſo muß ein ſolcher aus— 
fallender Antheil ebenfalls von allen Mitver— 
pflichteten übernommen werden. Die erhaltene 
Befreyung eines Mitverpflichteten kann den übri— 
gen bey der Forderung des Erſatzes nicht nachthei— 
lig ſeyn (5. 894). 

1) Ganz ein anderes Verhältniß tritt bey Correal-Schuld— 
nern ein; denn dadurch, daß ſich die Schuldner dem Gläubi— 
ger zur ungetheilten Hand verpflichteten, haben ſie von der im 
§. 869 aufgeſtellten Regel, daß aus mehreren Mitſchuldnern 
einer theilbaren Sache jeder bloß für ſeinen Antheil hafte, nur 
zu Gunſten des Gläubigers eine Ausnahme gemacht, das Ver— 
hältniß der Mitſchuldner unter ſich iſt dadurch nicht geändert 
worden. Dem Gläubiger ſteht ja frey, jeden Mitſchuldner um 
ſeinen Antheil zu belangen; hat daher einer derſelben das Ganze 
bezahlt, ſo hat er zum klaren Vortheile der übrigen Mitſchuld— 
ner gehandelt, und ſie ſind daher ſchon nach den Vorſchriften 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag zum Erſatz verbunden 
(F. 1036). Ja noch mehr, da die Mitſchuldner gemeinſchaft— 
lich ſich dem Gläubiger verpflichten, ſo iſt in dieſer Verpflich— 
tung zugleich die Berechtigung gegenſeitig ausgefprochen, daß 
jeder der Mitſchuldner dem Gläubiger auch den Antheil der übri— 
gen bezahlen dürfe; der Zahler iſt daher nicht nur Geſchäfts führer 


* 
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ohne Auftrag, ſondern als Bevollmächtigter der übrigen Mit— 
ſchuldner anzuſehen, und er iſt ſohin ſchon nach $. 1014 den 
Erſatz des gemachten Aufwandes, mit Abzug desjenigen Theils, 
der ihn als gemeinſchaftlichen Mitſchuldner ſelbſt betrifft, von 
den übrigen Mitſchuldnern anzuſprechen berechtiget. 

2) Darum verordnet auch der gegenwärtige §., daß ein 
ſolcher Solidar-Mitſchuldner berechtiget fey, auch ohne Rechts— 
abtretung von den übrigen den Erſatz zu gleichen Theilen 
zu verlangen, wenn nicht aus ihrem wechſelſeitigen Verhältniſſe 
erhellet, daß der Erſatz, wie z. B. in einer Handlungs = Gefell: 
ſchaft (SS. 1193 u. 1197) zu ungleichen Antheilen, oder nur 
von Einem (aus deſſen Verſchulden z. B. die Sache, deren Werth 
dem Gläubiger zu erſetzen war, zu Grunde gegangen iſt), oder 
einigen Correal-Schuldnern zu deren Vortheile ſich die übrigen 
als Zahler verbunden haben (F. 1375), geleiſtet werden ſoll ). 
Indeſſen wird es dem zahlenden Mitſchuldner immerhin zum 
Vortheile gereichen, wenn er ſich das Recht des Gläubigers or— 
dentlich abtreten läßt; weil er dann nicht gebunden iſt, jedem 

nitſchuldner erſt um feinen Antheil zu belangen, ſondern das 
Recht des Gläubigers in Ausführung bringen kann, von einem 
einzigen Mitſchuldner das Ganze zu verlangen ($. 891). — Man 
könnte zwar dagegen einwenden, daß der F. 1358 anordne, daß 
derjenige, welcher die Schuld eines Anderen bezahlt, in die 
Rechte des Gläubigers (ipso facto) eintrete; und daher mit der 
Zahlung einer fremden Schuld der Uebergang des Rechtes des 
Gläubigers in die Rechtsſphäre des Zahlers eben mit der Aus— 
dehnung verbunden ſey, als wenn der Gläubiger ſeine Forderung 
an ihn ausdrücklich abgetreten hätte; ſohin auch zwiſchen den 
Folgen der freywilligen, und der vermög der Vorſchrift des Ge— 
ſetzes angeordneten Abtretung kein Unterſchied gemacht werden 
dürfe. — Allein im Verhältniſſe des Solidar-Schuldners zu dem 
Gläubiger kann man nicht ſagen, daß derſelbe die Schuld eines 
Anderen bezahle; erſterer hat ſich gegen letzteren zur Zahlung 
des Ganzen verbunden, er hat daher, wenn er die Zahlung an 


1) Siehe Zeillers Commentar Nr. 2. 
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den Gläubiger leiſtet, nur das erfüllet, zu was er fich verpflich— 
tet hat. — Ferners find die Folgen der ausdrücklichen, freywilligen 
Abtretung durch den F. 1594 dahin beſtimmt, daß der Ueber— 
nehmer in Rückſicht auf die überlaſſene Forderung ganz in die 
Rechte des Ueberträgers eintrete; wenn nun das Geſetz in An— 
ſehung der nothwendigen ſchon vermöge der Vorſchrift des Ge— 
ſetzes angeordneten Abtretung gewiſſe Modificationen und Be— 
ſchränkungen feſtſetzt, ſo folgt daraus nicht, daß dieſelben auch 
auf die ausdrückliche, freywillige Abtretung angewendet werden 
müſſen. Zudem kömmt noch Folgendes in Erwägung zu ziehen: 
Nach F. 891 ſteht es dem Gläubiger frey, von jedem einzelnen 
Schuldner das Ganze oder auch nur jenen Antheil zu fordern, 
welchen er in Bezug auf ſeine Mitſchuldner nach Vorſchrift des 
gegenwärtigen F. zur Zahlung der Schuld beyzutragen verpflich— 
tet iſt. — Dem Gläubiger ſteht daher auch frey, den gedachten 
Mitſchuldner von der Verpflichtung, mehr als ſeinen Antheil zu 
bezahlen, zu befreyen. Bezahlt er nun in dieſem Falle dennoch 
die ganze Schuld, ſo iſt es in Anſehung des Ueberreſtes ſo viel, 
als wenn ein Dritter die Schuld der Uebrigen bezahlt hätte; 
wie alſo dieſer in das dem Gläubiger im $. 891 eingeräumte 
Recht eintritt, ſo auch dieſer Mitſchuldner. Aus dem Geſagten 
ziehe ich die Folgerung, daß in dem Falle, als ein Mitſchuld— 
ner das Ganze bezahlt, derfelbe zwar nicht ſchon vermöge geſetz— 
licher Anordnung vollſtändig in die Rechte des Gläubigers ein— 
trete, daß es aber dem Gläubiger freyſtehe, durch eine ausdrück— 
liche Anordnung, ſie beſtehe nun entweder in der Befreyung des 
Schuldners von der Mehrzahlung, oder in einer ausdrücklichen 
Abtretung, den zahlenden Mitſchuldner vollſtändig in ſeine Rech— 
te einzuſetzen. e 

3) Zeigt ſich, daß einer (oder einige) der Mitſchuldner ſich 
zu verpflichten unfähig war ($. 865), oder feinen Antheil zu 
leiſten unvermögend ſey; ſo muß nach Vorſchrift des gegenwär— 
tigen $. deſſen ausfallender Antheil von allen übrigen, und zwar 
ohne Zweifel, nach dem Verhältniſſe ihrer Antheile, mit Ein: 
ſchluß desjenigen, der das Ganze geleiſtet hat, übernommen und 
getragen werden. — Durch dieſe Anordnung erleidet auch das 
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Recht des Mitſchuldners, der das Ganze gelelſtet hat, bey der 
von Seite des Gläubigers geſchehenen ausdrücklichen Rechtsab— 
tretung eine große Beſchränkung; denn der Hauptvortheil des 
dem Gläubiger im F. 891 eingeräumten Rechtes beſtehet eben 
darin, daß es ihm frey ſteht, den vermöglichern Mitſchuldner zu 
belangen, und er ſich darum nicht mehr zu kümmern habe, ob 
dieſer von feinen übrigen Mitſchuldnern den Erſatz erlange oder 
nicht. Der Mitſchuldner aber, der das Ganze entrichtet, und 
dem der Gläubiger ſein Recht abgetreten hat, iſt für jeden Fall 
verpflichtet, im Falle der Unvermögenheit eines der Mitſchuld— 
ner, zur Bezahlung ſeines Antheiles beyzutragen. Der Vortheil, 
der ihm aus der ausdrücklichen Rechtsabtretung ſohin erwächſt, 
iſt einzig der, daß er die Laſt der Eintreibung von den unver— 
möglicheren Mitſchuldnern auf einen andern wälzt, welches z. B. 
für ihn dann von beſonderem Vortheile ſeyn kann, wenn er an 
einen der Mitſchuldner gleichfalls eine Schuld abzutragen hat, 
und daher ſeine eigene Schuld mit der Verpflichtung des Ande— 
ren compenſiren kann. 

4) Da der Gläubiger nur den Rechten entſagen kann, die 
ihm für ſeine Perſon an die Mitſchuldner zuſtehen, keineswegs 
aber berechtigt iſt, in die Rechtsverhältniſſe der Mitſchuldner 
unter ſich inzugreifen, fo verſteht ſich wohl von ſelbſt, 
was in dem gegenwärtigen F. ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß 
die erhaltene Befreyung eines Mitverpflichteten den übrigen bey 
der Forderung des Erſatzes nicht nachtheilig ſeyn könne. Darum 
eben kann auch die Verzichtleiſtung des Gläubigers auf das Recht, 
von dem Mitſchuldner, der ſeinen Antheil entrichtet hat, mehr 
als dieſen zu fordern, dem Rechte des den bleibenden Reſt zah— 
lenden Mitſchuldners, im Falle er den vollſtändigen Erſatz von 
den übrigen nicht erhalten kann, auch noch den erſteren in das 
Mitleiden zu ziehen, keinen Eintrag thun. 


9. 897. 
Nebenbeſtimmungen bey Verträgen: 1) Bedingungen. 


In Anſehung der Bedingungen bey Verträgen gel— 
ten überhaupt die nähmlichen Vorſchriften, wel— 
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che über die den Erklärungen des letzten Willens 
beygeſetzten Bedingungen aufgeſtellt worden ſind. 

1) Außer den weſentlichen und natürlichen Beſtimmungen 
der Verträge, von welchen in den vorhergehenden §§. gehandelt 
worden iſt, gibt es auch zufällige oder Nebenbeſtimmungen, wel— 
che einzig von der willkührlichen Verabredung der vertragmachen— 
den Theile abhängen. Dieſe können natürlich ſehr mannigfaltig 
ſeyn, und das Geſetz kann ſich daher nur auf die vorzüglichſten 
und am häufigſten vorkommenden beſchränken. 

2) So wie bey letzten Willens Erklärungen, fo werden 
auch bey Verträgen von den Parteyen häufig Bedingungen bey— 
gerückt, und die Erwerbung des Rechtes von Seite der einen oder 
anderen Partey davon abhängig gemacht. Da nun das Geſetzbuch 
die Lehre von Bedingungen bereits in dem zwölften Hauptſtücke 
von Einſchränkung und Aufhebung des letzten Willens abgehan— 
delt hat, ſo wird ſich hier im Allgemeinen darauf berufen und 
dieſe allgemeinen Vorſchriften auch bey Verträgen als Regel 
aufgeſtellt. 


. 808, 


Verabredungen unter ſolchen Bedingungen, welche 
bey einem letzten Willen für nicht beygeſetzt an— 
geſehen werden, ſind ungültig. 

1) Hier folgt gleich die Hauptausnahme, daß Bedingun— 
gen, welche in letzten Willens-Erklärungen für nicht 
beygeſetzt zu halten ſind, die Verträge ungültig machen. 
— Als Grund des Unterſchiedes gibt Herr Hofrath v. Zeiller 
in ſeinem Commentare Folgendes an: „Letzte Willens-Erklärun— 
gen werden einſeitig von dem Erblaſſer zum Vortheile der be— 
dachten Perſon errichtet. Läßt er ſich in ſeiner Anordnung eine 
Unbeſonnenheit zu Schuld kommen; fo wäre es höchſt unbillig! 
daß deßwegen die ſchuldloſe, bedachte Perſon den Nachlaß ver— 
lieren ſoll. Verträge dagegen werden mit wechſelſeitiger Einwil— 
ligung geſchloſſen. Jeder Theil muß es ſich ſelbſt zurechnen, 
daß er ein Recht von einer Bedingung abhängen läßt, welche 
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nach dem Geſetze nicht beſtehen kann.“ Allein dieſer Grund 
würde nur dann zur Rechtfertigung dieſer Anordnung zweckdien— 
lich ſeyn, wenn der Geſetzgeber bey letzten Willens-Erklärun— 
gen aufſchiebende Bedingungen als nicht beygeſetzt zu ach— 
ten verordnet hätte; aber er erklärt im F. 698 nur auflö— 
ſende unmögliche oder unerlaubte Bedingungen für nicht bey— 
geſetzt. Auflöſende Bedingungen ſind aber ſolche, wo das Auf— 
hören des Rechtes von einer Ereignung abhängig gemacht wird 
(F. 696 Nr. 7), und daher würde der hier angegebene Grund 
vielmehr gegen dieſe geſetzliche Anordnung ſtreiten, weil man 
nach dieſem zu behaupten berechtiget wäre, daß es ſich der Pro— 
mittent ſelbſt zurechnen müſſe, wenn er das Aufhören des Rech— 
tes von einer Ereignung abhängig gemacht hat, welche nach den 
Geſetzen nicht herbeygeführt werden darf ). 

2) Als Grund der Anordnung, daß auflöſende Bedingun— 
gen bey letzten Willens-Erklärungen für nicht beygeſetzt anzuſe— 
hen ſeyen, hat vielmehr Herr Hofrath v. Zeiller bey Commen— 
tirung des F. 698 Nr. 5 ſelbſt angegeben, weil man in dem 
Falle, als eine auflöſende (bejahende oder verneinende) unmögliche 
Bedingung geſetzt wird, ſicher iſt, daß ſie nicht eintreffen und 
das Recht nicht auflöſen werde. Dieſer Grund ſtreitet aber auch 
offenbar für die Gültigkeit eines Vertrages, welchem eine ſolche 
Bedingung beygerückt wird. Soll der Vertrag ungültig ſeyn, 
durch welchen der Vater ſeinem Sohne ſein Haus abtritt, jedoch 
mit dem Beyſatze, daß er ihm dasſelbe wieder übergeben müſſe, 
wenn er die Anna (welche bereits geſtorben iſt,) ehelichet? — 
Nach dem Wortlaute des gegenwärtigen F. ſcheint diefe Frage 


1) Das galliziſche Geſetzbuch ſcheint zwar (3. Th., 1. Hptſt., F. 29) der Anficht Zeil⸗ 
lers das Wort zu ſprechen, da es daſelbſt ſagt: »Was in Anſehung der 
Bedingungen bey letztwilligen Verordnungen Rechtens iſt, 
gilt überhaupt auch bey Verträgen, mit der Ausnahme, daß 
unmögliche oder unerlaubte Bedingungen, welche einem Te 
ſta mente feine Wirkſamkeit nicht benehmen, die Kraft und 
Gültigkeit der Verträge aufheben. Vertragende Theile 
können dergleichen Ungereimtheiten ausweichen. Erben 
und Legatarien können es nicht.“ Allein man muß nicht überfehen, 
daß das gall. Geſetzbuch, 2. Th., 14. Hptſt., $- 485 auch aufſchieben de un⸗ 
mögliche oder unerlaubte Bedingungen bey Teſtamenten als nicht beygeſetzt 
anſieht. 
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allerdings bejahend beantwortet werden zu müſſen, weil die hier 
dem Vertrage angehängte Bedingung bey einer letzten Willens— 
Erklärung offenbar als nicht beygeſetzt angeſehen werden müßte; 
und da ich bey Erläuterung des F. 6 ſelbſt nachzuweiſen ſuchte, 
daß die von einigen Rechtslehrern aufgeſtellten Regeln: ubi eadem 
ratio, eadem legis dispositio, dann cessante ratione legis, ces- 
sat et ejus dispositio dem Geiſte des öſterreichiſchen Geſetzbu— 
ches nicht entſprechen, ſo ſcheint auch für mich die Nothwendig— 
keit vorhanden zu ſeyn, obige Frage zu bejahen. — Allein der— 
gleichen auflöſende unmöglichen Bedingungen können nur in 
formeller, aber nicht in materieller Hinſicht mehr un— 
ter die Bedingungen gerechnet werden, eben darum, weil bey 
dieſen kein Recht von einer Ereignung abhängig gemacht 
wird; denn eben daraus weil das befürchtete Ereigniß gar nicht 
eintreffen kann, ſteht das eingeräumte Recht als ein una b— 
hängiges da, — es iſt alſo keine eigentliche Bedingung mehr 
vorhanden. Wirkliche, aber nicht bloß ſcheinbare Bedingungen 
ſetzt der gegenwärtige $. voraus. 

3) Der gegenwärtige $. kann alſo nur von den im F. 698 
erwähnten unerlaubten Bedingungen gelten. In welchem Sin— 
ne hier der Ausdruck „unerlaubte auflöſende Bedingung” zu neh— 
men ſey, wurde bereits bey Erläuterung des $. 698 Nr. 7 
angegeben. Solche unerlaubte Bedingungen ſetzen Ereigniſſe 
voraus, deren Eintreffen allerdings möglich iſt. Man könnte 
hier verſucht werden, die Frage zu ſtellen, was dann Rech— 
tens ſey, wenn die auflöſende unerlaubte Bedingung zugleich 
eine unmögliche iſt? — Allein aus der eitirten Stelle meines 
Commentars iſt es erſichtlich, daß es eine auflöfende unerlaubte Be: 
dingung, die zugleich unmöglich wäre, gar nicht geben könne. 
— Was iſt nun aber der geſetzliche Grund, warum in An— 
ſehung der auflöfenden unerlaubten Bedingungen zwiſchen letzten 
Willens- Erklärungen und Verträgen ein Unterſchied gemacht 
iſt? Offenbar der: weil der Promiſſär, der das Verſprechen 
des einen Theils unter einer ſolchen Bedingung annimmt, ſich 
jeder Begünſtigung unwerth macht, und gleiche Behandlung wie 
der Promittent verdient. 
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5. 899. 

Iſt die in einem Vertrage vorgeſchriebene Bedin— 
gung ſchon vor dem Vertrage eingetroffen, ſo 
muß ſie nach dem Vertrage nur dann wieder— 
hohlet werden, wenn ſie in einer Handlung deſ— 
ſen, der das Recht erwerben ſoll, beſteht, und 
von ihm wiederhohlet werden kann. 

Dieſe geſetzliche Vorſchrift ift ganz ähnlich derjenigen, wel— 
che das Gefetzbuch F. 701 bey letzten Willens-Erklärungen feſt— 
geſetzt hat. Doch waltet zwiſchen beyden ein Unterſchied ob; 
denn bey letzten Willens-Erklärungen kommt es nicht auf den 
Zeitpunct, an welchem ſie errichtet ſind, ſondern lediglich auf 
den Moment des Todes des Erblaſſers an, welcher Zeitpunct 
auch der Regel nach derjenige iſt, än welchem das Erbrecht in 
Erfüllung geht (§. 536). Wenn daher die in dem Vertrage 
feſtgeſetzte Bedingung erſt nach Errichtung desſelben, jedoch noch 
vor dem bedungenen Zeitpuncte der Erfüllung eintrifft, ſo darf 
ſie in keinem Falle wiederhohlet werden. Uebrigens gilt hier eben 
dasſelbe, was bey F. 701 bemerkt worden iſt. 


5. 900. 
Ein unter einer aufſchiebenden Bedingung zugeſag— 
tes Recht geht auch auf die Erben über. 

Auch dieſe Anordnung iſt eine Abweichung von den bey 
letzten Willens - Erklärungen feſtgeſetzten geſetzlichen Beſtimmun— 
gen; denn das unter einer aufſchiebenden Bedingung Jemanden 
zugeſagte Erbrecht geht in dem Falle, als der eingeſetzte Erbe 
vor Erfüllung der Bedingung ſtirbt, auf ſeine Erben nicht über 
($. 703). 


5. 901. 


2) Beweggrund. 
Haben die Parteyen den Bewegungsgrund, oder 
den Endzweck ihrer Einwilligung ausdrücklich zur 
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Bedingung gemacht, ſo wird der Bewegungs— 
grund oder Endzweck wie eine andere Bedingung 
angeſehen. Außerdem haben dergleichen Aeuße— 
rungen auf die Gültigkeit entgeldlicher Verträge 
keinen Einfluß. Bey den unentgeldlichen aber 
ſind die bey letzten Anordnungen gegebenen Vor— 
ſchriften anzuwenden. 


1) Keine Willens-Erklärung läßt ſich ohne einen Beweg— 
grund dazu denken; denn die erſtere iſt nur das Product des 
letzteren. Hieraus ergibt ſich von ſelbſt, daß zwiſchen den Be— 
weggrund und der Bedingung ein großer Unterſchied Statt fin— 
det; indem erſtere bloß in der Vorſtellung des Erklärenden be— 
ruht, die den zureichenden Grund ſeiner Erklärung enthält, 
und daher eigentlich in den Inhalt der letzteren nicht gehörig 
iſt; die Bedingung aber einen Theild es Inhaltes der Erklärung ſelbſt 
ausmacht, und daher auch nothwendig ausdrücklich und ſtillſchwei— 
gend geäußert werden muß. Das, was hier von dem Be weg— 
grunde geſagt worden iſt, gilt auch von dem Endzwecke. 

2) Wenn man dieſen Unterſchied gehörig beachtet, ſo wird 
in jedem vorkommenden Falle leicht zu beurtheilen ſeyn, ob die 
bey einer Willens-Erklärung erwähnte Thatſache die Bedingung 
oder der Beweggrund derſelben ift. — Dadurch, daß der Beweg— 
grund bey der Erklärung ausdrücklich angegeben wird, wird 
ſeine Natur nicht verändert. Wird bey einer Erklärung eine 
gewiſſe Begebenheit oder Thatſache, als eine ſolche, die entwe— 
der ſchon geſchehen iſt, oder noch geſchehen ſoll, bloß vor: 
ausgeſetzt, ohne daß das Recht, welches in dieſer Erklärung Je— 
manden zugeſichert wird, ausdrücklich von der Exiſtenz dieſer 
Thatſache oder Begebenheit abhängig gemacht wird, ſo iſt ſie 
nur als ein Beweggrund anzuſehen. 

3) Erhellet aber aus den Worten des Erklärenden, daß 
er das Recht nur in der Vorausſetzung der wirklichen Exiſtenz 
der beſtimmten Begebenheit oder Thatſache zugeſichert habe, 
ſo iſt eben dadurch der Beweggrund zur Bedingung gemacht, 

Mippel's Commentar VI. Ty. 8 


wer 
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und es gilt hier natürlich ganz das Nähmliche, was von den 
Bedingungen überhaupt vorgeſchrieben iſt. Herr Hofrath v. 
Zeiller führt als Beyſpiel an: wenn Jemand den gehofften künf— 
tigen Schwiegerſohne ein Heirathsgut verſpricht, und die Ehe 
nicht zu Stande kommt, oder wenn ein Kaufmann Oehl beſtel— 
let, damit er ſeine Kunden zur Beleuchtung an einem beſtimm— 
ten Tage verſehen könne, und die Waare nicht zu gehöriger 
Zeit abgeſendet wird. 

4) Auf verborgen gehaltene Beweggründe iſt bey Verträ— 
gen, die in Gemäßheit der Erklärung des Willens abgeſchloſ— 
fen werden ($. 869), auch dann, wenn ſie in der Folge deut— 
lich bewieſen werden wollten, kein Bedacht zu nehmen; ja, 
ſelbſt in dem Falle, als der Beweggrund wirklich geäußert wür— 
de, hat dieſe Aeußerung in der Regel auf den Vertrag keinen 
Einfluß, theils, weil nicht gewiß iſt, ob nicht der Promittent 
noch andere Gründe zur Schließung des Vertrages in ſeinem 
Innern verborgen halte, theils, weil dem Promiſſär nicht auf— 
gebürdet werden kann, ſich von der Wahrheit der vorausge— 
ſetzten Thatſache oder Begebenheit die Ueberzeugung zu ver— 
Schaffen. | | 

5) Insbeſondere hat die Entdeckung des Beweggrundes 
oder die geäußerte Abſicht auf die Gültigkeit entgeldlicher Ver— 
träge keinen Einfluß, weil bey dieſen nur jeder Theil ſeinen 
eigenen Vortheil bezielet, und dem einen Theile nicht zuge— 
muthet werden kann, in die Frage einzugehen, ob der andere 
Theil auch wirklich dadurch denjenigen Vortheil erlange, den er 
durch die Schließung des Vertrages auf ſeiner Seite bezielet. 
— Eine Ausnahme hiervon würde nur der Fall begründen, wenn 
der Promittent durch die falſchen Angaben des Promiſſärs, 
oder auch eines Dritten, jedoch mit Wiſſen und Willen desſel— 
ben, zum Verſprechen verleitet worden wäre ($9. 871 u. 875). 

6) Unentgeldliche Verträge beruhen ſo wie letzte Willens— 
Erklärungen auf bloßer Freygebigkeit; in dieſem Merkmahle 
treffen daher die unentgeldlichen Verträge und die letzten Wil— 
lens⸗Erklärungen zuſammen, und nur in der Form ſind fie 
verſchieden. Darum muß das Innere, was die Materie anbe— 
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langt, bey jenen eben das gelten, was in Anſehung letzter 
Willens: Erklärungen vorgeſchrieben if. — Bey entgeldlichen 
Verträgen wirkt eigentlich nur die Vorſtellung des Gegenſtan— 
des, den jeder Theil durch den Vertrag in ſeine Rechtsſphäre 
zu bringen ſucht, unmittelbar auf den Entſchluß, den Ver— 
trag einzugehen; der Zweck, den er durch die Schließung des 
Vertrages zu erreichen ſucht, liegt entfernter. Bey unentgeldli— 
chen Verträgen, ſo wie bey letzten Willens-Erklärungen, iſt 
aber der Beweggrund die einzig zureichende Urſache des gemach— 
ten Verſprechens; es iſt daher auch ganz natürlich, daß hier 
andere Beſtimmungen Platz greifen müſſen. — So wie eine 
letzte Willens-Erklärung in dem Falle, als erwieſen werden 
kann, daß der Wille des Erblaſſers einzig und allein auf dem 
angegebenen irrigen Beweggrunde beruht habe, ungültig iſt, fo 
iſt ein Gleiches auch bey unentgeldlichen Verträgen der Fall. 
7) Iſt in einem Vertrage ein Zweck zwar nicht zur Be— 
dingung gemacht, aber in Geſtalt eines Auftrages feſtgeſetzt 
worden; fo find die obigen Vorſchriften (§§. 709 — 777) vor 


Augen zu haben. 


9. 902. 


3) Zeit, Ort und Art der Erfüllung. 


Verträge müſſen zu der Zeit, an dem Orte und auf 
die Art vollzogen werden, wie es die Parteyen 
verabredet haben. Nach dem Geſetze werden 
24 Stunden für einen Tag, 30 Tage für einen 
Monath, und 365 Tage für ein Jahr gehalten. 

1) Der erſte Theil des gegenwärtigen $. folgt ganz aus 
der Natur eines Vertrages, indem ſich die aus demſelben ent— 
ſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten der Regel nach ledig— 
lich auf die gegenſeitige übereinſtimmende Willens = Erklärung 
gründen. — Uebrigens gilt gegenwärtige Vorſchrift ſowohl für 
den Promittenten als den Promiſſär, d. i. der Promittent muß 


ſeine Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit erfüllen, er kann aber auch 
\ 8 EI 
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vor der Zeit zur Erfüllung derſelben nicht angehalten werden; 
der Promiſſär dagegen muß die Erfüllung zur verabredeten Zeit ge— 
ſchehen laͤſſen, indem ſonſt das Geſetz dem Promittenten andere 
Mittel an die Hand gibt, ſich von ſeiner Verpflichtung zu be— 
freyen, und die Gefahr der zu leiſtenden Sache auf den Pro— 
miſſär zu wälzen ($. 1425), er kann aber auch der Regel nach 
nicht gezwungen werden, die Erfüllung vor der bedungenen Zeit 
geſchehen zu laſſen (§. 1413). Ausnahmen von der letzteren 
Regel kommen in dem Geſetzbuche bey jenen Verträgen vor, 
welche bloß zu Gunſten des Promiſſärs geſchloſſen werden (95, 
962 u. 977). Was aber früher geleiſtet worden iſt, kann aus 
dem Grunde nicht wieder zurückgefordert werden. 

2) Gewöhnlich wird die Friſt nach Tagen, Monathen und 
Jahren beſtimmt. Die Anordnung, daß der Tag zu 24 Stun— 
den angenommen, folglich die Nacht mit eingerechnet werde, 
dann daß die Monathe, ungeachtet ihrer Verſchiedenheit, zu 30 
Tagen, das Jahr, ohne Rückſicht auf ein Schaltjahr, zu 365 
Tagen feſtgeſetzt worden, geſchah der leichteren, gleichförmigeren 
Berechnung wegen, und es wird, wie v. Zeiller bemerkt, dieſe 
Berechnung nicht bloß für die Lehre bey Verträgen, ſondern 
allgemein feſtgeſetzt. 


9. 903. 5 | 

Ein Recht, deſſen Erwerbung an einen gewiſſen 

Tag gebunden iſt, wird mit dem Anfange des 

Tages erworben. Zur Erfüllung der Verbind— 

lichkeit aber kommt dem Verpflichteten der ganze 
beſtimmte Tag zu Statten. 


Dieſe Vorſchrift iſt klar, und hat auch bey anderen Rechts— 
gegenſtänden, und nicht bloß bey Verträgen, Statt ($. 685). 


5. 904. 
Iſt keine gewiſſe Zeit für die Erfüllung des Ver⸗ 
trages beſtimmt worden; ſo kann ſie ſogleich, 
nähmlich, ohne unnöthigen Aufſchub gefordert 
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werden. Hat der Verpflichtete die Erfüllungs— 
zeit ſeiner Willkühr vorbehalten; ſo muß man 
entweder ſeinen Tod abwarten, und ſich an 
den Erben halten; oder, wenn es um eine bloß 
perſönliche, nicht vererbliche, Pflicht zu thun iſt, 
die Erfüllungszeit von dem Richter nach Billig— 
keit feſtſetzen laſſen. Letzteres findet auch dann 
Statt, wenn der Verpflichtete die Erfüllung 
nach Möglichkeit oder Thunlichkeit verſpro— 
chen hat. Uebrigens müſſen die Vorſchriften, 
welche oben (J. 704 — 706) in Rückſicht der 
den letzten Anordnungen beygerückten Zeitbe— 
ſtimmung gegeben worden, auch hier angewen— 
det werden. 


1) Wenn bey einem Vertrage Zeitbeſtimmungen hinzu— 
gefügt worden ſind, ſo iſt vor Allem darauf zu ſehen, ob das 
dem Promiſſär eingeräumte Recht ſelbſt, oder nur die Er— 
füllung der Verbindlichkeit von dieſer Zeitbeſtimmung abhängig 
gemacht wird. — Ich will dieſen hier angedeuteten Unterſchied 
ſogleich durch ein Beyſpiel beleuchten. Setzen wir den Fall: A, 
der krank darnieder liegt, ſtelle eine Schenkungsurkunde aus, 
worin er ſich verpflichtet, dem B an dem Tage, wo ihn fein 
Arzt ganz außer Gefahr erklären wird, Ein Hundert Gulden 
zu übergeben. In dieſem Falle iſt das Recht des B, die 100 fl. 
von dem A zu fordern, von dem Eintreffen des Zeitpunctes. 
wan welchem der Arzt den A außer Gefahr erklären wird, ab: 
hängig gemacht, und wenn daher der A ſtirbt, fo hört das 
Recht des B auf (SS. 699, 704 u. 706). Nehmen wir dage— 
gen einen anderen Fall an. Der kranke A fey dem B 100 fl. 
aus einem Darlehen ſchuldig; der letztere begehrt die Zah— 
lung, der A ſtellt dagegen feine traurige Lage vor, daß er ges 
genwärtig keinen Erwerb habe, und die Krankheit ihm viele 
Koſten verurſache, und ſichert dem B die Zahlung zu, wenn er 
geſund werden wird. Der B nimmt dieſen Antrag an, und 


* 
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verſpricht bis zur Geneſung des 4 zu warten. In dieſem 
Falle bezweckten die Parteyen offenbar nicht, das Recht der For— 
derung des B ſelbſt, ſondern nur die Erfüllung der Verbind— 
lichkeit von dem Zeitpuncte der Geneſung abhängig zu machen, 
und wenn daher der A ſtirbt, fo hat, wie weiter unten umſtänd— 
licher erörtert werden wird, der B allerdings das Recht, die 
400 fl. von den Erben des A zu fordern. 

2) Wird nun die Zeitbeſtimmung auf eine ſolche Art bey— 
gerückt, daß aus den Worten zu entnehmen iſt, daß die Par— 
teyen das Recht oder die Verpflichtung ſelbſt, nicht die bloße 
Realiſirung derſelben, von dem beſtimmten Zeitpuncte abhängig 
machen wollen, ſo ſind, wie der Schluß des gegenwärtigen §. 
anordnet, die Vorſchriften, welche oben (§§. 704 — 706) in 
Rückſicht der den letzten Anordnungen beygerückten Zeitbeſtim— 
mung gegeben worden, anzuwenden. Iſt der Zeitpunct von 
der Art, daß er kommen muß, ſo iſt der hier gemachte Unter— 
ſchied von keinem practiſchen Einfluſſe, weil in einem ſolchen 
Falle das zugedachte Recht ſogleich erworben, und nur die Er— 
füllung oder Realiſirung des Rechtes bis zum geſetzten Termine 
verſchoben bleibt ($. 705). Die practiſche Wichtigkeit der obi⸗ 
gen Bemerkung ſtellt ſich aber klar in dem Falle dar, wenn es 
ungewiß iſt, ob der Zeitpunct kommen oder nicht kommen 
werde, da in dieſem Falle das Recht ſelbſt von dem Eintreffen 
oder Nichteintreffen dieſes Zeitpunctes abhängig gemacht wird 
(§§. 696 u. 704). 

Uebrigens iſt der hier oben (Nr. 1) gemachte Unterſchied ſelbſt 
in dem $. 705 begründet, da derſelbe ausſpricht, daß in dem hier 
geſetzten Falle nicht das Entſtehen des Rechtes ſelbſt, ſondern 
bloß die Realiſirung desſelben bis zum geſetzten Zeitpuncte 
verſchoben bleibe. — Auch aus dem Inhalte des gegenwärtigen g. 
ſelbſt iſt zu entnehmen, daß in der berührten Beziehung zwiſchen dem 
Entſtehen der Verbindlichkeit und der Erfüllung derſelben ein 
Unterſchied obwalte. — Denn wenn Jemand ſich erkläret, daß 


er einer Perſon eine Leiſtung, zu der er ohnehin nicht ſchon 


verbunden iſt, bloß nach ſeiner Willkühr machen werde, — ſo 
wird dadurch weder für ihn, noch für ſeine Erben eine Verbind— 
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lichkeit gegründet; — denn ein Vertrag ſetzt ein angenommenes 
Verſprechen voraus, und die Annahme kann unter keinen an— 
deren Beſtimmungen erfolgen, als das Verſprechen geſchehen iſt 
(§. 869); wollte daher derjenige, dem die Leiſtung unter dem 
Vorbehalte der Willkühr verſprochen worden iſt, auf Erfüllung 
derſelben dringen, ſo würde er eben dadurch darthun, daß er 
die Willkühr des Promittenten beſchränken wolle, und ſohin 
das Verſprechen nicht unter den nähmlichen Beſtimmungen an— 
genommen habe, als es geſchehen iſt. Daß ſich die Sache aber 
in dem Fall anders verhalte, wenn bloß die Erfüllung einer be— 
reits exiſtirenden Verpflichtung der Willkühr des Verpflichteten 
vorbehalten wor den iſt, lehrt der Inhalt des gegenwärtigen $. 

3) Handelt es ſich nicht um das Entſtehen der Verbind— 
lichkeit ſelbſt, ſondern lediglich um die Erfüllung derſelben, ſo 
iſt zu unterſcheiden, ob für die Erfüllung des Vertrages eine 
gewiſſe Zeit beſtimmt worden ift oder nicht. — Was in dem 
erſten Falle Rechtens ſey, wurde bereits bey Erläuterung des $. 902 
bemerkt. Iſt der Vertrag ohne Zeitbeſtimmung geſchloſſen wor— 
den, ſo tritt das Recht und die Verbindlichkeit ſogleich ein, 
nun erheiſcht es nicht nur die Forderung der Billigkeit, ſondern 
ſelbſt die des Rechtes ($. 878), dem Verpflichteten zur Erfül— 
lung ſeiner Verbindlichkeit eine ſolche Friſt zu geſtatten, die 
vermöge des gewöhnlichen Ganges der Dinge und menſchlichen 
Handlungen zur Erfüllung eines Verſprechens nach Verſchieden— 
heit der Gegenſtände als nothwendig ſich darftellet. Im Falle 
eines Streites wird, wie v. Zeiller bemerkt, zugleich auf die 
Natur des Geſchäftes, auf den Zweck, wozu der Vertrag ge— 
ſchloſſen worden iſt (3. B. eine höchſt dringende Schuld für 
einen Andern tilgen zu wollen), auf die Auslegungsregeln ($$. 
914 u. 915) und, wenn von Leiſtung einer Arbeit die Rede 
iſt, allenfalls auch auf die Ausſage von Sachverſtändigen, 
Rückſicht zu nehmen ſeyn. 

4) Hat Jemand bloß fein Vorhaben geäußert, den Ans 
dern Etwas leiſten zu wollen, jedoch die wirkliche Uebertra— 
gung des Rechtes an den Andern nach ſeiner Willkühr vorbe— 
halten, daher das Recht ſelbſt von ſeiner Willkühr abhängig 
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gemacht, ſo entſteht dadurch weder für ihn ſelbſt bey ſeinem Leb— 


zeiten, noch erſt nach feinem Tode für feine Erben eine Ber: 


bindlichkeit. — Wenn er aber die Leiſtung ſelbſt ganz unbedingt 
zugeſichert, und der Andere das gemachte Verſprechen auch an— 
genommen hat, und nur die Zeit der Erfüllung der Willkühr 
des erſteren vorbehalten worden iſt, ſo kann ſie dieſer in der 
Regel bis zum Ende ſeiner Lebenszeit verſchieben, mithin nur 
ſein Erbe dazu angehalten werden. 

5) Eine Ausnahme von dieſer Beſtimmung tritt nur dann ein, 
wann die verſprochene Leiſtung von der Art iſt, daß fie nur 
auf die Perſon des Verſprechers eingeſchränkt iſt, und die über⸗ 
nommene Verpflichtung auf den Erben nicht übergeht; z. B. 
wenn ſich ein Künſtler anheiſchig gemacht hat, eine Kunſtarbeit 
zu liefern. In dieſem Falle iſt der Promiſſär berechtigt, die 
Erfüllungszeit von dem Richter feſtſetzen zu laſſen, der dabey 
auf die beyderfeitigen Verhältniſſe der Kontrahenten, dann auf 
die Art des Vertrages, ob er entgeldlich oder unentgeldlich ges 
ſchloſſen wurde, billige Rückſicht zu nehmen, und dieſen Ver— 
hältniſſen angemeſſen ſeinen Ausſpruch zu fällen hat. — Das 
Nähmliche iſt Rechtens, wenn Jemand die Leiſtung nach Mög⸗ 
lichkeit oder Thunlichkeit verſprochen hat. 

6) Es entſteht hier die Frage, was in dem Falle Rech— 
tens ſey, wenn Jemand die Erfüllung des Vertrages (nicht 
das Entſtehen des Rechtes ſelbſt) auf einen Zeitpunct feſtgeſetzt 
hat, von dem es ungewiß iſt, ob er kommen oder nicht kom— 
men werde? — Dieſer Fall kann nicht unter dem F. 704 ge— 
ſtellet werden; denn dieſer redet von dem Falle, wo Jemand 
das zugedachte Recht ſelbſt auf einen Zeitpunct eingeſchränkt 


hat, wo jedoch im Falle der Vorausſetzung das Recht ſelbſt 


bereits beſteht, und durchaus von keiner Ereignung abhängig 
gemacht, ſondern nur die Realiſirung desſelben auf einen be— 
ſtimmten Zeitpunct beſchränkt iſt. Wie z. B., wenn Jemand, 
der ſichere Hoffnung, eine beſtimmte Anſtellung zu erhalten, in 
ſich nähret, ein Darlehen aufnimmt, und dem Anleiher ver— 
ſpricht, das Darleihen zurückzuzahlen, wenn er die beſtimmte 
Anſtellung erhält. — Daß der Darleiher hier in fo lange auf 
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Zahlung nicht dringen könne, als noch Hoffnung vorhanden ift, 
daß der Entlehner die beftimmte Anſtellung erhalten werde, 
ſcheint ausgemacht; was iſt aber in dem Falle Rechtens, wenn 
es ſich in der Folge zeiget, daß er dieſe Anſtellung nie erhal— 
ten, folglich die Zeit, welche zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
feſtgeſetzt iſt, nie kommen werde? — Ich glaube, man müſſe 
hier unterſcheiden, ob es aus den Worten, mit welchen die 
Erfüllung der Verbindlichkeit zugeſichert worden iſt, oder aus 
den Umſtänden erhelle, daß der beſtimmte Zeitpunct der Erfül— 
lung aus dem Grunde feſtgeſetzt worden iſt, weil der Verpflich— 
tete ſich bey Eintreffen dieſes Zeitpunctes in die Lage verſetzt 
glaubte, ſein Verſprechen ohne Ungemächlichkeit in Erfüllung brin— 
gen zu können, oder ob die Beſtimmung dieſes Zeitpunc— 
tes lediglich aus Willkühr gemacht worden ſey. Im erſteren 
Falle wird dann die Sache ſo anzuſehen ſeyn, als ob der Promit— 
tent die Erfüllung ſeines Verſprechens nach Möglichkeit oder 
Thunlichkeit verſprochen, im zweyten Falle dagegen, als 
ob er die Erfüllungszeit lediglich ſeiner Willkühr vorbehalten 
hätte. Was aber in dieſen beyden Fällen Rechtens ſey, iſt ſo 
eben geſagt worden. 


9. 905. 

Wenn der Ort, wo der Vertrag erfüllet werden 
ſoll, weder aus der Verabredung, noch aus der 
Natur, oder dem Zwecke des Geſchäftes, be— 
ſtimmet werden kann; ſo werden unbewegliche 
Sachen an dem Orte, wo ſie liegen, bewegliche 
aber an dem Orte, wo das Verſprechen ge— 
macht worden iſt, übergeben. In Anſehung 

„des Maßes, des Gewichtes und der Geldſorten 
iſt auf den Ort der Uebergabe zu ſehen. 

1) Der Ort, wo ein Vertrag, er betreffe Sachen, Rechte 
oder Handlungen, erfüllet werden ſoll, wird oft ausdrücklich 
beſtimmt, oft ergibt er ſich aus der Natur und dem Zwecke des 
Geſchäftes. So iſt es, wie v. Zeiller bemerkt, natürlich, daß 
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Dienſte, welche unmittelbar die Perſon des Beſtellers angehen, 
dort, wo ſie wohnt, jene aber, welche die Bearbeitung oder 
Verwaltung eines Gutes betreffen, an dem Orte, wo es liegt, 
zu leiſten; ferner, daß Materialien zur Führung eines Baues 
an dem Bauorte, und Verpflegungs-Gegenſtände für Truppen 
dorthin, wo ſie ſtehen, zu liefern ſind u. dgl. Sind mehrere 
Orte verbunden genannt, ſo wird nach den Vorſchriften des 
römiſchen Rechtes die Leiſtung zwiſchen denſelben getheilt; ſind 
ſie aber alternativ angegeben, ſo hat bis zur Klage der Schuld— 
ner die Wahl, nach angeſtellter Klage aber muß die Leiſtung 
an dem Kläger in der Klage beſtimmten Orte erfolgen ). Das 
preußiſche Landrecht ſagt ). „Wenn mehrere Orte zur Erfül— 
lung beſtimmt ſind, ſo hat im zweifelhaften Falle der Verpflich— 
tete die Wahl, an welchem derſelben er erfüllen wolle.“ Der 
erſtere Fall wird auch nach öſterreichiſchem Rechte ganz ſo, wie 
nach dem römiſchen, entſchieden werden müſſen; im letzteren Falle 
wird aber immer der Verpflichtete die Wahl haben, und zwar 
ohne Unterſchied, ob bereits gegen ihn eine Klage angebracht 
worden iſt oder nicht; — denn, daß er bis zur Klage die 
Wahl habe, gehet deutlich aus dem Geiſte des folgenden $- 
hervor; daß er aber das Wahlrecht nach angeſtellter Klage ver— 
lieren ſoll, dafür findet ſich keine Stelle im Geſetzbuche, aus 
welcher dieſe Behauptung gerechtfertigt werden könnte. — Der 
Promiſſär muß daher ſein Begehren auch alternativ ſtellen, und 
kann dasſelbe dem Inhalte des Vertrages zuwider nicht auf ei— 
nem aus den benannten Orten beſchränken. 

2) Von der Regel, daß Verträge an demjenigen Orte in 
Erfüllung gebracht werden müſſen, an welchem dieſe bedungen 
worden, iſt jedoch in jenen Fallen eine Ausnahme zu machen, 
in welchen es dem Schuldner unmöglich wird, den Vertrag an 
den beſtimmtem Orte zu erfüllen, ſo wie auch dann, wenn der 
Gläubiger kein Intereſſe dabey haben kann, daß die Erfüllung 


1) Siehe das Recht der Forderungen. Nach den Grundſätzen des Juſtinianiſchen 
Rechtes dargeſtellt von D. Carl Bucher. Zweyte Auflage. Leipzig 1350 
S. 112. 

2) 1. Theil, 5. Tit., 6. 251. 
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an dem beſtimmten Orte vor ſich gehe. Die Richtigkeit der er— 

ſteren Behauptung ergibt fi) aus den §§. 878 u. 880, nach 
welchen die Unmöglichkeit der Leiſtung, ſie mag vorhergehen oder 
nachfolgen, den Vertrag ungültig macht, und dann aus dem 
§. 882, nach welchem ein Vertrag wenigſtens nach Möglichkeit 
erfüllt werden ſoll. Die Wahrheit der letzteren Behauptung wird 
durch die bey Erläuterung des F. 861 Nr. 6 angeführte Be— 
merkung begründet, daß ein angenommenes Verſprechen, an deſ— 
ſen Erfüllung der Promiſſär kein rechtliches Intereſſe hat, un— 
verbindlich ſey. — Hat z. B. Jemand in Grätz von einer Perſon 
in Wien ein Darleihen empfangen, die Zahlung im Orte 
Wien verſprochen, und letztere überſiedelte vor Rückzahlung nach 
Grätz, fo kann ſelbe (außer befonderen obwaltenden Verhältniſ— 
ſen, wie z. B. wenn ſelbe noch Zahlungen in Wien zu leiſten, 
und dießfalls einen Bevollmächtigten zur Eintreibung der Activ— 
Forderungen, woraus dieſe Zahlungen beſtritten werden ſollten, 
aufgeſtellt hätte,) doch nicht verlangen, daß der Schuldner ſeine 
Schuld in Wien und nicht in Grätz berichtige. 

3) Handelt es ſich um die Uebergabe unbeweglicher Sachen, 
ſo muß man zwiſchen der phyſiſchen und rechtlichen (juridiſchen) 
Uebergabe unterſcheiden. Die phyſiſche Uebergabe kann nach der 
Natur der Sache nur an demjenigen Orte erfolgen, wo ſich die 
zu übergebende Sache befindet; und dieſes muß ſelbſt für den 
Fall gelten, als zwiſchen den Parteyen ein anderer Ort feſt— 
geſetzt worden wäre, weil ſich unbewegliche Sachen nicht von ei— 
nem Orte zum andern übertragen laſſen, daher ein Verſprechen, 
die zu übertragende Sache an einen andern Ort übertragen zu 
wollen, unter die Vorſchrift des F. 878 ſubſummirt werden 
müßte. — Dasſelbe gilt von der rechtlichen Uebergabe, welche 
bloß durch die Anſchreibung in das öffentliche Buch realiſiret 
wird, und die daher nur an dem Orte vorgehen kann, wo ſich 
das öffentliche Buch, in welches die zu übergebende Sache ein— 
getragen iſt, befindet. — Es ſcheint alſo äußerſt ſonderbar, daß 
das Geſetz die Uebergabe unbeweglicher Sachen nur für den Fall, 
als in dem Vertrage hierüber nichts beſonders beſtimmt worden 
iſt, an dem Orte, wo ſie liegen, zu vollziehen anordnet. — Allein 
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eben aus der hier angeführten Bemerkung ergibt ſich, daß die 
Parteyen in dem Vertrage über den Ort der Uebergvybe nichts 
beſonders feſtſetzen werden, und ſollten ſie dieſes deſſenungeachtet 
thun, ſo könnte unter dieſer Uebergabe eigentlich nur die Aus— 
händigung der Aufſands-Urkunde verftanden werden ). 

4) Bewegliche Sachen aber werden in der Regel an dem 
Orte, wo das Verſprechen gemacht oder das ſchriftliche ausge— 
fertiget worden iſt, übergeben. So verpflichtet, wie v. Zeiller 
bemerkt, ein Künſtler oder Handwerker, ob er gleich die Be— 
ſtellung eines Abweſenden auf ſich genommen hat, ſich nur die 
beſtellte Sache zur beſtimmten Zeit bereit zu halten, nicht aber 
auch ſie zu überſenden. — Wo Zahlungen oder Leiſtungen zu ge⸗ 
ſchehen haben, wird bey Erläuterung des §. 1420 vorkommen. 

5) Vorſichtige Pasciscenten pflegen auch bey Beſtimmung 
des Maßes, Gewichtes und der Geldſorten die nähere Bezeich— 
nung beyzurücken, welche jeden Zweifel entfernt, welches Maß, 
Gewicht oder welche Geldſorten fie darunter verſtehen. Sollten 
aber die Parteyen vernachläſſiget haben, dieſe nähere Bezeichnung 
in dem Vertrage beyzurücken, ſo ſtellt das Geſetz hier die Ver— 
muthung auf, daß ſie jenes Maß, Gewicht oder jene Geldſor— 
ten darunter verſtanden haben, welche an dem Orte der Ueber— 
gabe im Gebrauche und Umlaufe ſind. 


5. 906. 

Kann das Verſprechen auf mehrere Arten erfüllet 
werden, ſo hat der Verpflichtete die Wahl; er 
kann aber von der ein Mahl getroffenen Wahl 
für ſich allein nicht abgehen. 

1) Dieſe Vorſchrift verſteht ſich nach der Natur der Sache 
nur für den Fall, wenn die Wahl nicht ausdrücklich dem einen 
oder anderen Theile überlaſſen worden iſt; denn, wenn ausdrück— 
lich beſtimmt worden iſt, daß dem einen oder anderen Theile das 
Wahlrecht zuſtehen ſolle, ſo iſt ſich lediglich an dieſe Verabre— 
dung zu halten. — Iſt die Wahl dem Promittenten anheim ge— 


1) Vergl. meine Erläuterung der Sf. 434 u. 435, Nr. 2 — 9. 
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ſtellt; ſo iſt er gehalten, ein dem Stande und Bedürfniſſe des 
Promiſſärs angemeſſenes Stück zu wählen. Iſt dagegen die 
Wahl dem Promiſſär überlaſſen, ſo kann er auch das Beſte 
wählen (F. 656). 

2) Hat aber der Verpflichtete oder 1 dem in dem 
geſchloſſenen Vertrage das Wahlrecht ausdrücklich überlaſſen wor— 
den iſt, ein Mahl gewählet, und die getroffene Wahl dem Mit— 
pasciscenten ausdrücklich oder durch die bereits gemachte Leiſtung 
ſtillſchweigend bekannt gemacht, ſo kann davon nicht mehr abge— 
gangen werden. Insbeſondere würde, wie v. Zeiller bemerkt, 
das Letztere auch auf den Fall anzuwenden ſeyn, wenn die Lei— 
ſtung zwar erſt nur zum Theile geſchehen, dem Empfänger aber 
es nicht gleichgültig wäre, den Ueberreſt in anderer Art zu em— 
pfangen. 


„ e. e 

Wird ein Vertrag ausdrücklich mit Vorbehalt der 
Wahl geſchloſſen, und dieſelbe durch zufälligen 
Untergang eines oder mehrerer Wahlſtücke ver— 
eitelt; ſo iſt der Theil, dem die Wahl zuſteht, 
an den Vertrag nicht gebunden. Unterläuft aber 
ein Verſchulden des Verpflichteten; ſo muß er 
dem Berechtigten wegen Vereitelung der Wahl 
haften. 

1) Dieſe Vorſchriften beziehen ſich auf den Fall, wo ein 
oder der andere Pasciscent, z. B. der Käufer oder Verkäufer 
ſich die Wahl vorbehält, welche aus mehreren einzelnen (vorge— 
zeigten) Sachen (z. B. Reit- oder Zugpferden, Wägen, Klei— 
dungsſtücken) überliefert werden ſoll. 

2) Aus dieſer hier aufgeſtellten Regel iſt nun die Entſchei— 
dung aller jener Fälle herzuhohlen, welche durch den Untergang 
alternativ verfprochener Species in fo fern entſtehen, als dabey 
entweder A) nur Zufall oder B) auch Schuld, und zwar: a) von 
Seiten des Schuldners, und b) des Gläubigers, oder e) nur 
Schuld von beyden Seiten mitwirken, und dabey jenem oder 
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dieſem das Wahlrecht zuſtehen kann. Wir wollen nun hier diefe 
verſchiedenen Fälle durchgehen ). 

3) Wenn aus mehreren Objecten eines aus bloßem Zufall 
zu Grunde geht, und das Wahlrecht dem Schuldner zuſtehet, 
fo ift er nach der Vorſchrift des gegenwärtigen F. an den Ver— 
trag nicht mehr gebunden. — Der Gläubiger hat aber kein Recht, 
von dem Vertrage zurückzutreten. Das, was der gegenwärtige 
§. in Anſehung des Unterganges der Sache vorſchreibt, iſt ohne 
Zweifel auch auf den Fall anzuwenden, wenn die Sache verlo— 
ren geht. Herr Hofrath v. Zeiller dehnt dieſe Vorſchrift aber 
auch auf die bloße Beſchädigung eines der Wahlſtücke aus; allein 
dieſe Behauptung kann nur mit gewiſſen Modificationen als rich— 
tig angenommen werden. — Gewiß iſt es, daß, wenn ſich der 
Gläubiger mit derjenigen Sache, welche beſchädigt worden iſt, 
zufrieden zu ſtellen erkläret, der Verpflichtete an den Vertrag 
gebunden bleibe; denn ſetzt ihm der Gläubiger kein Hinderniß 
entgegen, auch die beſchädigte Sache zu wählen, ſo iſt durch die 
Beſchädigung das Wahlrecht des Schuldners nicht im Mindeſten 
gekränkt. — Eine andere Frage aber entſteht hier, ob der Gläu— 
biger wegen jeder Beſchädigung eines der Wahlſtücke die Annahme 
desſelben verweigern könne? Allerdings, wenn der Schuldner 
nicht zugleich erböthig iſt, dem Gläubiger für die inzwiſchen er— 
folgte Verſchlimmerung eine verhältnißmäßige Vergütung zu lei— 
ſten, oder die Beſchädigung ſo groß iſt, daß der Werth derſel— 
ben um mehr als die Hälfte verringert wird. — Der Beweis 
dieſer Behauptung liegt in den $S. 1048 u. 1049; denn aus 
dieſen geht hervor, a) daß, wenn eine Sache über die Hälfte 
ihres Werthes beſchädigt worden iſt, der Pasciscent zur Ueber— 
nahme nicht gehalten werden könne, und b) daß auch eine min— 
dere Beſchädigung demjenigen zur Laſt falle, der die Sache zu 
übergeben hat, und demnach der andere Pasciscent nicht verhal— 
ten werden könne, die beſchädigte Sache ohne Vergütung anzu— 
nehmen. — Wird aber die Vergütung geleiſtet, ſo muß ſich der 
Gläubiger damit zufrieden ſtellen; denn durch die getroffene 


1) Ich folge bey dieſer Darſtellung größtentheils der Abhandlung des Herrn Dr. 
Zimmern im 1, Bande des Archives fär cjviliſtſſche Praxis, S. 309 
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Wahl tritt der Schuldner ganz in jenes Rechtsverhältniß ein, 
als wenn er gleich urſprünglich dem Gläubiger die beſtimmte 
Sache zugeſichert hätte. 

4) Hat der Gläubiger das Wahlrecht, und es wird ein 
Wahlſtück durch Zufall vernichtet, dann kann der Gläubiger na— 
türlich eines aus den anderen fordern; aber für die zufällig ver— 
lorne weder Erſatz verlangen, noch ihn anzunehmen genöthiget 
ſeyn. Auch ſteht es in ſeiner Willkühr von dem Vertrage ab— 
zugehen; weil der Gläubiger hier ſo gut, wie im vorigen Falle 
der Schuldner, in ſeinem Wahlrechte gelähmt erſcheint. 

5) Iſt dagegen eines aus den Wahlſtücken aus Verſchulden 
des Schuldners, welcher das Wahlrecht hatte, zu Grunde ge— 
gangen, ſo beſteht der Vertrag, und der Gläubiger iſt berechtigt 
zu fordern, daß der Schuldner eines aus den noch vorhandenen 
Stücken übergebe; denn wäre die ausdrückliche Vorſchrift des 
gegenwärtigen F. nicht vorhanden, fo müßte felbft behauptet 
werden, daß das eben Geſagte dann Rechtens ſey, wenn eines 
aus den Wahlſtücken durch Zufall zu Grunde geht, indem ſich 
der §. 1311 dahin ausſpricht, daß der bloße Zufall denjenigen 
treffe, in deſſen Vermögen oder Perſon er ſich ereignet. Daß 
alſo durch den zufälligen Untergang eines oder mehrerer Wahl: 
ſtücke das Wahlrecht in ſeiner Ausdehnung eingeſchränkt wird, 
kann bloß dem Berechtigten zum Nachtheile gereichen. Was aber 
hier vom bloßen Zufalle geſagt wird, muß um fo mehr dann 
gelten, wenn der Schuldner an dem Verluſte der Sache ſelbſt die 
Schuld trägt. Nun macht der gegenwärtige F. von dieſer allge— 
meinen Beſtimmung des Hauptſtückes über Schadenserſatz nur 
bey dem zufälligen Untergang eines oder mehrerer Wahl: 
ſtücke eine Ausnahme: dieſe kann nun aber nicht weiter reichen, 
als die Worte des Geſetzes lauten; es bleibt daher in den übri— 
gen Fällen bey den allgemeinen Beſtimmungen des bürgerlichen 
Geſetzbuches. Concurtirt aber mit der Culpa des Schuldners 
auch ein reiner Zufall, d. i. gehen nebſtbey ein oder mehrere 
Wahlſtücke durch bloßen Zufall zu Grunde, ſo iſt der Schuldner 
an den Vertrag nicht mehr gebunden, weil das ſchon durch ſein 
Verſchulden eingeſchränkte Wahlrecht, durch den zufälligen Unter— 
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gang der Sache noch mehr befchränft wird, und es daher nicht 
einmahl mehr in ſeiner Macht ſteht, unter den Wahlſtücken, die 
ſein Verſchulden noch übrig gelaſſen hatte, eines nach Willkühr 
zu wählen. 

6) Geht ein Wahlſtück aus Verſchulden des Gläubigers, 
dem das Wahlrecht nicht zuſteht, zu Grunde, ſo fällt es wohl 
in die Begriffe, daß der Schuldner nicht mehr an den Vertrag 
gebunden ſeyn könne, weil in Bezug auf ihn das eigene Ver— 
ſchulden des Mitpasciscenten keine nachtheiligeren Wirkungen 
hervorbeingen kann, als der bloße Zufall. — Allein der Schuld— 


ner kann auch nicht verpflichtet werden, es bey der Annulirung 


des Contractes allein bewenden zu laſſen, da ſchon der $. 1295 
ausſpricht, daß Jedermann berechtiget ſey, von dem Beſchädiger 
den Erſatz des Schadens, welchen dieſer ihm aus Verſchulden 
zugefügt hat, zu fordern. Es kann daher kein Zweifel ſeyn, 
daß der Gläubiger dem Schuldner den Werth der zu Grunde 
gegangenen Sache nach Maßgabe ſeines Verſchuldens erſetzen 


müſſe. Dieſes iſt ſchon in den allgemeinen Vorſchriften des drey⸗ 


ßigſten Hauptſtückes des b. G. B. gegründet. Aber der gegen: 
wärtige $. ſpricht ihm überdieß das Recht zu, die Vergütung 
jenes Schadens zu fordern, welche für ihn aus der Vereitelung 
der Wahl entſteht. — Setzen wir z. B. den Fall: der A habe 
mit dem B einen Vertrag geſchloſſen, und ſich darin verbindlich 
gemacht eines aus den in ſeinem Stalle befindlichen Reitpferden 
um 500 fl. zu überlaſſen, und ſich das Wahlrecht vorbehalten. 
Eines Tages nimmt der B eines davon zu leihen, und richtet 
dasſelbe zu Grunde. — Wenn nun auch erweislich gemacht wer— 
den kann, daß dieſes Pferd nur 400 fl. werth ſey, ſo hat ihm 


doch der Entlehner 500 fl. zu erſetzen, weil A berechtigt war, 


ihm dieſes Pferd um 500 fl. zu überlaſſen, fein Schade, den 


er durch die Vereitelung des Wahlrechtes erlitten hat, beträgt 


daher nicht 400, ſondern 500 fl. — Wäre aber das Pferd 600 
fl. werth geweſen, ſo erleidet der A wegen Vereitelung ſeines 
Wahlrechtes keinen Schaden, der B iſt ihm daher nur die Ver— 
gütung nach §. 1295 zu leiſten ſchuldig. 
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7) Iſt das Wahlrecht auf Seite des Gläubigers, und ges 
hen eines oder mehrere Stücke aus feinem Verſchulden zu Grun— 
de, ſo tritt natürlich auch hier die allgemeine Beſtimmung des 
F. 41295 ein. — Iſt jedoch die zu Grunde gegangene Sache mehr 
werth, als das Entgeld, welches für die zu leiſtende Sache aus— 
bedungen worden iſt, ſo kann ſich der Gläubiger von der Be— 
zahlung des Mehrbetrages dadurch befreyen, daß er die zu Grunde 
gegangene Sache wählet. — Dadurch iſt auch der Vertrag als 
erfüllt zu betrachten. Kann ſich aber der Gläubiger, weil er 
3. B. einſieht, daß die aus feinem Verſchulden zu Grunde ges 
gangene Sache viel weniger werth ſey, als das angebothene 
Entgeld ausmacht, nicht entſchließen, die zu Grunde gegangene 
Sache zu wählen, ſo muß er dem Schuldner den Werth der zu 
Grunde gegangenen Sache erſetzen, und bleibt dabey verpflichtet, 
den Vertrag zuzuhalten, und eines aus den übrigen Stücken 
zu wählen. 

8) Gehet eines oder mehrere Stücke aus Verſchulden des 
Schuldners zu Grunde, ſo hat dieſer dem Gläubiger für die Ver— 
eitelung feines Wahlrechtes zu haften. — Dem Gläubiger ſtehet 
in dieſem Falle frey, ſein Wahlrecht an den übriggebliebenen 
Stücken auszuüben, oder von dem Vertrage zurückzugehen, und 
von dem Schuldner die Entſchädigung zu begehren. — Es liegt 
indeſſen in der Natur der Sache, daß eine Entſchädigung von 
Seite des Gläubigers nur dann in Anſpruch genommen werden 
könne, wenn ihm wirklich ein Schade zugegangen iſt. — Ein 
Schade iſt ihm aber nur dann zugegangen, wenn das zu Grunde 
gegangene Stück einen größeren Werth hatte, als das bedun— 
gene Entgeld beträgt. — Es frägt ſich hier nur noch, ob der 
Gläubiger nebſtdem, daß er das Wahlrecht in Anſehung der 
übrigen Stücke ausübet, dennoch eine Vergütung von dem 
Schuldner in An ſpruch nehmen könne? — Dieſe Frage muß 
allerdings bejahend beantwortet werden; denn der gegenwärtige 
. berechtigt den Gläubiger zwar, von dem Vertrage zurückzu⸗ 
treten, bemüſſiget ihn aber nicht hierzu; da aber das Wahlrecht 
des Gläubigers durch die Culpa des Schuldners eine Einſchrän— 
kung erlitten hat, fo hat, wenn hieraus für den Gläubiger ein 

Niprers Commentar VI. Th. 9 
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Schade erwachſen iſt, der erſtere dieſen Nachtheil nach g. 
1293 zu vertreten. — In dieſem Falle kann aber nur dann von 
einem Nachtheile die Rede ſeyn, wenn keines aus den übrigge— 
bliebenen Stücken den Werth des zu Grunde gegangenen er— 
reicht; denn iſt unter dieſen ein Stück vorhanden, welches die— 
ſen Werth erreicht, oder vielleicht gar übertrifft, ſo ſteht es 
dem Gläubiger ja frey, dieſes Stück zu wählen, und er kann 
dann nicht behaupten, daß ihm dadurch ein Schade zugegan— 
gen ſey, daß das zu Grunde gegangene Stück aus dem Um- 
fange ſeines Wahlrechtes ausgeſchloſſen wurde. — Dieſe Be— 
merkung gibt auch zugleich den Maßſtab bey Bemeſſung der 
Schadens-Zuerkennung an die Hand. 


5. 908. 
4) Angeld. 

Was bey Abſchließung eines Vertrages voraus 
gegeben wird, iſt, außer dem Falle einer beſonderen 
Verabredung, nur als ein Zeichen der Abfchlies 
ßung, oder als eine Sicherſtellung für die Er— 
füllung des Vertrages zu betrachten, und heißt 
Angeld. Wird der Vertrag durch Schuld ei— 
ner Partey nicht erfüllet; ſo kann die ſchuldloſe 
Partey das von ihr empfangene Angeld behal— 
ten, oder den doppelten Betrag des von ihr 
gegebenen Angeldes zurückfordern. Will ſie ſich 
aber damit nicht begnügen, ſo kann ſie auf die 
Erfüllung, oder, wenn dieſe nicht mehr mög— 
lich iſt, auf den Erſatz dringen. 

1) Bey Abſchließung entgeldlicher Verträge, inſonderheit 
eines Kauf-, Beſtand- oder Dienſtvertrages, wird ſehr oft dem 
Theile, welcher für ſeine Leiſtung Geld zu empfangen hat, 
ſchon im Voraus ein Theil davon gegeben, den mau An— 
geld (Darangeld, Daraufgeld, Daraufgabe) nennt. Auch ges 
ſchieht es zuweilen, daß das Darangeld von demjenigen gege— 
ben wird, welcher für ſeine Leiſtung Geld zu empfangen hat, 
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z. B. von dem Verkäufer, dem Lieferanten, dem Vermiether 
u. ſ. w. Wird nun von Seite der einen oder anderen Partey 
eine ſolche Daraufgabe geleiſtet, ſo muß nach Vorſchrift des 
gegenwärtigen F. außer dem Falle der ausdrücklichen Bedingung 
der Freyheit des Rücktrittes (F. 910) angenommen werden, 
daß ſelbe bloß als ein Zeichen der Abſchließung, und als ein 
Sicherſtellungsmittel des (verbindlichen, unwiderruflichen F. 861) 
Vertrages gegeben wurde. — Beyde Parteyen werden alſo, 
wie v. Zeiller bemerkt, durch das Angeld vielmehr ſicherer und 
feſter zur Erfüllung des Vertrages verbunden. Wird das An— 
geld demjenigen Pasciscenten gegeben, welcher für ſeine Lei— 
ſtung Geld zu empfangen hat, ſo wird der Empfänger zwar 
ſogleich Eigenthümer des durch das Angeld zum Theil voraus— 
bezahlten Preiſes; er muß ſich aber denſelben in der Folge auf 
den ganzen zu empfangenden Preis abrechnen laſſen. Wird 


aber das Angeld von Seite der anderen vertragſchließenden Par- 


tey gegeben, fo iſt der Empfänger lediglich als Verwahrer des 
Angeldes zu betrachten, und er iſt verbunden nach vollſtändi— 
ger Erfüllung des Vertrages das empfangene Angeld wieder 
zurück zu ſtellen. 

2) Wird der Vertrag durch wechſelſeitige Einwilligung 
aufgehoben, oder ohne Verſchulden desjenigen, der das Angeld 
gegeben hat ) (Nr. 3), oder durch einen ſolchen Zufall, den 
derjenige, der das Angeld empfangen hat, übernehmen muß 
($- 1511) nicht erfüllt, indem z. B. dem einen oder dem an— 
deren Theile die Erfüllung unmöglich wird; ſo muß das An⸗ 
geld zurück geſtellt werden. 

3) Wird aber der Vertrag aus Verſchulden eines Theiles 
nicht erfüllet; ſo hat die ſchuldloſe Partey die Wahl, das em— 
pfangene Angeld zu behalten, oder in ſo fern auf Seite des 
Empfängers die Schuld iſt, den doppelten Betrag des gegebe— 
nen Angeldes zurück zu fordern, oder auf Erfüllung des Ver— 

9 * f 
1) In dem Commentare des Herrn Hofraths v. Zeiller heißt es zwar: »der das 


Angeld empfangen hat“. Allein ich halte dieſes für ein offendares Schreib— 
verſehen. 
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trages zu dringen, und wenn dieſes nicht mehr möglich iſt, die 
Entſchädigung zu verlangen. Wählt ſie das erſtere, ſo muß ihr 
das Angeld ohne allen Beweis eines wirklich erlittenen Scha— 
dens, mithin auch, wenn ſie wirklich durch die unterbliebene 
Erfüllung des Vertrages nichts verloren, und ſogar noch ge— 
wonnen hätte, überlaſſen werden. Das Angeld iſt ſeiner Na— 
tur nach eine vorhinein beſtimmte Vergütung des obgleich 
noch ungewiſſen Nachtheiles, den eine Partey durch ein nicht 
erfülltes Verſprechen zu leiden in Gefahr iſt; es kömmt alſo 
nicht darauf an, welche Folgen aus der unterbliebenen Vollzie— 
hung des Vertrages wirklich entſtanden find ). Wählt fie aber 
das Letztere, ſo muß das Angeld zurück gegeben werden. 

4) Bey Aerarial-Verträgen wird zur Sicherheit des Ae— 
rars immer eine Caution bedungen, und die Clauſel beygerückt, 
daß die bedungene Caution wegen Nichtzuhaltung des Vertra— 
ges auch dann als verfallen anzufehen ſey, wenn wirklich ein 
neuer Vertrag ohne Schaden des Aerars zu Stande gebracht 
wurde. — Sieht man dieſe Clauſel als eine Bedingung einer 
Conventional-Strafe an, ſo dürfte an der Gültigkeit derſelben 
allerdings gezweifelt werden, weil nach F. 1536 die Zuerken— 
nung eines ſolchen Strafbetrages eine wirkliche Beſchädigung 
offenbar vorausſetzt. Das vorne citirte Hofkanzley-Decret vom 
42. Auguſt 1825 erklärt daher, daß die bedungene Caution als ein 
Angeld anzuſehen, und ihre Wirkung nach dem gegenwärtigen 
F. zu beurtheilen ſey. „Das allen Privat-Perſonen zuſtehende 
Recht,“ fährt dieſe Verordnung fort, „ſich durch ein Angeld der 


Contracte zu verſichern, kann auch den Staats-Caſſen nicht be- 


ſtritten werden, auch iſt es ſehr begreiflich, welchen Gefahren 
das höchſte Aerarium ohne dieſe Vorſicht bey den Licitanten der 
Lieferungen ausgeſetzt ſeyn würde. Wenn daher auch nach der 
Verordnung vom 20. April 1821 eine neue Licitation auf Ge— 
fahr des Licitanten vorgenommen, mithin im Falle eines dem 
Aerarium nachtheiligeren Erfolges der zweyten Verſteigerung 
Entſchädigung von ihm gefordert, dagegen im Falle eines für 


— 


4) Hofkanzley-Decret vom 12. Auguſt 1825. Goutta's G. S. 28. B., S. 46. 
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das höchſte Aerar eingetretenen Gewinnes dem vorigen Licitan— 
ten nichts vergütet, vielmehr das Angeld eingezogen werden 
ſoll, ſo hat man doch keinen Grund, dieſe zur Sicherheit des 
Aerars dienlichen, nach dem Geſetze Jedermann erlaubten, von 
den Parteyen freywillig eingegangenen, und einem redlichen Li— 
citanten nicht ſchädlichen Bedingungen, fuͤr unbillig oder unge— 
recht zu erklären. Sie erſcheinen in allen dieſen Rückſichten 
ſelbſt dann rechtsgültig, wenn das Angeld nicht in Barſchaft, 
ſondern in Staatspapieren oder Privat-Cautions-Obligationen 
erlegt worden iſt, weil ſich dadurch die Natur des Angeldes und 
des darüber mittelſt der Licitations-Bedingniſſe geſchloſſenen 
Vertrages nicht verändert.“ 


9. 909. 


5) Reugeld. 


Wird bey Schließung eines Vertrages ein Betrag 
beſtimmt, welchen der eine oder andere Theil 
in dem Falle, daß er von dem Vertrage vor 
der Erfüllung zurücktreten will, entrichten muß; 
ſo wird der Vertrag gegen Reugeld geſchloſſen. 
In dieſem Falle muß entweder der Vertrag er— 
füllt, oder das Reugeld bezahlt werden. Wer 
den Vertrag auch nur zum Theile erfüllet, oder 
das, was von dem Andern auch nur zum Theile 
zur Erfüllung geleiftet worden iſt, angenommen: 
hat, kann ſelbſt gegen Entrichtung des Reu— 
geldes nicht mehr zurücktreten. 

1) Ein Reugeld hat, wie v. Zeiller bemerkt, von Seite 
des Anbiethers (z. B. des Käufers oder Verkäufers, Pächters 
oder Verpächters) die Freyheit des Rücktrittes; von Seite des 
Annehmers aber die Sicherheit, auf kürzerem Wege (wie im Falle 
eines Angeldes $. 908 Nr. 3) eine beſtimmte Entſchädigung 
für die Nichterfüllung des Vertrages zu erhalten, zum Zwecke. 
Der Erſtere kann alſo, auch ohne allen Grund, gegen Leiſtung 
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des Reugeldes von der Verabredung abgehen. Der Letztere 
bleibt aber an den Vertrag eben ſo gebunden, als wenn kein 
Reugeld beſtimmt worden wäre. — Indeſſen ſteht kein Hinder— 
niß entgegen, daß beyde Theile gegenſeitig das Reugeld beſtim— 
men, in welchem Falle ganz natürlich auch beyden freyſteht 
nach Willkühr von dem Vertrage gegen Entrichtung des Reu— 
geldes abzugehen. 

2) Dem Verſprecher des Reugeldes ſteht aber die Freyheit 
des Zurücktrittes nur ſo lange zu, als er weder ausdrücklich noch 
ſtillſchweigend darauf Verzicht gethan hat. Letzteres geſchieht, 
wenn er das, was er vermög des Vertrages leiſten ſoll, auch 
nur zum Theile geleiſtet (z. B. als Käufer einen Theil des 
Kaufſchillings bezahlet), oder auch nur eine Theilleiſtung des an: 
deren Theiles (z. B. einige Stücke der überlieferten Waare) 
freywillig angenommen hat. Eben ſo kann aber auch die aus— 
drücklich oder ſtillſchweigend (durch eine Theilzahlung) gemachte 
und angenommene Erklärung, das Reugeld zu bezahlen, nicht 
mehr zurück genommen, und die Erfüllung des Vertrages auf— 
gedrungen werden ). 


5. 910. 

Wenn ein Angeld gegeben, und zugleich das Be— 
fugniß des Rücktrittes ohne Beſtimmung eines 
beſonderen Reugeldes bedungen wird; ſo vertritt 
das Angeld die Stelle des Reugeldes. Im Falle 
des Rücktrittes verliert alſo der Geber das An— 
geld; oder der Empfänger ſtellt das Doppelte 
zurück. 

1) Das Reugeld unterſcheidet ſich von dem An gelde außer 
dem Zwecke, um deſſenwillen es feſtgeſetzt wird, auch noch we— 
ſentlich dadurch, daß es eigentlich nur bedungen und nicht wirk— 
lich gegeben wird (F. 909). — Wird daher bey Abſchließung 
des Contractes etwas vorausgegeben, ſich aber dabey zugleich 
das Befugniß des Rücktrittes, ohne Beſtimmung eines beſonde— 


1) Siehe v. Zeillers Commentar zu dieſem §. Nr. 2. 
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ren Reugeldes bedungen, fo wird das Angeld gleichſam mit 
dem Reugelde vereinigt, und nimmt die CEigenſchaft des letzte— 
ren an. — Haben beyde Theile den Vorbehalt erklärt, ſo kann 
jeder derſelben auch ohne Angabe einer Urſache, der Geber ge— 
gen Verluſt, der Empfänger gegen doppelten Erſatz des An: 
geldes, zurücktreten. — Aber aus dem Vorbehalte des Einen 
folgt noch nicht, daß auch der Andere von der Verabredung ab— 
gehen dürfe. — Das, was hier geſagt worden iſt, gilt auch 
für den Fall, als Jemanden bey Abſchließung des Vertrages 
ausdrücklich unter der Benennung „Reugeld'' etwas vorausgege— 
ben wird; denn der Geber deutet durch dieſe Benennung an, 
daß er ſich gegen Verluſt dieſer Darangabe den Rücktritt vor— 
behalte. 

2) Aus den Worten des gegenwaͤrtigen $. ſcheinet hervor— 
zugehen, daß nebſt der Darangabe auch noch ein beſonde— 
res Reugeld bedungen werden könne. — Es entſteht daher die 
Frage, welche Wirkung dieſe doppelte Beſtimmung des An— 
und Reugeldes in rechtlicher Beziehung hervorbringen müß— 
te? — Iſt das Angeld früher gegeben, und erſt ſpäter ein 
Reugeld beſtimmt worden, ſo iſt es offenbar, daß die ver— 
tragfchließenden Theile von ihrem früheren Vorhaben abgegan— 
gen ſind; und in ſo fern daher demjenigen, dem die Geldlei— 
ſtung zu entrichten iſt, die Darangabe oder das Angeld gege— 
ben wurde, iſt ſelbe lediglich als ein Vorſchuß zu behan— 
deln, und von ihm, wenn der Vertrag rückgängig gemacht 
wird, wieder zu vergüten. Iſt aber umgekehrt das Angeld von 
demjenigen gegeben worden, der die Geldleiſtung zu empfangen 
hat, ſo kann ſogleich, nachdem das Reugeld feſtgeſetzt worden 
iſt, auf Zurückſtellung des Angeldes gedrungen werden. Iſt 
dagegen das Reugeld früher feſtgeſetzt, und erſt ſpäter das 
Angeld gegeben worden, ſo iſt dadurch das erſtere als auf— 
gehoben zu betrachten; denn durch die Beſtimmung des Reu— 
geldes wollen ſich ja die vertragmachenden Theile offenbar das 
Befugniß erkaufen, nach Belieben von dem Vertrage abgehen 
zu können; mit dieſem ſteht aber die ſpäter erfolgte Uebergabe 
eines Angeldes, welches zur Befeſtigung des Vertrages gegeben 
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wird, in einem offenbaren Widerſpruche, es muß ſohin die erftere 
Beſtimmung als aufgehoben angeſehen werden. Daß in einem und 
dem nähmlichen Acte ein Reugeld bedungen, und zugleich ein 
Angeld gegeben werde, wird nicht leicht vorkommen. — Sollte 
jedoch wirklich ein ſolcher Fall exiſtiren, ſo wäre es ein offen— 
bares Zeichen, daß die Parteyen entweder von dem Angelde, 
oder von dem Reugelde irrige Begriffe gehabt haben müßten; 
und nur der Inhalt des Vertrages ſelbſt könnte hierüber Aus— 
kunft geben, was ſie durch dieſe doppelte Feſtſetzung eines Reu— 
und eines Angeldes eigentlich bezwecken wollten, und in welchem 
Sinne ſie den einen oder anderen Ausdruck genommen haben. 


9.941. 


Wer nicht durch bloßen Zufall, ſondern durch 
fein Verſchulden an der Erfüllung des Vertra⸗ 
ges verhindert wird, muß ebenfalls das Reu— 
geld entrichten. 


Dieſen Beyſatz fand die Geſetzgebung, wie aus dem Zeil. 
leriſchen Commentare zu entnehmen iſt, aus dem Grunde zu 
machen nothwendig, damit man durch das Wort Reue, wel— 
ches eine gefliſſentliche Abſtehung andeutet, nicht dieſen be— 
ſchränkteren Sinn annehme. Dabey bemerkt aber Herr Hof— 
rath v. Zeiller weiter, daß im Falle, als der zum Rücktritte 
berechtigte Theil den Zufall, wodurch er an der Erfüllung ver: 
hindert würde, aus dem Grunde, daß ſelber ſich in ſeiner Per— 
fon ereignet hat, übernehmen müßte (§. 1155), zwar nicht der 
Verluſt des Reugeldes folge, aber auch die Pflicht zum Erſatze 
des erweislichen Schadens nicht aufgehoben werde. — Allein 
ich kann dieſer Behauptung nicht beyſtimmen; denn durch die 
Feſtſetzung eines Reugeldes haben die Parteyen eine natürliche 
Wirkung des Vertrages, vermög' welcher er einſeitig nicht wis 
derrufen werden kann, aufgehoben; ſie haben ſich durch die Be— 
ſtimmung des Reugeldes das Recht erkauft, von dem Vertrage 
einſeitig wieder zurückgehen zu können. Wer aber von ſeinem 
Rechte innerhalb der rechtlichen Schranken Gebrauch macht, hat 


x 
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den für einen Andern daraus entſpringenden Nachtheil nicht zu 
verantworten ($. 1305). Es kann ſich hier immer nur um 
Entrichtung des Entgeldes handeln, welches der Pasciscent für 
den wirklichen Gebrauch dieſer ſich ausbedungenen Freyheit zu 
geben verſprochen hat, — vom Erſatze eines Nachtheiles aber 
kann keine Rede ſeyn. Wenn aber das Geſetz den Pasciscenten 
für einen beſtimmten Fall auf einer Seite ſogar von Entrich— 
tung eines Reugeldes befreyet, ſo kann ihm von der andern 
Seite nicht zugleich ein Schadenserſatz deswegen aufgetragen 
werden, weil er nicht freywillig, ſondern gezwungen von 
dem Vertrage zurückgetreten iſt. Der $. 1155 ſetzt die Ver— 
bindlichkeit der Parteyen, den Vertrag zuzuhalten, voraus, wird 
aber ein Vertrag mit Beſtimmung eines Reugeldes geſchloſſen, 
ſo haben ſich die Parteyen nicht zur Erfüllung des Vertrages, 
ſondern lediglich nur zur Entrichtung des Reugeldes im Falle 
der Nichterfüllung verpflichtet. — Befreyt nun das Geſetz in 
einem beſtimmten Falle ſogar von Entrichtung des Reugeldes, 
fo kann deßwegen nicht der Erſatz des Nachtheiles, welcher die 
Verbindlichkeit, den Vertrag zuzuhalten, vorausſetzt, an deſſen 
Stelle geſetzt werden. — Es iſt ſogar möglich, daß der erweis— 
liche Schade, den die eine Partey durch den Rücktritt erleidet, 
mehr beträgt, als das bedungene Reugeld; und in dieſem Falle 
müſſen ſelbſt diejenigen, die meiner gegenwärtigen Behauptung 
nicht beyſtimmen, wenigſtens zulaſſen, daß ſich der zurücktre— 
tende Theil durch Entrichtung des Reugeldes von jeder anderen 
Erſatzespflicht befreyen könne. 


5. 912, 
6) Nebengebühren. 

Der Gläubiger iſt von ſeinem Schuldner außer 
der Hauptſchuld zuweilen auch Nebengebühren 
zu fordern berechtigt. Sie beſtehen in dem Zu— 
wachſe, und in den Früchten der Hauptſache; 
in den beſtimmten oder in den Zögerungszinſen; 
oder in dem Erſatze des verurſachten Schadens; 
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oder deſſen, was dem Andern daran liegt, daß 
die Verbindlichkeit nicht gehörig erfüllt wor— 
den; endlich in dem Betrage, welchen ein Theil 
ſich auf dieſen Fall bedungen hat. 

Unter Nebengebühren verſteht man alles, was außer 
dem Hauptgegenſtande der Forderung, ohne Unterſchied, ob es 
ausdrücklich bedungen iſt oder nicht, begehrt werden kann. 
Dazu rechnet man: a) die Früchte und den Zuwachs überhaupt 
(§. 405 u. ſ. f.); b) die beſtimmten Zinſen (§§. 903 — 1000); 
c) die Zögerungszinſen ($. 1333), d) den Erſatz des wirklichen 
Schadens ($$. 1293 u. 1295) e) das Intereſſe (id quod inter- 
est $$. 1323 u. 1324), welches nebſt dem Erſatze des Scha— 
dens auch den entgangenen Gewinn, oder zugleich den außer— 
ordentlichen Werth (F. 305) in fich begreift; 1) die Conventional— 
Strafe (F. 1336). Alle zuletzt (von c — f) angeführten Ne— 
bengebühren haben auf eine Entſchädigung Beziehung, wovon. 
in dem dreyßigſten Hauptſtücke gehandelt wird. 


9. 913. | 

In wie weit mit einem dinglichen Rechte das Recht 
auf den Zuwachs, oder auf die Früchte verbunden 
ſey, iſt in dem erſten und vierten Hauptſtücke des 
zweyten Theiles beſtimmt worden. — Wegen ei— 
nes bloß perſönlichen Rechtes hat der Berech— 
tigte noch keinen Anſpruch auf Nebengebühren. 
In wie weit dem Gläubiger ein Recht auf dieſe 
Art zukomme, iſt theils aus den beſonderen 
Arten und Beſtimmungen der Verträge, theils 
aus dem Hauptſtücke von dem Rechte des Scha- 
denserſatzes und der Ge nugthuung zu entneh— 

men. ; 
1) Ob und in wie fern Nebengebühren aus einem dingli— 
chen Rechte gefordert werden können, iſt aus dem zu entneh— 
men, was bey denen verſchiedenen Gattungen und Arten der 
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dinglichen Rechte in der erſten Abtheilung dieſes Theiles, vor— 


züglich in dem erſten und vierten Hauptſtücke geſagt worden iſt; 


daher ſich auch der gegenwärtige $. ausdrücklich auf dieſe bey: 
den berufet. 

2) In Hinſicht auf die perſönlichen Rechte, von denen in 
dieſem zweyten Theile eigentlich die Rede iſt, ſtellt der gegen— 
wärtige $. den Grundſatz auf, daß wegen eines bloß perſönli— 
chen Rechtes der Berechtigte noch keinen Anſpruch auf Neben— 
gebühren habe. Die Forderung von Nebengebühren muß durch 
beſondere in den Geſetzen vorkommende Beſtimmungen begrün— 
det werden. — Solche Beſtimmungen erſcheinen theils bey den 
einzelnen Arten der Verträge, theils in dem Hauptſtücke von 
dem Rechte des Schadenserſatzes und der Genugthuung. Be— 
ſtimmungen der erſteren Art kommen bey dem Darleihens-Ver— 
trage SS. 993 — 999, bey dem Tauſchvertrage §§. 1047 
und 1050, bey dem Kaufvertrage §§. 1061 und 1064, vor. 
Nebengebühren, die aus dem Titel der Entſchädigung in An— 
ſpruch genommen werden können, ſind aus den §§. 1295, 
1323, 1324, 1331, 1333 und 1334 zu entnehmen. 


d. 914, 
Auslegungsregeln bey Verträgen. 

Die im erſten Theile (5. 6) in Hinſicht auf die 
Auslegung der Geſetze angeführten allgemeinen 
Regeln gelten auch für Verträge. Insbeſondere 
ſoll ein zweifelhafter Vertrag ſo erklärt werden, 
daß er keinen Widerſpruch enthalte, und von 
Wirkung ſey. 

1) Die aus den Verträgen für die Parteyen entſpringenden 
Rechte und Verbindlichkeiten haben ihren Grund weſentlich in 
dem von den vertragſchließenden Theilen gegenſeitig erklärten 
Willen. — Selbſt die von dem Geſetzgeber bey den einzelnen 
Verträgen feſtgeſtellten Beſtimmungen ſind, in ſo fern ſie nicht 
aus der Weſenheit des Vertrages ſelbſt fließen, bey welchem ſie 
vorkommen, oder mit einem Verbothsgeſetze im Zuſammen— 
hange ſtehen, von der Art, daß fie nur dann eine Anwendung 
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finden, wenn von den Pasciscenten felbit über die Puncte, die 
ſie entſcheiden, keine ausdrückliche Verabredung getroffen worden 
ift. — Aus dieſer Bemerkung folgt, daß bey Verträgen die wirk— 
lich getroffene Verabredung immer die Hauptquelle der Entſchei— 
dung bleibe; und daß ſich bey Entſcheidung eines dießfälligen 
Rechtsſtreites ſohin immer vorzüglich darum bekümmert werden 
müſſe, was die Parteyen unter ſich ſelbſt für Beſtimmungen 
feſtgeſetzt haben. — Daraus fließt zugleich die Nothwendigkeit, in 
die Auslegung der Verträge einzugehen, welche um ſo nöthiger 
iſt, als bey den vertragſchließenden Theilen nicht immer jene 
Bedächtlichkeit und genaue Abwägung der Worte und ihrer Ver— 
bindungen erwartet werden kann, welche zur unzweydeutigen 
Bezeichnung und Erklärung des Willens nothwendig find. — Tref⸗ 
fend bemerkt Herr Hofrath v. Zeiller, daß Zweydeutigkeit der 
Wörter oder der Wortfügungen, allmähliche Abänderungen oder 
individuelle Abweichungen von dem Sprachgebrauche, Mangel 
an klaren Begriffen, oder an der Gabe, ſich deutlich und richtig 
auszudrücken, wobey man oft mehr oder weniger ſagt, als man 
ſagen wollte, und wohl auch gefliſſentliche Dunkelheit, es oft 
nothwendig machen, daß man nicht bey dem dürren Buchſtaben 
ſtehen bleibe, ſondern erſt den echten Sinn der Willens-Erklä— 
rung feſtſetze, worin die Auslegung beſteht. 

2) In Anſehung der Art und Weiſe, wie der Richter bey 
Auslegung zweifelhafter Verträge zu Werke zu gehen habe, wei— 
fet das Geſetz hier im Allgemeinen auf die im $. 6 für die Aus— 


legung der Geſetze aufgeſtellten Regeln. Es wird daher auch, 


bey Verträgen zuvörderſt der Sprachgebrauch berückſichtiget wer— 
den müſſen, und zwar der Sprachgebrauch der Zeit und des Or— 
tes, wo das Verſprechen gemacht worden iſt. — So wie aber 
dieſe Regel bey Auslegung eines Geſetzes in dem Falle eine Aus— 


nahme leidet, wenn nachgewieſen werden kann, daß der Geſetz⸗ 


geber in der beſtimmten Geſetzesſtelle den gebrauchten Ausdruck 
in einem von dem gewöhnlichen Sprachgebrauche abweichenden 
Verſtande genommen habe, fo ift dieſes auch bey Verträgen der 
Fall, und es muß da ohne Zweifel auch ganz vorzüglich auf die 
Stufe der Bildung Rückſicht genommen werden, auf welcher ſich 
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die vertragſchließenden Theile befinden. Insbeſondere muß, wenn 
es ſich um Aeußerungen der Sachverſtändigen über Kunſtgegen— 
ſtände handelt, der Sprachgebrauch der Kunſtverſtändigen vor 
Augen gehalten werden. Wenn der Sprachgebrauch keinen zu— 
reichenden Aufſchluß gibt; ſo überdenke man den ganzen Zu— 
ſammenhang der einzelnen Sätze, Stellen und Puncte des 
Vertrages, und erkläre die undeutlichen aus den deutlicheren; 
vergleiche zu dem Ende den förmlich abgefaßten Vertrag mit der 
etwa deutlicheren Punctation ($. 885), oder dem ſpäteren mit 
einem ähnlichen oder in Verbindung ſtehenden früheren Ver— 
trage u. ſ. w. 

3) Erſt dann, wenn mit der grammatiſchen Auslegung nicht 
auszulangen iſt, iſt es erlaubt, zu der logiſchen feine Zuflucht zu 
nehmen, und den echten Sinn der einzelnen Stellen eines Ver— 
trages aus dem Zwecke (der Abſicht) der Pasciscenten zu beſtim— 
men. Der Zweck muß aber gewiß ſeyn, und nicht bloß aus 
entfernten Vermuthungsgründen hergehohlet werden. Gewiß 
kann der Zweck aus der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
(durch die grammatiſche Auslegung zu findenden) Erklärung des 
Pasciscenten ſeyn. — Im Mangel eines aus dem Inhalte des 
Vertrages ſelbſt zu entnehmenden Zweckes kann derjenige, den 
die Parteyen bey Abſchießung eines Vertrages von dieſer Art ſich 
vorzuſetzen pflegen, zur Grundlage genommen werden. — Herr 
Regierungsrath Ritter v. Egger ſtellt in feinem Lehrbuche des 
Privatrechtes ) folgende aus dieſem Grundſatze entwickelte Aus— 
legungsregeln auf, welche auch dem Geiſte unſeres Geſetzbu— 
ches vollkommen entſprechen dürften: a) Man iſt rechtlich nicht 
verpflichtet, ſich im Zweifel eine ſolche Auslegung gefallen zu 
laſſen, durch welche der gewiſſe Zweck des Vertrages ganz ver— 
eitelt würde. b) Man darf, wenn ein Recht auf einen beſtimm— 
ten Zweck durch den Vertrag unſtreitig verwilliget iſt, im Zwei— 
fel auch das Recht auf die nothwendigen Mittel als zugeſtanden 
anſehen. c) Man iſt nicht ſchuldig, die Mittel, welche bloß 
zu einem beſtimmten Zwecke verwilliget wurden, ohne ſie aus— 
drücklich für andere Zwecke zu verſagen, auch zu dieſen zu ver⸗ 


1) b. 116. 
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ſtatten. d) Eine noch fo unbeſchränkte Aeußerung des Promit⸗ 
tenten läßt nie die Auslegung zu, daß er verpflichtet ſey, das 
phyſiſch, rechtlich und abſolut ethiſch Unmögliche zu leiſten, wie 
dieſes von dem Promiſſär nie als wirkliche Abſicht angeſehen 
werden kann. e) Eine Auslegung iſt rechtswidrig, wodurch im 
Zweifel eine Leiſtung gefordert wird, die offenbar den Zweck, 
den die Pasciscenten feſtſetzen, überſchreitet. k) Wenn die Ab— 
ſicht zureichend (obſchon nur ſtillſchweigend) erklärt wurde, durch 
Vertrag nur Einer beſtimmten Perſon ein Recht einzuräumen, 
und ſich daher bloß ihr zu verpflichten, ſo wäre eine Auslegung 
widerrechtlich, zu Folge welcher der Promittent angehalten würde, 
eine andere Perſon als berechtiget, und ſich derſelben als ver— 
pflichtet zu erkennen. 


5. 915. 

Bey einſeitig verbindlichen Verträgen wird im 
Zweifel angenommen, daß ſich der Verpflichtete 
eher die geringere als die ſchwerere Laſt aufle— 
gen wollte; bey zweyſeitig verbindlichen wird 
eine undeutliche Aeußerung zum Nachtheile des— 
jenigen erklärt, der ſich derſelben bedienet hat 
(G. 869). 

1) Die gewöhnliche Triebfeder der menſchlichen Handlungen 
iſt immer Eigennutz, im edleren Sinne des Wortes. Es iſt 
daher nicht zu vermuthen, daß Jemand Rechte hintangebe, und 
ſeinen rechtlichen Freyheitsgebrauch beſchränken laſſe, ohne ent— 
gegen wieder Rechte zu empfangen, und dadurch ſeine Rechts— 
ſphäre, welche er ſich auf der einen Seite beſchränken ließ, auf 
der anderen wieder zu erweitern. Eben ſo natürlich iſt es, daß, 
wenn bey einem wohlthätigen Vertrage über den Sinn der eis 
nen oder anderen Beſtimmung ein gegründeter Zweifel entſtehet, 
der mindeſte Grad der Einſchränkung der Freyheit vermuthet 
werden müſſe, in ſo fern ein höherer Grad der Einſchränkung 
nicht deutlich aus den Worten hervorleuchtet. 

2) In einem reinen zweyſeitig verbindlichen Vertrage 
beabſichtiget jeder der Contrahenten einen Gewinn, indem aber 
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jeder der vertragſchließenden Theile dabey den höchften Gewinn 
zu erreichen ſucht, wird durch das ſich gegenſeitig bekämpfende 
Intereſſe beyder Pasciscenten in der Regel Gleichheit herge— 
ſtellt. — Es ſtreitet auch die Vermuthung dafür, daß jeder Theil 
bey dem Vertrage ſein Intereſſe ſorgfältig bewahret habe, ſohln 
auch für den Umſtand, daß kein Pasciscent weniger am Werthe 
erhalten wollte, als er gegeben hat. — Darum kann auch nicht 
zugegeben werden, daß ein Theil durch undeutliche Ausdrücke, de— 
ren er ſich bedient, den anderen übervortheile, und durch den 
Sinn, welchen er denſelben in der Folge beylegen will, die über— 
nommene Laſt ſich erleichtere. — Mit Recht fordert hier das Ge— 
ſetz, daß ſich bey einem entgeldlichen Vertrage (denn nur 
in dieſer Bedeutung iſt hier der Ausdruck „zweyſeitig verbindlich” 
zu nehmen $. 364 Nr. 4,) jeder Theil deutlich und beſtimmt 
ausdrücke, und daß eine undeutliche Aeußerung ihm eher zum 
Nachtheile als zum Vortheile gereichen ſolle. — Es fällt zwar, 
wie v. Zeiller bemerkt, aus einer gemeinfchaftlichen, oder von 
einem Dritten förmlich abgefaßten Urkunde nicht ſogleich auf, 
wer der Urheber der undeutlichen Aeußerung ſey, und nicht im— 
mer kann der Ausſteller für den Urheber gehalten werden; denn 
ſehr häufig werden Schuldſcheine dürftigen Schuldnern von ge— 
bietheriſchen Gläubigern in die Feder dictiret. — Indeſſen ſtrei— 
tet allerdings die Vermuthung dafür, daß jede Partey zu 
den Verpflichtungen, die fie ſich auflegt, die Ausdrücke ſelbſt 
gewählet habe. Das Gegentheil muß erwieſen werden. 

3) Bey gemiſchten Verträgen ($. 864 Nr. 6) kann es ges 
ſchehen, daß beyde hier angeführte Auslegungs-Regeln in An— 
wendung kommen müſſen. — Findet ſich nähmlich der undeutliche 
Ausdruck in jenem Theile des Vertrages vor, wo die Verpflich— 
tungen desjenigen vorkommen, welcher theilweiſe als Geſchenk— 
geber erſcheint, ſo tritt aus oben (Nr. 1) angeführtem Grunde 
die Vermuthung ein, daß er ſich eher die geringere als ſchwerere 
Laſt auflegen wollte; kömmt ſie aber in dem Theile vor, wo die 
Verbindlichkeiten des anderen Contrahenten erſcheinen, ſo muß 
gleichfalls die undeutliche Aeußerung zum Nachtheile desjenigen 
erklärt werden, der ſich derſelben bedient hat. Rührt dieſe un: 
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deutliche Aeußerung von demjenigen, der dieſe Verbindlichkeiten 
auf ſich haben ſoll, ſelbſt her, ſo kann dieſe Behauptung keinem 
Zweifel unterliegen; aber in dem Falle, als der andere Theil 
der Urheber derſelben iſt, dürfte dieſe Behauptung einem Zwei— 
fel unterzogen werden; — denn man könnte ſagen, daß ſich mit 
der erhöhten Verbindlichkeit des einen Theiles die übernomme— 
ne Laſt des andern Theiles verringere, und daß ſohin nach dem 
ſo eben aufgeſtelltem Grundſatze die Vermuthung für die gerin— 
gere Belaſtung ſtreite. — Aber es muß dagegen in Erwägung 
genommen werden, daß derjenige Theil, der nicht aus Frey— 
gebigkeit, ſondern in der Abſicht zu gewinnen, zur Schließung 
des Vertrages bewogen worden, das ihm von Seite des andern 
übertragene Recht ſo wohlfeil als möglich an ſich zu bringen 
trachtet, und es daher bey einer undeutlichen Aeußerung eben— 
falls anzunehmen ſey, er wollte ſich eher die geringere als die 
ſchwerere Laſt auferlegen, und daß daher zu vermuthen iſt, er 
habe die undeutliche Aeußerung des anderen Theiles mehr zu 
ſeinem Vortheile verſtanden. — Der Rechtsgrundſatz: inter— 
pretatio fiat contra eum, qui clarius loqui potuit, et non lo- 


cutus est, findet daher auch hier gegen den Urheber der Aeuße— 
rung ſeine Anwendung. 


9. 916. 


Wird ein Geſchäft von gewiſſer Art nur zum 
Scheine verabredet; ſo iſt es nach denjenigen 
geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen, nach de— 
nen es vermög ſeiner wahren Beſchaffenheit be— 
urtheilet werden muß. 


1) Der gegenwärtige F. redet nicht von dem Falle, wo 


ein Contrahent den andern durch liſtige Vorſpiegelungen 


einen anderen Vertrag abzuſchließen oder zu unterfertigen 
bewegt, als der wirklich verabredete iſt, und wobey der an— 


dere Theil in der Meinung iſt, daß er den wirklich verabrede-⸗ 


ten abſchließe oder unterfertige; denn dieſer Fall muß nach den 


f 
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* 
über Irrthum und Betrug ertheilten Vorſchriften (§§. 871 — 


874) beurtheilt werden. 
2) Die gegenwärtige Vorſchrift deutet vielmehr auf ein 


mit wechſelſeitigem Einverſtändniſſe errichtetes Scheinge— 
ſchäft, wodurch derjenige Vertrag, den die Parteyen eigentlich 
zu ſchließen beabſichteten, in einen anderen Vertrag umgekleidet, 
oder wenigſtens in ſeinen Nebenbeſtimmungen in einer ſolchen 
Art dargeſtellt wird, mit welcher es den vertragſchließenden 
Theilen nicht Ernſt iſt. So können z. B. unter der Form wech— 
ſelſeitiger Schenkungen ein Kauf-oder Tauſchcontract, unter der 
Form eines Kaufcontractes ein Darleihensvertrag geſchloſſen wer— 
den, wenn nähmlich die wahre Abſicht der Contrahenten dahin 
gehet, Waaren anftatt baren Geldes als Darleihen zu geben 
und anzunehmen u. ſ. w. Meiſtens werden ſolche Scheinge— 
ſchäfte in der Abſicht errichtet, um dadurch einen ungültigen und 
zugleich ſtrafwürdigen Vertrag zu bemänteln, oder überhaupt eine 
rechtswidrige Abſicht durchzuſetzen; jedoch weſentlich erforderlich 
iſt dieſes nicht, um die Vorſchrift des gegenwärtigen $. in An— 
wendung zu bringen; — denn da jeder Vertrag die ernſtliche 
Einwilligung der Contrahenten erfordert (§. 869), ſo kann ein 
Geſchäft, deren Zuftandebringung fie nicht ernſtlich wollten, 
auch nicht aufrecht erhalten werden, ſondern es muß vielmehr 
dabey auf dasjenige Rückſicht genommen werden, worüber die— 
ſelben im Ernſte übereingekommen ſind. — Auf eine Art ſolcher 
Scheingeſchäfte, welche im Leben mehrfach vorkömmt, habe ich 
bereits bey Erläuterung des $. 887 aufmerkſam gemacht. 

3) Oefters beſteht das Scheingefchäft bloß darin, daß dem: 
ſelben die Benennung eines Vertrages gegeben wird, der eigent— 
lich nach der Abſicht der Parteyen nicht geſchloſſen werden ſoll, 
deſſen einzelne Beſtimmungen aber ſchon bey einer reiflichen Be— 
urtheilung erkennen laſſen, was eigentlich die Parteyen für einen 
Vertrag dabey beabſichtigten. Ich erinnere mich gerade folgen— 
den, in meiner Praxis mir vorgekommenen Falles. Da ver— 
mög der politiſchen Geſetze verbothen iſt, Perſonalgerechtſame 
in Beſtand zu verlaſſen, ſo traf eine Witwe eines ſolchen Ge— 
werbsmannes, der die Fortführung des Gewerbes auf eigene 

Nippel's Commentar VI, Th. 10 
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Rechnung von den Geſetzen geftattet iſt, mit ihrem Werkführer 
das Uebereinkommen, vermög deſſen fie ſich anheiſchig machte, 
dasjenige, was er über eine beſtimmte Summe jährlich in ih: 
rem Nahmen erwerben würde, ihm als Belohnung für ſeine 
Dienſte zu überlaſſen, wogegen ſich dieſer verpflichtete, — für 
die richtige Erzielung eines Gewinnes bis zur beſtimmten Sum— 
me zu haften, und das Fehlende aus ſeinem Eigenen zu erſetzen. 
— Dadurch wurde demſelben offenbar die Benutzung des Ge— 
werbes gegen einen beſtimmten Preis überlaſſen, und ſohin 
keineswegs ein Lohnvertrag, wie dieſes Uebereinkommen be— 
nannt wurde, ſondern ein eigentlicher Beſtand vertrag 
geſchloſſen. — Zur Entdeckung dieſer Art Scheingeſchäfte bedarf 
es daher nur einer ſorgfältigen Combinirung der einzelnen Beſtim— 
mungen, und einer Vergleichung des Reſultats derſelben mit 
den weſentlichen Eigenſchaften eines beſtimmten Vertrages. — 
Oefters aber geſchieht es auch, daß der wahre Vertrag zwiſchen 
den Parteyen meiſtens mündlich, oft aber auch ſchriftlich ganz 
ſo, wie er iſt, abgeſchloſſen iſt, von den Parteyen aber geheim 
gehalten, und nebſtbey eine Urkunde errichtet wird, aus welcher 
ganz ein anderer Vertrag hervorgehet, — mit welcher dann die 
Contrahenten vor Gericht auftreten. — In dieſem Falle iſt das 
Scheingeſchäft aus der producirten Urkunde nicht zu erkennen, 
ſondern es muß dann von demjenigen, welcher die Gültigkeit 


dieſes Geſchäftes beſtreitet, die Exiſtenz des eigentlichen und 


wahren Vertrages dargethan werden. 

4) Die Wirkung eines ſolchen Scheingeſchäftes, wenn es 
als ſolches erkannt wird, iſt, daß dasſelbe als ungültig zerfalle, 
und dagegen der wahre Vertrag in feinen Rechtswirkungen ins 
Leben trete. — Iſt nun dieſer wahre Vertrag an und für ſich 
erlaubt und gültig, ſo ſind die Rechte und Pflichten der Con— 
trahenten aus dem Inhalte desſelben, und den dießfälligen ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen zu beurtheilen; iſt der Vertrag vom 
Geſetze verbothen, fo zerfällt er als ungültig, — und in fo 
fern er ſich gegen ein Strafgeſetz verſtößt, kommt auch dieſes in 
Anwendung. — Dem Richter und Sachwalter wird es bey 
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feiner Beeidigung zur Pflicht gemacht, fich zu ſolchen Schein: 
handlungen nicht gebrauchen zu laſſen. 

5) Oefters geſchieht es auch, daß ein Geſchäft, um eine 
gewiſſe Abſicht durchzuſetzen, lediglich zum Scheine verabredet 
werde, ohne daß demſelben ein anderes Geſchäft zu Grunde 
liegt. — So geſchieht es öfters, daß Aeltern mit ihrem Sohne 
einen Uebergabs- Vertrag ſchließen, vermög welchem fie ihm ihr 
unbewegliches Gut zum Schein übergeben, um ihn vom Mili— 
tärſtande zu befreyen; während das eigentliche Verhältniß des 
Sohnes zu ſeinen Aeltern das Nähmliche bleibt. Die Staats— 
verwaltung hat in mehrfacher Beziehung durch politiſche Geſetze 
Vorſorge getroffen, damit ſelbe, bey der Schwierigkeit der Ent— 
deckung derſelben, durch dergleichen Scheingeſchäfte nicht bevorthei— 
let werde. — Die politiſche Geſetzgebung erkennt z. B. in der hier 
berührten Beziehung den bloß bücherlichen Beſitz gar nicht an, ſondern 
fordert, daß ſich der Sohn auch als unbeſchränkter Eigenthümer der 
väterlichen Realität benehme. Aus einem ähnlichen Grunde er— 
klärt das Patent vom 15. October 1810 alle Geſchenke unter 
Lebenden nur dann von der Erbſteuer frey, wenn der Beſchenkte— 
mit dem Eigenthume ſogleich den vollen unbeſchränkten Ge 
nuß erhält. 

6) Uebrigens verſteht es ſich wohl von ſeibſt, daß, wenn 
durch eine ſolche Verkleidung die Rechte einrs ſchuldloſen Drit— 
ten verletzt werden, ihm dafür Erſatz zu leiſten iſt. — Daher 
unterliegt auch die Bemerkung des Herrn Hofrathes v. Zeiller 
keinem Zweifel, daß ein unbewegliches Gut, welches Aeltern 
ihrem Sohne, um ihn vom Soldatenſtande zu befreyen, nur 
zum Scheine, gegen eine geheime Verzichtleiſtung übergeben, 
doch immer für die einverleibten oder vorgemerkten Schulden des 
Sohnes verhaftet bleibe (§§. 452 u 453); obſchon es ſich entdecket, 
daß der Sohn wegen Ungültigkeit des Vertrages, ſohin Mans 
gel eines wahren Rechtstitels, nie wahrer Eigenthümer des Gu— 
tes geweſen ſey. 


10 
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b. 917. 
Von Erlöſchung der Verträge. 

Wie die aus den Verträgen entſtehenden Verbind— 
lichkeiten aufhören, wird bey jedem Vertrage 
beſonders, und in dem Hauptſtücke von Aufhe— 
bung der Verbindlichkeiten überhaupt, beſtimmet 
werden. 

Unter die Beſtimmungen der Verträge gehört auch die Er— 
löſchung der aus ſelben hervorgehenden Verbindlichkeiten. Die 
Erlöſchungsarten find theils allgemeine, theils beſondere. Allge— 
meine ſind diejenigen, wodurch Rechte und Verbindlichkeiten 
überhaupt, folglich auch die aus Verträgen entſpringenden Rech— 
te und Verbindlichkeiten aufgehoben werden. Davon han— 
delt das dritte und vierte Hauptſtück des dritten Theiles. Die 
beſonderen ſind den einzelnen Arten der Verträge eigenthümlich, 
mithin bey deren Behandlung in den nachfolgenden Hauptſtücken 
vorzutragen. 


5. 918. 

Alle aus den Herttägen entſtehende Rechte und 
Pflichten gehen auf die Erben der vertra— 
genden Theile über; wenn ſie anders nicht 
bloß auf perſönlichen Verhältniſſen und Fähig— 
keiten beruhen, oder wenn die Erben nicht ſchon 
im Vertrage ſelbſt, oder durch das Geſfetz aus— 
genommen worden ſind. Ein noch nicht ange— 
nommenes Verſprechen geht, wenn auch nur ein 
Theil während der Ueberlegungsfriſt ſtirbt, auf 
die Erben nicht über (J. 862). 

1) Der Zweck des Promiſſärs bey Eingehung eines Ver— 


trages iſt gewöhnlich die Erwerbung oder Erhaltung eines Ver- 


mögens; und es iſt dabey feine Abſicht nicht auf feine Indivi— 
dualität beſchränkt, ſondern dehnt ſich auch auf ſeine Nachkom— 
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menſchaft aus. Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt dabey in feinem 
Commentare, daß die das Wohl der unſterblichen bürgerlichen 
Geſellſchaft, das Wohl der Familien und künftigen Generationen 
umfaſſende Politik und Rechts-Philoſophie alle Urſache habe, 
dieſe Abſicht zu begünſtigen, und demnach zur Regel aufſtelle, 
daß alle aus Verträgen entſtehenden Rechte und Verbindlichkeiten 
auf die Erben übergehen. — Dieſes ſtimmt auch ganz mit dem Be— 
griffe überein, welchen das Geſetz mit dem Ausdrucke „Verlaſſen— 
ſchaft und Erbfchaft” (§§. 531 u. 532) in Verbindung geſetzt hat- 

2) Davon gibt es jedoch einige theils in der Natur beſon— 
derer Arten der Verträge, theils in höheren Rückſichten gegrün— 
dete Ausnahmen. — Dahin gehört der Ehevertrag (§. 111), 
der Adoptions- und Pflegvertrag (IS. 185 und 186) oder eine 
in gewiſſen Friſten zugeſicherte Unterſtützung ($. 955) und die 
Vollmacht in Rückſicht beyder Pasciscenten ($. 1022), der 
Vertrag über perſönliche Servituten in Beziehung auf den Be— 
rechtigten ($. 529), der Vorbehalt des Wiederkaufes (S. 
1070), des Rückverkaufes ($. 1071), die Bedingung des Ver— 
kaufsrechtes (F. 1074), gleichfalls in Rückſicht des Berechtigten, 
dann der Lohnvertrag in Beziehung auf den Dienſtverpflich— 
teten (Fo. 1162 und 1163), der Verlags vertrag in Rückſicht 
des Schriftſtellers (F. 1169) und der Geſellſchaftsver— 
trag in Hinſicht auf die Erben des einzelnen verftordenen Mit: 
gliedes (SS. 1206 — 1209). 

3) Eine andere Ausnahme macht die klare Verabre— 
dung, daß der Vertrag von einer oder von beyden Seiten 
auf die Lebenszeit eingeſchränkt ſeyn ſoll (F. 1284); denn Rech— 
te und Verbindlichkeiten, die durch den Willen der Parteyen 
begründet ſind, was bey den aus Verträgen hervorgehenden 
Rechten und Verbindlichkeiten der Fall iſt, können doch keine 
weitere Ausdehnung erhalten, als die Parteyen ſelbſt unter ſich 
feſtgeſetzt haben. 

4) Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß, wenn der 
Verpflichtete auf Rechnung der übernommenen Handlung be: 
reits etwas erhalten hat, ſeine Erben ſolches zurückgeben 
müſſen, vorausgeſetzt, daß an dieſer Handlung noch gar nichts 
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geleiftet worden iſt. Dagegen können die Erben des Verpflich— 
teten für den bereits geleiſteten Theil der Erfüllung eine billi— 
ge Vergütung fordern (F. 1162). 

5) Ein noch nicht angenommenes Verſprechen iſt kein 
Vertrag, und begründet für den Promiſſär kein anderes Recht, 
als das Verſprechen durch Erklärung der Annahme binnen der 
im F. 862 beſtimmten Friſt zum Vertrage zu erheben. — Die: 
ſes Recht erklärt aber hier das Geſetz als ein ſolches, welches 
auf die Erben nicht übergeht, und folglich auch auf keine an— 
dere Perſon übertragen werden kann (F. 1393). 


5. 919, 

Wenn ein Theil den Vertrag entweder gar nicht, 
oder nicht zu der gehörigen Zeit, an dem ge— 
hörigen Orte, oder auf die bedungene Weiſe 
erfüllet; ſo iſt der andere Theil außer den im 
Geſetze beſtimmt entſchiedenen Fällen, oder einem 
ausdrücklichen Vorbehalte, nicht berechtiget, die 
Aufhebung, ſondern nur die genaue Erfüllung 
des Vertrages und Erſatz zu fordern. 

1) Einige Naturrechtslehrer ſtellten, wie v. Zeiller be— 
merkt, den Grundſatz auf, daß zweyſeitig verbindliche Verträge 
nur unter der ſtillſchweigenden, auflöfenden Bedingung, daß der 
andere Theil den Vertrag genau erfülle, geſchloſſen werden. 
Unter den pofitiven Geſetzgebungen hat der franzöſiſche Civil— 
codex) die Vorſchrift aufgenommen, daß bey wechſelſeitigen 
Verträgen die Nichterfüllung des Verſprechens von Seite des 
einen Contrahenten als eine auflöſende Bedingung ſtillſchweigend 
vorausgeſetzt werde. Auch das galliziſche Geſetzbuch enthält eine 
ähnliche Beſtimmung, indem es daſelbſt ”) heißt: „Einem Ver— 
trage kann man, wie einer letztwilligen Verordnung, Bedingun— 
gen beyſetzen. Beſteht ein Vertrag aus mehreren Hauptpuncten, 
ſo wird die beſondere Erfüllung eines jeden Punctes, als eine 


1) Art. 1189, 
2) III. Thl. 9. 23. 
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Bedingung angeſehen, von welcher die Einwilligung zu den 
übrigen Puncten abhängt” ). Sehr richtig bemerkt v. Gönner, 
daß der Geſetzgeber, wenn er ſich den Satz des franzöſiſchen 
Codex aneignen will, über die Form und Zeit der Erklärung 
des Contrahenten, daß er den Vertrag wegen Nichterfüllung 
für aufgelöſet anſehe, genaue Vorſchriften geben müſſe, welche 
aber beyden Geſetzbüchern mangeln. Dieſer Mangel war viel— 
leicht auch die Urſache, warum ſich der öſterreichiſche Geſetzge— 
ber bewogen ſah, von der originellen Beſtimmung des Ent— 
wurfes wieder abzugehen, und in Conformität mit dem römiſchen 
Rechte und dem preußiſchen Givilcoder wieder die Regel auf— 
zunehmen, daß im Falle einer Vertragsverletzung nur auf 
die genaue Erfüllung des Vertrages und auf den Schadenser— 
ſatz (§§. 1295, 1333 u. 1354), nicht aber auf die Aufhebung 
des Vertrages gedrungen werden könne 5). 

2) Von dieſer in dem gegenwärtigen Geſetzbuche aufge— 
ſtellten Regel gibt es aber mehrere Ausnahmen. Ein Aus— 
nahmsfall tritt ein, wenn die vertragſchließenden Theile aus— 
drücklich ſich ausbedungen haben, daß die Nichterfüllung der 
Contractspuncte von Seite des einen Contrahenten für den an— 
deren das Recht begründen ſoll, den Vertrag für aufgelöſet an— 
zuſehen, oder wenigſtens den Zurücktritt ausdrücklich zu erklä— 
ren. So geſchieht es ſehr häufig, daß ſich Parteyen ausbe— 
dingen, daß, wenn z. B. der Kaufpreis in der beſtimmten Zeit 
nicht bezahlet wird, der Kauf für nicht geſchloſſen zu halten 
ſey, oder daß, wenn mit den Zinfen oder Theilzahlungen des 
Capitals in der beſtimmten Friſt nicht zugehalten wird, ſogleich 
das ganze Darleihen zurückgefordert werden könne. Eben dieſes 


4) Originell ift daher obige Beſtimmung des napoleoniſchen Codex, wie v. Gön— 
ner in ſeinem Archive (a. B. 2. Heft S. 287) behauptet, keineswegs, da 
das galliziſche Geſetzbuch ſchon im Jahre 1797, der Theil des franzoſiſchen 
Codex, worin dieſe Beſtimmung vorkömmt, aber erſt im Jahre 1804 pros 
mulgirt wurde. 

2) Durch die Beſtimmung des franzöſiſchen Codex, daß auf die Aufhebung ge— 
richtlich geklagt werden müſſe, und man dem Beklagten, nach Befinden 
einen Aufſchub verſtatten könne, ſcheint der Vortheil, den man mit Feſt— 
ſtellung des obigen Satzes bezwecken wollte, größtentheils wieder vernichtet 
zu werden, 
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gilt, wie v. Zeiller bemerkt, von dem Falle, wo der Zweck 
des Vertrages oder der Beweggrund zur Bedingung gemacht 
wird (F. 901), wie z. B. wenn ein auf die Meſſe reiſender 
Kaufmann Waaren dahin beſtellt, um ſie dort zu verkaufen, 
und ſelbe erſt nach der Meſſezeit eintreffen. Es iſt auch in die— 
ſen Fällen nicht nöthig, daß der Contrahent auf die Aufhebung 
des Vertrages gerichtlich klage, ſondern er kann, wenn er von 
dem andern Theile um die Erfüllung des Vertrages gerichtlich 
belangt wird, die durch die Nichterfüllung des Contractes ein— 
getretene Auflöſung in der Einrede als Einwendung entge— 
gen ſetzen. 

3) Aber auch ohne einem ausdrücklichen Vorbehalte berech— 
tiget ſchon das Geſetz bey gewiſſen Arten von Verträgen 
und Vertrags-Uebertretungen, oder eintretenden anderen Um— 
ſtänden, den Vertrag für aufgelöſet anzuſehen, oder doch die 
Aufhebung desſelben zu verlangen. Fälle der erſteren Art kom— 
men in den SS. 907, 1048, 1056, 1057, 1117, 1153 und 
1154, und der letzteren Art in den §§. 934, 978, 1118, 
1166, 1210 und 1264 vor. In dieſen, wie in den vorigen 
Fällen iſt man nach Beſchaffenheit der Umſtände nebſt dem 
Rechte des Rücktrittes auch berechtiget, für den durch Verſchul— 
den verurſachten Schaden Erſatz zu fordern (§. 1295). 

4) Es iſt in der Natur der Sache gegründet, daß, wenn 
die Parteyen über den eigentlichen Sinn und Umfang der im 
Contracte übernommenen Verbindlichkeiten uneinig find, der 
Streit durch den Richter entſchieden, und ſodann die Erfüllung 
dieſer Entſcheidung gemäß geleiſtet und angenommen werden 
müſſe. Es entſteht nun aber hier die Frage, ob in dem Falle, 
als für nicht gehörige Erfüllung des Vertrages die Auflöſung 
desſelben entweder von den Parteyen ſelbſt, oder von dem Ge— 
ſetze feſtgeſetzt iſt, der ſich zur Aufhebung berechtigt haltende 
Contrahent, die Entſcheidung über den zweifelhaften Vertrag 
früher abwarten müſſe, oder ohne ſelbe abzuwarten von dem 
Vertrage zurücktreten könne? — Setzen wir z. B. der A habe 
dem B ſein Haus um 10,000 fl. verkauft, und ſich dabey be— 
dungen, daß letzterer auf Rechnung des Kaufſchillings die auf 
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dem Haufe haftende Schuld pr. 3000 fl. zur Bezahlung überneh— 
men, die übrigen 7000 fl. aber im Baren entrichten ſoll. Die 
Hälfte des Kaufſchillings müſſe aber binnen einem Vierteljahre 
um ſo gewiſſer entrichtet werden, als ſonſt, wenn B denſelben 
nicht vollſtändig entrichten ſollte, der Kaufcontract als aufge— 
löſet geachtet werden ſoll. — Bey Ablauf des Vierteljahres will 
nun der B dem A 2000 fl. bezahlen, und erklärt den Vertrag 
dahin, daß die übernommene Schuld pr. 3000 fl. in die Hälfte 
des Kaufſchillings eingerechnet werden müſſe; wogegen der A 
behauptet, es ſey darunter die Hälfte des baren Kaufſchillings 
zu verſtehen, und der B habe ihm daher 3500 fl. zu entrichten. — 
Kann nun der A von dem Kaufvertrage früher zurücktreten, 
und z. B. dieſes Haus einem Dritten verkaufen, bevor noch der 
Richter über den eigentlichen Sinn des Vertrages entſchieden 
hat? — Ich glaube, daß man im Allgemeinen demſelben dieſes Recht 
nicht zuſprechen könne, daß er aber, wenn er wirklich eigen— 
mächtig von dem Vertrage zurücktreten würde, ihn nur dann 
zu einem Schadenserfage verhalten könnte, wenn in der Folge 
entſchieden würde, daß die Behauptung des B die richtige ſey; 
— denn die Beantwortung der Frage, ob A berechtiget fey, 
von dem Vertrage zurückzutreten, iſt lediglich abhängig von der 
Beantwortung der Vorfrage, ob der B von feiner Seite die 
im Vertrage übernommene Verbindlichkeit zur gehörigen Zeit 
geleiſtet habe. Wird nun in der Folge entſchieden, daß er ſei— 
ne Verbindlichkeit zur gehörigen Zeit nicht geleiſtet habe, — ſo iſt 
eben dadurch auch der Beweis hergeſtellt, daß A das Recht ge— 
habt habe, von dem Vertrage zurückzutreten; wird aber die 
Sache dahin entſchieden, daß B feiner Verbindlichkeit allerdings 
nachgekommen ſey, indem die Auslegung des B die richtigere 
ſey, ſo zeigt es ſich eben, daß 4 kein Recht gehabt habe, von 
dem Vertrage zurückzutreten, und er wäre daher dem B zum 
Erſatze verpflichtet. Inzwiſchen wäre es Sache des B die 
den Geſetzen zuläſſigen proviſoriſchen Sicherheitsmittel zu ergrei— 
fen, damit ihm der A ſein Recht nicht vereitele, wenn die Ent— 
ſcheidung zu ſeinen (des B) Gunſten ausfallen ſollte. 
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5. 920. 

Nach gänzlicher Erfüllung des Vertrages können 
die Parteyen auch mit beyderfeitiger Einwilli— 
gung nicht mehr davon abgehen; ſondern ſie 
müſſen einen neuen Vertrag ſchließen, der als 

ein zweytes Geſchäft angeſehen wird. f 

1) Dieſe geſetzliche Anordnung beruht auf dem natürlichen 
Grundſatze, daß dasjenige, was bereits geſchehen iſt, nicht mehr 
ungeſchehen gemacht werden kann. Wurde z. B. ein Geſchenk 
bereits übergeben, oder der Käufer einer unbeweglichen Sache 
in dem öffentlichen Buche an die Gewähr geſchrieben; ſo iſt der 
Eine und der Andere bereits Eigenthümer der Sache geworden; 
es ſteht zwar den vertragmachenden Parteyen frey, mit gegen— 
ſeitigem Einverſtändniſſen den früheren Zuſtand wieder herzu— 
ſtellen, aber dieſes kann nicht anders geſchehen, als daß ein 
neuer Schenkungs- und Kaufvertrag geſchloſſen wird. 

2) Aus den Worten des Geſetzes: daß die Parteyen nach 
gänzlicher Erfüllung des Vertrages nicht mehr davon ab— 
gehen können, ſondern einen neuen Vertrag ſchließen müſſen, 
der als ein zweytes Geſchäft angeſehen wird, könnte man ver— 
ſucht werden, e contrario zu ſchließen, daß vor gänzlicher Er— 
füllung des Vertrages, d. h. bevor beyde Theile ihren Ver— 
pflichtungen in jedem Puncte nachgekommen ſeyen, ein einver— 
ſtändliches Zurücktreten noch Statt finde, und die Abſchließung 
eines neuen Vertrages, als eines zweyten Geſchäftes, nicht 
nothwendig ſey. — Allein es ergibt ſich aus der Natur der 
Sache, daß ein ſolcher Schluß e contrario im Allgemeinen ganz 
unrichtig wäre. Iſt z. B. auch nur von Einem Pasciscenten 
dasjenige vollſtändig geleiſtet worden, was er zu leiſten ſich an— 
heiſchig machte, — z. B. es wurde die Anſchreibung des Käufers 
bereits erwirkt, der bedungene Kaufpreis aber von ihm noch 
nicht bezahlt, folglich der abgeſchloſſene Kaufvertrag in ſeinem 
ganzen Umfange nicht erfüllt, ſo können auch die Parteyen 
durch gegenſeitiges Einverſtändniß die bereits von Seite des 
Käufers geſchehene Erwerbung des Eigenthums der gekauften 
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Sache nicht ungeſchehen machen; fondern will der Verkäufer 
wieder das Eigenthum der gekauften Sache erlangen, ſo muß 
ihm ſelbes wieder rückverkauft werden, wobey ſich die gegenſei— 
tigen Kaufſchillings-Forderungen compenſiren. — Eben dieſes iſt 
der Fall, wenn die Leiſtung mehrere Puncte, die als ſelbſtſtän— 
dige Gegenſtände des Vertrags anzuſehen ſind, enthält, und 
davon einige bereits vollſtändig berichtiget ſind, z. B. es wären 
in einem und dem nähmlichen Kaufs vertrage mehrere Gegen— 
ſtände verkauft, und dem Käufer wären einige davon bereits 
ins Eigenthum übergeben worden; denn auch hier kann der 
Käufer das Eigenthum dieſer einzelnen Stücke nur durch einen 
neuen Act, der als ein beſonderes Geſchäft angeſehen werden 
muß, wieder verlieren. 

3) Will man daher aus dem gegenwärtigen $. durch einen 
Schluß e contrario die Regel aufſtellen, daß die Parteyen vor 
gänzlicher Erfüllung des Vertrages davon wieder abgehen 
können, fo muß man den Begriff „gänzliche Erfüllung” nur 
auf dasjenige beſchränken, was zur Realiſirung der einzelnen 
Vertragspuncte, die als ſelbſtſtändige Gegenſtände des Vertrages 
anzuſehen ſind, zu geſchehen hat, und man muß dann die Re— 
gel in folgende Worte einkleiden: „Iſt noch kein Hauptpunct 
des Vertrages in gänzliche Erfüllung gegangen, ſo können die 


Parteyen noch mit gegenſeitiger Einwilligung davon abgehen.” 


Hätte daher z. B. Jemand ſein Haus verkauft, und dasſelbe 
dem Käufer bereits in ſeine phyſiſche Innehabung übergeben, 
ſo könnten die Parteyen allerdings mit gegenſeitigem Einver— 
ſtändniſſe noch zurücktreten, weil die phyſiſche Uebergabe des 
Hauſes keinen ſelbſtſtändigen Punct des Vertrages ausmacht, 
ſondern aus der Uebertragung des Eigenthums nothwendig 
fließt. — Man kann einen Vertrag, der mehrere ſolche ſelbſt— 
ſtändige Puncte in ſich faſſet, auch als einen aus mehreren ein— 
zelnen Verträgen zuſammengeſetzten Vertrag anſehen, und die 
Erfüllung des ganzen zuſammengeſetzten Vertrages von der Er— 
füllung der darin vorkommenden einzelnen Verträge unter— 


ſcheiden. 
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5. 921. 

Allgemeine Beſtimmungen entgeldlicher Verträge und Geſchäfte. 
Bey einem entgeldlichen Vertrage werden entwe— 

der Sachen mit Sachen, oder Handlungen, 

worunter auch die Unterlaſſungen gehören, mit 

Handlungen; oder endlich Sachen mit Hand— 

lungen, und Handlungen mit Sachen vergol— 

ten (5. 864). 


Nach den Beſtimmungen und Vorſchriften über alle Ver- 


träge insgemein folgen nun ſolche, welche bey allen entgel d— 
lichen Verträgen Statt finden ($$. 921 — 935). Bey ent⸗ 
geldlichen Verträgen bezwecken beyde Theile, Etwas in ihre 
Rechtsſphäce zu bringen ($. 864 Nr. 2). Dasjenige, was der 
eine oder andere Theil in ſeine Rechtsſphäre zu bringen trach— 


tet, kann nun nach dem Wortlaute des gegenwärtigen $. eine 


Sache, oder eine Handlung im weiteren Sinne des Wortes, 
nach welchem auch Unterlaffungen darunter begriffen werden, 
ſeyn. Der Ausdruck „Sache“ erhält daher hier einen beſchränkteren 
Begriff, als das Geſetzbuch im §. 285 damit verband, indem 
dort auch Handlungen oder Unterlaſſungen in den Begriff von 
Sachen aufgenommen wurden ($. 285 Nr. 3). Je nachdem 
nähmlich beyde Theile den Erwerb von körperlichen oder auch 
unkörperlichen Sachen (Rechten), oder beyde Leiſtungen oder 
Unterlaffungen bezielen, oder ein Theil den Erwerb von Sa— 
chen, der andere aber die Leiſtung einer Handlung, oder eine 
Unterlaffung beabſichtet, kann man ſagen, daß Sachen für Sa— 
chen, oder Handlungen gegen Handlungen, oder Sachen für 
Handlungen, mithin andererſeits Handlungen für Sachen ge: 
leiſtet werden können. — Herr Hofrath v. Zeiller macht ſchon 
darauf aufmerkſam, daß der Unterſchied bemerkenswerth ſey, 
weil die Verträge über Handlungen oder Dienſtleiſtungen, de— 
nen ein eigenes Hauptſtück in dieſer Abtheilung gewidmet iſt, 
in manchen Stücken von den Verträgen über Sachen abweichen. 
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5. 922. 


Gewährleiſtung. 


Wenn Jemand eine Sache auf eine entgeldliche 
Art einem Andern überläßt; ſo leiſtet er Ge— 
währ, daß ſie die ausdrücklich bedungenen, oder 
gewöhnlich dabey vorausgeſetzten Eigenſchaften 
habe, und daß ſie der Natur des Geſchäftes, 
oder der getroffenen Verabredung gemäß be— 
nützt und verwendet werden könne. 


1) Aus dem Begriffe eines entgeldlichen Vertrages fließt 
als eine natürliche Beſtimmung die Gewährleiſtung. 
Man verſteht nähmlich unter derſelben die Haftung des Gebers 
einer Sache für gewiſſe Eigenſchaften derſelben, und ihrer 
Tauglichkeit zu einem beſtimmten Zwecke; — denn demjenigen, 
welcher ſich entſchließt, aus feiner Rechtsfphäre etwas wegzugeben, 
um dadurch eine bisher in der Rechtsſphäre eines Andern gelegene 
Sache zu erwerben, kann es nicht gleichgültig ſeyn, welche Eigen— 
ſchaften dieſe Sache habe, und zu welchem Zwecke ſie benützt 
werden könne, indem nur die Eigenſchaften der Sache, die der 
Erwerber bey ihr vorausſetzt, und die Tauglichkeit zu einem be— 
ſtimmten Zwecke in ihm den Entſchluß hervorbringen konnten, 
die beſtimmte werthvolle Sache oder Leiſtung hintan zu geben. 

2) Der Ausdruck „Sache'' ſcheint hier wieder in einem enge— 
ren Sinne genommen worden zu ſeyn, vermög welchem nur 
körperliche Dinge darunter verſtanden werden; denn von der 
Gewährleiſtung bey Uebertragung des Eigenthums unkörperlicher 
Sachen oder Rechte wird insbeſondere in den $$. 1397 — 1399 
gehandelt. 

3) Es entſteht nun die Frage, für welche Eigenſchaften 
der Uebergeber der Sache zu haften habe? — Die Antwort 
darauf iſt: a) Der Uebergeber hat den Mangel ſolcher körper— 


licher Eigenſchaften an der Sache zu vertreten, die gewöhnlich 


bey ſelber vorausgeſetzt werden, oder die im Contracte aus— 
drücklich bedungen worden ſind; b) er hat für das Nichtvorhan— 
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denſeyn ſolcher Eigenſchaften zu haften, welche verhindern, daß 
die Sache der Natur des Geſchäftes oder der getroffenen Ver— 
abredung gemäß benützt und verwendet werden könne; c) 
hätte er auch die Exiſtenz ſolcher juridiſchen Eigenſchaften der 
Sache in der Regel zu vertreten, welche dem Uebernehmer an 
der uneingeſchränkten Benützung des Eigenthums der ihm abge— 
tretenen Sache hinderlich ſind. 

4) Uebrigens tritt, wie v. Zeiller bemerkt, dieſe Vor— 
ſchrift nicht nur bey entgeldlichen Verträgen insgemein, ſondern, 
wie der allgemeine Ausdruck lehrt, auch bey anderen entgeldli— 
chen Rechtsgeſchäften, z. B. bey Theilung eines gemeinſchaftli— 
chen Gutes ($. 841), bey einer Zahlung (F. 1412) u. dgl. 
ein, weil auch bey dieſen der Empfänger ohne den veranlaß— 
ten Irrthum ſich zur Abfertigung in ſolcher Art nicht würde 


verſtanden haben. Ausnahmen von der Regel, daß bey ent— | 


geldlichen Verträgen die Gewährleiſtung Platz greife, kommen 
in mehreren Paragraphen des Geſetzbuches vor, z. B. 1277 
und 1283. 


9. 925. 
ö Fälle der Gewährleiſtung. 

Wer alſo der Sache Eigenſchaften beylegt, die 
ſie nicht hat, und die ausdrücklich oder vermö— 
ge der Natur des Geſchäftes ſtillſchweigend be— 
dungen worden ſind; wer ungewöhnliche Män— 
gel oder Laſten derſelben verſchweigt; wer eine 
nicht mehr vorhandene, oder eine fremde Sache 
als die ſeinige veräußert; wer fälſchlich vorgibt, 
daß die Sache zu einem beſtimmten Gebrauche 
tauglich, oder daß ſie auch von den gewöhnli— 
chen Mängeln und Laſten frey ſey; der hat, 
wenn das Widerſpiel hervorkommt, dafür zu 
haften. 

1) In dem gegenwärtigen F. werden die oben nur im Als 
gemeinen angedeuteten Fälle der Gewährleiſtung ſpeciell aufge: 


— 
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führt. — Der erſte Fall der Gewährleiſtung, welchen das Ge— 
ſetz hier berühret, iſt, wenn der eine Pasciscent der Sache, 
die er an den anderen zu übertragen erkläret, ſolche Eigenſchaften 
beylegt, welche ihr mangeln, und die ausdrücklich oder vermög 
der Natur des Geſchäftes ſtillſchweigend bedungen worden ſind; 
denn in dieſem Falle wird der eine Pasciscent von dem andern 
durch falſche Angaben irre geführt, und der Irrthum betrifft 
eine Sache, worauf die Abſicht vorzüglich gerichtet, und entwe— 
der ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt worden. So wie 
nun in einem ſolchen Falle der irregeführte Theil zur Er— 
füllung des Vertrages nicht angehalten werden könnte, weil für 
ihn keine Verbindlichkeit hieraus entſteht, ſo iſt es auch ganz 
folgerichtig, daß, wenn in dieſem Irrthume befangen, der Ver— 
trag bereits in Erſüllung gegangen wäre, der irreführende 
Theil dafür verantwortlich ſey. Beyſpiele der Art ſind, wenn 
Jemand das Portrait eines Menſchen verkauft, der mit dem— 
ſelben keine Aehnlichkeit hat; wenn Jemand eine Uhr veräußert, 
welche ſehr unrichtig zeigt, oder öfter ganz ſtille ſteht u. m. a. 

2) Ganz ähnlich diefem Falle der Gewährleiſtung iſt der, 
wenn Jemand eine Sache veräußert, welche mit ungewöhnlichen 
Mängeln und Laſten behaftet iſt, und hiervon keine Erwähnung 
macht. — Gewöhnliche Mängel und Laſten iſt kein Contrahent 
ausdrücklich anzugeben ſchuldig, ſondern es iſt die Sache des 
anderen Contrahenten, ſich von dem Daſeyn oder Nichtdaſeyn 
dieſer gewöhnlichen Mängel und Laſten zu überzeugen, oder 
wenigſtens ſeinen Mitcontrahenten ausdrücklich hierüber zu be— 
fragen. Wer in dem Irrwahne, daß eine Sache ſelbſt von 
den gewöhnlichen Mängeln und Laſten frey ſey, befangen, einen 
Contract abſchließt, iſt an ſeinem Irrthume lediglich ſelbſt 
ſchuld, und muß daher auch die Folgen ſeines Irrthumes ſich 
gefallen laſſen ($. 876). 

3) Wer eine nicht mehr vorhandene Sache, z. B. ein ohne 
ſein Wiſſen abgebranntes Haus veräußert, iſt in die phyſiſche 
Unmöglichkeit verſetzt, den Vertrag von ſeiner Seite zu erfül— 
len, und eben ſo iſt derjenige, welcher eine fremde Sache als 
die ſeinige veräußert, bey Entdeckung, daß die Sache eine 
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fremde ſey, rechtlich gehindert, den Vertrag in Erfüllung zu 
bringen. — Im erſten Falle kann der Vertrag ohnehin nie ganz 
in Erfüllung gehen, und wenn alſo der andere Pasciscent von 
ſeiner Seite den Vertrag bereits in Erfüllung gebracht hätte, 
ſo iſt er berechtiget, das Gegebene zurückzufordern. — Im 
zweyten Falle iſt es allerdings möglich, daß der Vertrag von 
beyden Seiten in Erfüllung gebracht worden ſey; kommt es 
nun ſpäter auf, daß die Sache eine fremde ſey, ſd iſt der 
Ueberträger hierfuͤr verantwortlich. Wird daher in der Folge die 
übergebene Sache von einem Dritten evinciret, ſo hat der Ueber- 
träger dem andern Theile den Schaden zu erſetzen, den er da— 
durch leidet. 

4) Oft begnügt ſich der Promiſſär nicht mit den gewöhn— 
lichen Eigenſchaften einer Sache von gewiſſer Gattung, ſondern 
bedingt ſich ausdrücklich, oder vermöge des angedeuteten Zwe— 
ckes (§. 901) ſtillſchweigend beſondere Eigenſchaften, z. B. zwey 
Zugpferde von beſtimmter Größe und Farbe zur Ergänzung ſei— 
nes Poſtzuges, Wein von einem beſtimmten Gebirge und Alter 
u. ſ. w. Es iſt alſo auch hier natürlich, daß der Uebergeber 
der Sache dafür haften müſſe, daß ſelbe dieſe Eigenſchaften 
habe, weil außerdem die Willens-Vereinigung beyder Theile 
mangelt. 

5) Wenn ein Promittent nicht bloß, wie es häufig geſchieht, 
die Güte ſeiner Waare im Allgemeinen anpreiſet, ſondern ihr 
ausdrücklich beſondere Eigenſchaften zu einem beſtimmten Gebrau— 
che beylegt, z. B. daß eine Uhr mit einem Wecker verſehen, ein 
Vogel zum angenehmen Geſang abgerichtet ſey, daß die Farbe 
des Kammertuches beym Waſchen nicht ausgehe u. ſ. w., oder, 
wenn er vorgibt, daß ſie von gewöhnlichen Mängeln oder La— 
ſten (z. B. Steuern, Zehente, Einquartierung) frey ſey; ſo muß 
er dieſe Eigenfchaften, obſchon fie von dem Uebernehmer vorläu— 
fig nicht bedungen worden ſind, vertreten. Dieſe aus Zeillers 
Commentare wiederhohlte Behauptung ſcheint zwar mit dem $. 
872 in Disharmonie zu ſtehen, da nach ſelbem ein Irrthum in 
einem Neben-Umſtande, wenn dieſer nicht als vorzügliche Ab— 
ſicht erklärt worden iſt, immer gültig bleibt, wenn nur beyde 
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Theile in den Hauptgegenſtand gewilliget haben; allein diefe ges 
ſetzliche Vorſchrift äußert ihren Einfluß auf das Inſtitut der Ge— 
währleiſtung nur dann, wenn von den Wirkungen der Gewähr— 
leiſtung die Rede ſeyn wird (§. 932). 

6) Es liegt in der Natur der Sache, daß hier nur von 
ſolchen Mängeln die Rede ſey, mit welchen die Sache nicht erſt nach 
der Uebergabe behaftet worden iſt. — Für Mängel, welche erſt 
nach der Uebergabe durch Zufall entſtanden ſind, hat der Ueber— 
träger nicht zu haften, ja ſelbſt in Anſehung ſolcher Gebrechen, 
welche nach der Uebergabe durch ein ſpäteres Verſchulden des 
Ueberträgers an der Sache ſich ergeben hätten, wären nicht die 
gegenwärtigen Vorſchriften über Gewährleiſtung, ſondern nur 
die über Schaden-Erſatzleiſtung und Genugthuung überhaupt in 
Anwendung zu bringen. — Ich glaube ſogar, daß in den H. 
922 u. 923 eigentlich von ſolchen Mängeln die Rede ſey, wel— 
che ſchon zur Zeit des geſchloſſenen Contractes vorhanden waren; 
denn nur die Freyheit von ſolchen Mängeln kann der Ueberträ— 
ger verſichern, er kann aber nicht in die Zukunft ſehen und ver— 
ſprechen, daß die Sache auch nach der Hand ohne Gebrechen 
bleiben werde. — Wer die erſt nach dem geſchloſſenen Vertrage, 
aber noch vor der Uebergabe entſtandenen Mängel zu verantwor: 
ten habe, wird in den $$. 1047 — 1051 beantwortet. 


5. 924. 


Wenn ein Stück Vieh binnen 24 Stunden nach 
der Uebernahme erkrankt oder umfällt; ſo wird 
vermuthet, daß es ſchon vor der Uebernahme 
krank geweſen ſey. 

1) Der Regel nach liegt demjenigen, welcher behauptet, 
daß eine Sache bereits zur Zeit der Abſchließung des Vertrages, 
oder wenigſtens zur Zeit der geſchehenen Uebergabe mit unge— 
wöhnlichen Mängeln oder Laſten behaftet war, der Beweis ob. 
— Die Geſetzgebung kann aber gute Gründe haben, in einzel— 
nen Fällen von dieſer Regel abzuweichen, und eine entgegen— 
geſetzte aufzuſtellen. — Insbeſondere kommen die älteren und 
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neueren Geſetze verſchiedener Länder darin überein, daß, wenn 
ein Stück Vieh binnen ſehr kurzer Zeit nach der Uebernahme 
erkrankt oder gar umfällt, angenommen werde, dasſelbe ſey ſchon 
vor der Uebernahme krank geweſen. — Das öſterreichiſche Geſetz 
ſetzt dieſen Zeitraum auf 24 Stunden feſt. — Der Grund dieſer 
Abweichung von der oben angeführten Regel bey dem Handel 
mit Thieren iſt offenbar der, weil eine Krankheit gewöhnlich 
nicht erſt in dem Augenblicke entſteht, als ſelbe bemerkbar wird, 
ſondern einige Zeit dazu erforderlich iſt, bis der in dem thieri— 
ſchen Organismus gelegte Keim der Krankheit ſich dergeſtalt ent— 
wickelt, daß dieſelbe wirklich in die Augen fällt. — Aus dieſem 
Grunde muß aber auch gegenwärtige geſetzliche Vorſchrift auf 
Krankheiten im eigentlichen Sinne des Wortes beſchränkt blei— 
ben, und darf auf andere äußere Gebrechen oder Verletzungen 
nicht ausgedehnt werden. 

2) Auch dieſer Zeitraum von 24 Stunden iſt nur Regel. 
Es gibt mehrere Krankheiten der Thiere, wo das eigentliche 
Entſtehen der Krankheit in einen viel früheren Zeitpunct fällt, 
als ſich ſelbe erſt in der Erſcheinung offenbar et. — Für ſolche 
Krankheitsfälle muß dann auch dieſer Vermuthungstermin er— 
weitert werden. — Die Verſchiedenheit der einzelnen Geſetzge— 
bungen bey Feſtſetzung der einzelnen Krankheiten und dieſes Ver— 
muthungstermines hat, wie v. Zeiller bemerkt, die öſterreichiſche 
Hofcommiſſion in Geſetzſachen bewogen, den Gegenſtand neuer— 
dings der Unterſuchung der Sachverſtändigen zu unterziehen, um 
hiernach die Vorſchriften, welche in dem nachfolgenden F. vor— 
kommen, in das Geſetzbuch aufzunehmen. Die ärztlichen Be— 
merkungen, welche ich zur Erläuterung dieſer geſetzlichen Beſtim— 
mungen beyfüge, entlehne ich aus dem Handbuche der geſamm— 
ten gerichtlichen Thierarzeneykunde des würdigen verdienſtvollen 
Profeſſors am k. k. Wiener-Thierarzeney-Inſtitute J. E. Veith. 


F. 925. 
Die nähmliche Vermuthung gilt: 


1) wenn binnen acht Tagen bey den Schweinen 


die Finne, und bey den Schafen die Pocken 
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oder die Räude (Schäbe); oder wenn bey den 

letzteren binnen zwey Monathen die Lungen— 

und Egelwürmer entdeckt werden; 

2) wenn bey dem Rindviehe binnen dreyßig Ta— 
gen nach der Uebernahme die Drüſenkrankheit, 
ſogenannte Stierſucht, gefunden wird; 

3) wenn bey Pferden und Laſtthieren binnen 
fünfzehn Tagen nach der Uebergabe die ver— 
dächtige Drüſe oder der Rotz, wie auch der 
Dampf; oder wenn binnen dreyßig Tagen der 
Dummkoller, der Wurm, die Stätigkeit, der 
ſchwarze Staar, oder die Mondblindheit ent— 
deckt wird. 

1) Die Finnenkrankheit (Finnen, Pfinnen, Hirſeſucht, 
Perlſucht, Ausſatz) iſt ein bey den Schweinen häufig vorkom— 
mendes, mit der Franzoſen-Krankheit des Rindes (Nr. 2) vers 
gleichbares Uebel, beſtehend in einer langwierigen Cachexie mit 
Unthätigkeit des Lymphgefäß-Syſtemes, und häufiger Erzeugung 
von Blaſenwürmern (Finnen) im Zellengewebe und zwiſchen den 
Muskeln. — Das Uebel kann lange beſtehen, ehe es wahrge— 
nommen wird, ja die Erkenntniß desſelben iſt beym Leben des 
Thieres ſehr ſchwierig, und faſt niemahls vollkommen gewiß. 
Das einzige Zeichen der Gegenwart der Finnen am lebenden 
Thiere ſind die deutlich fühlbaren Knötchen unter der Zunge; 
jedoch findet man auch dieſe nicht bey allen lebenden finnigen 
Schweinen, und anderer Seits kann dieſe Erſcheinung auch bey 
Thieren vorkommen, die nicht an der Finnenkrankheit leiden. 
Erſt beym Schlachten der kranken Thiere iſt das Uebel mit 
Verläßlichkeit zu erkennen. — Die Finnenkrankheit macht das 
Fleiſch der Schweine zwar nicht ſchädlich, aber doch ekel— 
haft; und es ift daher auch verbothen, ſolches Fleiſch zu Markte 
zu bringen. Von Heilmitteln iſt, allen bisherigen Erfahrungen 
zu Folge, wenig zu erwarten, da die Würmer bey ihrem Auf— 
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enthalte in den Muskeln der Einwirkung der ihnen widrigen 
oder tödtlichen Mitteln zu ſehr entzogen ſind. 

2) Die Schafpockenſeuche (Blatternſeuche) iſt eine 
den Schafen eigenthümliche, anſteckende, fieberhafte Ausſchlags— 
krankheit, welche dasſelbe Thier nur ein Mahl in ſeinem Leben 
befällt, durch ihren flüchtigen Anſteckungsſtoff ſehr ſchnell ſich 
ausbreitet, und zu einer der nachtheiligſten und verheerendſten 
Seuchen wird, die unter den Hausthieren Statt finden. — 
Der zur Geltendmachung der oben bezeichneten Vermuthung 
feſtgeſetzte Termin von acht Tagen iſt zur Sicherung des Käu— 
fers hinreichend, weil, wenn die Anſteckung mit Pockengift noch 
unter den Händen des Verkäufers Statt gefunden hat, die Erup— 
tion der Blattern längſtens binnen acht Tagen erfolgen müßte, 
alſo vor Ablauf dieſer Zeit leicht erkannt werden kann. 

3) Die Räude (Schäbe, Krätze, Grind, Rinde, Ruffe, 
Schorf) iſt eine langwierige und anſteckende Ausſchlagskrankheit, 
welche bey dem Schafe häufig und unter mancherley Geſtalten 
vorkommt. — Dieſe Räude iſt entweder eine trockene oder 
naſſe. Die trockene oder Stallraude, auch die Hungerraude 
genannt, iſt ein geringerer Grad dieſer Krankheit, als die naſſe, 
auch Regenfäule genannt. — Sie iſt äußerſt anſteckend, und kann 
von einem einzigen Schafe, das mit die ſer Krankheit behaftet 
iſt, einer ganzen Herde mitgetheilet werden. — Von dieſer 
eigentlichen Räude müſſen aber ſorgfältig andere Hautkrankheiten 
unterſchieden werden, welche von weit geringerer Bedeutung, 
leichter heilbar, und niemahls anſteckend ſind; nähmlich die ſoge— 
nannte falſche Krätze, die Schäben oder die Grindigkeit, 
und der Maulgrind. — Die Vermuthungszeit iſt hier nur 
auf acht Tage beſchränkt, weil ein längerer Termin, wie er in 
manchen Provinzen Oeutſchlands (z. B. in Würtemberg und 
Baden auf fünfzehn Tage) beſtimmt iſt, dem redlichen Ver— 
käufer leicht zu Schaden gereichen könnte, da dann die An— 
ſteckung, welche durch Schuld des Käufers entſtand, dem 
früheren Beſitzer zur Laft fallen könnte, ungeachtet er die Herde 
im geſundeſten Zuſtande übergeben hatte. 
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4) Die Egelkrankheit (Egelwürmerſeuche, Egelfeuche, 
Egelſucht, Anbruch, Anbrüchigkeit, Fäule, Leberfäule, Gelb: 
ſucht) iſt eine langwierige cachetiſche Krankheit der Hausthiere, 
die am häufigſten beym Schafe vorkommt, und ihren Sitz vor— 
zugsweiſe in der Leber hat, in deren Gallengängen eine Menge 
von Egelwürmern ſich erzeugen. — Sie iſt ein hartnäckiges 
Uebel, um deſſen Heilung es jetzt noch ſehr mißlich ausſieht; 
ſie wird im Anfange ſchwer erkannt, und nimmt dennoch oft 
ſchnell und unaufhaltſam überhand, wenn einmahl die allgemeine 
Cachexie ſich entwickelt hat; fie macht manchmahl bey trockener 
Witterung einen täuſchenden Stillſtand, und kann dann leicht 
verhehlet werden. — Die Vermuthungszeit iſt daher bey dieſer 
Krankheit auf zwey Monathe ausgedehnt. 

5) Die wurmige Lungenſeuche (verminöſe Lungen— 
ſucht, Haarwürmer, Fadenwürmer, Luftröhrenkrätzen) iſt eine 
langwierige cachetiſche Krankheit des Schafviehes, und zwar vor— 
zugsweiſe der Sauglämmer und Jährlinge, mit häufiger Bil— 
dung von Fadenwürmern in der Luftröhre und ihren Verzwei— 
gungen. — In ſeinen allgemeinſten Erſcheinungen und in ſei— 
nem Verlaufe hat dieſes langwierige Wurmleiden manches mit 
der früher erwähnten Egelkrankheit gemein. — Sie iſt gleich— 
falls am Anfange ſchwer erkennbar, wenn auch der Keim des 
Uebels ſich ſchon längſt in einer großen Anzahl von Lämmern 
entwickelt hat, fie kann leicht verhehlt oder mit anderen Krank: 
heiten verwechſelt werden, die Heilung iſt jederzeit ſehr zweifel— 
haft, und bey einem etwas höheren Grade der Krankheit nie 
gelungen. Daraus erklärt ſich auch die weitere Ausdehnung der 
Vermuthungszeit. 5 

6) Die Stierſucht oder Drüſenkrankheit (Franzoſen— 
Krankheit, Hirſeſucht, Perlſucht, Monathreiterey, Rindshammen, 
Zöpfigkeit, Meerlieſigkeit, geile Seuche, Luſtſeuche, Unreinigkeit) iſt 
eine langwierige, fieberloſe Krankheit des Rindviehes, mit übermä— 
ßigem aber fruchtloſem Begattungstrieb und krankhaft wuchernder 
Bildung von Auswüchſen an dem Bruſt- und Bauchfell, ſo wie 
an einigen Baucheingeweiden, mit dem Ausgange in die Aus— 
zehrung und den Tod. — Dieſe Krankheit iſt äußerſt ſchwer er— 
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kennbar. — Das Fleiſch eines gefchlachteten, mit dieſer Kranke 
heit behafteten Rindes iſt mit Ausnahme des Rippenfelles oder 
anderer Membranen, an welchen ſtellenweiſe einige Auswuchs— 
geſchwülſte ſitzen, eben fo, wie bey einem vollkommen geſunden 
Thiere genußbar. 

7) Wenn in dem gegenwärtigen F. die verdächtige Drüſe 
und der Rotz unter Einem angeführt werden, und die gleiche 
Vermuthungszeit für beyde beſtimmt wird, ſo geſchah dieſes in 
der Vorausſetzung, daß in vielen Fällen eine genaue Sonde— 
rung dieſer beyden Krankheiten nicht leicht möglich iſt; daß ſehr 
häufig ein Uebergang aus der erſteren in die zweyte Form 
Statt findet, ohne daß der Zeitpunct, in welchem dieſer 
unglückliche Uebergang erfolgt, jemahls mit Beſtimmtheit ange⸗ 
geben werden kann. Sehr oft geht die verdächtige Drüſe der 
Rotzkrankheit vorher, indem dieſe aus jener ſich entwickelt, ſtellt 
ſie gewiſſermaßen nur einen höheren Grad und eine weitere Aus— 
bildung des katarrhös-lymphatiſchen Allgemeinleidens in ein 
unheilbares örtliches Leiden der Luftwege und ihrer Umgebungen 
dar. Die verdächtige Drüſe jedoch iſt, als ein, ſelbſt unter den 
ſcheinbar ungünſtigſten Verhältniſſen zuweilen noch Heilung zu— 
laſſendes Uebel iſt, zur größeren Sicherung der Käufer, nur in 
fo fern unter die Zahl der Hauptmängel aufgenommen, weil ihr 
Uebergang in den Rotz, als in ein unheilbares Leiden, ſo leicht 
möglich, ja ſogar wahrſcheinlich iſt. Die Rotzkrankheit 
(der Rotz, Pferderotz, die Rotzigkeit, Rutzigkeit, Hirnrotz, 
Rückenſteinrotz) iſt eine, nur dem Pferdegeſchlechte allein eigen— 
thümliche, langwierige, anſteckende Krankheit, mit vorwaltenden 
örtlichen Leiden der Naſenſchleimhaut und der Hinterkieferdrüſen, 
welche nach längerer oder kürzerer Zeit ein allgemeines unheil— 
bares Leiden und die Entwickelung eines höchſt bösartigen An— 
ſteckungsſtoffes zur Folge hat. — Seiner Entſtehung nach iſt der 
Rotz zweyfach; er erzeugt ſich entweder ſelbſt durch urſprüngliche 
Entwickelung, oder er wird durch Anſteckung von einem kran— 
ken auf ein geſundes Thier übertragen. — Die wichtigſten Er— 
ſcheinungen der Rotzkrankheit, die, wenn ſie in ihrer Geſammt— 
heit durch längere oder kürzere Zeit zugegen find, das Daſeyn 
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jenes anſteckenden Uebels ohne Widerrede erweiſen, find folgen: 
de: a) Der Ausfluß aus der Naſe, welcher entweder aus 
beyden Naſenlöchern zum Vorſcheine kommt, oder öfters nur ein: 
ſeitig iſt, und im letzteren Falle um ſo verdächtiger erſcheint. 
— Im Anfange iſt dieſe Feuchtigkeit dünn und waſſerhell, im 
weiteren Verlaufe der Krankheit wird ſie nach und nach trübe 
und flockig, mit klumpigen oder körnigen Maſſen vermiſcht, 
oder gleichförmig dicklich und eiterähnlich; allmählich wird ſie mehr 
zähe und klebrig, wo ſie dann am Rande der Naſenlöcher als 
ſchmutziger Schorf ſich anlegt. Die Anfangs farbloſe Rotzma— 
terie iſt nun grünlich, ſpäter wird ſie mißfärbig, bräunlich, 
aſchengrau, ſchwärzlich, oder von beygemengtem Blute röthlich. b) 
Die Veränderungen in der Schleimhaut der Naſen— 
höhle. Jene, welche meiſt blaß und welk, im Anfange mit röthlichen 
Streifen durchzogen, oder roth getupft iſt, wird ſpäterhin ſehr 
mißfärbig, bläulich, braun oder bleyfärbig, und verwandelt 
ſich durch Auflockerung der Geſchwürränder in eine unebene 
und rauhe Fläche. c) Die Geſchwüre in der Naſe, wenn 
ſie, dem Auge erkennbar, in dem unteren Theile der Naſen— 
höhle ſitzen. d) Die Anſchwellung und Verhärtung der 
lymphatiſchen Drüſen im Kehlgange, welche ziemlich dicht an 
der inneren Fläche des Hinterkiefers, tief gegen die Zunge zu, 
ſitzen, meiſt einſeitig erſcheinen, kugelförmig bis zur Größe einer 
welſchen Nuß, keinen Eindruck mit den Fingern annehmen, 
deutlich begränzt, hart, zuweilen feſtſitzend, öfters aber unter 
der Haut verſchiebbar, felben ſchmerzhaft, ſondern kalt und un— 
empfindlich ſind, und nie in Eiterung übergehen. — Jedes der 
genannten Symptome, für ſich allein betrachtet, und nicht von 
mehreren anderen Rotzzufällen begleitet, kann alſo keineswegs 
eine Diagnofe der Krankheit begründen, fo wie ſelbſt durch eine 
beſondere Vereinigung von Umſtänden mehrere dieſer Zeichen 
zuſammentreffen können, ohne mit jenem anſteckenden und ge— 
fährlichen Uebel in Verbindung zu ſtehen. Nur die Ueberein— 
ſtimmung aller Symptome in ihrer Geſammtheit, oder doch der 
meiſten und weſentlichſten, wenn ſie im hohen Grade zugegen 
ſind, die genaue Prüfung dieſer Erſcheinungen, ſo wie eine 
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gleichzeitige, möglichft forgfältige Unterſuchung und Beachtung 
gegenwärtiger ſowohl, als vorausgegangener Umſtände und ur: 
ſächlicher Verhältniſſe können zu einer richtigen Erkenntniß füh— 
ren. — Bey dem Pferdehandel geſchieht es öfters, daß der Rotz 
mit der Drüſe, dem Strengel oder den Geſchwüren 
der Naſen haut verwechſelt wird; nur eine genaue Beachtung 
und Prüfung der oben angedeuteten Erſcheinungen kann dieſe 
Verwechſelung verhindern. — Die Vermuthungszeit für dieſe 
Krankheit iſt auf fünfzehn Tage beſtimmt; ein Zeitraum, wel— 
cher zur Entdeckung der Krankheit, alſo zur Sicherung des Käu— 
fers gegen zufällige oder abſichtliche Täuſchung vollkommen hin— 
reichend, und keineswegs zu kurz, — ungeachtet in vielen an— 
deren Ländern dieſer Termin auf dreyßig Tage und auch dar— 
über feſtgeſetzt iſt, welcher letzterer Termin offenbar zu lang iſt, 
indem der durch Anſteckung entwickelte Rotz binnen 10 — 12 
Tagen ſchon ziemlich deutlich erkennbar wird. 

8) Der Dampf (das Keuchen, Athemkeuchen, die Engbrü— 
ſtigkeit, Herzſchlechtigkeit, Herzſchlägigkeit, Bauchbläſſigkeit, Däm— 
pfigkeit, Verſteckung, Haarſchlechtig, Dampf, Schlagebäuchen) iſt 
eine langwierige, bald heilbare, bald unheilbare, meiſt fie— 
berloſe Athmungsbeſchwerde, welche von den mannig— 
faltigſten Krankheitszuſtänden der Luftwege und Athmungswerk— 
zeuge abhängig ſeyn kann, ſchon im ruhigen Zuſtande des Thie— 
res bemerklich iſt, bey der Bewegung aber in einem verſchiede— 
nen Grade von Heftigkeit zunimmt, und nicht ſelten bis zur 
Erſtickungsgefahr ſteigt. — Es gibt folgende einzelne Arten des 
Dampfes: a) der Lungenkrampf, b) die Verwachſung 
der Lunge mit dem Rippenfell, c) die Bruſt waſſerſucht, 
d) die Verhärtung und das Fleiſchigwerden der Lunge und 
die Bildung von Lungenknoten, e) die wahre Lungen— 
ſchwindſucht oder Vereiterung der Lunge, 1) die Mißbil— 
dung oder fonftige kranke Beſchaffenheit des Luftröhrenkopfes. — 
Außer dieſen beſonders benannten Krankheiten, welche alle unter 
die Gattung Dampfkrankheit gehören, gibt es aber auch andere 
urſächliche Momente des Dampfes, die bald in den Luftwegen, 
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bald in deren Umgebungen ſich finden können. — Indeſſen kön— 
nen die weſentlichen Merkmahle des Dampfes: beſchleunigtes, 
erſchwertes Athmen mit angeſtrengter Flaͤnkenbewegung, mit 
ſchnaufendem Geräuſche, mit Huſten u. ſ. w., auch ſehr oft durch 
Krankheitszuſtände verurſachet werden, welche ſchnell vorüber— 
gehend find, und deßhalb, fo wie wegen ihrer leichten Heilbar— 
keit, vom wirklichen Dampfe ſich noch weit entfernen. — Selbſt 
bey fonft geſundem körperlichen Zuſtande können einzelne Erſchei— 
nungen des Dampfes vorkommen, die zu einem irrigen Urtheile 
verleiten können. Es iſt daher bey Unterſuchung, ob der Dampf 
wirklich vorhanden ſey, mit der größten Vorſicht zu Werke zu 
gehen. — Der von dem Geſetze hier feſtgeſtellte Vermuthungs— 
termin iſt hinreichend, um für beyde Parteyen Sicherheit zu 
verſchaffen. Die Zeitfriſt von 30 Tagen, welche in einigen an— 
dern Ländern feſtgeſetzt iſt, iſt offenbar zu lang, und gefährdet 
dadurch allzuſehr die Rechte des Verkäufers, von welchem eine 
ſo lange Bürgſchaftsleiſtung billiger Weiſe nicht gefordert wer— 
den kann; denn es können Bruſtentzündungen, die beym Pfer— 
de einen äußerſt ſchnellen Verlauf nehmen, bey der Fortdauer 
ſchädlicher Einflüſſe und verſäumter oder zweckwidriger Behand— 
lung, binnen wenigen Tagen den augenblicklichen Uebergang 
in eine jener langwierigen Folgekrankheiten nehmen, welche alle— 
zeit die Zufälle des Dampfes mit ſich verbinden. Sonach kann 
auch ein, zur Zeit des geſchloſſenen Handels vollkommen ge— 
ſundes Pferd, welches im Zuge oder im Laufe übermäßig ange— 
ſtrengt, oder den ſchädlichſten Witterungseinflüſſen bloß geſtellt 
wurde, nach wenigen Tagen in ein Entzündungsfieber verfallen, 
und ſo durch die Schuld des Käufers dämpfig geworden ſeyn. 
9) Der Koller iſt eine langwierige Krankheit des Pfer— 
des, mit Störungen in den Verrichtungen des Gehirns und 
der Nerven, welche bald durch eine Stumpfheit der Empfin— 
dung, durch Trägheit der Muskel- und Gefäßbewegung, bald 
wieder durch Täuſchungen der Sinne und des Gemeingefühls 
und vermindertes oder aufgehobenes Bewußtſeyn ſich äußert, 
welche Zufälle entweder anhaltend zugegen ſind, oder nur perio— 
diſch eintreten. — Der Koller findet ſich in einem ſehr verſchie— 
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denen Grade von Heftigkeit und Ausbildung. Bald find feine 
Zufälle ſo unbedeutend, daß es ſchwer hält, auch bey großer 
Aufmerkſamkeit und langwieriger Beobachtung vollkommene Ge— 
wißheit über die Gegenwart der Krankheit zu erlangen; bald 
iſt er wieder in einem ſolchen Grade zugegen, daß man das Thier 
nur zu erblicken braucht, um es mit der ſicherſten Ueberzeugung 
für kolleriſch zu erklären. Nicht ſelten iſt der Koller periodiſch, 
und erſcheint, durch bekannte oder unbekannte Einflüſſe begün— 
ſtigt, zu unbeſtimmten Zeiten mit größerer oder geringere Hef— 
tigkeit, verſchwindet dann wieder, dergeſtalt, daß man an dem 
Pferde kaum eine Spur von Sinnesabweſenheit bemerken kann, 
und findet ſich dann oft plötzlich und ganz unvermuthet wieder 
ein. — Die Formen des Kollers ſind nach den Urſachen und 
Erſcheinungen verſchieden, und werden eingetheilt in den ſtil— 
len, dummen und raſenden Koller. — Der Dumm: 
koller oder Schieber, von welchem eigentlich im gegenwärti— 
gen §. die Rede iſt, iſt nur ein höherer Grad des Schafkol— 
lers, und hat die Zeichen des aufgehobenen Gemeingefühles und 
thieriſchen Bewußtſeyns mit dem ſtillen Koller gemein; noch 
kommen die Erſcheinungen der geſunkenen Reproduction, und 
des daher entſtehenden faulichten Znſtandes hinzu. — Der Still: 
koller oder der Dummkoller geht nach längerer Dauer manch— 
mahl in einen mit Wuth und Raſerey verbundenen Zuſtand über, 
welcher raſender Koller, Springkoller, Tollkoller genannt 
wird; zuweilen aber beginnt der Koller überhaupt mit ſolchen 
Anfällen von Raſerey, ohne daß früher etwas vom ſtillen Koller 
bemerkt worden wäre. Beym raſenden Koller ſcheinen Bewußt— 


ſeyn und Gemeingefühl ganz aufgehoben zu ſeyn. — Die ein- 


zelnen Paroxismen des raſenden Kollers halten durchaus keine 
Periode, und kehren nicht zu beſtimmten Zeiten zurück. Zuwei— 
len kommt der Anfall ohne alle bekannte äußere Veranlaſſung 
zum Ausbtuch; oftmahls wird er dadurch erregt, wenn ein am 
ſtillen Koller leidendes Pferd durch längere Zeit der Einwirkung 
der heißen Sonnenſtrahlen ausgeſetzt war, wenn es in einem 
luftdicht verſchloſſenen, widrigen und dünſtigen Stalle gehalteu, 
oder wenn es durch eine heftige Bewegung und Anſtrengung 
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in Reiten oder Fahren allzuſehr erhitzt wurde. — Es gibt übri— 
gens verſchiedene Krankheiten des Pferdes, welche in einzelnen 
Erſcheinungen mit denen des Kollers übereinkommen, und daher mit 
ſelbem leicht verwechſelt werden können, wenn bey der Unterſuchung 
nicht mit der größten Aufmerkſamkeit und Sorgfalt vorgegan— 
gen wird. Solche Krankheiten find die eigentliche Gehirn: 
entzündung, die Stumpfheit und Betäubung in 
entzündlichen, fauligen und nervöſen Fiebern, 
der ſogenannte Magenkoller, der Schwindel und die 
Fallſucht. Der Vermuthungstermin iſt bey dieſer Krankheit 
auf dreyßig Tage feſtgeſetzt. — Wenn man bedenkt, daß der Koller 
durch das zufällige Zuſammentreffen mehrerer plötzlich oder all: 
mählig einwirkenden urſächlichen Schädlichkeiten in einer viel 
kürzeren Zeit entſtehen und ſich ausbilden könne, ſo ſollte man 
glauben, daß dieſer Termin zu lange hinausgedehnt ſey, und der 
redliche Verkäufer durch einen unzufriedenen oder betrügeriſchen 
Käufer in feinen Rechten leicht beeinträchtiget werden könnte 
Es läßt ſich auch nicht in Abrede ſtellen, daß dieſes in man— 
chen Fällen geſchehen könne; allein wenn man dagegen erwägt, 
daß jene Fälle noch viel häufiger find, wo der Koller als ver: 
borgene Krankheit, oder zu einem hohen Grade ausgebildete An— 
lage im Pferde unerkannt zugegen iſt, daß er manchmahl längere 
Zeit ausſetzt, und nur periodiſch wiederkehrt, daß ferner das 
mit einem leichteren Grade des Uebels behaftete Pferd unter 
günſtigen Umſtänden, z. B. bey kühlem Wetter, Aufenthalt im 
Freyen u. ſ. w., einen täuſchenden Anſchein einer vollkommenen 
Geſundheit annehmen kann; ſo muß man ſich überzeugen, daß eine 
kürzere Vermuthungszeit den Käufer weit öfter, und in eine 
unverhältnißmäßig größere Gefahr ſetzen muß, als jene iſt, 
welche bey der längeren Vermuthungszeit den Verkäufer tref— 
fen kann. 

10) Der Wurm (Hautwurm, fliegender, reitender, auf— 
werfender Wurm, Springwurm, Hundswurm, Pferdeblattern, 
Wurmbeulen, Schnurwurm, Hühnerarſch) iſt eine dem Pferde: 
geſchlechte eigene, langwierige und anſteckende Krankheit, die 
vorzugsweiſe das Lymph-Syſtem ergreift, und durch zerſtreute 
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oder ſchnurförmig an einander gereihte Beulen oder Knoten und 
Geſchwüre der Haut ſich zu erkennen gibt. — Der Wurm iſt, 
ſeiner Entſtehung nach, entweder ein ſelbſt entwickelter, der 
unter dem Zuſammenfluſſe beſtimmter Schädlichkeiten ſich allmäh— 
lig ausbildet, oder er iſt ein durch Unfte fung von einem wurm— 
oder rotzkranken Pferde übertragener. Er iſt dem Grade nach 
entweder gut- oder bösartig. Im gegenwärtigen F. iſt ſicherlich 
nur vom letzteren die Rede, da der erſtere ein gefahrlofes, rein 
örtliches und leicht heilbares lymphatiſches Leiden ift. Da viel— 
fältigen Erfahrungen und ſelbſt eigens angeſtellten Verſuchen zu 
Folge, der durch Anſteckung mitgetheilte Wurm binnen zwölf — 
vierzehn Tagen ſich deutlich genug entwickelt; ſo ſcheint der geſetzliche 
Vermuthungstermin von dreyßig Tagen zu ausgedehnt zu ſeyn. Al— 
lein es iſt dagegen in Betrachtung zu ziehen, daß der Wurm 
ſchwerer erkennbar ſey, als der Rotz, da die Beulen oftmahls von 
einer Seite verſchwinden, und erſt ſpäter an einer anderen wieder 
zum Vorſcheine kommen, und das Uebel vor feiner fichtbaren 
Ausbildung oft durch längere Zeit verborgen oder unerkannt im 
Körper herumſchleicht. N 
11) Die Stätigkeit (Stützigkeit) bezeichnet bald eine 
Untugend, bald eine wirkliche Nervenkrankheit der Pferde, wel— 
che meiſtens periodiſch ſich einfindet, durch eine ungewöhnliche 
und hartnäckige Widerſetzlichkeit gegen den Willen des Führers 
ſich äußert, und in einem verſchiedenen Grade von Heftigkeit 
und Dauer beobachtet wird. Sie iſt bald ein vorübergehendes 
momentanes, und in unbeſtimmten Zeiten zurückkehrendes, 
bald ein anhaltendes Uebel; fie iſt entweder abfolut oder 
relativ; erſteres iſt ſie, wenn ſie unter allen Umſtänden und 
bey jeder Dienſtleiſtung, zu welcher das Pferd verwendet wird, 
ſo wie unter der Leitung was immer für eines Führers ohne 
Unterſchied ſich äußert; letzteres, wenn fie bedingungsweiſe, nur, 
unter beſonderen Verhältniſſen Statt findet, wenn das Pferd 
nur gewiſſen Bewegungen und Dienſtleiſtungen widerſtrebt, ge— 
rade unter der Hand des einen Reiters eine boshafte Widerſetz— 
lichkeit äußert, während es zu einem anderen Gebrauche und un— 
ter einer anderen Leitung mit Leichtigkeit und gutem Erfolge ver 
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wendet werden kann. Die Stätigkeit iſt auch oft bloß eine 
ſcheinbare, nähmlich dann, wenn die ihr ähnlichen Erſchei— 
nungen von materiellen äußeren Urſachen bedingt ſind, welche 
leicht entfernt werden können, z. B. von ſchlechter Zaumung, 
von einem ſcharfen, geſplitterten Mundſtück, von drückendem, 
ſtechenden Geſchirre, nach deren Beſeitigung die anſcheinend 
boshafte Widerſetzlichkeit aufhört, und das Thier dem Rufe wil— 
lig Folge leiſtet. Wird das Thier durch einige Zeit zu einer un— 
gewohnten Dienſtleiſtung mit Zwang angehalten, z. B. als Reit— 
pferd, wenn es früher bloß zum Ziehen benützt wurde, fo erhäit 
fein Benehmen gleichfalls oftmahls den Anſchein der Stätigkeit; 
ſo auch, wenn auf ſeine Sinne durch andere, fremdartige, un— 
gewohnte Eindrücke gewirkt wird, z. B. auf den Gehörſinn durch 
ein ungewöhnliches Getöſe; auf den Geſichtsſinn durch einen 
plötzlichen Uebergang aus einem ſehr dunkeln Ort ins hellſte 
Sonnenlicht u. ſ. w. Zu ähnlicher Widerſetzlichkeit, wie bey 
der Stätigkeit, kann das Pferd aufgeregt werden, wenn es an 
einen Ort oder in deſſen Nähe gebracht wird, vor welchem es, 
wegen früherhin da erlittenen Mißhandlungen, einen ganz be— 
ſonderen Abſcheu hat; ſo ſind auf entgegengeſetzte Art Hengſte, 
welche eine roſſende Stute in der Nähe ſpüren, von dieſer 
Stelle nicht wegzubringen. — Bey der Unterſuchung muß daher 
mit aller Vorſicht zu Werke gegangen werden. Aehnliche Uebel, 
mit denen die Stätigkeit verwechſelt werden kann, find: a) der 
Koller, b) der Schwindel und die Fallſucht. Die Verwechſelung 
der Stätigkeit mit dieſen Krankheiten ſetzt jedoch eine bloß ober— 
flächliche Beurtheilung der äußeren Erſcheinungen voraus, und 
kann daher auch leicht vermieden werden. — c) Am meiſten 
Aehnlichkeit mit der Stätigkeit hat die Scheue, ein Uebel, 
welches zwar den Gebrauch des damit behafteten Thieres nicht 
wenig beeinträchtiget, doch keineswegs mit jener Gefahr für den 
Eigenthümer verbunden iſt. Auch bey der Scheue ſträubt ſich 
das Thier gegen das Weitergehen, allein nicht aus boshafter 
Widerſetzlichkeit, ſondern aus Furcht, die aus dem Betragen des 
Thieres ſich leicht erkennen läßt. — Junge Pferde, welche noch 
niemahls beſchlagen, gezäumt und geritten worden ſind, niemahls 
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zum Zuge verwendet wurden, und die bey dieſen Gelegenheiten 
ſich höchſt widerſpenſtig zeigen, können für wahrhaft ſtätig nicht 
gehalten werden; weil die Stätigkeit im Sinne des gegenwärti— 
gen . eine Krankheit der Pferde iſt, dieſe Art Stätigkeit 
aber, wenn man fie fo nennen will, bloß Mangel an Dreffur 
iſt. — Die Vermuthungszeit iſt gleichfalls hier auf dreyßig Tage 
feſtgeſetzt. Man hat dagegen erinnert, daß ſie zu lang ſey, weil 
während derſelben die Stätigkeit unter dem neuen Beſitzer ſich erſt 
bilden oder von einem betrügeriſchen Käufer künſtlich hervorge— 
bracht werden könne. Dieſe Beſorgniß iſt zwar nicht ungegründet, 
jedoch iſt auf der andern Seite nicht zu verkennen, daß eine 
kurze Vermuthungszeit wieder dem Käufer nachtheilig werden 
und ihn der Wohlthat berauben kann, welche das Geſetz der 
Gewährleiſtung zu ſeinem Gunſten beabſichtigte, da er ein Pferd, 
das nur periodiſche, aber um ſo gefährlichere Anfälle von Stä— 
tigkeit hat, mehrere Wochen beſitzen kann, ohne dieſen Fehler, 
dem das Thier doch in ſo hohem Grade unterliegt, und der 
deſſen Werth ſo ſehr herabſetzt, jemahls wahrgenommen zu haben. 

12) Der ſchwarze Staar (die Blindheit, Scheinblind— 
heit) bezeichnet einen krankhaften Zuſtand des Sehnervens und 
der Markhaut, oder auch des Gehirnes, welcher durch eine Unem— 
pfindlichkeit gegen den Eindruck des Lichtes und völlige Blind— 
heit ſich äußert, wobey alle übrigen Gebilde des Auges ihre na— 
türliche Beſchaffenheit haben können. — Das Erkenntniß des 
ſchwarzen Staares iſt nicht jedes Mahl leicht, und Täuſchungen 
ſind ſehr häufig. Die Heilung desſelben, ſelbſt wenn er in einem 
ſehr geringen Grade zugegen iſt, bleibt immer ſehr zweifelhaft. — 
Die Vermuthungszeit iſt auf dreyßig Tage feſtgeſetzt, ein Zeit— 
raum, welcher lange genug iſt, um das Verhalten des Thieres 
unter verſchiedenen Umſtänden zu beobachten, und jene verbor— 
gene Krankheit zu erkennen, in welcher Geſtalt und in welchem 
Grade fie immer zugegen ſeyn mag. Einige Schriftfteller über 
gerichtliche Thierarzeneykunde halten zwar eine viel kürzere Zeit 
für hinreichend, und Tſchnulein will ſie auf nicht mehr als 
vier Tage feſtgeſetzt haben, um den Verkäufer nicht zu gefähr— 
den und ihn gegen den möglichen Betrug der künſtlichen Her— 
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vorbringung des ſchwarzen Staares ſicher zu ſtelleu; allein bey 
einer ſo kurzen Vermuthungszeit tritt die entgegenſetzte Beſorg— 
niß in noch viel höherem Grade ein, daß nähmlich der unbefan— 
gene Käufer, der das wirklich gegenwärtige Uebel in einer ſo 
kurzen Zeit auszumitteln nicht im Stande wäre, von betrügeri— 
ſchen Händlern leicht übervortheilt werden könnte, ohne durch 
das, in dieſer Abſicht gegebene Geſetz hinreichend geſchützt zu 
werden, welches ſeinen Gegner allzuſehr begünſtiget. Vorzüg— 
lich aber könnte dieß bey dem periodiſchen und dem beginnenden 
Staare der Fall ſeyn, wo das Uebel theils ſchwer erkennbar, 
zuweilen ausſetzend, theils nur durch gewiſſe Veranlaſſungen, 
heftige Bewegung und Anſtrengung, große Hitze, ſenkrecht auf 
den Kopf einwirkender Sonnenſtrahlen u. ſ. w. erſt zu dem Grade 
geſteigert wird, daß es ohne beſondere thierärztliche Kenntniſſe 
bey einer gewöhnlichen Aufmerkſamkeit ſchon erkannt werden kann. 

13) Die Mondblindheit (Monathblindheit, der Mond— 
fluß, die periodiſche Augenentzündung, Mondblindſucht) iſt eine 
öfters wiederkehrende Augenentzündung der Pferde, die ſich an 
keine Zeit bindet, ſondern in unbeſtimmten periodiſchen Anfällen 
ſich äußert, und welcher daher der Nahme ungerecht beyge— 
legt wurde, weil man ehemahls der irrigen Meinung war, daß 
ihre Erſcheinung von dem Wechſel des Mondes bedingt ſey. Sie 
entſteht gewöhnlich ſehr ſchnell; oft bildet ſie ſich während einer 
einzigen Nacht aus, wenn auch früher gar nichts davon wahr— 
genommen werden konnte. — Iſt ſie im höheren Grade zugegen, 
oder find bereits ſchon mehrfache Anfälle vorübergegangen, fo iſt 
ſie leicht zu erkennen; ſchwierig wird dagegen ihre Erkenntniß, 
wenn ſie erſt im Beginnen oder in einem leichten Grade iſt. 
Sie entwickelt ſich entweder in Folge eines conſtitutionellen und 
erblichen Fehlers durch die Anlage des Thieres zu dieſem Uebel, 
oder aus einem allgemeinen Leiden des Körpers, oder endlich 
durch die Einwirkung äußerer Schädlichkeiten. Der hier vom 
Geſetze feſtgeſetzte Vermuthungstermin von dreyßig Tagen iſt 
hinreichend zur Erkenntniß und Ausmittelung der Krankheit. Ein 
längerer Termin, wie er in manchen anderen Ländern geſetzlich be— 
ſtimmt iſt, und wie mehrere thierärztliche Schriftſteller ſolchen überall 
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eingeführt haben wollen, würde den Käufer allzuſehr begünſti— 
gen und den redlichen Verkäufer gefährden. Bey der von dem 
öſterreichiſchen Geſetze in Vergleich mit anderen Ländern und den 
obenerwähnten Meinungen der Schriftfteller feſtgeſetzten kürzeren 
Vermuthungszeit iſt zwar die Möglichkeit eines Betruges von 
Seite des Käufers und der daraus für den redlichen Verkäufer 
hervorgehenden Gefahr nicht ganz aufgehoben, ſie wird jedoch 
dadurch unſtreitig vermindert. Dagegen wird der Fall nur ſel— 
ten eintreten, daß die zurückgebliebenen Spuren der periodiſchen 
Augenentzündung, wenn dieſe wirklich vorhergegangen iſt, oder 
ein wiederhohlter Anfall dieſes Uebels ſelbſt binnen der geſetzli— 
chen Vermuthungszeit von dreyßig Tagen nicht zur Erkenntniß 
des übervortheilten Käufers kommen ſollte. 

14) Dadurch, daß das öſterreichiſche Geſetzbuch dieſe Krank— 
heiten beſonders heraushebt, und für felbe eine befondere, von 
der Regel des vorigen F. abweichende Vermuthungszeit feſtſetzt, 
hat es keineswegs andere Krankheiten der Thiere von der Haf— 
tung des Uebergebers ausgeſchloſſen; ſondern es tritt dieſe Haf— 
tung auch bey allen anderen nicht ausdrücklich bezeichneten Krank- 
heiten ein, in ſo fern ſie als ungewöhnliche Mängel der 
Thiere angeſehen werden (F. 923), worüber nach Umſtänden 
die Sachverſtändigen Auskunft geben müſſen. Bey dieſen koͤmmt 
übrigens die Vorſchrift des $. 924 in Anwendung. Die Haf— 
tung des Uebergebers tritt auch bey unbedeutenden Fehlern, die 
zu den ungewöhnlichen nicht gerechnet werden können, jedoch 
nur dann ein, wenn von demfelben ausdrücklich zugeſichert wur: 
de, daß das Thier von jedem Fehler überhaupt, oder insbeſon— 
dere von dem Fehler der Frage ganz frey ſey. 


5. 926. 


Von dieſer rechtlichen Vermuthung (5. 924 u. 925) 
kann aber der Uebernehmer eines ſolchen Stü— 
ckes Vieh nur dann Gebrauch machen, wenn er 
dem Uebergeber oder Gewährsmanne ſogleich 
von dem bemerkten Fehler Nachricht gibt, oder 
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in deſſen Abweſenheit dem Ortsgerichte oder 
Sachverſtändigen die Anzeige macht, und den 
Augenſchein vornehmen läßt. 
1) Außerdem, daß die Krankheit binnen der beſtimmten 
Zeit ſich entdecken muß, fordert das Geſetz auch zur Begründung 
der in den vorhergehenden beyden $$. erwähnten rechtlichen Ver: 
muthung, daß der Uebernehmer ſeinem Gewährsmanne ſogleich 
von dem bemerkten Fehler Nachricht gebe. Es frägt ſich nun 
aber hier, was das Geſetz unter dem Ausdrucke „ſogleich“ ver: 
ſtehe? — Ich glaube nun dieſe Geſetzesſtelle mit Bezug auf die— 
ſen Ausdruck dahin deuten zu dürfen, daß der Uebernehmer, ſo 
bald er von der Krankheit des Thieres Kenntniß erhält, ohne 
unnöthigen Aufſchub ($. 904) feinen Gewährsmann hiervon in 
der Art in Kenntniß ſetzen müſſe, daß ſich noch vor Ablauf des 
geſetzlich feſtgeſetzten Termins von dem wirklichen Beſtehen der 
Krankheit überzeugt werden könne. Erkrankt daher das Thier 
erſt zu Ende der beſtimmten Zeit, ſo wird es genügen, wenn 
der Uebernehmer den Uebergeber ſogleich von dem Umfalle be— 
nachrichtiget, und ſich inzwiſchen durch Beyziehung der Sachver— 
ſtändigen, oder wenn dieſe in ſo kurzer Friſt nicht aufzutreiben 
wären, wenigſtens durch Zeugen, die im Stande ſind, die äußer— 
lichen Erſcheinungen der Krankheit zu beachten, den Beweis zu 
ſichern ſuchet, daß das Thier noch vor Ablauf des beſtimmten 
Termins krank geworden ſey. Hat er dieſes gethan, ſo hat 
er die Vermuthung aufrecht erhalten, wenn es auch nicht mehr 
möglich ſeyn ſollte, die ordentliche Unterſuchung des bemerkten 
Gebrechens vor Auslauf des geſetzlichen Termins vorzunehmen; 
— denn dadurch iſt bewieſen, daß das Vieh vor Ablauf der 
beſtimmten Friſt krank geworden ſey, und die auch ſpäterhin 
herbeygehohlten Sachverſtändigen werden beſtimmen, worin die 
Krankheit beſtehe. Hat der Uebernehmer, der eine geraume Zeit 
vor Ablauf des Termines den Fehler ſchon bemerkte, die An— 
zeige aber unnöthiger Weile fo lange verſparet, daß vor Aus— 
lauf der Friſt ſich der Uebergeber die Ueberzeugung nicht verſchaf⸗ 
fen kann, fo kömmt ihm dieſe Vermuthung nicht mehr zu Guten. 
Nippel's Commentar vi. Th. 12 
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2) Iſt der Uebergeber an dem Orte, wo das Vieh e er⸗ 
kranket, nicht anweſend, ſo iſt der Uebernehmer gehalten, die 
Anzeige des Erkrankungsfalles dem Ortsgerichte, oder in ſo 
fern auch dieſes ſeinen Sitz nicht an dieſem Orte, ſondern in 
einiger Entfernung hätte, Sachverſtändigen zu machen, und 
den Augenſchein vornehmen zu laſſen. Die Anzeige an den 
Uebergeber hat offenbar zum Zwecke, damit derſelbe dem Au— 
ſcheine beywohnen, und ſeine Erinnerungen machen könne. — 
Die Vornahme einer Beaugenſcheinigung ſcheint daher für jeden 
Fall vor ſich gehen zu müſſen; denn nur dadurch kann der 
Uebernehmer den legalen Beweis herſtellen, daß das Thier von 
dieſer oder jener Krankheit befallen wurde. — Iſt dasſelbe in 
Folge des krankhaften Zuſtandes, der von dem Gewährsmangel 
herrührt, zu Grunde gegangen, ſo wird dieſes durch geſetzmäßige Un— 
terſuchung des Cadavers wo möglich auszumitteln ſeyn. — Das 
Ortsgericht wird bey Abweſenheit des Uebergebers wohl thun, 
wenn es für ihn einen Curator aufſtellet, der bey der Beaugen— 
ſcheinigung deſſen Intereſſe bewahren ſoll, und dieſer wird ſehr 


zweckmäßig die Sachverſtändigen, wenn ſie bey der Beurtheilung 


zu oberflächlich zu Werke gingen, auf jene Pungte aufmerkſam 
machen, die dabey in Erwägung gezogen werden "mäffen. 

3) Der Ausdruck „Sachverſtändigen“ im gegenwärtigen 
$. läßt es etwas zweifelhaft, ob derſelbe in der vielfachen Zahl 
zu nehmen ſey, oder ob es auch hinreiche, wenn nur Einem 
Sachverſtändigen die Anzeige gemacht wird? — die Beant— 
wortung dieſer Frage wird um ſo zweifelhafter, wenn man die 
dießfällige Vorſchrift des preußiſchen Geſetzbuches, das in dieſer 
Hinſicht ganz gleiche Grundſätze, wie das Oeſterrreichiſche auf— 
ſtellt, und das ſich bey Verfaſſung des öſterreichiſchen Geſetzbu— 
ches gewiß vor Augen gehalten worden iſt, dann die des galliziſchen 
Geſetzbuches, als Entwurf des gegenwärtigen mit dem gegen— 


wärtigen $. vergleicht, welche beyde Geſetzbücher ausdrücklich 


nur von einem Sachverftändigen ſprechen. — Hätten die Ver: 
faffer des gegenwärtigen Geſetzbuches einen einzigen Sachver— 
ſtändigen für genügend gwalten, fo ſcheint es, daß fie von 
dem früher gebrauchten Ausdrucke nicht abgewichen wären; da— 
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gegen muß es aber auch auffallen, daß, wenn ſie einen einzi— 
gen Sachverſtändigen nicht mehr genügend angeſehen haben, 
ſie ſich nicht deutlicher hierüber ausgedrückt, und z. B. den §. 
ausdrücklich nicht dahin ſtyliſiret haben, daß wenigſtens zweyen 
Sachverſtändigen die Anzeige gemacht werden müſſe. — Ich 
glaube, daß man es wünſchenswerth gefunden habe, wenn die 
Krankheit von mehreren als bloß einen Sachverſtändigen unter— 
ſucht wird, daß man daher die Parteyen antreiben wollte, meh— 
rere Sachverſtändige zu zuziehen, daß man aber die Zuziehung 
mehrerer Sachverſtändigen nicht zur Weſenheit erheben woll— 
te. Es wird daher beſonders in Orten, wo ſich keine, oder 
nicht ſo viele Sachverſtändigen befinden, die Anzeige an einen 
einzigen genügen. 


J. 927. 

Vernachläſſiget der Uebernehmer dieſe Vorſicht, 
ſo liegt ihm der Beweis ob, daß das Vieh 
ſchon vor Schließung des Vertrages mangel— 
haft war. — Immer ſteht aber auch dem Ueber— 
geber der Beweis offen, daß der gerügte Man— 
gel erſt nach der Uebergabe eingetreten ſey. 

1) Wenn alſo der Beſitzer von einem Stück Vieh, das wäh— 
rend der in den §. 924 u. 925 beſtimmten Zeit erkrankt, ver: 
nachläſſiget, ſogleich ſeinem Gewährsmanne, oder dem Ortsge— 
richte oder Sachverſtändigen die Anzeige zu machen, damit, 
wo möglich, noch vor Ablauf dieſer Friſt die Unterſuchung 
des kranken Viehes vorgenommen werden könne, ſo verliert 
er zwar das Recht nicht, von feinem Vormanne die Gewähr: 
leiſtung zu fordern, und die ſogenannte Wandelungsklage (ac— 
tio redhivistoria) ($. 932) gegen ihn anzubringen; allein da 
durch dieſes Verſäummniß für ihn die Vermuthung verloren 
geht, daß das Vieh fihon vor der Uebergabe mit dem fragli— 
chen Mangel behaftet war, ſo liegt ihm, wenn er dieſe Klage 
anſtrengen will, der in den meiſten Fällen ſchwierige Beweis ob, 
daß das Vieh ſchon vor der Uebernahme mit dem Mangel be: 

EN 
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haftet war. — Diefe Bemerkung wird auch ohne Zweifel von 
dem Falle zu gelten haben, wenn das Vieh erſt nach der in den 
$$. 924 u. 925 beſtimmten Zeitfriſt erkrankt ). 

2) Aber auch dem Uebergeber ſteht das Recht zu, die 
für den Gegner ſtreitende Vermuthung, oder den von demſelben 
verſuchten Beweis durch den Gegenbeweis zu entkräften, daß das 
Vieh während ſeiner Beſitzzeit mit dem vorgegebenen Mangel 
nicht behaftet war, oder daß der Unfall durch eigenes Verſchul— 
den des Gegners oder erſt nach der Uebergabe durch Zufall 
entftanden fey. 


5. 923. | 

Fallen die Mängel einer Sache in die Augen; 
oder ſind die auf der Sache haftenden Laſten 
aus den öffentlichen Büchern zu erſehen; ſo 
findet, außer dem Falle einer ausdrücklichen 
Zuſage, daß die Sache von allen Fehlern und 
Laſten frey ſey, keine Gewährleiſtung Statt 
(F. 443). Schulden und Rückſtände, welche auf 
der Sache haften, müſſen ſtets vertreten werden. 
1) Mußte der Mangel einer Sache, z. B. daß das Pferd 

ſehr alt, lahm oder einäugig, oder daß das verkaufte Haus 
baufällig, ein Geſchirr unrein und fleckig iſt, dem Uebernehmer 
in die Augen fallen; ſo muß man annehmen, daß er es wahr— 
genommen, und deſſen ungeachtet, vermuthlich des geringeren 
Preiſes wegen, zur Uebernahme ſich verſtanden habe; ſohin 
hört der Grund der Gewährleiſtung auf (F. 922). Fallen 
zwar die äußeren Erſcheinungen einer Krankheit in die Au— 
gen, gehören aber eigentliche Sachkenntniſſe dazu, um aus die— 
ſen äußerlichen Erſcheinungen auf die Exiſtenz der Krankheit 
ſelbſt ſchließen zu können, fo kann man, wenn der Ueberneh— 
1) Veith ſcheint daher in feinem Handbuche der Thierarzeneykunde dieſe Zeitfriſt 
nicht ganz paſſend mit der Bemerkung »Gewährszeit“ zu belegen. Dieſe 
Gewährszeit iſt auch bey Thieren nach $. 933 auf ſechs Monathe beſtimmt. 


Ich habe daher die in den gh. 924 u. 925 beſtimmten Friſten aus dieſem 
Grunde »Vermuthungszeit“ genannt. 
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mer kein Sachverſtändiger iſt, nicht ſagen, daß die Krankheit 
dem Uebernehmer in die Augen gefallen ſey. 

2) Dieſen in die Augen fallenden Mangel einer Sache 
ſind auch die in den öffentlichen Büchern angemerkten Laſten 
gleich zu ſtellen, z. B. Steuern, Abgaben, Dienſtbarkeiten u. ſ. w., 
von denen der §. 443 ausdrücklich fagt, daß fie auf den Ueber: 
nehmer übergehen. 

3) Von dieſen hier feſtgeſetzten Regeln macht der gegen— 
wärtige $. ſelbſt zwey Ausnahmen, nähmlich: a) wenn der Ueber— 
geber ausdrücklich verſichert, daß die Sache von allen Fehlern 
und Laften frey ſey, oder was ſich wohl von ſelbſt verſteht, wenn 
der Uebergeber ausdrücklich angibt, daß die Sache von einem be— 
ſtimmten Mangel nichts an ſich habe. Daß derſelbe für ſolche aus— 
drückliche Zuſicherungen haften müſſe, bedarf wohl keiner Recht— 
fertigung. 

4) b) Müſſen Schulden und Rückſtände, die auf der 
Sache haften, für jeden Fall vertreten werden. — Es kommen 
zwar die Fälle, wo Realitäten, welche mit Schulden behaftet, 
an Andere übergeben werden, viel häufiger vor, als die, 
wo mit anderen Laſten, z. B. Servituten, behaftete Realitäten an 
andere Perſonen übergehen, und man könnte daher aus Erfah— 
rung behaupten, daß die Belaſtung der Realitäten mit Schul: 
den unter die gewöhnlichen, dagegen die Belaſtung derſelben 
mit Servituten unter die ungewöhnlichen Mängel gehöre. — 
Allein es iſt ſchon bey Erläuterung des $. 443 bemerkt wor— 
den, daß nicht eigentlich die auf der übergebenen Realität inta— 
bulirten Schulden, ſondern nur die Laſt des den Gläubi— 
gern dieſerwegen eingeräumten Pfandrechtes an die Ueber— 
nehmer übergehe, das perſönliche Sachenrechtsverhältniß zwi— 
ſchen dem eigentlichen Schuldner und Gläubiger bleibt immer 
dasſelbe. — Der Uebernehmer hat ſohin nicht die Verbindlich— 
keit, die auf der übergebenen Realität intabulirten Schulden aus 
ſeinem eigenen Vermögen zu bezahlen; macht aber der Gläubi— 
ger von ſeinem Pfandrechte Gebrauch, ſo iſt jener allerdings zu 
geſtatten ſchuldig, daß ſich dieſer aus dem Pfande zahlhaft mache; 
er hat aber dann das vollſte Recht den eigentlichen Schuldner 
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zur Vertretung aufzufordern. — Eine Ausnahme tritt ganz na— 
türlich in dem Falle ein, wenn der Uebernehmer die intabulir— 
ten Schulden zur Zahlung übernommen hat. 
5) Aus der Anordnung des gegenwärtigen F., daß Schul— 
den und Rückſtände ſtets vertreten werden müſſen, ſcheint aber 
nicht die Folgerung gezogen werden zu können, daß der Uebergeber 
ohne ausdrückliche Zuſage zur Reinigung der öffentlichen Bü— 
cher von den darauf haftenden Pfandlaſten verpflichtet ſey; — 
denn der gegenwärtige F. ſtellt die Regel auf, daß der Ueber— 
geber für die als den öffentlichen Büchern zu erſehenden 
Laſten keine Gewähr zu leiſten ſchuldig ſey. — Der Ausdruck 
„Schulden vertreten” kann aber nur dahin gedeutet werden, 
daß für den Fall, als der Uebernehmer mit der Hypothekar— 
klage angegangen würde, derſelbe den Uebergeber und reſpect. 
den Schuldner zur Vertheidigung gegen den gemachten Anſpruch 
des Gläubigers, und im Falle der Sachfälligkeit zur Bezahlung 
der intabulirten Schuld an den Gläubiger rechtlich verhalten 
könne. — Die Reinigung des öffentlichen Buches hat der Ueber— 
nehmer auf ſeine Koſten zu beſorgen. — Die Vertretung kann 
auch in dieſem Falle immer nur eigentlich von dem Perſonal— 
ſchuldner, und nicht von dem Uebergeber, wenn er nicht zu— 
gleich Perſonalſchuldner iſt, gefordert werden. 


8 5. 929, | 

Wer eine fremde Sache wiſſentlich an ſich bringt, 
hat eben ſo wenig Anſpruch auf eine Gewähr— 
leiſtung, als derjenige, welcher ausdrücklich 
darauf Verzicht gethan hat. 

1) Welche Perſonen berechtiget ſeyn, eine fremde Sache 
auf einen Dritten zu übertragen, und wann Jemand aus ſei— 
nem Verſprechen verpflichtet ſey, eine fremde Sache einem 
Dritten zu verſchaffen, oder ihn dafür ſchadlos zu halten, iſt 
anderswo geſagt worden (F. 881). Wenn aber Jemand wiſ— 
ſentlich eine fremde Sache von dem, welcher darüber zu ver— 
fügen nicht berechtiget iſt (z. B. von dem Finder vor Ablauf 
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der Verjä hrungszeit ($. 392), an ſich bringt; fo befindet fich der 
Uebernehmer in einem ganz ähnlichen Falle mit demjenigen, 
welcher mit dem Bewußtſeyn, daß die Sache mit einem be— 
ſtimmten Mangel behaftet ſey, ſelbe deſſenungeachtet an ſich 
bringet. So wie nun der Uebergeber in dieſem Falle dem 
Uebernehmer für den Mangel nicht zu haften hat, ſo auch hier. 
— Oft macht ſich der Uebernehmer, wie ſchon v. Zeiller be— 
merkte (z. B. wenn er wiſſentlich eine geſtohlene oder ge: 
raubte Sache an ſich löſet), zugleich eines Verbrechens oder ei— 
ner ſchweren Polizey-Uebertretung ſchuldig ). 

2) Weiß der Uebernehmer zwar, daß die Sache dem Ueber— 
geber nicht gehöre, hat er aber Urſache zu glauben, daß 
dieſer von dem Eigenthümer zur Veräußerung bevollmächtiget 
ſey, oder hat der Uebergeber dieſe Bevollmächtigung ausdrück— 
lich vorgegeben; fo findet die Vorſchrift des gegenwärtigen $. 
keine Anwendung, obſchon dem trockenen Buchſtaben nach, auch 
der hier berührte Fall unter den gegenwärtigen F. zu ſubſum— 
miren wäre. — Allein da der Bevollmächtigte die Perſon ſei— 
nes Machtgebers repräſentiret, ſo iſt der hier berührte Fall ganz 
demjenigen gleich, wenn der Uebernehmer den Uebergeber für 
den Eigenthümer der Sache hält, und er es doch nicht iſt. — 
Der Uebernehmer iſt in dem hier geſetzten Falle der Meinung, 
daß der Eigenthümer der Sache ſelbe durch einen Bevoll— 
mächtigten an ihn übergebe; er hält alſo die Sache für keine 
fremde, d. i. für keine ſolche, die dem Uebergeber nicht an— 
gehöret. 

3) Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß hier nur von jener 
Gewährleiſtung die Rede iſt, welche der Uebergeber einer frem— 
den Sache, als ſolcher im Allgemeinen zu leiſten ſchuldig 
iſt. — Wegen anderen Mängeln, wofür ſonſt die Gewähr zu 
leiſten iſt, wird auch der Uebernehmer einer fremden Sache 
von ſeinem Vormanne die Gewährleiſtung anzuſprechen haben. 

4) Da der Regel nach Jedermann auf feine Rechte Verzicht 
leiſten kann, ſo kann auch der Uebernehmer einer Sache dem 


4) Strafgeſetz. I. 65. 155 u. 169. 11. 66. 21% u. f. f. 
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Rechte auf Gewährleiſtung entfagen. — Ein allgemeiner Ber: 
zicht auf die Gewährleiſtung bezieht ſich nicht nur auf den Eigen— 
thums-Anſpruch eines Dritten, ſondern auch auf alle Mängel 
und Laſten. 


J. 930. 
Werden Sachen in Pauſch und Bogen, nähmlich 
ſo, wie ſie ſtehen und liegen, ohne Zahl, Maß 
und Gewicht übergeben; ſo iſt der Uebergeber, 
außer dem Falle, daß eine von ihm fälſchlich 
vorgegebene, oder von dem Empfänger bedun— 
gene Beſchaffenheit mangelt, für die daran 
entdeckten Fehler nicht verantwortlich. 


1) Eine ſolche Uebernahme, wobey man ſich mit den Sa— 
chen in dem Zuftande, in welchem fie ſich befinden, mit Rück— 
ſicht auf den dafür angebothenen Preis zufrieden ſtellt, pflegt 
bey einer Geſammtſache (3. B. einer Landwirthſchaft, Haus: 
oder Gewerbseinrichtung, einem Waarenlager, einer vorgezeig— 
ten Fuhre Holz u. dgl.) zu geſchehen. — Wenn man ſich die 
Uebernahme ohne eine ordentliche Beſchreibung, ohne Beſtim— 
mung von Zahl, Maß und Gewicht, und ohne genaue Auf— 
zählung und Erforſchung der einzelnen Stücke gefallen läßt; 
ſo kann man wegen eines Abganges an dem beyläufig gemach— 
ten Anſchlage, oder wegen Mangelhaftigkeit einiger Stücke, 
und ſelbſt wegen fremden Anſpruches auf einige derſelben keine 
Gewährleiſtung fordern; um ſo minder, wenn der Vertrag eine 
zukünftige, ungewiſſe Erzielung zum Gegenſtande hat (SS. 
1065, 1276 u. 1278). Die auf einer Geſammtſache haftenden 
Schulden und Rückſtände müſſen, ſo wie ſtets, vertreten wer— 
den (§. 928) ). 

2) Sind aber die ſpäter entdeckten Mängel von der Art, 
daß fie den vertragsmäßigen Gebrauch des ganzen Inbegriffes 
hindern, oder wird eine beſtimmte Beſchaffenheit einzelner in 
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dem Inbegriffe enthaltener Gegenſtände ausdrücklich bedungen, 
oder von dem Uebergeber zugeſichert, ſo hat dieſer allerdings 
dafür zu haften. 

9. 931. 

Bedingung der Gewährleiſtung. 

Wenn der Beſitzer wegen eines von einem Drit— 
ten auf die Sache gemachten Anſpruches von 
der Gewährleiſtung Gebrauch machen will; ſo 
muß er ſeinen Vormann davon benachrichtigen 
und nach Vorſchrift der Gerichtsordnung die 
Vertretung begehren. Durch die Unterlaſſung 
dieſes Anſuchens verliert er zwar noch nicht 
das Recht der Schadloshaltung; aber ſein Vor— 
mann kann ihm alle wider den Dritten unaus— 
geführt gebliebene Einwendungen entgegen ſetzen, 
und ſich dadurch von der Entſchädigung in dem 
Maße befreyen, als erkannt wird, daß dieſe 
Einwendungen, wenn von ihnen der gehörige 
Gebrauch gemacht worden wäre, eine andere 
Entſcheidung gegen den Dritten veranlaßt ha— 
ben würden. 

1) Der Beſitzer einer Sache iſt, wie v. Zeiller bemerkt, 
gegen die von einem Dritten darauf gemachten Anſprüche, ſie 
mögen das Beſitz-, Eigenthums-, Pfand- oder Servitutsrecht, 
oder Forderungen und Schulden betreffen, oft ſich zu ſchützen 

nicht im Stande, obfchon ſelbe von feinem Vormanne aus 

Vertragsurkunden, Ceſſionen, Quittungen, Verzichtleiſtungen, 

oder durch Zeugen und Eidesanbiethungen leicht widerlegt wer— 

den könnten. — Es liegt daher in der Natur der Sache, daß, 
wenn er ſich mit dem Anſprecher ohne Intervenirung ſeines 

Vormannes in einem Prozeß einläßt, und aus Mangel der 

Vertheidigungsmittel, welche dieſem zu Gebothe geſtanden wä— 

ren, ſachfällig wird, er ſeinen Vormann zur Entſchädigung 

nicht verhalten könne. Damit nun der Beſitzer ſeinen Regreß 
an feinen Vormann nicht verliere, weiſet der gegenwärtige $- 
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erſteren an, ſeinen Vormann von dem Anſpruche zu benachrich— 
tigen, und nach Vorſchrift der Gerichtsordnung die Vertretung 
zu begehren. — In fo fern der Anspruch des Dritten noch 
durch keine eigene Klage geſchehen, iſt es zweckmäßig, daß der 
Beſitzer ſich im außergerichtlichen Wege an ſeinen Vormann 
um Aufklärung verwende. — Außerdem ſteht dem Beſitzer frey, 
die Klage des Dritten abzuwarten, oder, wenn er ſich hierüber 
baldige Beruhigung verſchaffen will, dieſem Dritten zum Er— 
weiſe ſeines gerühmten Anſpruches mittelſt einer ordentlichen 
Klage aufzufordern. — Im Falle nun dieſer Dritte wirklich mit 
einer Klage gegen den Beſitzer auftritt, muß letzterer vor Ver— 
ſtreichung der Hälfte der zur Erſtattung der Einrede ihm er— 
theilten erſten Friſt von ſeinem Vormanne die Vertretung ge— 
richtlich begehren, ſonſt iſt dieſer Dritte die Vertretung zu lei— 
ſten nicht mehr ſchuldig. — Iſt Ser beklagte Beſitzer nicht in 
dem Falle, eine ſchriftliche Einrede zu erftatten, weil über die 


Klage das mündliche Verfahren angeordnet worden iſt, fo thut 


er dem Geſetze genug, wenn er noch vor der Tagſatzung die 
Vertretung anſuchet. — Iſt dagegen der Beſitzer in der Lage, 
ſelbſt eine Klage gegen den Dritten anzuſtrengen, z. B. die oben⸗ 
erwähnte Aufforderungsklage, oder weil ſich der Dritte ſchon 
in den Beſitz des angeſprochenen Rechtes geſetzt hat, oder weil 
dieſer Dritte ihn ſelbſt zur Klageftellung auffordert, fo muß er, 
wenn er von dem Rechte, feinen Vormann zur Gewährleiſtung 
anzuhalten, Gebrauch machen will, die Vertretung noch vor 
Ueberreichung der Klage begehren. — Wenn die Pflicht der 


Vertretung entweder durch gütliches Einverſtändniß oder gericht⸗ 


liches Erkenntniß feſtgeſetzt iſt, ſo ſtellt es das Geſetz in die 
Willkühr des Vertretungswerbers, ob er mit dem Vertreter 
einverſtändlich und zugleich den Prozeß führen, oder aber deſſen 
Führung dem Vertreter allein ohne ſeine Einſchreitung über— 
laſſen wolle, jedoch muß in dieſem letzten Falle der Vertretungs— 
werber dem Vertreter alle Behelfe, die er hat, gegen Em— 
pfangsſchein übergeben “). 


1) Allg. G. O. Sf. 53 u. 59. Gall. G. O. g. 13 u. 50. Siche auch den Com⸗ 


mentar des Herrn Hofrathes v. Koes uber dieſe zwey 9. der G. O- 
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2) Die Unterlaffung dieſer Vorſchrift hat nicht zur unmit— 
baren Folge, daß der Beſitzer das Recht zur Schadloshaltung 
verliere; denn, wenn die fremden Anſprüche gegründet ſind, 
und der Vormann keine Einwendungen oder Beweismittel in 
Händen hat, um ſelbe zu entkräften, ſo iſt der Fall der Schad— 
loshaltung immer vorhanden. — Klagt aber der Beſitzer, der 
dieſe Vorſicht unterlaſſen hat, ſeinen Vormann auf Entſchädi— 
gung, und weiſet ſich dieſer letztere in ſeiner Vertheidigung dar— 
über aus, daß ihm die Mittel zu Gebothe geſtanden wären, 
den Klagsanſpruch des Dritten zu vernichten, ſo kann derſelbe 
zu einer Schadloshaltung nicht verhalten werden; denn in dies 
ſem Falle liegt die Schuld an dem Beſitzer ſelbſt, der den An— 
ſpruch des Dritten hätte zurückweiſen können, wenn er ſeinen 
Vormann von dem Rechtsſtreite benachrichtiget, und zur Ver— 
tretungsleiſtung angehalten hätte. — Bey einem obwaltenden 
Zweifel, ob die Einwendungen und Beweiſe zur Widerlegung 
ausgereicht haben würden, muß, wie v. Zeiller bemerkt, die 
Frage zwiſchen dem Beſitzer und ſeinem Vormanne ordentlich 
ausgetragen und es muß darüber entſchieden werden. 

3) Das Begehren um Vertretungsleiſtung hat aber nur 
wider den unmittelbaren Vormann, nicht gegen die ent— 
fernteren Vormänner, mit denen der Uebernehmer kein Rechts— 
geſchäft geſchloſſen hat, Statt. — Der nächſte Vormann mag 
dann wieder feinen unmittelbaren Vormann u. ſ. w. um 
die weitere Vertretung oder die Behelfe hierzu angehen, oder er 
mag ſein Recht wider dieſelben zu dem Ende dem Vertretungs— 
werber mit ſeiner Einſtimmung abtreten; ohne dieſelbe kann er 


ſich aber der Vertretungsleiſtung durch Abtretung des Rechtes 
an ſeine Vormänner nicht entſchlagen. 


5. 932. 
Wirkung. 

Iſt der die Gewährleiſtung begründende Mangel 
von der Art, daß er nicht mehr gehoben werden 
kann, und daß er den ordentlichen Gebrauch der. 
Sache verhindert; ſo kann der Verkürzte die 
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gänzliche Aufhebung des Vertrages, wenn hin— 
gegen ſich das Fehlende, z. B. an Maß oder Ge— 
wicht, nachtragen läßt, nur dieſen Nachtrag, 
in beyden Fällen aber auch den Erſatz des wei— 
teren Schadens, und, ſofern der andere Theil 
unredlich gehandelt hat, auch den entgangenen 
Nutzen fordern. 


1) Die Vorſchriften über Gewährleiſtung ſtehen mit denen 
über wahre Einwilligung der Contrahenten und des Einfluſſes 
des bey Verträgen unterlaufenen Irrthums auf die Gültigkeit 
derſelben im genaueſten Zuſammenhange, indem die Pflicht der 
Gewährleiſtung des einen Pasciscenten immer ihren Grund in 
dem Irrthume des anderen hat. Es liegt daher in der Natur 
der Sache, daß auch die über die Wirkung des Irrthums er— 
theilten Vorſchriften (§§. 871 u. 872) auf die Wirkung der 
Gewährleiſtung Anwendung finden müſſen. — Der Unterſchied 
beſteht nur darin, daß die SI. 871 u. ſ. f. von der Gültigkeit 
eines Vertrages an und für ſich ſprechen, und hauptſächlich den 
Fall vorausſetzen, daß der Vertrag noch nicht in Erfüllung ge— 
gangen ſey, — dagegen die Gewährleiſtung nur auf jene Falle 
ſich beziehet, wo der Vertrag wenigſtens theilweiſe ſchon in Er— 
füllung gegangen iſt. — So wie nun in dem Falle, als der Irr— 
thum die Hauptſache oder eine weſentliche (oder auch natürliche 
§. 871 Nr. 4) Beſchaffenheit derſelben betrifft, für den Irrege— 
führten keine Verbindlichkeit entſteht, den eingegangenen Vertrag 
auch in Erfüllung zu bringen, und er ſich ohne Zweifel, wenn 
er um die Erfüllung belangt würde, mit der Einrede des unter— 
laufenen Irrthumes gegen dieſen Anſpruch ſchützen könnte, fo ift 
auch der Uebernehmer einer Sache, welche ſolche verborgene 
Mängel hat, die den ordentlichen (oder vertragsmäßigen) Ge— 
brauch verhindern, und welche ſohin, wenn ſie demſelben be— 
kannt geweſen wären, von Schließung des Vertrages überhaupt 
zurückgehalten haben würden, berechtiget, die Ungültigerklärung 
des Vertrages zu begehren. 
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2) Nur darin ſcheinet auf den erſten Augenblick zwiſchen 
den Grundſätzen, welche in Anſehung der Gültigkeit der Ver— 
träge wegen Mangel an wahrer Einwilligung geſetzlich feſtgeſetzt 
ſind, und denjenigen, welche bey der Lehre der Gewährleiſtung 
aufgeſtellt worden, ein Widerſpruch zu obwalten, daß im erſte— 
ren Falle vorausgeſetzt wird, der Irrthum, in welchem ſich der 
eine Contrahent befindet, rühre aus dem Verſchulden des anderen 
Contrahenten her, während bey der Gewährleiſtung das wirkli— 
che Daſeyn des Mangels, der die Sache zum ordentlichen Ge— 
brauche untauglich macht, genüget, um auf die Aufhebung des 
Vertrages zu dringen. — Eine Disharmonie zwiſchen dieſen ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen kann aber nicht zugeſtanden werden; 
denn ſollte wohl derjenige, der ein rotziges Pferd von Jeman— 
den kauft, dem dieſe Eigenſchaft ſelbſt nicht bekannt iſt, zur 
Erfüllung des Kaufvertrages und ſohin Uebernahme des Pferdes 
angehalten werden können, während derjenige, dem das rotzige 
Pferd in Folge des Vertrages bereits übergeben wurde, auf 
Aufhebung des Vertrages dringen kann? und doch ſcheinet dieſes 
nach den Vorſchriften des Geſetzbuches der Fall zu ſeyn, da 
nach dem F. 871 für den Irregeführten nur dann keine Ver— 
bindlichkeit entſtehet, wenn er von dem anderen Theile durch 
falſche Angabe irregeführt worden iſt, was hier im Falle der 
Vorausſetzung nicht der Fall iſt. — Allein ſchon bey Erläute— 
rung des $. 872 habe ich bemerkt, daß die weſentlichen und na— 
türlichen Eigenſchaften eines Vertragsgegenſtandes immer als 
ſtillſchweigend bedungen anzuſehen ſeye; es kömmt nun immer 
vorerſt auf die Beſtimmung des Vertragsgegenſtandes ſelbſt an. 
— Sind die Pasciscenten in Anſehung dieſes Gegenſtandes einig, 
weiß nähmlich der Promittent, was der Promiſſär eigentlich 
will, fo haftet er nicht nur für das, daß der Vertrags gegenſtand 
wirklich ein ſolcher ſey, wie der Promiſſär im Sinne hat, ſon— 
dern, daß ihm auch keine weſentliche oder natürliche Eigenſchaft 
mangle, und es iſt eben ſo viel, als ob er das Daſeyn dieſer 
weſentlichen und natürlichen Eigenſchaften ausdrücklich zugeſichert 
hätte. — Mangelt nun eine dieſer Eigenſchaften, ſo kann die 
Einwendung, daß der Promittent dem Promiſſär dieſe nicht 
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ausdrücklich zugeſichert, folglich ihm auch durch falſche Angaben 
nicht irre geführt habe, nicht Platz greifen. — Iſt aber der 
Promittent über die nährere Beſtimmung des Gegenſtandes in 
Unkenntniß, den der Promiſſär an ſich zu bringen beabſichtet, 
ſo hat er ihm nicht dafür zu haften, daß derſelbe die weſentli— 
chen oder natürlichen Eigenfchaften habe, die der Promittent 
dabey vorausſetzt, und nur dann, wenn der Promittent eine 
nähere Beſtimmung des Vertragsgegenſtandes hinzugefügt hätte, 
oder wenn er wenigſtens wiſſen mußte, daß der Promiſſär die— 
fen näher beſtimmten Vertragsgegenſtand im Sinne habe, fo 
hätte erſterer auch für die Eigenſchaften eben ſo, wie für die 
Hauptſache ſelbſt zu haften, ohne daß eine ausdrückliche Irre— 
führung in dieſen Eigenſchaften nöthig wäre. — Ich finde, um 
nicht mißverſtanden zu werden, nöthig, das Geſagte durch ein 
Beyſpiel zu beleuchten. — Setzen wir den Fall: A kaufe von 
dem B ein Pferd, in der Meinung, daß es ein Rennpferd ſey. 
B hat aber von dem Irrthume des A keine Kenntniß. — In 
dieſem Falle iſt dem B nur bekannt, daß A ein Pferd kaufen 
wolle, und indem daher der A mit B den Kaufscontract abſchließt, 
ſichert der letztere nur zu, daß das Pferd jene Eigenſchaften 
habe, die man von einem Pferde überhaupt zu erwarten berech— 
tiget iſt. Nur dann, wenn der B dem A ausdrücklich zugeſichert 
hätte, daß das Pferd ein Rennpferd ſey, oder wenn demſelben 
bekannt geweſen wäre, daß der A der Meinung ſey, ein Renn— 
pferd zu kaufen, hätte er ihm auch für die weſentlichen und na— 
türlichen Eigenſchaften eines Rennpferdes insbeſondere zu haften, 
und wenn die eine oder andere mangelte, ſo würde man aller— 
dings behaupten müſſen, daß der A von dem B in Irrthum 
geführt worden ſey. 

3) Aus dem Rechte zur Gewährleiſtung entſpringt ein dop— 
peltes Klagerecht, nähmlich die ſogenannte Wandelungs— 
oder Rückklage (actio redhibitoria) und die Minderung 
klage (actio quanti minoris, actio aestimatoria), Die erſtere 
iſt auf Aufhebung des Vertrages, die letztere aber darauf gerich— 
tet, daß der Andere das Fehlende erſetze, oder einen verhältniß— 
mäßigen Theil des Preiſes zurückzahle. — Das erſtere Klagerecht 


* 
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greift damahls Platz, wenn der Mangel von der Art iſt, daß 
er den ordentlichen oder den vertragsmäßigen Gebrauch der Sa— 
che verhindert, und nicht mehr gehoben werden kann. — Die 


zweyte wird dann angebracht, wenn der Mangel nicht von der 


Art iſt, daß er die Zuftandebringung des Vertrages überhaupt 
gehindert haben würde, ſondern den Uebernehmer nur von Be— 
zahlung des beſtimmten Preiſes abgehalten hätte. — Wenn mit 
der fehlerhaft befundenen Sache zugleich andere hintangegeben 
worden find, welche mit ſelber in einem Zuſammenhange ſtehen, 
ſo tritt das erſtere Klagerecht ein, wie z. B.: wenn eine ganze 
Koppel, ein Poſtzug oder ein Paar Pferde gekauft worden wä— 
ren, und ein Pferd davon mit einem weſentlichen Mangel be— 
haftet wäre. Werden aber mehrere Sachen mitſammen, jedoch 
nicht als zuſammenhängend, auch nicht in Pauſch und Bogen, 
ſondern mit Zahl, Maß oder Gewicht verkauft, und für alle 
zuſammen ein gemeinſchaftlicher Kauſchilling bedungen, fo wird 
in dem Falle, als das eine oder andere Stück unbrauchbar be— 
funden, oder als fremdes Eigenthum reducirt werden würde; 
dieſe Minderungsklage Statt finden. 

4) In Veiths Handbuche der geſammten gerichtlichen Thier— 
arzeneykunde “) iſt die Behauptung aufgeſtellt, daß nach den 
Vorſchriften des öſterreichiſchen Geſetzbuches die Minderungsklage 
nur dann Statt finde, wenn unter den Contrahenten ein Theil: 
nicht einmahl die Hälſte deſſen, was er dem anderen gegeben, 
von dieſem in dem gemeinen Werth erhalten hat, und daß ſie 
auch, wie die Wandelungsklage, die gänzliche Aufhebung des Ver— 
trages und die Herſtellung in den vorigen Stand nach ſich zie— 
hen könne; und nur der andere Theil dieſer Maßregel dadurch 
zuvorkommeu könne, daß er den Abgang bis zum gemeinen 
Werthe erſetzt. — Allein dieſe Behauptung entſpringt offenbar 
aus einer Verirrung der Begriffe; denn die Minderungsklage iſt 
ganz eine andere, als die, welche aus der Verletzung über die 


Hälfte entſpringt. Die erſtere beruht auf dem Daſeyn von 


wirklichen Mängeln der Sache, die letztere lediglich auf dem 
Mißverhältniſſe des Preiſes. — Bey erſteren kömmt es daher 


1) Siehe die Citation bey J. 920 Nr. 2. 


192 Is. 932. 


auch nicht darauf an, ob das Mißverhältniß des Preiſes beträcht— 
lich oder unbeträchtlich ſey, — und letztere hat ſelbſt dann Statt, 
wenn auch die Sache an und für ſich mangellos befunden wird. 
— Zur Erläuterung deſſen ein Beyſpiel: A verkauft dem B ei- 
nen Ring, welcher mit Brillanten beſetzt if. B, der von dem 
eigentlichen Werth der Brillanten keine Kenntniß hat, kauft den 
Ring um ein Beträchtliches über ſeinen wahren Werth. Hier 
wird es nun darauf ankommen, ob der Kaufpreis das Doppelte 
des gemeinen Werthes dieſes Ringes überſteige oder nicht; im 
erſteren Falle kann der Käufer die Aufhebung des Vertrages oder 
wenigſtens die Zurückzahlung des Kaufpreiſes bis zum gemeinen 
Werthe fordern, im zweyten Falle aber weder das eine noch das 
andere. Nehmen wir aber an, der A habe dem B zugeſichert, 
daß alle auf dem Ringe befindlichen Steine Brillanten ſeyen, 
und es entdeckt ſich, daß ein Paar der kleineren Steine unechte 
Edelſteine ſeyen, dann kann der B die Minderungsklage anſtren— 
gen, und ungeachtet der verhältnißmäßig unbedeutenden Diffe— 
renz, eine theilweiſe Rückvergütung des Preiſes verlangen. 

5) Um den eigentlichen Preis auszumitteln, welcher im 
Falle der Minderungsklage zu reſtituiren iſt, muß nicht nur auf 
den Werth des Abgängigen, ſondern zugleich auf den ganzen 
Kaufpreis Rückſicht genommen werden. Setzen wir den Fall: 
Jemand habe einen Haufen Getreide für Ein Hundert Metzen 
ausgegeben, und denſelben um 300 fl. verkauft, bey der Aus— 
meſſung gingen aber zehn Metzen ab, ſo hätte derſelbe 30 fl. 
zu reftituiren, wenn auch der Marktpreis des Getreides mehr 
oder weniger als drey Gulden pr. Metzen betragen ſollte. Eben 
ſo müßte in dem Nr. 4 berührten Falle bey Ausmittelung des 
zu reſtituirenden Preiſes auf folgende Art vorgegangen werden. 
Die Kunſtverſtändigen hätten zu beſtimmen, wie viel der ge— 
meine Werth des Ringes betragen würde, wenn alle Steine 
echt wären; dann hätten ſie weiters zu erheben, wie viel nach 
dem gemeinen Werthe die beyden unechten Steine weniger 
werth ſeyn, als die echten von gleicher Größe; dann wäre nach 
folgendem Verhältniſſe der Reſtitutionsbetrag zu berechnen, wie 
ſich der gemeine Werth des ganzen Ringes, wenn er wirklich 
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durchaus mit echten Steinen beſetzt wäre, zu dem wirklich für 
den Ring entrichteten Kaufſchillinge verhält, — ſo verhält ſich 
die nach dem gemeinen Werthe zwiſchen den unechten und ech— 
ten Steinen gleicher Größe ergebende Differenz, zu dem Reſti— 
tutionsbetrage. 

6) Bey einem gemiſchten Vertrage muß ohne Zweifel der— 

jenige Theil, welcher als der Begünſtigte erſcheint, dem ande— 
ren Theile für das Gegebene Gewähr leiſten. — Von Seite 
des anderen Theiles ſcheint aber die Pflicht der Gewährleiſtung 
nur in ſo fern einzutreten, als der Mangel von der Art iſt, 
daß der andere Theil am gemeinen Werthe nicht mehr ſo viel 
erhält, als er ſelbſt gegeben hat; — denn in Anſehung des 
überſteigenden Werthes muß der begünſtigende Theil als ein 
Schenker angeſehen werden (Vergl. §. 942). 
7) uekrigens iſt in beyden Fällen der Gewährleiſtung 
(Nr. 3) zugleich der Erſatz für den weiteren Schaden, z. B. 
für den vermißten Gebrauch der Sache, für die Koſten der ver— 
eitelten Uebergabe, oder Einverleibung, oder des mit dem 
zurückfordernden Eigenthümer geführten Rechtsſtreites u. dgl., 
und nach Umſtänden auch der Entgang des Gewinnes zu, er: 
ſetzen. ($. 1523) .). 


5. 933, 
Erlöſchung des Rechtes der Gewährleiſtung. 

Wer die Gewährleiſtung fordern will, muß ſein 
Recht, wenn es unbewegliche Sachen betrifft, 
binnen drey Jahren; betrifft es aber beweg— 
liche, binnen ſechs Monathen geltend machen, 
ſonſt iſt das Recht erloſchen. 

1) Im Falle der Mangelhaftigkeit der Sache läuft 
dieſer Zeitraum von dem Zeitpuncte der Uebergabe an, weil 
man die Mängel bald wahrnimmt, und nach längerer Zeit 
die Entſcheidung, ob die Sache ſchon zur Zeit der Uebergabe 
mit dem Mangel behaftet war, meiſtens ſehr unzuverläſſig 


1) Zeillers Commentar Nr. 3. 
Nippel's Com mentar VI. Th. 13 


494 [. 934. 


wird. — Dieſer Zeitraum von ſechs Monathen gilt ohne Un— 
terſchied bey allen beweglichen Sachen, und in Anſehung aller 
Gattungen von Mängeln ). 

2) Im Falle aber, daß die Gewährleiſtung wegen eines 
von einem Dritten erhobenen Anſpruches auf das Eigenthum, 
Servituts- Rechte u. ſ. w. zu fordern iſt, läuft die Verjährung 
erſt von der Zeit des erregten Anſpruches, weil von dem Rech— 
te auf Gewährleiſtung vor dieſem Zeitpuncte kein Gebrauch ge— 
macht werden konnte *). 


J. 934, 
Schadloshaltung wegen Verkürzung über die Hälfte. 

Hat bey zweyſeitig verbindlichen Geſchäften ein. 
Theil nicht einmahl die Hälfte deſſen, was er 
dem andern gegeben hat, von dieſem an dem 
gemeinen Werthe erhalten; ſo räumt das Ge— 
ſetz dem verletzten Theile das Recht ein, die 
Aufhebung und die Herſtellung in den vorigen 
Stand zu fordern. Dem andern Theile ſteht 
aber bevor, das Geſchäft dadurch aufrecht zu 
erhalten, daß er den Abgang bis zum gemei— 
nen Werthe zu erſetzen bereit iſt. Das Miß— 
verhältniß des Werthes wird nach dem Zeit— 
puncte des geſchloſſenen Geſchäftes beſtimmt. 

1) In jedem oneroſen Contracte bezweckt jeder Contra— 
hent ſeinen Vortheil, und indem jeder von beyden ſein In— 
tereſſe beſorgt, wird unter ihnen das Gleichgewicht von 
ſelbſt hergeſtellt. — Ein Geſetz, welches die Gültigkeit aller 
oneroſen Verträge auf das genaue Ebenmaß der wechſelſeitigen 
Leiſtungen beſchränkte, würde von ſelbſt allen Verkehr im Staa— 
te zerſtören; es bleibt daher dieſes nothwendig auch der Will— 
kühr der Contrahenten überlaſſen. — Daher ſtellten ſchon die 


4) Vergl. die Anmerkung bey g. 927, 
2) Siehe Zeillers Commentar Nr. 2. 
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Römer den Grundſatz auf ), daß ſich die Contrahenten über: 
vortheilen dürfen, ſo lange kein Betrug unterläuft, und mach— 
ten nur eine Ausnahme bey der Verletzung über die Hälfte. 
Die Fragmente, welche von dieſer Verletzung über die Hälfte han— 
deln ), beſchränken indeſſen das Recht der Reſciſſion lediglich 
a) auf den Kaufcontract, bey dieſem aber nur b) auf den 
Verkäufer und zwar c) einer unbeweglichen Sache. — 
Allein da das erſtere Fragment lediglich eine kaiſerliche Entſchei— 
dung eines einzelnen Falles iſt, ſo glaubten die Rechtsgelehrten 
dieſes Rechtsmittel wegen enormer Verletzung nicht auf den im 
Fragmente wörtlich ausgedrückten Fall beſchränken zu dürfen, 
ſondern fanden hier nur einen allgemeinen Grundſatz auf einen 
ſpeciellen Fall angewendet, und bildeten eine ſehr erweiterte, 
von der Mehrzahl der Rechtsgelehrten nunmehr angenommene 
Theorie, daß nähmlich ſchon nach römiſchem Rechte a) bey allen 
oneroſen Verträgen die Reſciſſion wegen enormer Verletzung Statt 
finde, b) daß dieſes Rechtsmittel beyden Contrahenten 
zu Statten komme, und c) daß zwiſchen beweglichen und 
unbeweglichen Sachen kein Unterſchied zu machen ſey. 
Nach dieſer erweiterten Theorie iſt daher heut zu Tage, wo 
das römiſche Recht gilt, das Princip angenommen: Wer in 
einem oneroſen Vertrage weniger empfing, als 
die Hälfte des wahren Werthes ſeiner Leiſtung 
beträgt, der iſt über die Hälfte verletzt, und zur 
Klage aus dieſem Geſetze berechtigt. 

2) Es iſt intereſſant, auch die Anſichten der neuen Ge— 
ſetzgebungen in dieſem Puncte kennen zu lernen. Das preußi— 
ſche Landrecht ſchlägt einen ganz entgegengeſetzten Weg ein. 
Es gedenket der Verletzung bey oneroſen Verträgen im Allge— 
meinen nicht, ſondern nur bey dem Verkaufe; ohne zwi— 
ſchen beweglichen und unbeweglichen Sachen einen Unterſchied 
anzuerkennen, legt es einen Unterſchied zwiſchen dem Käufer 
und Verkäufer zu Grunde. Dem Verkäufer wird das Recht, 

Ta“ 


1) L. 22. F. 3. D. Locati L. 3. C, de rescind. vendit, 
a) L. 2. C. de rescind. vendlit. und L. 8. C. d. rescind. vendit. 
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den Kauf aus dem Grunde anzufechten, daß der Werth der 
Sache den Betrag des Kaufpreiſes ſelbſt mehr als doppelt 
überſteigt, ganz abgeſprochen '). Hingegen begründet ein fo gro— 
ßes Mißverhältniß, zufolge welchen der Kaufpreis den doppelten 
Betrag des Werthes einer Sache überſteigt, für den Käufer die recht— 
liche Vermuthung eines den Vertrag entkräftenden Irrthums; doch 
bloß eine rechtliche Vermuthung, welche nicht allein einen Verzicht 
dieſes Einwands, ſondern auch eine Entkräftung durch die bey 
den Unterhandlungen und bey Abſchließung des Vertrages vor— 
gefallenen Umſtände zuläßt, und überhaupt wirkungslos iſt, 
wenn aus dem Vertrage ſelbſt, aus der Beſchaffenheit ſeines 
Gegenſtandes, oder aus den vor und bey der Abſchließung des— 
ſelben vorgefallenen Umſtänden erhellet, daß bey Beſtimmung 
des Kaufpreiſes nicht auf den gemeinen, ſondern auf den 
außerordentlichen Werth der Sache Rückſicht genommen 
worden. In den Berathſchlagungen über das franzöſiſche Ge: 
ſetzbuch wurde die Frage, ob und in wie fern wegen einer 
Verkürzung die Aufhebung eines Rechtsgeſchäftes ſoll verlangt 
werden können, neuerdings ſehr ausführlich verhandelt, und 
die Gründe für und wider mit vielem Scharfſinn und Gründ— 
lichkeit entwickelt. Das Reſultat dieſer Diſcuſſionen war, daß 
man nur bey dem Kaufe einer Reſciſſion wegen enormer Ver— 
letzung Statt gab, ſie nur in Bezug auf unbewegliche Sa— 
chen zuließ, und dieſes Recht lediglich auf die Perſon des Ver— 
käufers beſchränkte. — Sohin kam man hier auf das Nähm— 
liche zurück, was das römiſche Recht, wenn man bey dem 
Buchſtaben der citirten Fragmente ſtehen bleibt, angeordnet hat- 
te. — Das preußiſche Landrecht ſetzt den Grund der Reſciſſion 
lediglich in den Irrthum, und da nicht anzunehmen ſey, daß 


1) Th. I. Tit. XI. 5. 69. Er lautet: »Der Verkäufer kann den Kauf aus dem 
Grunde, daß der Werth der Sache den Betrag des Kaufpreiſes ſelbſt mehr 
als doppelt üderſteige, nicht anfechten“ D. Guſtav Bielitz bemerkt in feinen 
practifchen Commentare, daß wenn ein Verkäufer eine Sache wirklich aus 
unverſchuldetem Irrthum unter der Hälfte ihres Werthes hintangegeben 
hätte, dieſer §. nicht entgegenſtehe, den Handel wegen dieſes Irrthumes 


rückgängig zu machen, nur müſſe er einen ſolchen Irrthum beſonders nach⸗ 
werfen, 
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der Verkäufer in Anſehung des Werthes feiner eigenthümlichen 
Sache in einem unverſchuldeten Irrthume ſchwebe, ſo ſchloß 
es den Verkäufer von dem Rechte aus, ſich dieſes Rechtsmit— 
tels zu bedienen. Dagegen räumte die franzöſiſche Geſetzgebung 
lediglich dem Verkäufer einer unbeweglichen Sache, mit Aus— 
ſchluß des Käufers, dieſes Recht ein, weil ſie von der Anſicht aus— 
ging, daß nur derjenige, der aus Noth zur Schließung eines 
ſolch nachtheiligen Vertrages verleitet werden kann, den Schutz 
des Geſetzes gegen denjenigen verdiene, der dieſen Nothfall zu 
ſeiner Bereicherung zu benützen ſucht. Da nun der Käufer 
immer freye Wahl hat, zu kaufen oder nicht zu kaufen, woge— 
gen der Verkäufer oft aus Noth handelt, ſo glaubte man le— 
diglich den letzteren begünſtigen zu dürfen ). Der Grund, was 
rum man das Rechtsmittel der Reſciſſion des Kaufcontractes 
wegen enormer Verletzung nur bey unbeweglichen Sachen gel— 
ten ließ, iſt, weil man von der Anſicht ausging, daß es der bür— 
gerlichen Geſellſchaft gleichgültig ſey, wie ein Menſch über ſein 
bewegliches Eigenthum disponire, nicht aber, wie er über ſein 
liegendes Eigenthum verfüge. N 

3) Das öſterreichiſche Geſetzbuch iſt weder dem preußiſchen 
Landrechte, noch dem franzöſiſchen Civilcodex gefolgt, fondern 
hat den ſchon vor ſeiner Erſcheinung in Wirkſamkeit geweſenen, 
nach oben erwähnter Theorie ausgebildeten Grundſatz des römi— 
ſchen Rechtes, zu Folge welchem das Rechtsmittel wegen Ver— 
letzung über die Hälfte bey allen oneroſen Verträgen, und zwar 
ohne Unterſchied der Pasciscenten Statt finden ſoll, aufgenom— 
men. In der That ſcheinen gerade die ſich ganz entgegenge— 
ſetzten Anſichten des preußiſchen und franzöfifchen Civil-Geſetz— 
buches dieſer Theorie das Wort zu ſprechen. — Wer einen one— 


4) Einen weiteren Grund der Begünſtigung des Verkäufers vor dem Käufer hat 
Gönner im Archive für die Geſetzgebung und Reform des juriſtiſchen Stu— 
diums 2. B. XX, wo er dieſen Gegenſtand in einer ausführlichen Abhandlung 
erörtert, welche Abhandlung auch meinen Bemerkungen zu Grunde liegt, 
angeführt, Er ſagt nähmlich: Der Käufer iſt gegen Beſchädigungen über: 
haupt mehr geſichert, weil ihm der Verkäufer wegen den Mängeln Ge— 
währſchaft leiſten muß, aber für die Vorzüge und den höheren Werth 
leiſtet der Käufer keine Gewährſchaft. 
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roſen Vertrag abſchließt, wobey das, was er empfängt, mit 
demjenigen, was er dafür gibt, in keinem Verhältniſſe ſteht, 
befindet ſich in der Regel entweder in der Noth, oder er ſchwebt 
in einem Irrthume, und zwar in der Art, daß ſowohl das eine 
oder das andere den Mitpasciscenten auffallen muß. — So 
wie nun fchon das Sittengeſetz verbiethet, von einer ſolchen 
Noth oder einem ſolchen Irrthume Gewinn zu ziehen, ſo kann 
auch der poſitive Geſetzgeber dieſes Sittengeſetz hier zu einem 
Rechtsgeſetz erheben, und daß er dieſes wirklich thue, räth die 
Politik der Geſetzgebung an, indem dadurch auf einer Seite 
viele Bürger von empfindlichen Nachtheilen der Unvorſichtigkeit 
und Uebereilung ſichergeſtellt werden, und auf der andern 
Seite, wenn der Geſetzgeber nur bey enormen Verletzungen ein— 
greift, die allgemeine Rückſicht des freyen Verkehres zum Nach— 
theile der bürgerlichen Geſellſchaft gar keine Beeinträchtigung leidet. 

4) Unſer Geſetzbuch gibt dem Pasciscenten das mehrer— 
wähnte Rechtsmittel unter der Vorausſetzung, daß er nicht ein— 
mahl die Hälfte deſſen, was er am gemeinen Werthe ($. 305) 
dem Andern gegeben hat, von di eſem an gemeinem Werthe er: 
halten habe. Der Verkäufer eines Pferdes, das 100 Duraten 
werth iſt, wäre alſo verletzt, wenn er nicht ein mahl 50 dafür 
erhalten, und der Käufer wäre verletzt, wenn er mehr als 200 
Ducaten dafür gegeben hätte ). 

5) Der Beſchwerdeführer hat nur das Recht, die Aufhe— 
bung des Geſchäftes und die Herſtellung des vorigen Zuſtan— 
des zu fordern, dem anderen Theile aber wird die Wahl ge— 
laſſen, in die Aufhebung des Geſchäftes einzuwilligen, oder den 
Abgang bis zum gemeinen Werthe zu erſetzen. Hat er ſich aber 
bereit erklärt, das Letztere thun zu wollen, ſo kann er auch 
ohne Einwilligung des anderen Theiles von ſeiner Erklärung 
nicht mehr zurücktreten. — Es hat daher in dem obigen Bey— 

1) Das franzöſiſche Geſetzbuch räumt Art. 1874 dem Verkäufer eines unbewegli— 
chen Gutes dieſes Rechtsmittel nur dann ein, wenn er um 7½¼2 verkürzt 
worden iſt. — Sonderbar iſt der Grund, der die Geſetzgebungs-Section 
zur Annahme dieſer Modalität beſtimmte. Man ſagte nähmlich: Es ſey die 

Regel zu ſchwankend, wenn man bey der Hälfte ſtehen bleibe. Die kleinſte 


Differenz, und betrage ſie auch nur einen Frank, würde das Uebergewicht 
herſtellen. Iſt dieſes nun bey der Verletzung über 7/12 nicht der Fall? 
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fpiele der Verkaͤufer die Wahl, den verkürzten Käufer den 200 
Ducaten überſteigenden Kaufpreis gegen Uebernahme des Pferdes 
zurückzuſtellen, oder demſelben den 100 Ducaten überſteigenden 
Kaufſchilling zu vergüten, ihm aber dabey das Pferd zu belaſ— 
ſen; der Käufer aber, welcher für ein Pferd von 100 Duca— 
ten am Werthe nur 49 gab, hätte die Wahl, dem verkürzten 
Verkäufer noch 51 Ducaten darauf zu zahlen, oder von dem 
Verkäufer die Rückſtellung der 49 Ducaten gegen Auswechſe— 
lung des Pferdes zu begehren. Der dießfällige Prozeßgang 
würde ſich daher auf folgende Art geſtalten. Der Beſchwerde— 
führer hätte in ſeiner Klage, in welcher er natürlich die Ver— 
letzung ausweiſen muß, die Bitte dahin zu richten, daß der Ge— 
klagte verhalten werde, die ihm übergebene Sache, gegen Aus— 
händigung derjenigen, die er dafür gegeben, wieder zurückzuſtel— 
len. — Es wird nun Sache des Geklagten in der Einrede 
ſeyn, ob er ſich zur Aufrechthaltung des Geſchäftes bereit er— 
klären wolle, den Abgang bis zum gemeinen Werthe zu erſetzen. 
Erklärt er ſich hierzu, fo wird dem Kläger nicht verwehrt werden kön— 
nen, nun ſeine Bitte in der Replik dieſer Erklärung gemäß abzu— 
ändern, weil der gegenwärtige $. dem Verletzten ausdrücklich das 
Recht einräumet, die Aufhebung des Geſchäftes und Herſtellung in 
den vorigen Stand zu fordern, und es dann nur dem Verletzer 
frey ſtellet, durch Anerbiethung, den Abgang bis zum gemeinen 
Werthe zu erſetzen, das Geſchäft aufrecht zu erhalten. — In— 
deſſen iſt es immer vorſichtiger, wenn der Verletzte gleich in 
der Klage das alternative Begehren ſtellet, daß nähmlich das 
Geſchäft aufgehoben, und der vorige Stand hergeſtellt, oder, 
wenn ſich der Geklagte zu dieſem nicht bequemen wollte, der— 
ſelbe verhalten werde, den Abgang bis zum gemeinen Werthe 
zu erſetzen. 

6) Die Verkürzung in dem abgeſchloſſenen Geſchäfte kann 
aber nur dann behauptet werden, wenn das Mißverhältniß 
ſchon zur Zeit der Abſchließung des Geſchäftes vorhanden 
war. Nachgefolgte Verbeſſerungen oder Verſchlimmerungen des 
Gegenſtandes, nachgefolgte Erhöhungen oder Verminderung des 
gemeinen Werthes, oder Veränderungen der Verhältniſſe, wel— 


— 
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che darauf Einfluß haben, können alſo nicht in Betrachtung 
gezogen werden. Darum muß auch, wenn eine Schätzung von 
Sachverſtändigen mit Rückſicht auf den Zeitpunct des abgeſchloſ— 
ſenen Geſchäftes vorgenommen wird, beyden Theilen frey ſte— 
hen, ihre Erinnerungen über die Veränderung der auf den 
Preis einfließenden Umſtände vorzubringen '). 


9. 935. 

Dieſes Rechtsmittel findet nicht Statt, wenn Je⸗ 
mand ausdrücklich darauf Verzicht gethan, oder 
ſich erkläret hat, die Sache aus beſonderer 
Vorliebe um einen außerordentlichen Werth zu 
übernehmen; wenn er, obgleich ihm der wahre 
Werth bekannt war, ſich dennoch zu dem un— 
verhältnißmäßigen Werthe verſtanden hat; fer— 
ner, wenn aus dem Verhältniſſe der Perſonen 
zu vermuthen iſt, daß ſie einen aus einem ent⸗ 
geldlichen und unentgeldlichen vermiſchten Ver— 
trag ſchließen wollten; wenn ſich der eigentliche 
Werth nicht mehr erheben läßt; endlich, wenn 
die Sache von dem Gerichte verſteigert wor— 
den iſt. 

1) Der gegenwärtige F. ſetzt hier ſechs Ausnahmsfälle von 
der Regel feſt, daß bey zweyſeitig verbindlichen Geſchäften die 
Schadloshaltung wegen Verletzung über die Hälfte gefordert 
werden könne. — Die erſte Ausnahme ſcheint zwar, wie v. 
Zeiller bemerkt, die Wohlthat dieſes Rechtmittels wieder gänz— 
lich zu untergraben, weil ein gewinnſichtiger Verkäufer den un— 
verſtändigen oder leichtſinnigen Käufer, ſo wie der hartherzige 
Käufer den dürftigen Verkäufer ſehr leicht zur Verzichtleiſtung. 
beſtimmen wird. Aber man ging, wie aus deſſen Commen— 
tare zu entnehmen iſt, von der Anſicht aus, daß einerſeits we— 
nige Contrahenten ſchamlos genug ſeyn, von dieſem Kunſtgriffe 


— — 


1) Siehe Zeillers Gonmentar zu dieſem 9. Nr. 4. 


| 
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Gebrauch zu machen, und andererfeitd der Contrahent durch die 
Abforderung der Verzicht auf die ihm bevorſtehende Verkürzung 
aufmerkſam gemacht, und dadurch eingeladen wird, zur Ab— 
ſchließung des Geſchäftes ſich einen billigeren Mann zu wählen. 

2) Die zweyte Ausnahme beruht auf der Betrachtung, 
daß auch oft der Beſitzer ein beſonderes Vergnügen an einer 
Sache habe, was er billiger Weiſe in Anſchlag bringen kann, 
und daß es dem wohlhabenden Bürger nicht unmöglich gemacht 
werden ſoll, eine Sache bloß ſeines Vergnügens willen an ſich 
zu bringen. — Der Wille aber, eine Sache aus bloßer Bor: 
liebe um ein unverhältnißmäßiges Entgeld an ſich zu bringen, 
wird nicht vermuthet, ſondern muß ausdrücklich erkläret werden. 
— Die Beurtheilung des Umſtandes aber, wie viel eine Sa— 
che mit Berückſichtigung auf die beſondere Vorliebe werth ſey, 
— muß lediglich demjenigen überlaffen bleiben, der die Sache um 
den beſtimmten Preis an ſich zu bringen ſich anheiſchig machte, und 
er würde ſohin die Einwendung nicht geltend machen können, daß 
er die Sache an und für ſich höher im Werthe angefchlagen 
habe, als ſie in Wahrheit in Anſchlag zu bringen geweſen 
wäre. — Was wäre aber wohl in dem Falle Rechtens, wenn 
der Werth der beſonderen Vorliebe in einen beſonderen An— 
ſchlag gebracht worden wäre? Z. B. der Käufer eines Wagen— 
pferdes hätte ſich erkläret, dieſes Pferd aus dem Grunde um 
Ein Hundert Gulden über ſeinen wahren Werth bezahlen zu 
wollen, weil es in Anſehung der Farbe mit dem, bereits in 
feinem Beſitze befindlichen Pferde übereinſtimmt. — Ich glaube, 
daß in dieſem Falle dieſe Ein Hundert Gulden von dem Kauf— 
ſchillinge in Abſchlag gebracht werden müſſen. Bleibt dann 
nach Abzug deſſen ein ſolcher Kauffchilling übrig, welcher mehr 
als das Doppelte des eigentlichen Werthes beträgt, ſo tritt 
auch hier der Fall der enormen Verletzung ein, im Gegenfalle 
aber nicht. 

3) Auch ohne beſondere Vorliebe können oft außerordent— 
liche Verhältniſſe Jemanden bewegen, eine Sache unverhältniß— 
mäßig theuerer, als um den ihm bekannten gewöhnlichen Preis, 
an ſich zu löſen, weil er einen größeren Verluſt dadurch abzu— 
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wenden, oder einen ſehr beträchtlichen Vortheil daraus zu zie— 

hen im Stande iſt. — Wer, ſagt v. Zeiller, zur Beförderung n 
ſeiner Fabrik ein nahe gelegenes Gewäſſer, oder eine nahe lie— 
gende Waldung ungewöhnlich theuer erkauft, oder an einem 
öffentlichen Orte, wo viele Menſchen und wenige Miethkutſchen 
ſich befinden, bey einem eintretenden Regen mehr als das Dop— 
pelte des gewöhnlichen Miethgeldes bezahlt, kann nicht über 
Verkürzung klagen. — Wer nun, ungeachtet ihm der wahre 
Werth bekannt war, ſich dennoch zu dem unverhältnißmäßigen 
Werthe verſtanden hat, von dem muß angenommen werden, 
daß er einen beſonderen, in ſeinem eigenen Intereſſe gelegenen 
Grund hierzu hatte, und daß der Vortheil, zu deſſen Erreichung, 
oder der Nachtheil, zu deſſen Abwendung er ſich zur Entrich—⸗ 
tung dieſes unverhältnißmäßigen Preiſes herbeygelaſſen hat, die— 
ſen an Werth noch übertreffe. — Ob aber in einem be— 
ſtimmten Falle dem Contrahenten der gemeine Werth der Sa— 
che oder Leiſtung, die er an ſich gebracht hat, bekannt war 
oder nicht, muß aus den Umſtänden beurtheilet werden. Es 
bleibt daher für den anderen, redlich handelnden Contrahenten 
immer eine nützliche Vorſicht, ſich ausdrücklich zu erklären, daß 
er nur in Anſehung der beſonders hier obwaltenden Umſtände 
dieſen höhern Preis fordere, oder den ihm freywillig von der 
andern Seite angebothenen annehme. 

4) Es iſt kein Zweifel, daß auch bey entgeldlichen Ver— 
trägen, d. i. bey ſolchen, bey welchen ſich für die Leiſtung oder 
Ueberlaſſung einer Sache ein Entgeld bedungen wird, auch ein 
Act der Freygebigkeit mit unterlaufen, und der Wille des ei— 
nen Contrahenten dahin gehen könne, dem anderen mit einem 
Theile des Werthes ein Geſchenk zu machen. — Iſt nun die— 
ſes wirklich der Fall, ſo kann von einer Verletzung über die 
Hälfte keine Rede ſeyn, weil der Theil des Gegebenen, der 
durch das Empfangene nicht vergütet wird, lediglich als ein 
Geſchenk zu betrachten iſt. — Hat ſich Jemand ausdrücklich er— 
kläret, daß er aus bloßer Freygebigkeit ſich zu der ungleich 
größeren Gegenleiſtung verſtehe, fo hat die Sache keine Schwie— 
rigkeit. — Allein das Geſetz erlaubt hier ſelbſt aus dem Ver: 
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hältniſſe der Perfonen, welche den Contract mit einander ge: 
ſchloſſen haben, die Vermuthung geltend zu machen, daß ſie 
einen gemifchten Vertrag ($. 864 Nr. 6) eingehen wollten, 
und ſchließt in einem ſolchen Falle das Rechtsmittel wegen Ver— 
kürzung über die Hälfte aus. Dieſes wäre z. B. der Fall, 
wenn der Vertrag zwiſchen in friedlicher Eintracht lebenden 
Ehegatten, zwiſchen Aöcendenten und Descendenten u. ſ. w. 
geſchloſſen worden wäre. — Bey entfernteren Graden der Ver— 
wandtſchaft müßte, meines Erachtens, auch noch ein beſonderer 
Grad von Zuneigung nachgewieſen werden. 

5) Das Mißverhältniß des Werthes muß ſchon bey Ab— 
ſchließung des Geſchäftes vorhanden geweſen ſeyn. Läßt ſich 
alſo der damahlige Werth nicht mehr erheben, weil die 
Sache zu Grunde gegangen, ſehr verſchlimmert, durch Ver— 
beſſerungen faſt ganz umgeſchaffen worden iſt, oder weil die da— 
mahligen Verhältniſſe und Beweismittel hierüber ganz verdun— 
kelt worden ſind; ſo würde das Rechtsmittel fruchtlos ver— 
ſucht werden. 

6) Für die gerichtlichen Feilbiethungen führt theils das 
öffentliche und Privatintereſſe, ſie aufrecht zu erhalten, das 
Wort, theils die Vorſicht, mit welcher man in einem ſolchen 
Kaufe zu Werke gehen kann (§. 367) ). 


5. 936. 
Von der Verabredung eines künftigen Vertrages. 

Die Verabredung, künftig erſt einen Vertrag 
ſchließen zu wollen, iſt nur dann verbindlich, 
wenn ſowohl die Zeit der Abſchließung, als die 
weſentlichen Stücke des Vertrages beſtimmt, 
und die Umſtände inzwiſchen nicht dergeſtalt ver— 
ändert worden ſind, daß dadurch der aus— 
drücklich beſtimmte, oder aus den Umſtänden 
hervorleuchtende Zweck vereitelt, oder das Zu— 
trauen des einen oder anderen Theils verlo— 


„ 
t) Siehe Zeillers Commentar Nr. 5 u. 8. 
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ren wird. Ueberhaupt muß auf die Vollziehung 
ſolcher Zuſagen längſtens in einem Jahre nach 
dem bedungenen Zeitpuncte gedrungen werden; 
widrigen Falls iſt das Recht erloſchen. 

1) Aeußerungen, künftig erſt einen Vertrag eingehen zu 
wollen, geſchehen, wie v. Zeiller bemerkt, oft nur im Scherze, 
oder wenigſtens unüberlegt, oder ſo unbeſtimmt, daß daraus 
gar keine Verbindlichkeit entſteht; oft bewähren ſie nur einen 
Vorſatz oder bloße unverbindliche Unterhandlung en. — Ueber— 
haupt ſind ſolche einſeitige Aeußerungen unverbindlich. — Den— 
noch find Verabredungen über die künftige Abſchließung eines 
Vertrages (insbeſondere eines ſogenannten Realcontractes, wel— 
cher erſt durch die wirkliche Leiſtung, deren man aber zur Zeit 
noch nicht bedarf, zu Stande kommt), oft ein dringendes Be: 
dürfniß, um ſich in ſeinen Verhältniſſen, und zur Erreichung 
beſtimmter Zwecke ſicher zu ſtellen, z. B. daß mir der Andere 
zur Zahlung einer nächſtens verfallenden Schuld Geld borgen, 
oder zur bevorſtehenden Reiſe ſeinen Wagen leihen, meine 
Koſtbarkeiten während der Abweſenheit aufbewahren, oder daß 
eine Dienſtperſon nächſtens in meine Dienſte treten werde u. ſ. w. 

2) Damit ſolche Verabredungen verbindlich ſeyn, iſt daher 
vor Allem nothwendig, daß fie die weſentlichen Eigenſchaften ei— 
nes Vertrages überhaupt haben, d. i. ſie müſſen auf einer 
Seite ein Verſprechen, und auf der anderen die Annahme ent— 
halten. — Auch wird ſo, wie bey Verträgen überhaupt, die 
Fähigkeit der Perſonen, ihre wahre Einwilligung und die Mög— 
lichkeit der Leiſtung erfordert. Außer dieſen Erforderniſſen, wel— 
che zur Gültigkeit eines Vertrages überhaupt gehören, müſſen 
aber derley Verabredungen, um verbindlich zu ſeyn, nach Vor— 
ſchrift des gegenwärtigen $. noch folgende Eigenſchaften haben: 

3) Es muß ſowohl die Zeit, wenn der eigentliche Ver— 
trag abgeſchloſſen werden ſoll, als auch die weſentlichen Stücke 
des Vertrages, wie z. B. die Summe des Darleihens, das 
Lehen- oder Verwahrungsſtück, entweder ansdrücklich oder ſtill— 
ſchweigend beſtimmt werden. — Es entſteht nun aber hier die 


[$. 936. 205 


Frage: wie bey dem Umſtande, daß auch fchon bey einer ver— 
bindlichen Verabredung, künftig erſt einen Vertrag ſchließen zu 
wollen, die weſentlichen Stücke des Vertrages beſtimmt wer— 
den müſſen, dieſe vorläufige Verabredung ſich von der wirklichen 
Abſchließung des Vertrages unterſcheide? — Iſt der Vertrag, 
dem die Verabredung als gleichſam vorbereitender Vertrag vor— 
hergehen ſoll, ein ſogenannter Realcontract, der eigentlich erſt 
durch die Uebergabe der Sache zu Stande kömmt, wie z. B. 
der Verwahrungs-, Leih-, Darleihens- und Pfandvertrag, dann 
unterliegt die Beurtheilung, ob das geſchloſſene Geſchäft ein 
bloß vorbereitender, oder der wirkliche Vertrag ſelbſt ſey, kei— 
ner Schwierigkeit. — Ganz anders verhält ſich aber die Sache, 
wenn die Verabredung einen bloßen Conſenſual-Vertrag be— 
trifft, z. B. es hätte der A dem B verſprochen, ihm fein Reit— 
pferd um 500 fl. zu verkaufen, und binnen 4 Wochen dasſelbe 
ihm gegen Aushändigung des Kaufpreiſes zu übergeben. — Da 
zur Weſenheit des Kaufvertrages ſelbſt die Uebergabe des Kauf— 
gegenftandes nicht gehört, ſondern derſelbe lediglich in dem an— 
genommenen Verſprechen beſteht, Jemanden eine Sache gegen 
eine beſtimmte Summe Geldes überlaſſen zu wollen ($. 1053), 
und die Uebergabe des Kaufgegenſtandes auch auf längere Zeit 
hinausgeſchoben werden kann ($. 1061), fo entſteht hier der 
Zweifel, ob der zwiſchen A und B geſchloſſene Vertrag ledig: 
lich als eine im gegenwärtigen $. berührte Verabredung, künk— 
tig einen Kaufvertrag ſchließen zu wollen, oder als der wirkliche 
Kaufvertrag ſelbſt anzuſehen ſey. — Ich glaube, daß man hier 
vor Allem in Erwägung ziehen müſſe, ob ſich die Parteyen in 
ihrer Verabredung auch das Uebereinkommen über einige Ne— 
benpuncte vorbehalten haben oder nicht. Iſt das erſtere der 
Fall, fo iſt der geſchloſſene Vertrag nur als eine vorläu— 
fige Verabredung, iſt aber das letztere der Fall, ſo iſt er 
als der eigentliche Vertrag ſelbſt anzuſehen. In dem gegebe— 
nen Beyſpiele wäre daher der zwiſchen A und B geſchloſſene 
Vertrag, der wirkliche Kaufvertrag. 

4) Aus dem Ausdrucke „Verabredung,“ deſſen ſich hier das 
Geſetz bedient, könnte man auch zur Aufſtellung der Behauptung 
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verſucht werden, daß ein folcher vorläufiger Vertrag nur münd— 
lich geſchloſſen werden könne. Allein dieſe Anſicht wäre ſicher— 
lich irrig, und mit der Abſicht des Geſetzgebers, welche dieſem 
$. zu Grunde liegt, ſchwer vereinbarlich. — Der Geſetzgeber 
hatte bey Erlaſſung dieſes Geſetzes lediglich das Gewöhnliche 
vor Augen. — Indeſſen muß hier doch auf den Fall Rückſicht 
genommen werden, wenn ſich die Parteyen ausdrücklich zu einem 
ſchriftlichen Vertrage verabredet haben, und vorläufig einen Auf— 
faß über die Hauptpuncte errichten; — denn dieſer Aufſatz heißt 
dann „Punctation'' und vertritt hier die Stelle des ordentlichen 
Vertrages ($. 885). 

5) Damit ein ſolches vorläufiges Verſprechen, von welchem 
der gegenwärtige F. ſpricht, für den anderen Theil ein Recht, 
auf die Erfüllung desſelben zu dringen, begründe, wird ferners 
erfordert, daß in der Zwiſchenzeit keine ſolche weſentliche Ver, 
änderung der Umſtände eintrete, worüber der Zweck oder das 
Zutrauen verloren geht. Denn obſchon man dadurch von einem 
bereits abgeſchloſſenen Vertrage abzugehen nicht berechtiget 
wird, ſo kann man doch, wie v. Zeiller bemerkt, vernünftiger 
Weiſe nicht vermuthen, daß Jemand unter ſolchen veränderten 
Umſtänden ſich noch zur Abſchließung des Vertrages verbindlich 
machen wollte, z. B. wenn der gewählte Diener zur Zeit des 
Eintrittes ſchwer erkrankt, wenn der künftige e in Con⸗ 
curs verfällt u. ſ. w. 

6) Das Recht, auf die Erfüllung eines ſolchen Verſprechens 
zu dringen, hört auch dann auf, wenn der Promiſſär, in ſo fern 
keine kürzere Erlöͤſchungszeit beſtimmt iſt, binnen einem Jahre nach 
dem Zeitpuncte, als die Erfüllung des Verſprechens hätte ge— 
ſchehen ſollen, auf ſelbe nicht gedrungen hat. Wenn ich alfo 
Jemanden z. B. ein Darleihen, nach drey Monathen zugeſagt 
habe, und er es in fünfzehn Monathen nicht verlangt, fo iſt 
ſein Recht erloſchen. Durch den Beyſatz „längſtens“, deſſen ſich 
das Geſetz hier bedient, wird offenbar angezeigt, daß die Par— 
teyen auch eine kürzere Erlöſchungszeit unter ſich feſtſetzen kön— 
nen. Dagegen können ſie auch durch eine ausdrückliche Verab— 
redung dieſe Friſt nicht erweitern (Vergl. §. 1502). 
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7) Die rechtliche Wirkung einer ſolchen verbindlichen Ver— 
abredung iſt, daß der Promittent zur förmlichen Abſchließung 
des Vertrages, mit Beyfügen der Nebenbeſtimmungen, folglich 
nach Umſtänden zur Ausſtellung einer ſchriftlichen Urkunde, wenn 
dieſes verabredet worden, oder (wie bey Realcontracten) zur 
wirklichen Leiſtung oder zum Erſatze des erweislichen Schadens, 
wofür man ſich aber vorſichtiger Weiſe ein Reugeld, oder eine 
Conventionalſtrafe ausbedingen kann (§§. 909 u. 1336), ange: 
halten werden könne. Es frägt ſich aber hier, was Rechtens 
ſey, wenn ſich die Parteyen über die Nebenbeſtimmungen in 
der Folge nicht vereinigen können? Setzen wir z. B.: A hätte 
dem B ein Darleihen von 1000 fl., was binnen drey Monathen 
übergeben werden ſollte, zugeſichert; bey Uebergabe des Darlei— 
hens fordert der Darleiher die Ausſtellung eines Schuldbriefes, 
worin das Haus des B zur Hypothek verſchrieben, die Entrichtung 
5 pCt. Intereſſen zugeſichert, und eine vierteljährige Aufkündi— 
gung beſtimmt werden ſolle; allein B verweigert die Verſchrei— 
bung ſeines Hauſes zur Hypothek, und will eine halbjährige 
Aufkündigung feſtgeſetzt haben. — Ich glaube, daß es in ei— 
nem ſolchen Falle hauptſächlich darauf ankomme, ob es ſich um 
Nebenbeſtimmungen handle, die im Mangel einer ausdrücklichen 
Verabredung der Parteyen von dem Geſetze ſelbſt feſtgeſtellt 
werden. In einem ſolchen Falle müßte ſich jede Partey die 
Feſtſetzung ſolcher Beſtimmungen gefallen laſſen. Hätte z. B. 
der A dem B überhaupt verſprochen, ein Darleihen gegen Zin— 
ſen zu geben, ohne daß der Betrag der Zinſen ausgeſprochen 
worden wäre, fo müßte ſich der B allerdings bequemen, im Falle 
eines gegebenen Unterpfandes fünf, ohne Unterpfand aber ſechs 
von Hundert in dem wirklichen Darleihens-Vertrage zuzuſichern. 
— Handelt es ſich aber um ſolche Nebenbeſtimmungen, in An— 
ſehung welcher keine ſupletoriſchen geſetzlichen Anordnungen vor— 
handen ſind, ſo können ſie von dem Promittenten nach Will— 
kühr feſtgeſetzt werden, vorausgeſetzt, daß die Erfüllung derſel— 
ben dem Promiſſär möglich, und daß ſie nicht ungewöhnlich ſind, 
weil nicht angenommen werden kann, daß die Parteyen bey der 

| getroffenen Verabredung, künftig den beſtimmten Vertrag ſchlie— 
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ßen zu wollen, auch auf ungewöhnliche Nebenbeſtimmungen Rück⸗— 
ſicht genommen haben. — So wird ſich in dem geſetzten Falle 
der Anleiher allerdings zur Conſtituirung der Hypothek, und 
Beſtimmung einer vierteljährigen Aufkündzeit bequemen müſ— 
ſen; denn indem der Promittent ſich zur Uebergabe des Dar— 
leihens bereit erkläret, erfüllt er dasjenige, was er verſprochen 
hat, und die Feſtſetzung der Bedingungen, unter welchen er 
dem Promiſſär das Darleihen zuzuzahlen ſich anheiſchig macht, find 
nicht von der Art, daß ſie in der erſten Willens-Vereinigung 
als ausgeſchloſſen angeſehen werden könnten. — Verabredungen 
unerlaubter Verträge find ganz wirkungslos (F. 878); und 
die Verabredung einer künftigen Ehe zieht wenigſtens keine Ver— 

bindlichkeit zur Abſchließung derſelben nach ſich (§. 45). f 


d. 937. 


Von der Verzicht auf Einwendungen. 


Allgemeine, unbeſtimmte Verzichtleiſtungen auf 
Einwendungen gegen die Gültigkeit eines Ver— 
trages ſind ohne Wirkung. 


1) Allgemeine Entſagungen auf alle nur mögliche Ein⸗ 
wendungen, die der Gültigkeit eines Vertrages im Wege ſte— 
hen könnten, ſind, wie v. Zeiller bemerkt, meiſtens das Werk 
des rabuliſtiſchen Schriftverfaſſers, des Schlendrians, oft aber 
auch des Leichtſinnes und der gebietheriſchen, wucherlichen Be— 
drückung und Argliſt. — Da nun aber eine Entſagung, als 
eine verbindliche Willenserklärung ($. 1444), mit Einſicht 
und Ueberlegung geſchehen ſoll ($- 869), aus einer in Fur: 
zen Worten hingeworfenen, und doch ſo viel umfaſſenden Ent— 
ſagungs-Clauſel nur auf eine Uebereilung, und eine gänz— 
liche Unkenntniß jener Rechte, welche aufgegeben werden ſollen, 
geſchloſſen werden kann, ſo erklärt der höchſte Geſetzgeber hier 
ſolche Einwendungen mit vollem Rechte für wirkungslos. 

2) Verzichtleiſtungen auf ſolche Einwendungen, deren 
Gegenſtand beſtimmt ausgedrückt iſt, z. B. auf die wegen 
Verkürzung über die Hälfte, auf die Gewährleiſtung u. ſ. w., ſind 
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in der Regel gültig. Ich fage in der Regel; denn es kom⸗ 
men Rechte und Einwendungen vor, auf welche man vermög 
Vorſchrift des Geſetzes vorläufig nicht wirkſam Verzicht leiſten 
kann. Ausdrücklich erklärt das Geſetzbuch als unwirkſam: a) Die 
Verzichtleiſtung auf die Rechtswohlthat des Inventars, bevor 
der Zeitpunct des Erbanfalles eingetreten iſt ($. 803); b) die 
vorläufige Verzichtleiſtung auf die Einwendung der Verjährung 
(L. 502). Verzichtleiſtungen auf Einwendungen, die aus ei— 
nem Verbothsgeſetze entſpringen, oder wenigſtens zu unerlaub: 
ten Handlungen einladen würden, ſind der Natur der Sache 
nach unwirkſam. — Dahin gehört der Verzicht auf die Einwen— 
dung des Wuchers (F. 1000); eines der Gültigkeit der Ehe 
entgegenſtehenden öffentlichen Hinderniſſes; die Einwendung der 
Furcht, des Betruges, des Irrthums, oder einer Scheinhand— 
lung (F. 915), des nicht zugezählten Darleihens (§. 983) u. ſ. w. 


Mippel's Commentar VI, Ty. 44 
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Achtzehntes Hauptſtück. 


Bon den Schen kun geen. 
5. 938, 


Schenkung. 
Ein Vertrag, wodurch eine Sache Jemanden un— 
entgeldlich überlaſſen wird, heißt eine Schenkung. 

1) Nachdem das Geſetzbuch die allgemeinen Beſtimmungen 
über Verträge überhaupt abgehandelt hat, geht es auf die be— 
ſonderen Arten der Verträge über. Einige davon ſind ſchlechter— 
dings unentgeldliche, wie die Schenkung und der Leihvertrag *); 
andere dagegen rein entgeldliche, wie der Tauſch-, Kauf-, Be— 
ſtandvertrag, dann der Vertrag über eine Gemeinſchaft der Güͤ— 
ter, und wieder andere können bald zu dieſer oder jener Claſſe 
von Verträgen gehören, da in den Begriff derſelben weder die 
Eigenſchaft der Entgeldlichkeit noch Unentgeldlichkeit aufgenom— 
men worden iſt, und daher weder die eine noch die andere Ei— 
genſchaft als ein weſentliches Merkmahl der beſtimmten Art des 
Vertrages erſcheinet. Dieſes iſt der Fall bey dem Darleihens-, 
Verwahrungs- und Bevollmächtigungs-Vertrage, und mehre— 
ren Arten der Verträge über Dienſtleiſtungen; ferner die Glücks⸗ 
verträge und Ehepacten; wobey bemerkenswerth iſt, daß bey dem 
Verwahrungs- und Bevollmächtigungs-Vertrage die Unentgeld— 
lichkeit zwar eine natürliche, aber keineswegs eine weſentliche 
Eigenſchaft desſelben ausmachet. 

2) Der gegenwärtige $. ſtellt nun den Begriff der Schen— 
kung auf. — Nach demſelben iſt Schenkung ein Vertrag, 
woraus folgt, daß die bloße Erklärung, Jemanden eine Sache 
oder ein Recht übertragen zu wollen, nur als eine Einleitung 


) Daß die Schenkung ein unentgeldlicher Vertrag fen, liegt in der Natur der Sa— 
che. — Od aber auch der Leihverteag ſchlechterdings unter die unentgeldlichen 
gehöre, hängt bloß von dem Begriffe ab, den das poſitive Recht mit demſel— 
ben verbindet. Das öfterreichifche Geſetzbuch hat das Merkmahl der Unent⸗ 
geldlichkejt in die Definition gusdrücklich aufgenommen (J. 971). 
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zur Schenkung, nicht aber als die wirkliche Schenkung ſelbſt 
angeſehen werden könne, und daß erſt durch die Annahme des 
gemachten Verſprechens die Schenkung vollendet werde. — Wie 
lange der Schenker vor erfolgter Annahme des Verſprechens an 
dasſelbe gebunden bleibe, iſt aus den allgemeinen Vorſchriften 
über Verträge (§. 862) zu entnehmen. Daraus, daß die 
Schenkung ein Vertrag genannt wird, folgt auch, daß ſie 
der Regel nach nur einen Titel zur Erwerbung des Eigenthumes 
begründe, das Eigenthum aber nur durch die Uebergabe und 
Uebernahme der geſchenkten Sache erworben werde (§§. 424 
und 425). 

3) Der Gegenſtand der Schenkung iſt eine Sache. Un— 
ter Sache verſteht aber das Geſetz alles, was von der Perſon 
unterſchieden iſt, und zum Gebrauche der Menſchen dient, folg— 
lich auch alle Rechte und Dienſtleiſtungen ($. 285); und ob— 
ſchon kein Zweifel iſt, daß der F. hier von Ueberlaſſung des 
Eigenthums einer Sache, und nicht bloß von einem Gebrauchs— 
und Nutzungsrechte der Sache ſpricht, ſo iſt doch nach obiger Er— 
klärung dieſes Gebrauchs- und Nutzungsrecht ſelbſt wieder als 
eine Sache anzuſehen, welche Jemanden überlaſſen werden kann. 
Nach den Worten des gegenwärtigen F. wäre daher auch die 
unentgeldliche Weberlaffung des Gebrauches einer Sache als eine 
Schenkung anzuſehen. Allein da das Geſetzbuch die unentgeld— 
liche Ueberlaſſung des Gebrauchsrechtes einer Sache im zwanzig: 
ſten und einundzwanzigſten Hauptſtücke als eine beſondere 
Vertragsart anſieht, ſo kann der Begriff „Sache“ hier nur auf 
ſolche Rechte ausgedehnt werden, deren Ueberlaſſung das Ge— 
ſetzbuch nicht in eine beſondere Vertragsgattung gereihet hat. 

4) Die Schenkung iſt ferner die unentgeldliche Ueber— 
laſſung der Sache an eine andere Perſon. Indeſſen kann doch 
auch die Ueberlaͤſſung einer Sache gegen Entgeld in gewiſſer 
Beziehung und in manchen Fällen unter die Schen— 
kungen gerechnet werden. Ich beziehe mich hier auf das, was 
ich im §. 864 von gemiſchten Verträgen geſprochen habe. — 
Wenn nähmlich Jemand die ihm eigenthümliche Sache einem 
Andern aus wohlthätigem Sinne und bloßer Freygebigkeit um 

14 ° 
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einen ſolchen niedrigen Preis überläßt, daß derſelbe mit dem 
Werthe der überlaſſenen Sache in keinem Verhältniſſe ſteht, ſo 
iſt ein ſolcher Vertrag theilweiſe, und zwar nach der Analogie 
des 9 942 in Anſehung des überſteigenden Werthes als ein 
wahrer Schenkungsvertrag anzuſehen. 

5) Die Abſicht und die natürliche Wirkung jeder Schen— 
kung iſt, daß lediglich zum Vortheile des Geſchenknehmers aus 
der Rechtsſphäre des Geſchenkgebers etwas genommen, und in 
die Rechtsſphäre des Geſchenknehmers übertragen, folglich deſſen 
Eigenthum dadurch vermehret wird. — Ein Vertrag, bey wel— 
chem die Abſicht eine andere iſt, oder der dieſe Wirkung nicht 
hervorbringt, kann, wenn er auch ſonſt einer Schenkung ähn— 
lich wäre, nicht als eine Schenkung angeſehen werden. 


d. 939. 
In wie fern eine Verzichtleiſtung eine Schenkung ſey. 

Wer auf ein gehofftes, oder wirklich angefallenes 
oder zweifelhaftes Recht Verzicht thut, ohne 
es einem Andern ordentlich abzutreten, oder 
dasſelbe dem Verpflichteten mit deſſen Einwilli— 
gung zu erlaſſen, iſt für keinen Geſchenkgeber 

anzuſehen. | 
1) Es iſt bereits am Schluſſe der Erläuterung des vori— 
gen F. bemerkt worden, daß aus dem geſetzlich aufgejte ten 
Begriffe einer Schenkung nothwendig folge, daß ſich durch die— 
ſelbe das Eigenthum des Beſchenkten vermehren müſſe; woraus 
ſich zugleich ergibt, daß nur jene Verzichtleiſtung auf ein Recht, 
wodurch ſich das Eigenthum des Beſchenkten nach der Abſicht 
des Verzichtleiſtenden vermehren ſoll, als ein ſolches Verſpre— 
chen angeſehen werden könne, welches, wenn von Seite des 
anderen Theiles die Annahme hinzutritt, eine Schenkung be— 
gründet. Aus eben dieſem Grunde kann die Verzichtleiſtung 
auf ein gehofftes, oder wirklich angefallenes, oder zweifelhaftes 


Recht in dem Falle als keine Schenkung angeſehen werden, 


wenn ſie bloß in Folge des Befugniſſes, über ſein Eigenthum 
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nach Willkühr zu ſchalten, folglich ſich auch desſelben in der 
Art zu begeben, daß ſich dabey nicht bekümmert werde, an 
wen das Eigenthum übergehe, geſchieht, weil dabey die Abſicht 
wegfällt, das Eigenthum einer beſtimmten Perſon dadurch zu 
vergrößern. Aus dieſem Grunde kann es für keine Schenkung 
angeſehen werden, wenn Jemand ſeine eigenthümliche Sache 
auf⸗ oder preisgibt, und dadurch einen Anderen, der ſich 
gerade in der Gelegenheit dazu befindet, in den Stand ſetzt, 
ſich derſelben zu bemächtigen und ſich dieſelbe zuzueignen; oder 
wenn Jemand das ihm zugedachte Erbrecht oder Vermächtniß 
ausſchlägt, oder das eine oder andere demjenigen, der durch 
dieſe Ausſchlagung bereichert wird, ordentlich abzutreten. — Aus 
eben dieſer Urſache kann auch die Entſagung des Vertragserben 
auf ſein ihm zugeſichertes Erbrecht, wenn ſie auch mit Zuſtim— 
mung des Theiles, der das Verſprechen gemacht hat, geſchieht, 
als keine Schenkung angeſehen werden, da hierdurch das Eigen— 
thum desſelben nicht vermehrt wird; denn das Recht, auf wel— 
ches der bedachte Theil verzichtet hat, nähmlich: das Erbrecht, 
kann auf den andern Theil nicht zurückfallen, da er nicht ſein 
eigener Erbe ſeyn kann. 

2) Aber auch in dem Falle, als die Abſicht des Verzicht— 
leiſtenden wirklich dahin ging, daß ſich dadurch das Eigenthum 
einer beſtimmten andern Perſon vermehren ſoll, kann dieſe Ver— 
zichtleiftung als keine Schenkung angeſehen werden, wenn die 
Annahme desjenigen, der durch dieſe Verzichtleiſtung begünſti— 
get wird, nicht hinzu getreten iſt (F. 938 Nr. 2). Daher iſt ſelbſt 
derjenige, welcher dem Verpflichteten feine Schuld erläßt, für 
keinen Geſchenkgeber anzuſehen, wenn dieſe Erlaſſung ohne Ein— 
willigung des Verpflichteten geſchehen iſt. 


5. 940. 
Belohnende Schenkung. 
Es verändert die Weſenheit der Schenkung nicht, 
wenn ſie aus Erkenntlichkeit, oder in Rückſicht 
auf die Verdienſte des Beſchenkten, oder als 
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eine beſondere Belohnung desſelben gemacht 


worden iſt; nur darf er vorher kein Klagerecht 
darauf gehabt haben. 


9. 941. 


Hat der Beſchenkte ein Klagerecht auf die Beloh⸗ 
nung gehabt, entweder, weil ſie unter den 
Parteyen ſchon bedungen, oder durch das Ge— 
ſetz vorgeſchrieben war; ſo hört das Geſchäft 
auf, eine Schenkung zu ſeyn, und iſt als ein 
entgeldlicher Vertrag anzuſehen. | 

1) Auch dieſe Vorſchriften ergeben ſich, wie v. Zeiller be 
merkte, aus dem Begriffe der Schenkung, nähmlich, daß ſie 
zu den unentgeldlichen Verträgen gehört. Man könnte zwar 
verſucht werden, zu glauben, daß belohnende Schenkungen zu 
den entgeldlichen Verträgen gehören, weil dasjenige, was hier 
geſchenkt wird, nach der Abſicht des Schenkenden das Ent— 
geld für eine von dem Beſchenkten zum Vortheile des erſteren 
gemachte frühere Leiſtung ſeyn fol. Allein da die Vergeltung 
hier, wie der F. 940 vorausſetzt, nicht in Folge einer vorhan— 
denen rechtlichen Verpflichtung, ſondern höchſtens nach dem 

Befehl des Sittengeſetzes, ſohin immer aus bloßem guten Wil— 

len geſchieht, und der Schenkende dabey auch den Erwerb ei— 

nes Rechtes nicht bezielet, indem die Schenkung für eine ver— 
gangene Leiſtung geſchieht, ſo hört eine ſolche belohnende Schen— 
kung nicht auf, ein unentgeldlicher Vertrag zu ſeyn. 


2) Anders verhält ſich aber die Sache, wenn die Schen— 


kung in Folge einer dem Geſchenkgeber entweder vom Geſetze 
auferlegten, oder von ihm freywillig eingegangenen Verpflich— 
tung geſchieht. Das was hier unter der Benennung „Schenkung“ 
gegeben wird, iſt keine wahre Schenkung im rechtlichen Sinne 
des Wortes. Wenn daher der Eigenthümer einer Sache dem 
Finder derſelben, wenn die Partey ihren Rechtsfreund oder 
Arzt, oder wenn Jemand dem Retter ſeiner Sache (F. 403) 


eine Belohnung zuſichert oder übergibt, ſo iſt ſelbe, in fo weit fie 
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nicht das in den Geſetzen (§§. 391 u. 403) beſtimmte Maß 
überſchreitet, als keine Schenkung anzuſehen. Nur das allfäl— 
lig gegebene Uebermaß wäre nach den Grundſätzen der Schen— 
kung zu beurtheilen. 

3) Um Mißverſtändniſſe zu beſeitigen, muß ich hier be— 
merken, daß nicht jede Gabe, die in Folge einer eingegangenen 
Verpflichtung geleiſtet wird, dem Begriffe einer Schenkung wi— 
derſtreite. Man muß vielmehr in einem ſolchen Falle ſein 
Augenmerk darauf richten, ob die eingegangene Verpflichtung 
ſelbſt nicht als eine Schenkung anzuſehen ſey? — Iſt ſie als 
eine ſolche anzuſehen, ſo iſt die in Folge der eingegangenen 
Verpflichtung, obſchon dem annehmenden Theile hieraus ein 
Klagerecht erwächſt, geleiſtete Gabe nichts anders, als die Er— 
füllung des Schenkungs vertrages, und es wird daher die 
Natur desſelben nicht geändert. Setzen wir z. B.: der A habe 
dem B aus bloßer Freygebigkeit Ein Hundert Gulden zugeſichert, 
weil ihm aber die Geldſumme, aus der er ihm dieſe Hundert 
Gulden zuzuzählen Willens iſt, noch nicht eingefloſſen, habe er 
ihm eine Urkunde eingehändigt, und darin die Zahlung binnen 
Jahresfriſt verſprochen. Obſchon nun nach Verlauf dieſer Friſt 
dem Promiſſär ein Klagerecht gegen den Promittenten zuſteht, 
ſo iſt letzterer, wenn er nach abgelaufener Friſt dieſe Hundert 
Gulden in Folge der einmahl rechtlich eingegangenen Verpflich— 
tung übergibt, doch immer als ein Geſchenkgeber anzuſehen; 
ja, er würde ſelbſt dann nicht aufhören, Geſchenkgeber zu ſeyn, 
wenn der Promiſſär genöthiget würde, dieſe Summe im Exe— 
cutionswege ſich zu verſchaffen. 

4) Ob aber eine verheißene Belohnung, zu der kein Ge— 
ſetz verpflichtet, als eine Schenkung anzuſehen ſey oder nicht, 
hängt von dem Umſtande ab, ob zur Zeit der gemachten Ver— 
heißung dasjenige, wofür die Belohnung zugeſichert wurde, ſchon 
geleiſtet worden iſt oder nicht. Im erſteren Falle iſt die Be— 
lohnung allerdings als eine Schenkung zu betrachten, weil der 
Promittent einerſeits keine rechtliche Verpflichtung hatte, ſie zu— 
zuſichern, und andererſeits derſelbe dabey den Erwerb einer 
Sache nicht bezielet, da dasjenige, wofür er die Belohnung zu— 
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geſichert hat, bereits geleiſtet iſt. Anders verhält ſich aber die 
Sache, wenn die Belohnung vor geſchehener Leiſtung zugeſichert 
wurde. Es geſchieht zwar auch in dieſem Falle das Verſpre— 
chen der Belohnung freywillig, allein der Promittent verbindet 
hier mit ſeinem Verſprechen den Zweck, den Anderen 
zur Leiſtung deſſen, wofür die Belohnung ausbedungen iſt, 
zu vermögen; er bezielet ſohin die Erwerbung einer Sache oder 
eines Rechtes, und von demfenigen, der in Folge dieſer ausge— 
ſprochenen Belohnung ſich zu dieſer Leiſtung herbeyläßt, muß 
nach dem natürlichen Laufe der Dinge angenommen werden, daß 
er dabey die Gewinnung der Belohnung bezwecke. — Dieſes 
iſt aber das weſentliche Merkmahl entgeldlicher Verträge (§. 
864 Rr. 2). Wenn daher z. B. derjenige, der 1000 fl. verloren 
hat, dem Finder nach zugeſtellter Sache über die dem letzteren 
geſetzlich gebührenden 100 fl. noch beſonders 100 fl. als Beloh— 
nung binnen einer beſtimmten Friſt zu übergeben verſpricht, 
und der Finder dieſes Verſprechen annimmt, ſo entſteht ein 
wahrer Schenkungsvertrag, und die wirkliche Uebergabe dieſer 
100 fl. gehört dann lediglich zur Erfüllung dieſes Schen— 
kungs vertrages; hat aber der Verlierer bey Kundmachung 
des Verluſtes dem Finder 200 fl. zugeſichert, dann iſt der— 
ſelbe, in Anſehung dieſer zugeſicherten Belohnung, keineswegs 
mehr als ein Geſchenkgeber, ſelbſt nicht in Bezug auf das 
Uebermaß von 100 fl., anzuſehen. 


5. 942, | 
Wechſelſeitige Schenkungen. 

Sind Schenkungen vorher dergeſtalt bedungen, 
daß der Schenkende wieder beſchenkt werden 
muß; ſo entſteht keine wahre Schenkung im 
Ganzen, ſondern nur in Anſehung des überſtei— 
genden Werthes. 

1) Wenn zwey Perſonen (wie bey verſchiedenen Gelegen— 
heiten Brautperſonen, Ehegatten oder nahe Verwandte) ſich 
wechſelſeitig freywillig beſchenken, ohne daß die Gaben bedun— 
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gen worden find, fo bleiben diefe inner den Gränzen wahrer Ge— 
ſchenke, und es iſt jede Schenkung für ſich nach den von Schenkun— 
gen überhaupt vorgeſchriebenen Regeln zu beurtheilen. Sind aber 
die Gaben wechſelſeitig bedungen worden, dann iſt von keiner Sei— 
te ein reiner Act der Freygebigkeit mehr vorhanden, beyde Con— 
trahenten bezielen auch für ſich Rechte zu erwerben, es iſt alſo 
keine wahre Schenkung, ſondern vielmehr ein entgeldlicher Ver— 
trag vorhanden. — Nur in dem Falle, als die Sache, die der 
eine zu geben verſpricht, auffallend einen höheren Werth hätte, 
als diejenige, welche der andere Theil ſich zu geben anheiſchig 
macht, erſcheint der erſtere noch immer als Geſchenkgeber, je— 
doch nur in Anſehung des überſteigenden Werthes. 

2) Gehet aus den Umſtänden mit Verläßlichkeit hervor, 
daß die gegenſeitigen Schenkungen nur zu dem Zwecke bedun— 
gen worden ſeyn, um ein entgeldliches Rechtsgeſchäft zu be— 
mänteln, ſo ſind dieſelben nach jenen geſetzlichen Vorſchriften 
zu beurtheilen, welche für das Rechtsgeſchäft beſtehen, das da— 
durch hätte bemäntelt werden ſollen (F. 916). Haben daher 
die Schenkungen ſolche Sachen zum Gegenſtande, die nur une 
entgeldlich hintangegeben werden dürfen, und ſind ſelbe eine 
offenbare Maske, um einen Kauf- oder Tauſchvertrag dadurch 
zu bedecken, — ſo werden ſie als ungültig zerfallen, und die 
allenfalls mit einem ſolchen Kauf- oder Tauſchvertrage vom Geſetze 
insbeſondere in Verbindung geſetzten widrigen Folgen mit ſich 
führen. Dienen ſie aber einem entgeldlichen Veräußerungsacte, 
der an und für ſich nicht unerlaubt iſt, zur Verkleidung, ſo 
treten die für dieſen Veräußerungsact beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen ein. So kann ſich z. B. bey wechſelſeitig be— 
dungenen (übrigens wahren) Schenkungen kein Theil wegen 
Verletzung über die Hälfte beſchweren; hat aber einer der Con— 
trahenten, die mitſammen einen entgeldlichen Vertrag verabrede— 
ten, weil ihm der unverhältnißmäßige Werth der gegentheiligen 
Leiſtungen bekannt war, den wuderen dahin gebracht, dieſen 
entgeldlichen Vertrag in eine gegenſeitige Schenkung zu ver— 
kleiden, ſo würde dem andern Theile allerdings das Rechts— 
mittel, die Aufhebung des Vertrages wegen Verletzung über die 
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Hälfte zu begehren, zu Gebothe ſtehen. Dagegen würde dieſer 
auch nicht befugt ſeyn, wegen Undankbarkeit des anderen Con— 


trahenten das gegebene Uebermaß, das z. B. die Hälfte nicht 


erreichet, zurückzufordern. 

3) Schenkungen, welche unter einer von dem Geſchenk— 
nehmer zu leiſtenden Bedingung, oder zu einem gewiſſen von 
ihm zu erfüllenden Endzwecke verſprochen oder gegeben worden, 
ſind in der Regel den läſtigen Verträgen gleich zu achten. 
Eine Ausnahme von dieſer Regel würde dann eintreten, wenn 
aus den Umſtänden klar erhellet, daß die Bedingung oder der 
Endzweck nur zum Schein beygefügt worden, oder daß dadurch 
vielmehr der Vortheil des Beſchenkten, als der des Geſchenk— 
gebers oder eines Dritten bewirkt werden ſoll. — Wie Schen— 
kungen, welche in Rückſicht einer künftigen, aber doch nicht 
erfolgten Ehe gemacht worden ſind, zu behandeln ſeyen, wird 
anderswo beſtimmt ($. 1247). 


5. 945. 


Form des Schenkungsvertrages. 


Aus einem bloß mündlichen, ohne wirkliche Ueber— 
gabe geſchloſſenen Schenkungsvertrage erwächſt 
dem Geſchenknehmer kein Klagerecht. Dieſes 
Recht muß durch eine ſchriftliche Urkunde be— 
gründet werden. 

1) Die Urſache dieſer Abweichung von der allgemeinen, 
über die Form der Verträge aufgeſtellten Regel ($. 883) liegt, 
wie Herr Hofrath v. Zeiller in ſeinem Commentare bemerkt, 
in der Betrachtung, daß junge, leichtſinnige oder ſchwache Ge— 
müther durch Erhitzung der Einbildungskraft, oder in einer oft 
abſichtlich herbeygeführten Aufwallung des Geblüts zu unbeſon— 
nenen, gar bald wieder bereuten, mündlichen Verheißungen 
hingeriſſen werden; daß man ſich dagegen nicht ſo raſch zur 
wirklichen Uebergabe, oder zur Abfaſſung einer ſchriftlichen Ur— 
kunde entſchließe. — Eine bloß mündliche Schenkung alſo, ſie 
mag eine einfache oder belohnende, vor noch ſo vielen Zeugen, 


* 
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auch in Beyſeyn von Gerichtsperſonen erklärt ſeyn, und der 
Promittent mag ſelbe mit noch ſo viel Betheurungen verſtärket, 
und auf die Einwendung, die ihm aus der gegenwärtigen Vor— 
ſchrift des Geſetzes zu Gebothe ſteht, verzichtet haben, begrün— 
det für den Geſchenknehmer kein Klagerecht. 

2) Die Römer machten bekanntlich einen Unterſchied zwi— 
ſchen pactum und contractus: Erſteres war ein Vertrag, der 
nach altrömiſchem Rechte kein Klagerecht bewirkte; mit der letzte— 
ren Benennung wurden dagegen jene Verträge belegt, aus de— 
nen ein Recht zu klagen entſtand. Obſchon nun aus einem 
pactum nudum keine Klage erhoben werden konnte, ſo war 
daöfelbe doch nicht wirkungslos, und insbeſondere war eine 
Wirkung hiervon dieſe, daß die durch ein ſolches pactum be— 
gründete natürliche Forderung einer ſolchen, welche ſelbſt ein 
Klagerecht wirkte, im Wege der Compenſation als Einwendung 
entgegen geſetzt, und von letzterer abgerechnet werden konnte. — 
Da nun der gegenwärtige F. gleichfalls nur davon ſpricht, daß 
aus einem bloß mündlichen Schenkungsvertrage dem Geſchenk— 
nehmer kein Klagerecht erwachſe, ſo könnte man verſucht 
werden, anzunehmen, daß die aus einem mündlichen Schen— 
kungsvertrage nach dem natürlichen Privatrechte entſtehende 
Forderung, welche nur nach poſitivem Rechte keine Klage wirkt, 
eben ſo, wie das aus dem pacto nudo der Römer entſprun— 
gene natürliche Recht, wenigſtens im Wege der Compenſation, 
in der Einrede geltend gemacht werden könne. — Allein dieſe An— 
ſicht wäre irrig, denn das öſterreichiſche Geſetz kennt dieſen Unter— 
ſchied nicht. Das, was nach dem natürlichen Privatrechte eine 
Forderung iſt, wird eben dadurch, daß ihr der poſitive Geſetzgeber 
das Klagerecht verſagt, nach poſitivem Rechte als Forderung aufgeho— 
ben; denn eine Forderung, zu deren Realiſirung mir das Geſetz 
den Rechtszwang nicht angedeihen läßt, kann unmöglich eine 
Forderung im rechtlichen Sinne des Wortes ſeyn. — Wollte 
man aber auch annehmen, daß der Begriff der Forderung nicht 
aufgehoben werde, wenn der Geſetzgeber zur Realiſirung derſel— 
ben das Klagerecht verſagt hat, ſo muß man doch nothwendig zu— 
geben, daß eine Forderung, welche nach poſitiven Geſetzen kein 
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Klagerecht wirkt, nicht unter jene Arten von Forderungen ges 
reihet werden könne, aus welchen auch nach poſitivem Rechte 
ein Klagerecht erwächſt; nun ſagt aber der $. 1438, daß nur 
gleichartige Forderungen ſich gegenſeitig compenſiren; es 
kann alſo auch nach öſterreichiſchem Rechte eine Forderung, wel— 
che kein Klagerecht nach ſich zieht, mit einer Forderung, welche 
ein Klagerecht wirkt, nicht compenſiret werden ). Ein ohne 
wirkliche Uebergabe bloß mündlich geſchloſſener Schenkungsver— 
trag iſt daher für jeden Fall ohne rechtliche Wirkung. 

5) Aus dem hier Geſagten ziehe ich die weitere Folgerung, 
daß, wenn derjenige, welcher Jemanden die unentgeldliche Ueber— 
laſſung einer Sache bloß mündlich zugeſichert hat, — in der 
Folge freywillig die Sache wirklich übergibt, eigentlich von 
dem Zeitpuncte der Uebergabe an als ein Geſchenkgeber anzu— 
ſehen iſt, indem erſt durch die Uebergabe ein rechtlich wirkſamer 
Schenkungsvertrag gegründet wird. 

4) Ein wirklich übergebenes Geſchenk überträgt ſogleich des 
Eigenthumsrecht (§. 425). Iſt der Uebergabe des Ges 
ſchenkes die Errichtung einer ſchriftlichen Urkunde nicht voraus: 
gegangen, ſo fallen Titel und Erwerbungsact in einen Act 
zuſammen, indem dem Geſchenknehmer aus dem vorausgegan— 
genen mündlichen Verſprechen nicht einmahl ein Recht zur Sa— 
che erwachſen iſt. — Wäre ein mündlich verheißenes Geſchenk 
nur zum Theile übergeben worden, ſo könnte aus dieſem Grun— 
de der Ueberreſt nicht mehr gefordert werden. Eine ſchrift— 
liche Schenkung ohne Uebergabe der Sache gibt zwar noch 
kein Eigenthumsrecht, aber ein perſönliches Recht zur Sache. 

5) Es iſt übrigens hier bemerkenswerth, daß der gegen— 
wärtige $. ſich keineswegs dahin ausdrückt, daß ein Schen— 
kungsvertrag ſchriftlich geſchloſſen werden müſſe, ſondern 
nur dahin lautet, daß aus einem bloß mündlichen Schenkungs— 
vertrage für den Geſchenknehmer kein Klagerecht erwachſe, ſon— 
dern dieſes Recht durch eine ſchriftliche Urkunde begründet 


werden müſſe. Hätte der Geſetzgeber angeordnet, daß Schen— | 


4) Ich fege einſtweilen voraus, daß durch öſterreichiſche Rechte die Compenſation 
in der Einrede geltend gemacht werden kann. 5 
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kungs verträge ſchriftlich errichtet werden müſſen, dann wäre 
auch kein Zweifel, daß diejenigen Recht haben, welche behaup— 
ten, daß in der ſchriftlichen Urkunde auch die Acceptation von 
Seite des Geſchenknehmers ausgedrückt, und ſie ſohin anch 
von ihm unterfertigt ſeyn müſſe (F. 884); denn zu einem Ver— 
trage wird Verſprechen und Annahme erfordert. Wenn daher 
in der Urkunde nur das Verſprechen enthalten, die Annahme 
aber bloß mündlich geſchehen iſt, ſo kann man nicht ſagen, 
daß ein ſchriftlicher Vertrag zu Stande gekommen ſey. 
Allein nach der Textirung des gegenwärtigen $. ſcheint es zu 
genügen, wenn nur über das Verſprechen die ſchriftliche Ur— 
kunde errichtet iſt, weil man in dieſem Falle nicht mehr ſagen 
kann, daß ein bloß mündlicher Schenkungsvertrag vorhanden 
ſey. Wird nun von dem Geſchenkgeber über ſein Verſprechen 
eine Urkunde in jener Form ausgefertigt, welche nach der Ge— 
richtsordnung überhaupt als beweismachend angefehen werden 
muß, und dieſelbe dann demjenigen, dem das Geſchenk zuge— 
dacht iſt, übergeben, und von ihm auch angenommen, ſo ge— 
nügt dieſes, um für den Geſchenknehmer ein Klagerecht zu be— 
gründen; da letzterer durch die Annahme der Schenkungsur— 
kunde ganz unzweydeutig zu erkennen gibt, daß er das Geſchenk 
annehme, und es iſt gerade nicht nothwendig, daß die Annah— 
me ausdrücklich durch Worte erkläret werde. — Dieſe Behaup— 
tung wird auch durch den oben Nr. 1. angeführten Grund voll— 
kommen beſtätiget. 

6) Wer dem Verpflichteten mit deſſen Einwilligung die 
Schuld erläßt, iſt zwar nach $. 939 für einen Geſchenkgeber an— 
zuſehen, und ſohin die Erlaſſung der Schuld eine Schenkung, 
indeſſen glaube ich, daß zur Begründung dieſer Schenkung 
eine ſchriftliche Urkunde nicht nöthig ſey; denn eben dadurch, 
daß das Geſetz hier dem Geſchenknehmer nur das Klagerecht 
abſpricht, ſetzt es eine Schenkung voraus, welche nur durch die 
Uebergabe der geſchenkten Sache realiſirt wird. Bey Erlaſſung 
einer Schuld iſt eine Uebergabe nicht gedenkbar, ſie iſt vielmehr 
durch den Act der Erlaſſung ſelbſt eben ſo vollzogen anzu— 
ſehen, als die Schenkung einer koͤrperlichen Sache, welche ſich 
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ohnehin in Verwahrung des Geſchenknehmers befindet, durch 
das Verſprechen, der Geſchenknehmer ſolle nun die Sache als 
ſein Eigenthum behalten, als vollendet betrachtet werden muß 
($. 428). Die Nichtigkeit dieſer Anſicht wird auch durch den $. 
1444 beſtätigt, der ausdrücklich erklärt, daß durch die Entſa— 
gung die Verbindlichkeit des Schuldners erlöſche, ohne dieſelbe 
an eine beſtimmte Form zu knüpfen. 

7) Die Beſtimmungen, binnen welcher Zeit, wenn ſie 
nicht bedungen worden iſt, die Uebergabe des Geſchenkes erfol— 
gen müſſe, von welchem Zeitpuncte dem Beſchenkten die Nutzun— 
gen gebühren u. ſ. w., müſſen, wie v. Zeiller bemerkt, aus den 
Hauptſtücken von Verträgen überhaupt ergänzet werden. 


F. 944. 
Maß einer Schenkung. 


Ein unbeſchränkter Eigenthümer kann mit Beob— 
achtung der geſetzlichen Vorſchriften auch ſein 
ganzes gegenwärtiges Vermögen verſchenken. 
Ein Vertrag aber, wodurch das künftige Ver— 
mögen verſchenkt wird, beſteht nur in ſo weit, 
als er die Hälfte dieſes Vermögens nicht über— 
ſteigt. 

1) Ueber die ſubjective Fähigkeit, eine Schenkung zu ma— 
chen und anzu nehmen, gelten die allgemeinen Vorſchriften über 
Verträge (F. 865). Die gegenwärtige Anordnung, daß ein 
unbeſchränkter Eigenthümer mit Beobachtung der geſetzlichen 
Vorſchriften, nähmlich der gehörigen Form (F. 943), und der 
ihm obliegenden befonderen Pflichten ($$. 950 — 954), auch 
ſein ganzes gegenwärtiges Vermögen verſchenken könne, gründet 
ſich ſchon in feinen Befugniſſen als Eigenthümer ($. 362). Da 
Schenkungen dieſer Art ohnehin nur in ſolchen Fällen zu geſchehen 
pflegen, wo der Schenkende eine dauerhafte Verſorgung ge— 
nießt, ſo fand der Geſetzgeber um ſo weniger nothwendig, hier 
eine das Eigenthumsrecht des Geſchenkgebers beſchränkende An: 
ordnung zu erlaſſen, als für letzteren bey eintretendem Nothfalle 
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auf andere Weiſe geforgt ift (§. 947). Doch könnte, wie v. 
Zeiller bemerkt, eine Schenkung des ganzen Vermögens ohne 
ausdrückliche Erklärung auf das künftige nicht ausgedehnt wer— 
den (SS. 915 u. 1177). 

2) Wenn aber Jemand fein ganzes künftiges Vermögen 
(mit oder ohne Einſchluß des gegenwärtigen) verſchenkte, ſo will 
das Geſetz, daß einem ſolchen verſchwenderiſchen Wohlthäter, 
der ſich der Mittel ſeines künftigen Unterhaltes, ſeiner Betrieb— 
ſamkeit, oder ſeiner Wohlthätigkeit gegen andere, ihm vielleicht 
näher angehörige oder um ihn verdientere Perſonen beraubte, 
wenigſtens die Hälfte ſeines künftigen Erwerbes vorbehalten 
bleiben ſoll, worauf er alſo Verzicht zu leiſten nicht berechtiget 
wäre ($. 937 Nr. 2) ). 

5) Wenn ein Beamter, der eine Beſoldung genießt, die 
zufolge der beſtehenden Vorſchriften weder abgetreten, noch 
mit Pfändung oder Verboth belegt werden kann, Jemanden 
ſein ganzes gegenwärtiges und künftiges Vermögen ſchenkt, ſo 
kann aus dem hier angeführten Grunde der Genuß ſeiner Beſol— 
dung darunter nicht verſtanden werden, und es wäre in dieſem 
Falle auch nicht einmahl anzunehmen, daß der Geſchenkgeber 
ſein Verſprechen auch auf ſeine Beſoldung ausdehnen wollte. 
Hätte aber derſelbe ſein Verſprechen ausdrücklich auch auf 
ſeine Beſoldung ausgedehnt, ſo könnte der Geſchenknehmer, nach 
meiner Ueberzeugung, nur die Hälfte desjenigen in Anſpruch neh— 
men, was der Geſchenkgeber erweislich aus ſeiner Beſoldung 
von Zeit zu Zeit in Erſparung bringt. 


5. 945. 
In wie fern der Geber für das Geſchenkte hafte. 

Wer wiſſentlich eine fremde Sache verſchenkt, und 
dem Geſchenknehmer dieſen Umſtand verſchweigt, 
haftet für die nachtheiligen Folgen. 

1) Wer eine Sache verſchenkt, will ſie nur in der Be— 
ſchaffenheit, worin ſie ſich befindet, überlaſſen. — Er würde viel— 


— 


) Siehe Zeillers Commentgr Nr. 2. 
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leicht, wie v. Zeiller ſehr richtig bemerkt, wenn die Sache man: 
gellos oder laſtenfrey wäre, oder wenn er gewußt hätte, daß 
die Sache eine fremde ſey, den Andern gar nicht beſchenkt ha— 
ben. — Da übrigens der Schenker durch ſeine That wirklich nichts 
gewinnt, entzieht er auch dem Beſchenkten nichts aus dem Sei— 
nigen, und es bleibt bey dem vorigen Zuſtande, da es, abge— 
ſehen von beſonderen Verhältniſſen, keinen gerechten Titel zur 
poſitiven Vermögens-Vermehrung aus dem Sinn eines ande— 
ren Menſchen gibt. Schenkungen ſind vom Anfange wohlthä— 
tige Handlungen, und müſſen, Nin die Menſchen Wohltha— 
ten zu üben nicht abgeſchreckt werden ſollen, es auch in ihren 
Folgen bleiben ). Aus dieſem Grunde findet daher bey Schen— 
kungen eine Gewährleiſtung der Regel nach nicht Statt. 

2) Eine in der Natur gegründete Aus nahme von dieſer 
Regel würde der Fall begründen, wenn der Geſchenkgeber ſich 
in der über die Schenkung ausgefertigten Urkunde ausdrücklich 
zur Gewährleiſtung verbunden hätte. — Denn ein Verſprechen, 
welches weder nach feiner Natur noch vermög eines poſitiven 
Geſetzes als unerlaubt und verbothen erſcheint, kann ungeachtet 
des Beſtandes anderer legislativen Entſcheidungen, die in einem 
ſolchen Falle als ſupletoriſche Verfügungen anzuſehen ſind, recht— 
lich gemacht und angenommen werden. Indeſſen glaube ich, 
daß dieſes Recht, Gewährleiſtung zu fordern, dem Geſchenk— 
nehmer aus einem bloß mündlich geſchloſſenen Schenkungsver— 
trage, wenn derſelbe auch mit der wirklichen Uebergabe der 
Sache verbunden wird, nicht zukomme; denn dieſes Recht hat 
der Geſetzgeber mit der Uebergabe der geſchenkten Sache nicht 
in Verbindung geſetzt, das Recht, die Gewährleiſtung zu fordern, 
erſchiene ſohin keineswegs durch die Uebergabe des geſchenkten 
Gegenſtandes, ſondern lediglich durch das bey der Schenkung 
gemachte mündliche Verſprechen begründet; ein ſolches bloß 
mündliches Verſprechen wirkt aber kein Klagerecht (§. 943). 
Hierzu kömmt noch, daß das Verſprechen der Gewährleiſtung, 


1) Siehe die Abhandlung des Herrn Prof. Dr. Joſeph Helfert über die Verbind⸗ 


lichkeit zur Gewährleiſtung bey Schenkungen und Vermächtniſſen in der 
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weil dem Beſchenkten geſetzlich kein Recht darauf zuſteht, als 
eine neue bedingte Schenkung anzuſehen iſt, indem der Ge— 
ſchenkgebet in dieſem Falle dem Geſchenknehmer zuſichert, daß, 
wenn ihm die geſchenkte Sache evincirt werden ſollte, er ihm 
entweder eine andere gleicher Gattung oder die Werthsſumme 
unentgeldlich überlaffen wolle ($. 938). 

3) Iſt wegen der Gewährleiſtung kein rechtsgültiges Ueber— 
einkommen getroffen worden, ſo wollen Einige nach dem römi— 
ſchen Rechte unterſcheiden, ob mit der Schenkung zugleich die 
Uebergabe verbunden war, oder das Verſprechen abgeſondert 
vorher gegangen iſt. Im letzten Falle ſoll der Schenker unbe— 
dingt zu haften haben. — Dieſe Behauptung, welche ſchon 
ſicherlich nach römiſchem Rechte unrichtig iſt, wäre es um 
ſo mehr, wenn man ſie auch nach öſterreichiſchem Rechte aus— 
ſprechen wollte, wie ſchon Herr Profeſſor Helfert *) gezeigt 
hat; — denn iſt das vorausgegangene Verſprechen durch keine 
Urkunde begründet, ſo iſt es eben ſo viel, als ob mit der Schen— 
kung zugleich die Uebergabe verbunden geweſen wäre (§. 943 
Nr. 3); iſt aber ein ſchriftliches Verſprechen vorhergegangen, fo 
enthält dieſes die wahre Schenkung, und die Uebergabe ge— 
hört nur zur Erfüllung des Schenkungsvertrages. Dieſe 
kann aber das dem Geſchenknehmer aus dem eigentlichen Schen— 
kungsvertrage erworbene Recht nicht erweitern. 

8 4) Von dieſem Falle iſt zu unterſcheiden, wenn der Ge— 
genſtand der Schenkung vor der Uebergabe und noch im Be— 
ſitze des Schenkers zu Grunde geht, oder außer Verkehr ge— 
ſetzt, oder demſelben entrückt wird. Hier ſoll, nach der Meinung 
des Herrn Profeſſor Dr. Helfert, der Promittent ſeines Ver— 
ſprechens ledig, und ſofern von ſeiner Seite keine Argliſt un— 
terlaufen iſt, außer aller Haftung ſeyn. Ganz richtig bemerkt 
der gelehrte Herr Verfaſſer, daß in dieſem Falle von einer 
Gewährleiſtung keine Rede ſeyn könne, weil die Gewährleiſtung 
die gänzliche Vollziehung des Geſchäftes durch Uebernahme, 
oder wenigſtens Uebergabe vorausſetze. — Allein gerade aus 
dieſer Bemerkung folgt, daß der F. 922 auf dieſen berührten 


1) Am a. O. S. 116, 
Nippel's Commentar VI. Th. 15 
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Fall nicht anzuwenden ſey, ſondern hier lediglich der F. 880 
in Wirkſamkeit zu treten habe. Nun iſt aber bey Erläuterung 
dieſes F. gezeigt worden, daß der Promittent ohne Unterſchied, 
ob der Vertrag ein entgeldlicher oder unentgeldlicher ſey, dem 
Promiſſär verantwortlich ſey, wenn die Erfüllung des Vertra— 
ges aus ſeinem Verſchulden unmöglich gemacht wird. 

5) Erfolgt die Entwährung nach bereits vollzogener Schen— 
kung und gemachter Uebergabe, ſo machen Einige die weitere 
Beſtimmung auf dem Grunde, ob die Schenkung eine Species, 
oder ein Genus zum Gegenftande hat. — Im erſten Falle ſoll 
der Geſchenkgeber für die Entwährung nicht einzuſtehen haben, 
im letzten Falle aber wegen derſelben unbedingt haften, und zwar 
aus dem Grunde, weil der Schenker einer Species nur die auf 
und an der Sache ihm zuſtehenden Rechte verſchenken, und 
damit nicht weiter in Haftung kommen, oder eine Verbindlich— 
keit an ſich nehmen wolle, und er wahrſcheinlich die ganze 
Schenkung unterlaſſen würde, wenn er wüßte, daß die Sache 
nicht ihm gehöre; bey den Verſprechen eines Genus aber ſey 
auf jeden Fall eine Obligation begründet. Bey Gattungsforde⸗ 
rungen habe der Verpflichtete nur die Wahl, eine von den 
mehreren Species zu wählen, er muß aber eine wählen, wo— 
von der Promiſſär Gebrauch machen, und welche er alſo eigen— 
thümlich behalten kann. — Thut er dieſes nicht, ſo müſſe er 
die gemachte Wahl verbeſſern, und nur er, und nicht der Be— 
ſchenkte, könne darunter leiden, wenn ſchlecht gewählet wird. 
Herr Profeffor Helfert *) ſtellt dieſem Raiſonnement folgende 
Bedenken entgegen. — Es ſey gewiß, daß jener, der eine 
fremde Sache verſpricht, eben ſo ein Verſehen begehe, als je— 
ner, der aus einem Genus eine fremde Sache wählet. Bey 
dieſem liege das Verſehen in der Wahl, bey jenem im Ver— 
ſprechen; ein Verſehen ſey immer da. Der Schenker brauche 
aber ein Verſehen nie zu verantworten. Das öſterreichiſche 
bürgerliche Geſetzbuch ſage zwar, daß Jedermann berechtiget ſey, 
von dem Beſchädiger den Erſatz des Schadens, welchen dieſer 


4) Am a. O. 117 — 116. 
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ihm aus Verſchulden zugefügt hat, zu fordern (F. 1295), und 
daß es ein Verſchulden ſey, die willkührliche Beſchädigung mo— 
ge ſich in einer böſen Abſicht oder in einem Verſehen gründen 
(§. 1294); doch dieſes ſey eine allgemeine, in dem Hauptſtücke 
von dem Schadenerſatze und der Genugthuung enthaltene Be— 
ſtimmung, der im vorliegenden Falle durch die genauere Ent— 
ſcheidung des §. 945, welcher nur für doloſe Handlungen ver: 
antwortlich macht, derogirt wird. Dazu komme, daß bey ein— 
ſeitig verbindlichen Verträgen im Zweifel angenommen werde, 
daß ſich der Verpflichtete eher die geringere, als die ſchwerere 
Laſt auflegen wollte (§. 915). 

Allein ich halte dieſe Bedenken nicht für zureichend, die 
obigen für das Gegentheil angeführten Gründe zu widerlegen. 
Der ausgeſprochene Satz: daß ein Schenker ein Verſehen nie 
zu verantworten brauche, iſt ſicherlich irrig. Setzen wir den 
Fall, daß Jemand in einer ſchriftlichen Urkunde die Sache & 
zu überlaffen verſprochen, dagegen aber aus Irrthum in der 
Abenddämmerung die Sache B dafür hergegeben habe; wer 
würde wohl zu behaupten wagen, daß der Geſchenknehmer ſich 
damit zuftieden ſtellen müſſe? — Die allgemeinen Beſtimmun— 
gen, welche in dem Hauptſtücke von dem Schadenerfage und 
der Genugthuung enthalten ſind, haben ungezweifelt in allen 
jenen Fällen Anwendung, für welche der Geſetzgeber nicht etwas 
Beſonderes feſtgeſetzt hat. Der gegenwärtige F. redet offenbar 
nur von einer völlig beſtimmten Sache; daher kann auch der e 
contrario gezogene Schluß nur von einer ſolchen Sache gel— 
ten; es kann ſomit auch die Frage, die eigentlich hier beantwor— 
tet werden ſoll, ob der Ausſpruch des gegenwärtigen F. auch 
auf eine Gattungsſache anzuwenden ſey, nicht wieder aus dem 
gegenwärtigen $. ſelbſt beantwortet werden. — Man könnte ſich 
höchſtens hier auf die Analogie berufen. Die Anwendung der 
Analogie ſetzt aber die Aehnlichkeit der Rechtsfälle voraus, und 
dieſe Aehnlichkeit muß vorzüglich aus den Gründen hervorleuch— 
ten, auf welche die Entſcheidung des einen Rechtsfalles beruht, 
welche auch auf den anderen Nechtöfall bezogen werden ſoll. 
Nun wurde in dem Raiſonnement der Gegner gleich anfänglich 
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gezeigt, daß die Gründe, welche für den in dem gegenwärtigen 
F. ausgedrückten Fall ſprechen, für den in Frage ſtehenden kei— 
neswegs das Wort reden. Der $. 915 handelt nur von der 
Auslegung eines zweifelhaften Vertrages, und kann folglich nicht 
auch da angewendet werden, wo es ſich um Begründung einer 
Ausnahme von einer allgemeinen geſetzlichen Vorſchrift handelt. 

Indeſſen finde ich mich aus der folgenden Anſicht bewogen, 
der Meinung des Herrn Profeſſors Helfert beyzutreten. — Der 
Schenkungsvertrag ſetzt, als Gegenſtand desſelben, eine völlig be— 
ſtimmte Sache oder Summe voraus. Dieſes ergibt ſich nicht 
nur aus dem Sinne der $$. 938, 939, 945, 947 u. 952, ſon⸗ 
dern aus dem gemeinen Sprachgebrauche ſelbſt, welcher in der 
Regel auch bey geſetzlichen Beſtimmungen vor Augen zu halten 
iſt (F. 6). Man wird nun von demfenigen, der einem Andern 
ein Pferd überhaupt, ohne nähere Beſtimmung, in das Eigen⸗ 
thum unentgeldlich zu überlaſſen ve rſpricht, nicht ſagen, daß er 
dieſem ein Pferd geſchenkt habe, — ſondern, daß er ein Pferd 
zu ſchenken verſprochen habe. — Die Erklärung, Jeman⸗ 
den eine Sache, die nur ihrer Gattung nach beſtimmt iſt, un— 
entgeldlich in das Eigenthum zu überlaſſen, iſt ſohin keine ei— 
gentliche Schenkung, ſondern nur ein Vertrag, künftig einen 
Schenkungs vertrag ſchließen zu wollen. Wird dann in Folge 
dieſes vorbereitenden Vertrages wirklich eine Sache dieſer Gat— 
tung übergeben, oder das Individuum mit Einſtimmung beyder 
Theile beſtimmt, welches übergeben werden ſoll, ſo entſteht erſt 
der wahre Schenkungsvertrag. — Durch dieſen in der Folge 
wirklich abgeſchloſſenen Schenkungsvertrag hat der Promittent 
dasjenige erfüllt, zu was er ſich in dieſem vorläufigen Vertrage 
anheiſchig gemacht hat; die aus ſelbem hervorgehende Verbind— 
lichkeit wird daher aufgelöſet (1412), und es bleiben für ihn 
keine anderen Verpflichtungen übrig, als die aus dem Schen— 
kungsvertrage ſelbſt hervorgehen. 

6) Aus dem Schenkungsvertrage iſt aber der Geſchenkgeber, 
nach dem Inhalte des gegenwärtigen $., nur dann zu einer Haf— 
tung verpflichtet, wenn er wiſſentlich eine Sache verſchenkt hat, 
und dem Geſchenknehmer dieſen Umſtand verſchweigt. Dieſe 
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Haftung dehnt ſich aber nicht auf den Erſatz der geſchenkten Sache 
aus, ſondern beſchränkt ſich auf die Vergütung des wirklichen 
Schadens, den der Geſchenknehmer wegen den 5 der Ent: 
währung aus feinem Vermögen leidet, indem er z. B. auf die 
Herſtellung oder Verbeſſerung der Sache einen Aufwand, den 
ihm der Eigenthümer zu erſetzen nicht ſchuldig wäre (§§. 331 u 
332), gemacht hätte. 

7) Der gegenwärtige $. redet eigentlich nur von einer frem: 
den Sache. Das galliziſche Geſetzbuch, als Entwurf des gegen— 
wärtigen, fagt aber (III. $. 62): „Wer ein fremdes Gut oder 
eine gefährliche Sache, z. B. einen wüthenden Hund wiſſentlich 
verſchenkt, und dem Geſchenknehmer dieſen Umſtand verſchweigt, 
haftet für die nachtheiligen Folgen. Wer redlicher Weiſe ein 
ſolches Geſchenk macht, wie es im Zweifel vermuthet wird, iſt 
für nichts verantwortlich.“ — Dadurch, daß das gegenwärtige 
Geſetzbuch den Beyſatz: „oder eine gefährliche Sache,“ nicht aufge— 
nommen hat, hat es, nach meiner Ueberzeugung, dieſen Fall aus 
den allgemeinen Beſtimmungen über Schadenerſatz nicht ausſchlie— 
ßen wollen. — Herr Hofrath v. Zeiller ſagt in ſeinem Com— 
mentare, daß das nähmliche auch von einer dem Beſchenk— 
ten ſchädlich gewordenen Sache gelte; und da derſelbe dieſe 
Behauptung durch die Berufung auf den §. 1295 begrün— 
det, fo ſcheint er ſelbſt der Meinung zu ſeyn, daß dießfaͤlls 
die allgemeinen Beſtimmungen über den Schadenerſatz in An: 
wendung zu treten haben. 

8) Welche Rechte dem Schenker einer Sache, worauf 
Schulden haften, in dem Falle gegen den Geſchenknehmen zuſte— 
hen, als ſich die Gläubiger an ihn ſelbſt, als Perſonalſchuldner, 
und nicht an die verhaftete Sache halten, iſt bereits bey Erläu— 
terung des F. 443 Nr. 2 vorgekommen. 


5. 946. 
Unwiderruflichkeit der Schenkungen. 
Schenkungsverträge dürfen in der Regel nicht wi— 
derrufen werden. 
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1) Auf ein mit der Uebergabe begleitetes Geſchenk erhält 
der Beſchenkte das Eigenthum, auf eine bloß ſchriftlich gemachte 
Schenkung aber ein perſönliches Klagerecht (F. 943). Daß 
dieſes dem Beſchenkten ein Mahl eingeräumte und ſohin bereits 
in deſſen Rechtsſphäre übergetretene Recht nicht willkührlich dem— 
ſelben mehr entzogen werden könne, iſt eine ſchon in dem na— 
türlichen Privatrechte gegründete Wahrheit. Der öſterreichiſche 
Geſetzgeber fand ſich aber veranlaßt dieſe Regel auch poſitiv aus— 
zuſprechen, weil neuere poſitive Geſetzgebungen aus politiſchen 
Grundſätzen von den naturrechtlichen Principien abweichend dem 
Geſchenkgeber, wenigſtens noch für eine beſtimmte Zeit auch nach 
bereits eingehändigtem Geſchenke, das Recht einräumten, das Ge— 
ſchenk willkührlich zu widerrufen ). Da auf einer Seite ohne— 
hin durch das Geſetz geſorgt iſt, daß Schenkungen nicht über— 
eilt geſchehen, und da auf der anderen Seite durch ſelbe in dem 
Geſchenknehmer Erwartungen erregt werden, worin der Beſchenk— 
te, welcher darnach oft nicht unwichtige Maßregeln nimmt, nicht 
getäuſcht werden ſoll, ſo fand ſich der öſterreichiſche Geſetzgeber 
bewogen, dieſem Beyſpiele nicht beyzutreten, ſondern ſich hier 
mehr an die naturrechtlichen Principien anzuſchließen. 

2) Allein, da Schenkungen, wobey der andere Theil ge— 
wöhnlich nur zu gewinnen und nichts zu verlieren hat, ihrer 
Natur nach eine günſtigere Auslegung und Vermuthung für den 
Geſchenkgeber zulaffen (F. 915); da ferner dieſelben in Verglei— 
chung mit den Tauſchverträgen für den allgemeinen Verkehr bey 
weitem nicht ſo erheblich ſind, und oft mit Pflichten, deren Er— 
füllung die öffentliche Verwaltung mit Recht für wichtiger hält, 
in Widerſtreit gerathen; fo hat auch der öſterreichiſche Geſetzge— 
ber die Unwiderruflichkeit der Schenkung nur zur Regel ge— 
macht, und nachfolgende ſechs Ausnahmsfälle aufgeſtellt, in 
welchen Schenkungen ganz oder theilweiſe widerrufen werden 
können 5). 


1) Siehe preußiſches Landrecht 1. Th. , 11. Tit., g. 1090. 
2) Vergleiche den Commentar des Herrn Hofrathes v. Zeiller. 
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Ausnahmen: 1) wegen Dürftigkeit. 

Geräth der Geſchenkgeber in der Folge in ſolche 
Dürftigkeit, daß es ihm an dem nöthigen Un— 
terhalte gebricht; ſo iſt er befugt, jährlich von 
dem geſchenkten Betrage die geſetzlichen Zinſen, 
in ſo weit die geſchenkte Sache oder derſelben 
Werth noch vorhanden iſt, und ihm der nöthige 
Unterhalt mangelt, von dem Beſchenkten zu for— 
dern, wenn ſich anders dieſer nicht ſelbſt in gleich 
dürftigen Umſtänden befindet. Aus mehreren 
Geſchenknehmern iſt der frühere nur in ſo weit 
verbunden, als die Beyträge der ſpäteren zum 
Unterhalte nicht zureichen. 

1) Es kann unmöglich verkannt werden, daß ſich dieſe ge— 
ſetzliche Vorſchrift auf die höchſte Billigkeit gründe. — Indeſſen 
geht das Geſetz dabey mit großer Mäßigung vor; denn damit 
die Vorſchrift des gegenwärtigen H. in Anwendung trete, und 
der Geſchenknehmer zu einer Leiſtung gegen den Geſchenkgeber 
verhalten werden könne, wird erfordert: a) daß es dem Wohl— 
thäter an dem nothwendigen Unterhalte gebreche. Mangelt 
ihm bloß der anſtändige Unterhalt, oder iſt er wenigſtens fähig, 
ſich den nothwendigen Unterhalt ſelbſt zu erwerben, ſo kann der 
Geſchenknehmer zu keiner Leiſtung verhalten werden. b) Darf 
ſich der Beſchenkte nicht in gleich dürftigen Umſtänden befinden.“ 

2) Aber ſelbſt unter obigen Vorausſetzungen iſt der Ge— 
ſchenkgeber nicht berechtiget, den ganzen nöthigen Unterhalt, 
ſondern nur die geſetzlichen Zinſen, nähmlich vier von Hundert 
($. 995) von dem Hauptſtamme des Geſchenkes, es mag im 
Gelde, in beweglichen oder unbeweglichen Sachen beſtehen, zu 
fordern. — Dieſe Zinſen können auch nur nach Ablauf eines 
Jahres von dem Zeitpuncte an, als der Geſchenkgeber in 
dieſe Dürftigkeit gerathen iſt, gerechnet, und dann weiters 
fort gefordert werden (F. 997). Auch der Werth der geſchenk— 
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ten Sache ift in der Regel nach diefem Zeitpuncte zu beurthei— 
len; eine Ausnahme wäre, wenn der Geſchenkgeber ſolche Ver— 
beſſerungen angebracht hätte, wodurch der urſprüngliche Werth 
erhöht worden iſt; denn der gegenwärtige F. ſagt: „in fo weit 
die geſchenkte Sache oder deren Werth noch vorhanden iſt.“ Da— 


durch iſt deutlich angezeigt, daß von dem ſeither erhöhten 


Werthe der Sache keine Zinſen entrichtet werden dürfen. — Reich— 
ten die Zinſen zum Unterhalte nicht zu, fo kann der Beſchenkte 
zu einer mehreren Leiſtung nicht verhalten werden. Auch kann 
der Geſchenkgeber aus den geſetzlichen Zinſen keinen größeren 
Beytrag fordern, als ihm zur Beſtreitung des nöthigen Unter— 
haltes mangelt. Dieſes Recht iſt auf die Perſon des Geſchenk— 
gebers eingeſchränkt; denn nur ſeine Dürftigkeit kann hier zum 
Maßſtabe der Leiſtung angenommen werden. 

3) Der Beſchenkte iſt aber zur Erfüllung dieſer Verbind— 
lichkeit nur in ſo weit verpflichtet, als er die geſchenkte Sache 
in natura oder dem Werthe nach noch beſitzt, indem er nähmlich des 
empfangenen Geſchenkes wegen mehr hat, als er ohne dasſelbe 
haben würde. — Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt in ſeinem Com— 
mentare, daß der Umſtand, ob und was derſelbe von dem Geſchenke 
zurückgelegt habe, oft ſchwer auf andere Art als durch den 
Offenbarungseid zu erheben ſeyn dürfte. — Allein ich glaube, 
daß der Beſchenkte hier zur Ablegung des Offenbarungseides und 
zwar aus zwey Gründen nicht verhalten werden könne; denn der 
F. 219 der G. O. ſagt: „Wenn Jemand ſchuldig iſt, ein 
Vermögen oder Schulden anzugeben, ſo ſoll er auf Begeh— 


ren die Richtigkeit ſeiner Angabe beſchwören.“ Damit nun Je- 


mand zur Ablegung des Offenbarungseides verhalten werden 
könne, muß ein beſonderer Verpflichtungsgrund vorhanden 
ſeyn, ſein Vermögen anzugeben; dieſer iſt aber hier nicht vor— 
handen. — Auch handelt es ſich hier nicht um die Angabe, 
welches Vermögen der Beſchenkte beſitze, ſondern in wie 
fern dieſes Vermögen von dem gegebenen Geſchenke herrüh— 
re? — eine Frage, die ſich im Falle das Geſchenk nicht mehr 
in natura vorhanden iſt, der Beſchenkte wohl ſchwerlich ſelbſt 
zu beantworten im Stande ſeyn wird. Meine Anſicht über die— 
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fen Gegenſtand ift folgende: „Wer einem Andern ein Geſchenk 
macht, vergrößert eben dadurch auch die Eigenthumsmaſſe des 
Beſchenkten gerade um ſo viel, als der Werth des Geſchenkes 
beträgt. Jede Veränderung des Zuſtandes nun, in welchem 
der Geſchenkgeber den Geſchenknehmer durch ſeine Gabe ge— 
ſetzt hat, muß von demjenigen erwieſen werden, der ſich darauf 
beruft. Es liegt daher nicht dem Geſchenkgeber ob, zu bewei— 
ſen, daß der Werth des Geſchenkes, oder in wie weit noch vorhan— 
den ſey, — ſondern es ruht die Laſt des Beweiſes, daß er den 
Werth des Geſchenkes nicht mehr beſitze, auf dem Geſchenknehmer. 

4) Was der Beſchenkte entbehren kann, ohne ſich den nö— 
thigen Unterhalt zu entziehen, muß er ohne Zweifel an den 
Geſchenkgeber abführen. Doch iſt dieſes nur von den Zinſen 
des geſchenkten Betrages zu verſtehen; der Beſchenkte kann, nach 
meiner Ueberzeugung, nicht gezwungen werden, ſo viel an den 
Geſchenkgeber abzugeben, daß er zur Beſtreitung ſeines eigenen 
nöthigen Unterhaltes den Hauptſtamm angreifen müßte; — 
denn mit der Zeit würde der Beſchenkte dadurch nothwen— 
dig in den Nothſtand verſetzt werden, was nach der klaren Ab— 
ſicht des Geſetzgebers nicht geſchehen ſoll ). — Uebrigens 
kann es, da das Recht auf den geſchenkten Betrag gerichtet 
iſt, keinem Zweifel unterliegen, daß es auch gegen die Erben des 
Beſchenkten, in ſo weit ſie ſich im Beſitze desſelben befinden, aus— 
geübt werden könne, und es frägt ſich hier nur, ob die eigene 
Dürftigkeit der Erben hier in Beachtung zu nehmen ſey? — 
welche Frage um ſo mehr verneinend beantwortet werden zu 
müſſen ſcheint, als der K. nur von der Dürftigkeit des Beſcheuk— 
ten ſpricht, das Recht derſelben daher eben fo perfönlich ift, 
wie das Recht des Geſchenkgebers, welches gleichfalls auf feine 
Erben nicht übergeht (Nr. 2). 

5) Mehrere gleichzeitig Beſchenkte gen außer dem Falle 
der Dürftigkeit des einen oder andern nach Maß ihres Empfan— 
ges und Beſitzes bey. Aus denen, welche allmählich beſchenkt 
worden ſind, haften die ſpäteren vor den früheren, weil zu 


1) Einer anderen Meinung ſcheint Herr Hofrath v. Zeiller zu ſeyn. Siehe ſeinen 
Commentar zu dieſen 5. Nr. 3. 
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vermuthen ift, daß der Geſchenkgeber erſt durch die fpäteren 
Geſchenke in die Dürftigkeit verſetzt worden ſey. Zwiſchen den 
Arten der Geſchenke ſelbſt, ob ſie remuneratoriſche We oder 
nicht, wird kein Welerſchied gemacht. 


5. 948. 
Du dank. 

Wenn der Beſchenkte ſich gegen ſeinen Wohlthä— 
ter eines groben Undankes ſchuldig macht, kann 
die Schenkung widerrufen werden. Unter gro— 
bem Undanke wird eine Verletzung am Leibe, 
an Ehre, an Freyheit oder am Vermögen ver— 
ſtanden, welche von der Art iſt, daß gegen den 
Verletzer von Amtswegen, oder auf Verlangen 
des Verletzten nach dem Strafgeſetze verfahren 
werden kann. 


1) Auch für die Anordnung, daß eine Schenkung wegen 


groben Undankes, den ſich der Beſchenkte zu Schulden kommen 
läßt, widerrufen werden könne, ſpricht die Stimme der höch— 
ſten Billigkeit. — Um jedoch den Begriff des groben Undankes 
nicht von Privat-Anſichten abhängig zu machen „ hat der Se: 
ſetzgeber zugleich feſtgeſetzet, was unter dieſem Ausdrucke zu verſte— 
hen ſey; und man ſieht aus der Erklärung des Geſetzes, daß ſelber 
der in $ 540 ausgeſprochenen Erbunwürdigkeits-Urſache bey: 
nahe gleich komme. Ich ſage beynahe; denn es wurde ſchon 
bey Erläuterung dieſes eben erwähnten $. darauf aufmerkſam 
gemacht, daß auch Verletzungen an der Freyheit unter groben Un— 
dank gerechnet werden, während derſelben bey der Erbunwür— 
digkeit keine ausdrückliche Erwähnung gemacht wurde. 

2) Dagegen hat der Geſetzgeber hier den bloßen Verſuch 
ſolcher Verletzungen, den er in dem F. 540 ausdrücklich unter 
die Erbunwürdigkeits-Urſachen aufgezählet hat, nicht ausdrück— 
lich benannt. Da jedoch das Strafgeſetzbuch ) die Regel 


1) 1. Th. $. 7, und 2. Th. . 8. 
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aufſtellet, daß ſchon der Verſuch einer folchen Uebelthat eben 
fo zu behandeln ſey, wie die vollbrachte Uebelthat ſelbſt, fo 
ſcheint kein Zweifel, daß auch hier der bloße Verſuch ſolcher 
Uebertretungen als ein grober Undank angeſehen werden müſſe. 


5. 949, 

Der Undank macht den Undankbaren für ſeine Per— 
ſon zum unredlichen Beſitzer, und gibt ſelbſt 
dem Erben des Verletzten, in ſo fern der letztere 
den Undank nicht verziehen hat, und noch etwas 
von dem Geſchenke oder Naturwerthe vorhan— 

den iſt, ein Recht zur Widerrufungsklage auch 
gegen den Erben des Verletzers. 

1) Grober Undank ($. 948) berechtiget den Schenkenden 
und deſſen Erben zum Widerrufe des ganzen, entweder bloß 
ſchriftlich verheißenen oder auch ſchon übergebenen Geſchenkes, 
in ſo fern davon noch etwas bey dem Beſchenkten oder auch 
bey den Erben des beſchenkten Verletzers vorhanden iſt. Wider 
einen dritten Beſitzer der geſchenkten Sache kann dieſes perſön— 
liche Recht nicht ausgeübt werden. Wenn einer Geſellſchaft 
etwas geſchenkt worden, ſo kann das Geſchenk wegen eines Un— 
dankes, deſſen ſich die Vorſteher oder einige der Mitglieder für 
ihre Perſon ſchuldig gemacht haben, den übrigen Mitgliedern 
nicht zum Schaden gereichen; der Schenkende kann aber ohne 
Zweifel den Beleidigern, für ihre Perſon, diejenigen Vortheile 
entziehen, welche ſie ſonſt aus der Schenkung würden genoſſen 
haben; — denn eine Geſellſchaft unterliegt als ſolche dem 
Strafgeſetze nicht, ſondern nur die einzelnen Glieder derſelben. 
— Sie kann daher auch im Sinne des F. 948 keinen groben 
Undank begehren. 

2) Ueberdieß macht der Undank den Undankbaren für 
ſeine Perſon zum unredlichen Beſitzer. Der Recenſent des 
öfterreichifchen Geſetzbuches in der Leipziger-Literatur-Zeitung ) 


1) Nr. 5. 8. Jänner 1613. 
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ſtellt hier die Frage: Von welcher Zeit an? — Beginnt die Uns 
redlichkeit des Beſitzers erſt mit dem Widerrufe der Schenkung, 
weil die Schenkung erſt dadurch ihre Kraft verliert? — oder 
wirkt der Undank bis zur Zeit der Handlung, die ihn in ſich 
faßt, oder gar bis zur Zeit der Schenkung ſelbſt hinauf? — 
Der Herr Herausgeber der Materialien für Geſetzkunde und 
Rechtspflege in den öſterreichiſchen Staaten beantwortet in dem 
erſten Bande ſeiner vortrefflichen Zeitſchrift S. 197 dieſe Frage 
dahin: „Der $ 949 ſagt deutlich, daß der Undank, alfo die 
undankbare Handlung, ſo bald ſie begangen worden iſt, den Un— 
dankbaren zum unredlichen Beſitzer mache. Mit dieſem ſtimmt 
auch der Commentar des Herrn Hofrathes v. Zeiller überein. 
Ohne Zweifel iſt der öſterreichiſche Geſetzgeber bey Feſtſtellung 
der Beſtimmungen über den Widerruf der Schenkung wegen 
Undank den Anordnungen des preußiſchen Landrechtes der Haupt: 
ſache nach gefolgt; dieſes enthält die ausdrückliche Beſtimmung '): 
„Nur in dem Falle eines Widerrufs wegen Undanks überkommt 
der Geſchenknehmer von dem Augenblicke der begangenen Un— 
dankbarkeit alle Pflichten und Laſten eines unredlichen Beſitzers.“ 
Man könnte zwar dagegen einwenden, daß die Schenkung 
durch den begangenen Undanf nicht ipso facto für widerrufen 
angeſehen werde, ſondern das Geſetz $. 948 dem Geſchenkge— 
ber auch in dieſem Falle nur das Recht einräume, die Schen— 
kung zu widerrufen, daß daher auch der Geſchenknehmer ſein 
Recht auf die geſchenkte Sache in fo lange fortbehalte, bis von 
Seite des Geſchenkgebers dieſer Widerruf erfolgt, und es daher 
als eine Unzukömmlichkeit erſcheine, wenn der Geſchenknehmer auch 
für jene Periode als unredlicher Beſitzer behandelt werden ſoll, 
in welcher er noch Eigenthümer der geſchenkten Sache war, 
und für ihn nicht eirmahl noch eine Verpflichtung exiſtirte, die 
geſchenkte Sache dem Geſchenkgeber zu extradiren. — Allein 
wenn man bedenkt, daß von dem Augenblicke der begangenen 
undankbaren Handlung für den Geſchenkgeber das Recht ent— 
ſtehe, die geſchenkte Sache von dem Geſchenknehmer zurückzu— 


1) 1. Ch. 11. Titel 5. 1187. 
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fordern, fo verſchwindet dieſe ſcheinbare Unzukömmlichkeit; — 
denn eben darum, weil von dem Augenblicke des begangenen 
Undankes für den Geſchenkgeber das Recht entſteht, die ge— 
ſchenkte Sache zurückzufordern, hört ſich auch in eben dieſem 
Momente das frühere Recht des Beſchenkten auf dieſe Sache 
auf, und es lebt nur dann wieder auf, wenn der Geſchenkge— 
ber binnen der geſetzlichen Verjährungszeit von ſeinem Rechte 
keinen Gebrauch gemacht hat. Das Recht des Geſchenknehmers, 
die geſchenkte Sache auch nach begangenem Undanke fortan als 
Eigenthümer zu behalten, ift von dem Nichtgebrauche des Rech— 
tes des Geſchenkgebers abhängig gemacht; macht nun der Ge— 
ſchenkgeber in der Folge binnen der geſetzlichen Verjährungsfriſt 
wirklich von ſeinem Rechte Gebrauch, ſo zeigt es ſich, daß der 
Beſchenkte von dieſem Zeitpuncte an kein Recht mehr hatte, 
die geſchenkte Sache als Eigenthum zu behandeln. — Bey der 
Ungewißheit, ob der Geſchenkgeber von dem eingeräumten 
Rechte Gebrauch machen werde oder nicht, muß der Geſchenk— 
nehmer vielmehr die Sache von dem Zeitpuncte des dem er— 
ſteren erwachſenen Rechtes als ein fremdes Eigenthum anſehen, 
und kann ſich nur als Verwahrer derſelben betrachten. 

3) Indeſſen bin ich doch der Meinung, daß der undank— 
bare Geſchenknehmer, bevor das Geſchenk wirklich wider— 
rufen wird, nicht auch für den Zufall zu haften habe, der die 
Sache bey dem Geſchenkgeber nicht getroffen hätte; denn wenn 
derſelbe auch von dem Momente des begangenen Undankes ſich 
nicht als Eigenthümer der Sache mehr anſehen kann, ſo hat 
er doch noch in ſo lange keine Verpflichtung zur Zurückſtellung 
der Sache, bis nicht von Seite des Geſchenkgebers der Wider— 
ruf wirklich erfolgt. — Der Beſitz begreift nähmlich zweyerley 
in ſich; nähmlich a) die Innehabung der Sache und b) den Willen, 
die Sache als die ſeinige zu behalten. Was die Innehabung 
anbelangt, ſo iſt dem Geſchenknehmer dieſelbe ja ſelbſt von dem 
Eigenthümer durch die Uebergabe des Geſchenkes eingeräumt 
worden, und ſie fängt auch erſt dann an widerrechtlich zu wer— 
den, wenn der Beſchenkte dem Geſchenkgeber die Uebergabe der 
Sache verweigern würde; er kann daher vor dem Widerrufe 
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nicht für den zufälligen Schaden verantwortlich ſeyn, der nur 
durch ſeine Innehabung veranlaßt wird; was aber b) den Wil— 
len betrifft, fo kann der Erſtere, wie ſchon vorne bemerkt wur: 
de, die Sache von dem Augenblicke des begangenen Undankes 
an nicht mehr als die ſeinige anſehen und behandeln. Er kann 
ſich alſo auch von dieſem Augenblicke an keine Vortheile mehr 
von der Sache zueignen, und hat von dieſem Zeitpuncte an 
allem durch fein Verſchulden entftandenen Schaden zu vergüten. 
— Zur Unterſtützung des Geſagten berufe ich mich auf den 
§. 338. Auch hier befiehlt der Geſetzgeber, daß der red— 
liche Beſitzer, wenn er durch richterlichen Ausſpruch zur Zu— 
rückſtellung der Sache verurtheilt wird, gleich einem unred— 
lichen Beſitzer, und zwar von dem Zeitpuncte der ihm zugeſtell— 
ten Klage, zu behandeln ſey; fügt aber ausdrücklich bey, daß 
er für den Zufall, der die Sache bey dem Eigenthümer nicht 
getroffen hätte, nur in dem Falle hafte, als er die Zurückgabe 
durch einen muthwilligen Rechtsſtreit verzögert (folglich ſeine 
Innehabung widerrechtlich verlängert) hat. 

4) Das Recht des Geſchenkgebers kann noch vor Ablauf 
der Verjährungszeit erlöſchen, wenn er nähmlich die Verletzung 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch ſolche Handlungen, welche 
keinen vernünftigen Grund daran zu zweifeln übrig laſſen, ver— 
ziehen hat (§. 860). Eine vorläufige Entſagung wäre, weil fie 
zur Geſetzes-Uebertrelung einladet, unwirkſam (§. 935 Nr. 2). 


0. 950. 
3) Verkürzung des ſchuldigen Unterhaltes. 

Wer Jemanden den Unterhalt zu reichen ſchuldig 
iſt, kann deſſen Recht durch Beſchenkung eines 
Dritten nicht verletzen. Der auf ſolche Art Ver— 
kürzte iſt befugt, den Beſchenkten um die Er— 
gänzung desjenigen zu belangen, was ihm der 
Schenkende nun nicht mehr zu leiſten vermag. 
Bey mehreren Geſchenknehmern iſt die obige 
(J. 947) Vorſchrift anzuwenden. 
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1) Das Geſetz geſtattet den Widerruf auch anderen Perſo— 
nen, in ſo fern dadurch ihren, für wichtiger erkannten Rechten, 
zu nahe getreten wird. Unter dieſe Perſonen gehören zuvörderſt 
diejenigen, welchen der Schenkende einen Unterhalt abzureichen 
ſchuldig iſt. Das Geſetz unterſcheidet hier nicht, ob ihnen der 
Unterhalt unmittelbar aus einem Geſetze (§§. 91, 141, 154 u. 
166), oder aus einem letzten Willen (§. 672), oder einem Ver— 
trage gebühret. 

2) Das Geſetz erkennt dieſen Perſonen ein Klagerecht ge— 
gen den Beſchenkten nur in ſo fern zu, als ſie durch die Schen— 
kung ſelbſt in ihrer Unterhalts-Forderung beeinträchtiget worden 
ſind; dieſes Klagerecht iſt alſo nur gegen denjenigen gerichtet, 
welcher von dem Geſchenkgeber nach bereits übernommener Un— 
terhalts-Verpflichtung beſchenkt worden iſt, und zwar nur in fo fern 
ihm der Verpflichtete, auch mit Aufopferung des Hauptſtammes 
ſeines Vermögens, und nur in fo lange, als er ihm den Unter: 
halt zu verſchaffen unvermögend iſt. Aus mehreren Beſchenkten 
haften auch in dieſem Falle die ſpäteren vor den früheren. 

3) Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt am Schluſſe, daß auch 
hier gleiche Dürftigkeit des Beſchenkten von dem Widerrufe frey 
ſpreche. — Allein dieſe Behauptung bedarf einer näheren Unter— 
ſuchung. Der gegenwärtige F. bezieht ſich zwar auf den $. 947, 
welcher dieſen Grundſatz ausſpricht. — Allein er bezieht ſich auf 
dieſen $. nur in fo weit, als derſelbe auch die Frage entſcheidet, 
was in dem Falle Rechtens ſey, wenn mehrere Geſchenknehmer 
vorhanden ſind, und es kann daher aus dieſer Citation nicht 
die allgemeine Folgerung gezogen werden, daß hier alles dasjeni— 
ge zu gelten habe, was in demſelben für den dort berührten 
Fall ausgeſprochen iſt. — Ich glaube daher auch der Behaup— 
tung des Herrn Hofrathes v. Zeiller um ſo weniger beytreten zu 
können, als ich der Meinung bin, daß zwiſchen dem im $. 947 
berührten Falle und dem gegenwärtigen ein weſentlicher Unter— 
ſchied obwalte. — Der $. 947 räumt dem Geſchenkgeber ſelbſt, 
der ſich doch wegen ſeiner freywilligen Handlung in ſeinen Rech— 
ten nicht verletzt finden kann, das Recht des Widerrufes ein; 
es ſcheint daher auch ganz natürlich, daß der Geſetzgeber dieſe 
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dem Geſchenkgeber eingeräumte Begünſtigung nur auf den Fall 
beſchränke, wenn der Geſchenknehmer ſich nicht in gleich dürfti— 
gen Umjtanden befindet. — In dem gegenwärtigen $. dagegen 
räumt der Geſetzgeber das Recht des Widerrufes demjenigen ein, 
der durch die Schenkung wirklich an ſeinem Rechte verletzt wor— 
den iſt. — Hier iſt kein Grund vorhanden, warum derjenige, 
der ſchon früher ein Recht auf eine Leiſtung des Geſchenkgebers 
erworben hat, demjenigen nachſtehen ſolle, dem von Seite des 
Geſchenkgebers erſt ſpäter ein Recht eingeräumt worden iſt. — 
Wenn dem Beſchenkten das Recht, ſich von dem Widerrufe der 
Schenkung durch die Einwendung gleicher Dürftigkeit zu befreyen, 
in dem Falle des gegenwärtigen F. zugeſprochen werden würde, 
ſo müßte man demſelben auch dieſes Recht in den Fällen der 
§§. 951 u. 955 zuerkennen, indem derjenige, welcher von dem 
Geſchenkgeber den Unterhalt anzuſprechen berechtigt iſt, doch kein 
ſchwächeres Recht, als ein anderer Gläubiger hat. — Ueberdieß 
ſetzt der gegenwärtige §. den Fall der Dürftigkeit von Seite des 
Widerrufenden gar nicht voraus, da man Jemanden einen Un— 
terhalt zu reichen ſchuldig ſeyn kann, ohne daß ſich dieſer deß— 
wegen in dürftigen Umſtänden befinden müſſe. — Es mangelt 
daher auch in dieſer Beziehung die Aehnlichkeit zwiſchen der Vor— 
ſchrift des gegenwärtigen F. und der des F. 947. 


5. 951. 


4) wegen Verkürzung des Pflichttheiles. 


Wer zur Zeit der Schenkung Abſtämmlinge hat, 
denen er einen Pflichttheil zu hinterlaſſen ſchul— 
dig iſt, kann zu ihrem Nachtheile keine Schen— 
kung machen, welche die Hälfte ſeines Vermö— 
gens überſteigt. Hat er dieſes Maß überſchrit— 
ten, und können dieſe Abſtämmlinge nach ſeinem 
Tode beweiſen, daß ſein reiner Nachlaß den 
Betrag der Hälfte ſeines zur Zeit der Schen— 
kung gehabten Vermögens nicht erreiche; ſo 
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können ſie von dem Beſchenkten das geſetzwi— 
drig empfangene Uebermaß verhältnißmäßig zu— 
rückfordern. 

1) Eine der oben erwähnten (F. 950) ähnliche Vorſehung 
trifft das Geſetz in Anſehung des Pflichttheiles der Kin— 
der. Der Pflichttheil iſt, ohne Rückſicht auf die Zahl der Kin— 
der, die Hälfte des Vermögens; kann aber erſt nach dem Able— 
ben des Erblaſſers gefordert werden. — Damit alſo eine Schen— 
kung für pflichtwidrig erklärt werden könne, muß fie ſchon in 
ihrer Entſtehung, durch Ueberſchreitung des angeführten Ma— 
ßes, pflichtwidrig geweſen, und beym Ableben des Erblaſſers 
pflichtwidrig geblieben ſeyn. Den Aeltern wird ein ſolcher Wi— 
derruf nicht zugeſtanden ). 

2) Wer alſo behauptet, daß ein Ascendent den Pflichttheil 
der Descendenten durch eine Schenkung verletzt habe, muß 
zweyerley erweiſen: a) daß der Betrag der Schenkung die Hälfte 
des Vermögens überſteige, welches der Schenker zur Zeit der ge— 
machten Schenkung beſaß, und b) daß der bey dem Todfalle 
desſelben vorhandene reine Nachlaß dem Betrage der Hälfte ſei— 
nes zur Zeit der Schenkung gehabten Vermögens nicht gleich 
komme, viel weniger denſelben überſteige; — denn hat gleich an— 
fänglich die Schenkung nicht ſo viel, als die Hälfte des Ver— 
mögens ausgemacht, ſo kann ſie nicht pflichtwidrig genannt wer— 
den, wenn auch in der Folge das Vermögen durch Zufälle ſo 
herab geſunken iſt, daß der reine Nachlaß des Geſchenkgebers 
nicht mehr ſo viel beträgt, als dasjenige, was er weggeſchenkt 
hat; und eine Handlung, die urſprünglich nicht pflichtwidrig 
war, kann es auch nicht in der Folge werden. Wohl aber kann 
eine Handlung, welche urſprünglich pflichtwidrig war, in der 
Folge aufhören, pflichtwidrig zu ſeyn, wenn nähmlich bis zu 
der Zeit, wo dieſe Handkung eigentlich ihre widrigen Folgen 
äußert, wieder die gehörige Ausgleichung getroffen iſt. 

3) Es entſteht hier die Frage: ob die Anordnung des ge— 
genwärtigen $. nur eine einzige Schenkung vorausſetze, oder auch 

4) Siehe Zeillers Commentar Nr. 1. 
Nippel's Commentar VI. Th. 16 
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auf allmählig gegebene Geſchenke ſich ausdehne? — In dem 
Falle, als zur Umgehung des Geſetzes, ſtatt einer be— 
trächtlichen pflichtwidrigen Schenkung mehrere wiederhohlte, ein— 
zeln betrachtet, zwar minder beträchtliche, im Ganzen aber das 
geſetzliche Maß überſchreitende Geſchenke gegeben würden, iſt kein 
Zweifel, daß ſie als Scheinhandlungen nach dem echten Geiſte 
des Geſetzes beurtheilt werden müßten. Wird aber dabey die 
Umgehung des Geſetzes nicht beabſichtiget, fo ſcheint eine Ver— 
letzung des Pflichttheiles nach dem Geſetze nicht einzutreten, ſie 
wäre auch in den meiſten Fällen zu erweiſen unmöglich. 

4) In dem Falle, als die Descendenten wirklich durch eine 
ſolche pflichtwidrige Schenkung verletzt würden, ſtünde ihnen, 
wie bereits oben Nr. 2 bemerkt worden iſt, das Recht zu, nach 
dem Tode des Geſchenkgebers gegen die Beſchenkten Klage zu 
führen. Dieſe Klage kann ſich aber keineswegs dahin ausdeh— 
nen, die ganze Schenkung als ungültig anzufechten, ſondern 
nur das geſetzwidrige Uebermaß der Schenkung zurück zu fordern. 
— Worin beſteht aber das geſetzwidrige Uebermaß? — 
Ohne Zweifel in demjenigen Betrage, welchen der Geſchenkgeber 
über die Hälfte ſeines zur Zeit der Schenkung gehabten Vermö— 
gens hiervon gegeben hat, vorausgeſetzt, daß ſich ſein Vermö— 
gen bis zu ſeinem Todestage nicht vermehrte. — Hätte daher 
z. B. der Erblaſſer zur Zeit der gemachten Schenkung 12,000 fl. 
beſeſſen, und hiervon 8000 fl. weggeſchenkt, zur Zeit ſeines To— 
des aber noch die vollen 4000 fl., welche ihm nach der gemach— 
ten Schenkung übrig geblieben ſind, aber auch nicht mehr, hin— 
terlaſſen, fo betrüge das geſetzwidrige Uebermaß gerade 2000 fl. 
Hätte dagegen derſelbe 5000 fl. hinterlaſſen, ſo würde dasſelbe 
lediglich in 1000 fl. beſtehen; denn hätte er 6000 fl. hinterlaſ— 
ſen, ſo würde gar keine Klage Statt haben, weil die Descenden— 
ten des Erblaſſers ſich nur dann über eine Verletzung beſchweren 
können, wenn der reine Nachlaß des letzteren den Betrag der 
Hälfte ſeines zur Zeit der Schenkung gehabten Vermögens nicht 
erreicht. — Die Notherben erſcheinen daher im vorliegenden Falle 
nur um 1000 fl. beeinträchtiget. Hat er dagegen weniger als 
4000 fl. hinterlaſſen, ſo ſind die Geſchenknehmer doch nie mehr 


LS. 951:] 243 
als 2000 fl. zurückzuerſetzen ſchuldig; denn der Geſchenkgeber 
war berechtigt, bis zur Hälfte ſeines Vermögens, das er zur 
Zeit der Schenkung beſaß, Geſchenke zu machen, und hätte der 
Erblaffer dieſes Maß nicht überſchritten, fo wären die Geſchenk— 
nehmer für nichts verantwortlich, wenn auch in der Zwiſchen— 
zeit das Vermögen des Erſteren ſo zuſammen geſchmolzen wäre, 
daß keine reine Verlaſſenſchaft mehr erübrigte; ſie können daher 
auch in dem geſetzten Falle nur um jenen Betrag angegangen 
werden, um welchen der Geſchenkgeber ſein Befugniß über— 
ſchritten hat. 

5) Es frägt ſich hier weiter, was in dem Falle Rechtens 
fey, wenn der Erblaſſer außerdem, daß er feine Notherben 
ſchon durch eine pflichtwidrige Schenkung verkürzet hat, noch 
überdieß Vermächtniſſe anordnete, welche den reinen Nachlaß 
verringern, oder wohl gar noch einen anderen Miterben ein— 
ſetzett? — Manche glauben, daß eine ſolche Dispofition ganz 
ungültig ſey, und es mangelt wohl nicht an gewichthältigen 
Gründen, dieſe Meinung zu vertheidigen. Hat der Erblaſſer 
bereits durch eine Schenkung den Pflichttheil der Kinder ver— 
letzt, wie kann er noch rechtlicher Weiſe eine letztwillige Dispo— 
ſition zu Gunſten eines Dritten machen? — Zwar können die 
Kinder dieſe pflichtwidrige Schenkung anfechten, aber nicht wei— 
ter, als dieſe Verletzung ſelbſt reichet; was alſo über dieſelbe 
noch hinausgeht, muß gleichfalls als eine neuerliche Ver— 
letzung desſelben angeſehen werden. — Allein da vermög des 
$. 765 der Pflichttheil eines Kindes in der Hälfte desjenigen 
beſteht, was ihm nach der geſetzlichen Erbfolge zugefallen ſeyn 
würde; fo folgt daraus, daß nach ſtrenger juridiſcher Conſe— 
quenz des Begriffes eine Verletzung des Pflichttheiles durch eine 
Verfügung unter Lebenden gar nicht möglich wäre. — Aber 
die Betrachtung, daß das Recht der Kinder, welches ſie auf 
das Vermögen ihrer Aeltern haben, auch durch übermäßige 
Freygebigkeit gegen Fremde ſchon bey Lebzeiten der Aeltern 
ganz und gar unwirkſam gemacht werden könnte, hat ohne 
Zweifel den Geſetzgeber veranlaßt, dieſer Freygebigkeit ſolche 
Schranken zu ſetzen, daß den Kindern, dem ordentlichen Laufe 
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der Dinge nach, wenigſtens ein Theil nach dem Tode ihrer Ael— 

tern übrig bleiben müſſe. Dieſen Zweck ſucht daher der höchſte 

Geſetzgeber durch die Anordnung des gegenwärtigen $. zu er— 
reichen, ohne deßhalb an dem F. 765 eine weſentliche Aen— 
derung treffen zu wollen. — Es ſteht daher dem Erblaſſer 
nichts im Wege, die Hälfte ſeines Vermögens bey ſeinen Leb— 
zeiten zu verſchenken, und überdieß noch über die Hälfte ſeines 
Nachlaſſes zu disponiren. — Wer das Gegentheil behauptet, 
muß auch annehmen, daß bey Bemeſſung des Pflichttheiles die 
von dem Erblaſſer bey Lebzeiten gemachten Geſchenke zur Maſſe 
hinzu gerechnet werden müſſen, welches nicht nur allein der An— 
ordnung des F. 784 entgegen läuft, ſondern auch gegen den $. 
788 ſtreitet, welcher Geſchenke nicht einmahl unter die Anrech— 
nungspoſten aufgenommen hat. — Es ſteht daher auch nichts 
im Wege, daß der Erblaſſer denjenigen, welche er bereits 
ſelbſt über das vorgeſchriebene Maß mit Geſchenken betheilte, 
auch noch durch ſeine letztwillige Verfügung einen Theil ſeines 
Nachlaſſes widmen könne; nur muß ihnen in dieſem Falle das 
durch die Schenkung erhaltene geſetzwidrige Uebermaß an ihrem 
Vermächtniſſe oder Erbtheil abgerechnet werden. 

6) Eine weitere Frage aber entſteht hier, ob bey Beur— 
theilung der Pflichtwidrigkeit einer Schenkung nicht auch die 
im $. 788 benannten Gaben in Anſchlag gebracht werden müſ— 
fen? — Für die befahende Beantwortung dieſer Frage hat fich 
Herr Hofrath v. Zeiller erklärt, und es ſcheint auch, daß dieſe 
Anſicht die richtige ſey, da wir bey Annahme des Gegentheils 
auf Reſultate gelangen, deren Weisheit zu vertheidigen ſchwer 
halten würde ). Der Inhalt des gegenwärtigen F. ſetzt offen— 
bar voraus, daß bey Abſterben des Geſchenkgebers die Noth— 
erben noch den vollen Pflichttheil zu fordern haben; denn 
ſetzen wir den Fall, daß alle Notherben bereits rechtsgültig auf 
den Pflichttheil Verzicht geleiſtet hätten — wie könnten ſie wohl 
in einem ſolchen Falle die Schenkung anfechten? Was von der 
Verzichtleiſtung auf das Ganze gilt, muß auch verhältnißmäßig 


— — 


4) Man ſehe meine Abhandlung über den Pflichttheil 6. 38. 


— — 
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von der theilweiſen gelten; wenn daher z. B. ein Notherbe 
nicht im Allgemeinen, ſondern zu Gunſten der freyeren Verfü— 
gung des Erblaſſers auf ſeinen Pflichttheil Verzicht geleiſtet hat, 
ſo kann doch kein Anſtand obwalten, daß derſelbe außer jenem 
Betrage, welcher ihm nach dem Geſetze ohnehin zur Dispoſition 
frey ſtehet, auch noch über jenen Betrag, auf den zu ſeinen 
Gunſten Verzicht geleiſtet worden iſt, nach Willkühr verfügen 
könne. — Es liegt aber in der Natur der Sache ſelbſt, daß 
derjenige Notherbe, welcher bereits eine zur Anrechnung in den 
Pflichttheil geeignete Gabe erhalten hat, ſeiner Zeit auf die 
Einhändigung des vollen Pflichttheiles Verzicht leiſten, folglich 
ſich einen verhältnißmäßigen Abzug gefallen laſſen müſſe. 


9. 952. 


Beſitzt der Beſchenkte die geſchenkte Sache oder 
ihren Werth nicht mehr; ſo haftet er nur in 
ſo fern, als er ſie unredlicher Weiſe aus dem 
Beſitze gelaſſen hat. 

Die Verbindlichkeit des Beſchenkten oder ſeiner Erben, das 
geſetzwidrig empfangene Uebermaß zurückzuſtellen, iſt ohne Zwei— 
fel dann vorhanden, wenn der geſchenkte Gegenſtand in natura 
oder im Werthe noch vorhanden iſt. Aber auch dann, wenn er 
oder ſie die geſchenkte Sache unredlicher Weiſe aus dem Be— 
ſitze gelaſſen haben, ſind ſie zur Zurückſtellung des geſetz— 
widrigen Uebermaßes verpflichtet, wenn fie auch das Geſchenk 
oder deſſen Werth nicht mehr beſitzen ſollten. — Haben ſie zur 
Zeit der erhobenen Klage nur einen Theil des Geſchenkes oder 
deſſen Werthes im Beſitze, ſo kömmt es hauptſächlich auf das 
geſetzwidrige Uebermaß an, welches rückzuvergüten iſt; iſt das— 
ſelbe noch unverwendet vorhanden, ſo iſt es ohne weiters zu— 
rückzuerſtatten; iſt es aber auch ſchon angegriffen, ſo iſt der 
Geſchenknehmer den übriggebliebenen Theil zu erſetzen ſchuldig. 
Unredlicher Weiſe hat er aber die Sache dann aus dem Beſitze 
gelaſſen, wenn er wußte, daß der Geſchenkgeber zur Zeit der 
Schenkung weniger am Vermögen beſaß, als das Doppelte von 
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dem gegebenen Geſchenke. Die Vorgabe der Erwartung, der 
Geſchenkgeber werde bis zu feinem Todestage ein neues Ver— 
mögen überkommen, kann, wenn ſie nicht mit beſondern Um— 
ſtänden unterſtützt wird, dem Geſchenknehmer zu keiner Recht— 
fertigung dienen. 


5. 953. r 
5) wegen Verkürzung der Gläubiger. 

Unter eben dieſer (J. 952) Beſchränkung können 
auch diejenigen Geſchenke zurückgefordert wer— 
den, wodurch die zur Zeit der Schenkung ſchon 
vorhandenen Gläubiger verkürzt worden ſind. 
Auf Gläubiger, deren Forderungen jünger 
ſind, als die Schenkung, erſtreckt ſich dieſes 
Recht nur dann, wenn der Beſchenkte eines 
hinterliſtigen Einverſtändniſſes überwieſen wer— 
den kann. 

1) Die erörterten vier Rechtsmittel (§§. 947 — 952), 
insbeſondere die drey erſteren, kommen, wie v. Zeiller bemerkt, 
in den Gerichtshöfen ſelten vor; dagegen ereignet es ſich öfters, 
daß Nichtswürdige, die dem gänzlichen Verfalle ihres Vermö— 
gens nahe ſind, Schulden auf Schulden häufen, und das hier— 


durch erzielte Vermögen, um von der Verfolgung ihrer Gläu- 


biger geſichert zu ſeyn, ihren Angehörigen oder Vertrauten in 
der, allenfalls durch Reverſe zugeſicherten, Erwartung verſchenken, 
den betrüglichen Gewinn in der Folge mit ihnen theilen zu 
können. Weil es aber in vielen Fällen ſchwer iſt, den Beweis 
einer abſichtlichen Verkürzung der Gläubiger zu liefern, geſtat— 
tet hier das Geſetz jedem Gläubiger, der auf eine ſolche Art 
und Weiſe durch die Schenkung verkürzt wird, die Schenkung 
unter der im vorigen F. angeführten Beſchränkung widerrufen 
zu dürfen. 

2) Dieſes Rechtsmittels bedürfen die Gläubiger nur, wenn 
Schenkungen vor Ausbruch des Concurſes gemacht worden ſind. 
Mit Eröffnung des Concurſes verliert der Schuldner zufolge der 
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Concursordnung die freye Verwaltung ſeines Vermögens, und 
jede von ihm darüber getroffene Verfügung iſt an und für ſich 
ungültig ). — Hätte der Cridatar in der Zwiſchenzeit, als der 
Concurs über ſein Vermögen eröffnet wurde, und die vorge— 
ſchriebene Sperre und Inventur vorgenommen wird, Jemanden 
ein Geſchenk übergeben, ſo wäre dasſelbe ohne weiters von dem 
Geſchenknehmer abzufordern, und in die Concursmaſſe zu ges 
ben. Dieſes wäre ſogar dann der Fall, wenn dem Geſchenk— 
nehmer die Sache ſchon vor Eröffnung des Concurſes geſchenkt, 
und ihm eine ſchriftliche Urkunde hierüber eingehändigt, aber 
die Sache noch nicht übergeben worden wäre; jedoch ſtünde 
in dieſem Falle dem Geſchenknehmer frey, feine ihm aus dent 
Schenkungs vertrage zuſtehende Forderung gegen die Concurs— 
maſſe zu liquidiren, in welchem Falle ihm aber alle übrigen 
Gläubiger (mit einziger Ausnahme des Fiskus in Bezug auf 
die Strafgelder) vorgezogen werden würden ). 

3) Hier glaube ich auch die mehrfach beſprochene Frage in 
Anregung bringen zu müſſen, in wie fern ein Schuldner, in 
oder außer dem Concurſe, einer angefallenen Erbſchaft ohne 
Willen der Gläubiger entſagen könne? — Ein Cridatar kann, 
nach meiner Anſicht, einer ihm angefallenen Erbſchaft zum Nach— 
theile der Gläubiger nicht entſagen. Es iſt zwar allerdings 
richtig, daß der Cridatar zu den eigentlichen Curanden nicht 
gehöre, daß er mit ſeiner Perſon den Gläubigern nicht verfalle, 
und eben deßhalb auch nicht gezwungen und angehalten werden 
könne, etwas für die Maſſe durch eigene Induſtrie zu erwerben; 
allein eben fo richtig iſt, daß der Cridatar das Dispoſitionsrecht 
über das Ganze bey Eröffnung des Concurſes in feinem Be— 
ſitze befindliche, oder auch nachhin bis zur Beendigung des Con— 
curſes in deſſen Beſitz kommende Vermögen verliere, und das— 
ſelbe zur Cridamaſſe gezogen werden wüſſe; dann daß nach SI. 
285, 292, 311, 355 des b. G. B. alle veräußerlichen Rechte in 
dieſe Maſſe gehören. — Nun iſt nicht nur allein das angetre— 
tene Erbrecht, ſondern ſelbſt das Recht, eine Erſchaft anzutreten, 


1) Siehe Zeillers Fommentar Rr. 2. 
2) Con. Ord. F. 23. 
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ein veräußerliches Recht; denn im Falle der berufene Erbe ſtirbt, 
geht dieſes Recht auch auf feine Erben über ($. 809), auch ift 
es nach §. 1278 dem berufenen Erben geftattet, das ihm ange⸗ 
fallene Erbrecht, wenn er es auch noch nicht angetreten hat- 
einem Andern abzutreten, in welchem Falle dieſer Andere in die 
Rechte des Ueberträgers, folglich in das Recht, die Erbſchaft 
bedingt oder unbedingt anzutreten, oder dieſelbe auch auszu— 
ſchlagen, eintritt. — Aus dieſem folgt, daß auch die Gläubiger 
auf ein bereits angefallenes Erbrecht die Execution führen kön— 
nen. — Iſt aber, der Concurs über den Schuldner noch nicht 
eröffnet, ſo hat er auch das Dispoſitionsrecht über ſein Ver— 
mögen noch nicht verloren; ihm kann daher auch das Recht 
nicht abgeſprochen werden, der ihm angefallenen Erbſchaft zu 
entſagen, wenn dieſe Entſagung nicht von der Art iſt, daß fi ſie 
die Natur einer Schenkung annimmt. — Wann aber dieſes der 
Fall ſey, iſt bereits bey Erläuterung des $. 939 bemerkt worden. 
Doch verdienen, wie v. Zeiller bemerkt, auch hier verdächtige, 
beſonders mit dem Ehegatten oder den Angehörigen vorgenommene 
Scheinhandlungen eine ſtrenge Aufmerkſamkeit und Würdigung. 

4) Die Klage wird der Regel nach nur denjenigen Gläu— 
bigern zugeſtanden, deren Forderungen früher oder älter find, 
als die gemachten Schenkungen; denn nur von dieſen Gläubi— 
gern kann man ſagen, daß ſie durch den Act der Schenkung 
verkürzt worden ſind. Von Gläubigern, deren Forderungen 
erſt nach der Hand entftanden find, kann man für keinen Fall 
ſagen, daß ſie durch die Schenkung verletzt wurden. — In— 
deſſen wird ihnen in dem Falle, als ſie ein hinterliſtiges Ein— 
verſtändniß zwiſchen dem Schuldner und dem Beſchenkten 
nachweiſen könnten, von dem Geſetze eine Widerrufungsklage 
gegen den Beſchenkten zugeſtanden. — Unter einem liſtigen 
Einverſtändniſſe kann nur ein ſolches verftanden werden, zu— 
folge welchem unter der äußeren Form der Schenkung noch ein 
Vermögen für den Beſchenkten erhalten werden ſollte. — Eine 
ſolche Scheinhandlung müßte für jeden Fall nach jenen geſetzli— 
chen Beſtimmungen beurtheilt werden, welche ihrer wahren Ber 
ſchaffenheit entſprechen ($. 916), da es aber in ſolchen Fällen 
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meiſtens ſehr ſchwer zu beſtimmen ſeyn dürfte, in wie weit 
ſelbe als eine Schenkung, und in wie weit als ein entgeldlicher 
Vertrag anzuſehen ſey, ſo hat das Geſetz, wenn ein ſolches li— 
ſtiges Einverſtändniß überhaupt erwieſen iſt, hier ohne Rückſicht 
auf den eigentlichen Umfang dieſes Einverſtändniſſes den nach: 
gefolgten Gläubigern zugeſtanden, dieſe ganze Schenkung zu 
widerrufen. 

5) Der Widerruf hat nur in ſo weit Statt, als die 
Gläubiger an ihren Forderungen Abbruch leiden würden, und 
auch nur in ſo weit, als der Beſchenkte ſich noch im Beſitze des 
Geſchenkes, oder des dafür empfangenen Werthes befindet ($. 
952), oder unredlicher Weiſe des Beſitzes ſich begeben hat. — 
In wie fern der Beſchenkte auch für die bezogenen oder nicht 
bezogenen Nutzungen zu haften habe? — iſt eine nicht leicht zu 
beantwortende Frage. — Herr Hofrath v. Zeiller ſagt zwar, 
daß dieſe Frage aus der Redlichkeit oder Unredlichkeit des Beſitzes 
des Beſchenkten zu beurtheilen ſey ($$. 330 u. ſ. f.). Allein als 
unredlicher Beſitzer kann der Geſchenknehmer weder nach F. 326 
noch nach $. 345 angefehen werden. — Ich glaube vielmehr, 
daß dieſe Frage lediglich aus den Vorſchriften über den Scha— 
denerſatz und Genugthuung überhaupt beantwortet werden 
müſſe. — Iſt der Beſchenkte bey Annahme der Schenkung 
redlich zu Werke gegangen, ſo wird er nur von dem Zeitpuncte 
an, als der Widerruf der Schenkung ihm eröffnet wurde, die 
bezogenen Nutzungen herausgeben müſſen, weil er von dieſem 
Augenblicke an kein Recht mehr auf die Sache hat; in dieſem Fall 
dürfte die Analogie des F. 338 in Anwendung kommen. Hat aber 
der Beſchenkte im liſtigen Einverſtändniſſe mit dem Geſchenkgeber 
mit der Abſicht, die Gläubiger zu verkürzen, gehandelt, ſo iſt dieſe 
Frage nach den §§. 1295, 1301, 1302 u. 13523 zu beurtheilen. 
— So lange die Gläubiger gegen den Geſchenkgeber keine Execu— 
tionsſchritte machen, kann der Geſchenknehmer auch für die bezoge— 
nen Nutzungen nicht verantwortlich ſeyn, weil in dieſem Falle 
auch der Geſchenkgeber nicht gehindert war, die Nutzungen zu 
genießen. Haben aber z. B. die Gläubiger die Tequeftration 
des Vermögens ihres Schuldners erwirkt, ſo entgehen ihnen 
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die Nutzungen der geſchenkten Sache, und ſie leiden daher ei: 
nen Schaden. — Wider einen dritten Beſitzer des Geſchenkes 
kann die Widerrufungsklage nicht erhoben werden. Der Ge— 
ſchenkgeber und die Theilnehmer ſind nach Beſchaffenheit der 
Umſtände Amteswegen einer gerichtlichen, wohl auch ee 
len Unterſuchung und Strafe zu unterziehen ). 


5. 954. 
6) wegen nachgeborner Kinder. 

Dadurch, daß einem kinderloſen Geſchenkgeber 
nach geſchloſſenem Schenkungsvertrage Kinder 
geboren werden, erwächſt weder ihm, noch 
den nachgebornen Kindern das Recht, die Schen— 
kung zu widerrufen. Doch kann er, oder das 
nachgeborne Kind, im Nothfalle ſowohl gegen 
den Beſchenkten, als gegen deſſen Erben, das 
oben angeführte Recht auf die geſetzlichen Zin— 


ſen des geſchenkten Betrages geltend machen 


(5. 947). 

1) Dieſes Rechtsmittel ſteht theils dem Geſchenkgeber, 
theils deſſen Kinde zu, und ſetzt voraus, daß der Geſchenk— 
geber zur Zeit des gemachten Geſchenkes ganz kinderlos 
war. Bey einer bloßen Vermehrung der Anzahl von Kindern 
findet ſohin dasſelbe keine Anwendung. Dieſes darf auch gar 
nicht befremden, wenn man bedenkt, daß nach der Vorſchrift 
unſers Geſetzbuches der Pflichttheil immer derſelbe iſt, es mag 
nur Ein Kind, oder eine Anzahl derſelben vorhanden ſeyn. Sind 
daher zur Zeit der Schenkung bereits ſchon Kinder vorhanden, 
fo tritt ohnehin die Vorſchrift des §. 951 ein, welcher nicht 
nur allein zum Schutze der bereits gebornen, ſondern auch der 
erſt nachkommenden Kinder dienet, da alle mitſammen nur auf 
die Hälfte des Vermögens einen Anſpruch zu machen haben. 


) Siehe 
geſ. L. F. 198. 


2 lers Commentar $. 6. Verordn. vom 13. Dec. 1755 u. Straf: 
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2) Das Geſetz unterſcheidet nicht, ob das nachgeborne 
Kind ehelich oder unehelich ſey. Außer Zweifel ſcheint es zu 
ſeyn, daß, wenn die uneheliche Mutter die Geſchenkgeberinn 
iſt, dieſes Rechtsmittel Statt habe; denn das Geſetz beſchränkt 
dasſelbe nicht ausdrücklich auf eheliche Kinder, und es findet 
hier auch aus andern Gründen keine Beſchränkung Statt, da 
das uneheliche Kind auch ſogar den Pflichttheil von der Mutter 
in Anſpruch zu nehmen hat. — Zweifelhafter aber ſcheint mir 
die Beantwortung der Frage: ob dieſes Rechtsmittel auch dem 
unehelichen Vater und ſeinem Kinde zuſtehe? — Die Dispoſi— 
tion des gegenwärtigen F. ſcheint nähmlich an die Stelle der 
früheren Verfügung des gemeinen Rechtes getreten zu ſeyn, 
vermög welcher die supervenientia liberorum das Recht gab, 
das Geſchenk zu widerrufen. Daß hierunter aber nur die ehe— 
lichen Kinder des Vaters verſtanden worden ſeyn, ſcheint aus— 
gemacht. Indeſſen glaube ich, daß die Anordnung des gegen— 
wärtigen $. auch in Beziehung auf den unehelichen Vater zu 
gelten habe; denn, wie ich bereits erwähnt habe, lautet der 
Text des Geſetzes ganz allgemein; eine einſchränkende Ausle— 
gung könnte daher nur dann gerechtfertiget werden, wenn aus 
dem Zuſammenhange dieſes F. mit anderen Geſetzesſtellen, oder 
aus der klaren Abſicht des Geſetzgebers hervorleuchtete, daß die— 
ſes Rechtsmittel nur denjenigen Kindern zu Statten kommen 
ſolle, welche auf einen Pflichttheil ihrer Aeltern Anſpruch zu ma— 
chen haben. Allein, dieſes zu behaupten, biethet ſich kein zu— 
reichender Grund dar. Vielmehr ſcheint der geſetzliche Grund, 
auf welchem die gegenwärtige Anordnung ruhet, nicht ſowohl 
in der Verpflichtung der Aeltern, ihren Kindern einen Pflichttheil 
zu hinterlaſſen, als in dem, ſelbe zu verforgen, zu liegen, eine 
Pflicht, welche dem unehelichen Vater eben ſo, wie dem ehe— 
lichen zuſteht (SS. 166 u. 167). 

3) Dagegen ſind die Adoptivkinder von dem Gebrauche dieſes 
Rechtsmittels eben ſo, wie die Adoptivältern ausgeſchloſſen. Man 
konnte zwar glauben, daß auch bey dieſen Kindern obige geſetz— 
liche Anordnung zu gelten habe, weil der F. 183 anordnet, 
daß zwiſchen den Wahlältern und deſſen Nachkommen, in ſo 
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weit das Geſetz keine Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie 
zwiſchen den ehelichen Aeltern und Kindern, Statt finde, und 
eine ausdrückliche Ausnahme in dem F. 183 nicht enthalten iſt. 
— Allein a) liegt dieſe Ausnahme ſtillſchweigend darin, daß der 
$. nur von nachgebornen Kindern redet; wäre es die Ab— 
ſicht des höchſten Geſetzgebers geweſen, auch die Wahlkinder 
darunter zu begreifen, ſo hätte er ſich gewiß des allgemeinen 
Ausdruckes „den nachgekommenen Kindern“ bedient. b) Da die 
Adoption ein Act iſt, welcher ganz von der Willkühr der dieſen 
Vertrag abſchließenden Theile abhängt, ſo iſt auch die Verſor— 
gungspflicht des Adoptivvaters eine freywillig übernommene 
Verbindlichkeit, und es iſt daher nicht abzuſehen, warum die 
ſpäter freywillig eingegangene Verbindlichkeit der früheren 
derogiren folle. e) Sagt der §. 183 nur, daß die Rechte zwiſchen 
den Wahlältern und dem Wahlkinde und deſſen Nachkommen, den 
Rechten zwiſchen ehelichen Aeltern und Kindern gleichkommen; 


nun handelt es ſich aber hier nicht um die Rechte zwiſchen den 


Aeltern und dem Wahlkinde, ſondern zwiſchen dem Wahlkinde 
und dem Beſchenkten; endlich d) darf nach F. 184 durch den 
zwiſchen Wahlältern und Waͤhlkinde geſchloſſenen Vertrag dem 
Rechte eines Dritten nicht zu nahe getreten werden. Dieſes wäre 
aber der Fall, wenn die gegentheilige Behauptung die richtige 
ſeyn ſollte; denn da würde das durch die Schenkung dem Be— 
ſchenkten der Regel nach eingeräumte unwiderrufliche Recht (F. 
946) einer neuen Beſchränkung unterzogen werden. 

4) Wird das hier in Rede ſtehende Recht auf die geſetzli— 
chen Zinſen ſowohl dem Geſchenkgeber als dem nachgebor— 
nen Kinde eingeräumt. Es kann daher keinem Zweifel unterlie— 
gen, daß, wenn der Geſchenkgeber in Dürftigkeit iſt, das nach— 
geborne Kind aber nicht, nur Erſterer das Recht auf die geſetz— 
lichen Zinſen geltend machen könne, und ſo auch umgekehrt. — 
Was iſt aber in dem Falle Rechtens, wenn der Geſchenkgeber 
und deſſen Kind in gleich nothdürftigen Umſtänden ſich befinden? 
— Steht das Kind noch unter der älterlichen Verſorgung, ſo 
ſcheint kein Anſtand obzuwalten, daß die Zinſen an den Ge— 
ſchenkgeber ausbezahlt werden müſſen, weil es in den Verpflichtun⸗ 
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gen desſelben gegründet iſt, daß er auch ſein Kind an dieſen 
Einkünften Theil nehmen laſſe; aber auch in dem Falle, als der 
Geſchenkgeber der Verſorgungspflicht gegen ſein Kind bereits 
überhoben wäre, wären die Zinſen dem Geſchenkgeber aus zuzah— 
len; denn dem Geſchenkgeber gebührt dieſes Recht ſchon zu 
Folge des F. 947, und es liegt dem gegenwärtigen F. keines— 
wegs die Abſicht des höchſten Geſetzgebers zu Grunde, ihm die— 
ſes Recht zu entziehen. ö a 

5) Uebrigens ſind, wie v. Zeiller bemerkt, alle hier an— 
geführten Widerrufungsklagen auch auf die belohnenden und wech— 
ſelweiſen Schenkungen, ſo wie auf die gemiſchten Verträge, 
welche bey den letzteren in Bezug auf das Uebermaß als wirk— 
liche Schenkungen angefehen werden müſſen, anzuwenden. 


9. 955. 


Welche Schenkungen auf die Erben nicht übergehen. 


Hat der Geſchenkgeber dem Beſchenkten eine Un— 
terſtützung in gewiſſen Friſten zugeſichert, ſo er— 
wächſt für die Erben derſelben weder ein Recht, 
noch eine Verbindlichkeit; es müßte denn in dem 
Schenkungsvertrage ausdrücklich anders bedun— 
gen worden ſeyn. 

Der Grund dieſer geſetzlichen Anordnung iſt, weil vermu— 
thet wird, der Wohlthäter habe in dieſem Falle ein bloß perſön— 
liches Recht, und eine bloß perſönliche Verbindlichkeit gründen 
wollen, indem er ſonſt einen Theil des Hauptſtammes zugeſagt 
haben würde. — Eine ausdrückliche, entgegengeſetzte Verfü— 
gung hebt aber nach der Natur der Sache dieſe Vermuthung 
auf. Auf den Verfalls- und Zahlungstag einer ſolchen Unter: 
ſtützung find die über ein ähnliches Vermächtniß (F. 687) ertheilten 
Vorſchriften anwendbar. 

5. 956. 


Schenkung auf den Todesfall. 


Eine Schenkung, deren Erfüllung erſt nach dem 
Tode des Schenkenden erfolgen ſoll, iſt mit 
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Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlichkei— 
ten als ein Vermächtniß gültig. Nur dann iſt 
ſie als ein Vertrag anzuſehen, wenn der Be— 
ſchenkte ſie angenommen, der Schenkende ſich 
des Befugniſſes, fie zu widerrufen, ausdrücklich 
begeben hat, und eine ſchriftliche Urkunde darü— 
ber dem Beſchenkten eingehändiget worden iſt. 

1) Wer in Bezug auf den Todesfall etwas ſchenkt, kann 
eine aus dreyen Intentionen haben, er kann nähmlich: a) dem 
Beſchenkten dadurch lediglich ein mit einem Legatar gleiches Recht 
einräumen, und ſich folglich den Widerruf der gemachten Schen— 
kung vorbehalten wollen; oder er kann b) auf das Recht, ſein 
Geſchenk zu widerrufen, Verzicht leiſten, dagegen ſich vorbehal— 
ten, mit der geſchenkten Sache bey Lebzeiten nach Willkühr zu 
verfügen, ſo daß er z. B., wie bey Erbverträgen, durch die 
Schenkung nur in ſeinen letztwilligen Verfügungen 
beſchränkt erſcheinen will; oder er kann c) dem Beſchenkten ſchon 
bey Lebzeiten ein unwiderrufliches Recht auf die geſchenkte 
Sache zuſtehen wollen, ſo daß nur die Uebergabe des geſchenk— 
ten Gegenſtandes bis zum Todestage des Schenkers verſchoben 
bleiben ſoll. 

2) Die erſtere Art der Schenkung auf den Todesfall iſt 
der Natur der Sache nach ein bloßes Vermächtniß; denn, wenn 
dieſer Act auch die äußere Form einer Schenkung dadurch erhält, 
daß die Annahme des Beſchenkten hinzutritt, was bey letz— 


ten Willens-Anordnungen, worin Vermächtniſſe feſtgeſetzt wer— a 


den, nicht der Fall iſt, ſo verliert dieſe Schenkung eben durch 
den Vorbehalt des Widerrufes die Eigenſchaft eines Vertra— 


ges (SS. 861 u. 862), und nimmt dadurch die weſentliche Ei- 
genfchaft einer letzten Willens-Erklärung an ($. 552). Eine fol 
che Schenkung kann daher auch nicht als Vertrag, ſondern le- 


diglich nur als eine Erklärung des letzten Willens wirkſam ſeyn. 
Damit ſie aber in dieſer Eigenſchaft von Wirkung ſey, iſt na— 
türlich erforderlich, daß dabey die bey letzten Willens-Erklärun— 
gen vorgeſchriebenen Förmlichkeiten beobachtet werden. 


. 
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3) Die zweyte Art der Schenkung auf den Todesfall, wo 
ſich nähmlich der Schenker das Recht vorbehält, mit der ge— 
ſchenkten Sache bey Lebzeiten nach Belieben zu verfügen, und 
ſich nur des Rechtes begibt, über die Sache auch letztwillig an— 
ders zu disponiren, ſohin ſich verpflichtet, die Sache, in fo fern 
ſie noch in ſeinem Verlaſſe ſeyn ſollte, dem Geſchenknehmer zu 
überlaſſen, iſt gleichſam ein Mittelding zwiſchen Vertrag und 
letzten Willen, oder eigentlich beydes zugleich, und gleicht dem 
Erbvertrage in ſo weit, als auch hier der Promittent nicht ge— 
hindert iſt, mit ſeinem Vermögen bey Lebzeiten nach Belieben 
zu ſchalten, und der Promiſſär dadurch nur ein Recht auf das— 
jenige erhält, was nach Abſterben des Erſteren noch vorhanden 
iſt ($. 1252). Es iſt kein Grund vorhanden, an der Gültigkeit 
eines ſolchen Vertrages zu zweifeln. — Da der Geſchenknehmer 
durch einen ſolchen Schenkungsvertrag erſt nach dem Tode des 
Geſchenkgebers ein wirkſames Recht erlangt, fo hat er in dieſer 


Hinſicht die Eigenſchaft einer letzten Willens-Erklärung, und 


muß alfo auch ſo, wie der Erbvertrag, ſchriftlich (§. 943) mit 
allen Erforderniſſen eines ſchriftlichen Teſtamentes errichtet wer— 
den ($. 1249). 5 

4) Die dritte Art der Schenkung auf den Todesfall, wo— 
durch dem Beſchenkten ſchon bey Lebzeiten ein unwiderrufliches 
Recht auf die geſchenkte Sache zugeftanden wird, iſt eigentlich 
eine Schenkung unter Lebenden; denn der Beſchenkte hat hier 
durch die Schenkung ein bereits beſtimmtes, obgleich nur per— 
ſönliches Recht gegen den Geſchenkgeber erlangt, und erſcheint 
ſohin als ein wirklicher Gläubiger des Geſchenkgebers. Eine ſol— 
che Schenkung muß daher als eine Schenkung unter Lebenden 
angeſehen, und wie ein Vertrag dieſer Art behandelt werden. 

Ein ſolcher Schenkungsvertrag bedarf der Teſtaments— 
Förmlichkeiten eben ſo wenig, wie ein Kaufcontract, worin ſich 
bedungen wird, daß die Uebergabe des verkauften Gegenſtandes 
erſt nach dem Tode des Verkäufers vor ſich gehen ſoll. 

5) Eine Schenkung auf den Todesfall iſt daher nach dem 
Inhalte des gegenwärtigen $. und nach den hier geſchehenen Er— 


örterungen entweder lediglich als eine letzte Willens-Anord— 
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nung, wodurch ein Vermächtniß hinterlaffen wird, fohin als 
ein Codicill ($. 553) oder als ein Vertrag anzuſehen und zu 
behandeln. — Damit aber eine ſolche Schenkung als ein Ver— 
trag angeſehen werden könne, wird erfordert: a) daß von Seite 
des Beſchenkten die Annahme erklärt worden ſey; b) daß der 
Schenkende ſich des Befugniſſes, die Schenkung zu widerrufen, 
ausdrücklich begeben habe; und c) daß dem Beſchenkten hierüber 
eine ſchriftliche Urkunde eingehändigt worden ſey. Fehlt ein ein— 
ziges dieſer Erforderniſſe, ſo iſt ein ſolcher Act, mit Beobachtung 
der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten, lediglich als ein Vermächtniß 
gültig, wenn auch ſonſt aus den Umſtänden oder aus dem In— 
halte der Urkunde ſelbſt hervorleuchtete, daß der Geſchenkgeber 
einen Vertrag, ſey es der zweyten oder dritten Art, ſchließen 
wollte. Das Wörtchen „darüber“, welches erſt am Schluſſe 
des gegenwärtigen $. vorkömmt, wo der Geſetzgeber gerade die 
Erforderniſſe zu einer als Vertrag gültigen Schenkung auf— 
zählt, läßt deutlich erkennen, der Geſetzgeber habe haben wollen, 
daß die dem Beſchenkten eingehändigte Urkunde nothwendig auch 
die Annahme des Beſchenkten, und daß ſich der Schenkende des 
Befugniſſes, die Schenkung zu widerrufen, begebe, enthalten müſſe. 

6) Hat nun aber eine Schenkung die hier aufgeführten 
Erforderniſſe eines Vertrages, ſo muß erſt aus ihrem Inhalte 
beurtheilt werden, zu welcher Art von Schenkungsverträgen die— 
ſelbe gehöre. — Nur entſteht hier die Frage, zu welcher Art von 
Verträgen die Schenkung dann zu rechnen ſey, wenn der In— 
halt der Urkunde keinen befriedigenden Aufſchluß hierüber gibt? 
— Da nun der F. 915 vorſchreibt, daß bey einſeitig verbindli— 
chen Verträgen im Zweifel angenommen werden müſſe, daß ſich 
der Verpflichtete eher die geringere als die ſchwerere Laſt auf— 


legen wollte; ſo ſtreitet die Vermuthung für die hier oben Nr. 


3 berührte Art des Schenkungsvertrages. 

7) Die Frage, was auf den Todesfall geſchenkt werden 
könne, iſt dahin zu beantworten, daß alles, was im Verkehre 
ſteht, ein Gegenſtand dieſer Schenkung ſeyn könne. Nur darf 
das Geſchenkte in den aus Nr. 2 u. 3 berührten Fällen kein 
ſolcher Theil des Vermögens ſeyn, der ſich auf das Ganze bezieht, 
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fondern nur einzelne Sachen, Sachen von gewiſſer Gattung, 
Summen oder Rechte auf beſtimmte Sachen können der Gegen— 
ſtand der Schenkung ſeyn, weil ſonſt die Schenkung auf den 
Todesfall nach §. 1249 in einen Erbvertrag übergehen würde, 
welcher nur unter Ehegatten gültig geſchloſſen werden kann. Man 
kann daher obige Frage im Kurzen dahin beantworten, daß alles 
dasjenige, was als Ver mächtniß hinterlaffen werden kann, 
auch der Gegenſtand eines Schenkungs vertrages ſeyn könne. 

8) Wer kann auf den Todesfall ſchenken? — Eine als 
Vermächtniß gültige Schenkung auf den Todesfall kann Jeder 
machen, der, und in ſo fern er eine gültige letzte Willens-Er— 
klärung hinterlaſſen kann ($. 647). Eine als ein Vertrag gel: 
tende Schenkung auf den Todesfall Jeder, der, und in ſo fern 
er einen nach den Geſetzen gültigen Vertrag ſchließen kann 
(So. 865 — 868). 

9) Wer kann auf den Todesfall beſchenkt werden? Iſt die 
Schenkung lediglich als ein Vermächtniß anzuſehen, Jeder, der 
erbfähig iſt (F. 647); auch iſt in dieſem Falle die Erbfähigkeit 
in der Regel nach dem Zeitpuncte des Todes des Erblaſſers zu 
beurtheilen ($. 545), ausgenommen, es wäre derſelben eine auf— 
ſchiebende Bedingung beygerückt worden, in welchem Falle der 
Beſchenkte die Erfüllung der Bedingung überleben, und bey dem 
Eintritte derſelben erbfähig ſeyn muß (§. 703). Iſt die Schen— 
kung aber als ein Vertrag gültig, ſo kömmt es darauf an, ob 
ſelbe die Eigenſchaft eines vertragsmäßigen Vermächtniſſes, oder 
die einer Schenkung unter Lebenden, deren Erfüllung aber erſt 
nach dem Tode des Geſchenkgebers feſtgeſetzt iſt, habe. Im 
erſtern Falle gleicht ſie einem Erbvertrage, nur mit dem Unter— 
ſchiede, daß der Gegenſtand derſelben einzelne Sachen, oder 
eine beſtimmte Gattung von Sachen, eine Summe u. ſ. w. iſt; 
während der Gegenſtand eines Erbvertrages die ganze Ver: 
laſſenſchaft oder ein in Bezug auf dieſelbe beſtimmter Theil iſt. 
In dieſem Falle muß daher der Beſchenkte nicht nur allein zur 
Zeit, als er die Annahme der Schenkung erkläret, erbfähig 
ſeyn, ſondern es auch bis zum Zeitpuncte des Erbanfalles blei— 
ben, wenn die Schenkung als Vertrag von Wirkſamkeit ſeyn 
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ſollte ). — Im zweyten Falle gleicht fie mehr einer Schen— 


kung unter Lebenden, und es ſind daher hier lediglich die, in An— 
ſehung der Verträge überhaupt und der Schenkungen insbeſon— 
dere, beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften und nicht die über Erb— 
fähigkeit vor Augen zu halten. 

10) Hier glaube ich nun auch, die bey Erläuterung des 
$. 775 eben wegen noch nicht gehöriger Entwickelung meiner 
Anſicht „über die Schenkung auf den Todesfall übergangene 
Frage: wie auf was Weiſe das Recht des Notherben durch 
eine Schenkung verletzt werden könne?“ beantworten zu müſſen. 
Da die hier oben Nr. 2 berührte Art der Schenkung auf den 
Todesfall der Natur der Sache nach ein bloßes Vermächtniß 
iſt, ſo muß dieſelbe auch ganz nach den dießfalls beſtehenden 
Vorſchriften behandelt werden. Dem Notherben, der ſich da— 
her durch eine ſolche Schenkung in ſeinem Rechte auf den 
Pflichttheil verletzt ſieht, ſteht daher das nähmliche Recht zu, 
welches demjenigen Notherben zukömmt, der durch ein in einer 
andern letztwilligen Verfügung einem Dritten zugedachtes Legat 
beeinträchtiget wird. Die sub Nr. 3 berührte Art der Schen— 
kung auf den Todesfall iſt gleichfalls wie eine andere letztwilli— 
ge Verfügung zu betrachten, nur mit dem Unterſchiede, daß 
ſie unwiderruflich iſt; ein Umſtand, welcher auf das Recht des 
Notherben keinen Einfluß nimmt. Wird derſelbe durch eine 
ſolche Schenkung an ſeinem Pflichttheile verletzt, ſo ſteht ihm 
ebenfalls wieder das oben erwähnte Recht zu. — Iſt aber der 
Notherbe durch die sub Nr. 4 berührte Art der Schenkung an 
ſeinem Pflichttheile verkürzt worden, ſo iſt dieſer Fall lediglich 
nach . 951 zu beurtheilen 5). 


1) Siehe meine Darſtellung der Rechte der Ehegatten Über ihr Vermögen H. 179 
Bey Erläuterung des f. 1252 werde ich die bisher gegen meine Behauptung 
vorgekommenen Gegengründe zu widerlegen ſuchen. 

2) Man ſehe meine Erläuterung der geſetzlichen Beſtimmungen über den Pflicht— 
theil F. 93. — Ueber dieſen Gegenſtand verdient nachgeleſen zu werden des 
Herrn Profeſſors v. Gapp »Abhandlung über die Schenkung auf den Todes- 
fall“ in der Wagner'ſchen Zeitſchrift, Jahrg. 1827, 7. Hft., S. 30 — 48. 


— — — — ——— 
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Neunzehntes Hauptſtück. 


Von dem Verwahrungs vertrage. 


9. 957. 


Verwahrungs vertrag. 


Wenn Jemand eine fremde Sache in ſeine Obſor— 
ge übernimmt, ſo entſteht ein Verwahrungs— 
vertrag. Das angenommene Verſprechen, eine 
fremde, noch nicht übergebene Sache in die Ob⸗ 
ſorge zu übernehmen, macht zwar den verſpre— 
chenden Theil verbindlich; es iſt aber kein Ver— 
wahrungsvertrag. 

1) Herr Profeſſor Schuſter weicht von der buchſtäblich ges 
ſetzlichen Erklärung des Verwahrungsvertrages ab, und gibt 
dafür folgende: Wenn Jemanden eine Sache zur un— 
entgeldlichen Obſorge anvertraut wird, ſo ent— 
ſteht ein Verwahrungsvertrag. Die Gründe, welche 
den Herrn Profeſſor Schuſter zu dieſer Abweichung, oder nach 
ſeinem Ausdrucke, zur Feſtſtellung einer veränderten Leſeart be— 
wogen haben, find folgende „): 

a. Das Wort „fremde“ wurde deßhalb weggelaſſen, weil 
auch die eigene Sache des Verwahrers ein gültiger Gegenſtand 
des Verwahrungsvertrages ſeyn könne, und zwar ſowohl im 
Falle, als dem Verwahrer der Umſtand, daß die ihm in Ver— 
wahrung gegebene Sache fein Eigenthum fen, bekannt, als 
auch, wenn ſie ihm unbekannt iſt. Erſterer Fall könne dann 
eintreten, wenn z. B. mein Pfandgläubiger, oder der Frucht— 
nießer der mir eigenthümlich zugehörigen beweglichen Sache, 
welche eine Reiſe vorhaben, mich erſuchten, die Sache bis zu 
ihrer Rückkunft in Verwahrung zu nehmen; der zweyte Fall 

. 


1) Man ſehe Wagn. Zeitſchrift 1816, X. Heft, S. 19% 
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könne dann eintreten, wenn der Verwahrer endlich die Ent: 
deckung macht, daß die ihm in Verwahrung gegebene Sache, 
3. B. eine Uhr, eben dieſelbe fen, welche ihm oder feinem Erb— 
laſſer geſtohlen wurde, daher ſein Eigenthum iſt; denn ſolchen 
Falles werde er aus dem Verwahrungsvertrage noch immer ver— 
bunden bleiben, daher die Uhr dem Hinterleger zurückzuſtellen 
verpflichtet, und ſodann erſt dieſelbe mittelſt der Eigenthums— 
klage anzuſprechen berechtiget ſeyn. f 

b. Vermög des Wortlautes des gegenwärtigen $. würde ein 
Verwahrungsvertrag auch dann als abgeſchloſſen zu betrach— 
ten ſeyn, wenn man die Sache ohne Wiſſen des Beſitzers, wie 
z. B. der Finder, oder ſogar gegen deſſen Willen, wie z. B. 
der unechte Beſitzergreifer, in ſeine Gewahrſame übernimmt, was 
jedoch nicht zugelaſſen werden könne; denn obſchon dieſe Per— 
ſonen, und zwar erſtere in jeder, letztere aber in mancher Hin— 
ſicht nach denſelben Grundſätzen wie Verwahrer beurtheilt wer- 
den, ſo ſeyen ſie doch aus keinem Verwahrungsvertrage ver— 
bunden, indem kein Vertrag abgeſchloſſen worden iſt, und die 
ſogenannten Scheinverträge (quasi contratus) aus dem Gebiethe 
der Rechtsgelehrtheit, ſo wie überhaupt alle recht lichen Dichtun— 
gen, ſo viel als nur thunlich iſt, verbannt werden müſſen. 
Der Herr Profeſſor Schuſter hat daher die Textirung ſo geſtellt, 
damit aus derſelben abgenommen werden kann, daß der Ver— 
wahrungs vertrag nur dann zu Stande komme, wenn die Sa— 
che dem Verwahrer von Jemanden wirklich zur Obſorge über— 
laffen worden iſt. 

c. Endlich habe derſelbe den Beyſatz „zur unentgeldlichen 
Obſorge“ gemacht, weil in dem Falle, als eine Sache zur | 
entgeldlichen Obſorge übergeben wird, in der Weſenheit des 
Vertrages eine Aenderung vorgehe, und er dadurch in einen 
zweyſeitig verbindlichen Vertrag übergehe, wodurch ganz neue 
Beſtimmungen, beſonders in Abſicht auf den Hinterleger hin— 
zukommen. Wollte man dieſe nicht beachten, ſo würden da— l 
durch die Begriffe der verſchiedenen Vertragsarten verwechſelt, 
und die Gränzlinien zwiſchen denſelben, welche nie ſcharf genug 
gezogen werden können, durchbrochen werden, wodurch es um 
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die, alle Rechtsgeſchäfte beherrſchende Rechts wiſſenſchaft geſche— 
hen ſeyn würde. 

2) Es ſoll nun hier die Frage der Prüfung unterzogen 
werden, ob durch dieſe vorgefchlagene Abänderung der Abſicht 
des Geſetzgebers entſprochen werde? 
ad a. Es iſt zwar allerdings richtig, daß nach dem Begriffe, 

den wir im gemeinen Leben mit einem Verwahrungsvertrage 
verbinden, der Eigenthümer ſelbſt in die Lage kommen könne, 
ſeine eigenthümliche Sache in Verwahrung zu nehmen. — 
Dieſem ſteht jedoch nicht entgegen, daß eine poſitive Geſetz— 
gebung dem Verwahrungsvertrage einen beſchränkteren Be— 
griff unterlege. Dieſes hat aber der öſterreichiſche Geſetzgeber da— 
durch gethan, daß er in die Definition des Verwahrungsvertra— 
ges das Wort „fremde“ ausdrücklich aufgenommen hat, und es 
muß daher in fo lange auch angenommen werden, daß er den all 
gemeinen Begriff durch dieſen Beyſatz beſchränken wollte, bis 
nicht ein Widerſpruch mit anderen Geſetzesſtellen nachgewiefen 
werden kann, und dieſer Widerſpruch muß fegar von der Art 
ſeyn, daß er auf eine weniger gewaltthätige Weiſe nicht behoben 
werden kann, als wenn dieſes Wort weggelaffen wird. —, Al— 
lein eine Geſetzesſtelle, mit welcher dieſer beſchränkte Begriff eines 
Verwahrungs vertrages im Widerſpruche ſtünde, iſt von dem 
Herrn Profeſſor Schuſter nicht nachgewieſen worden. Zwar 
beruft ſich derſelbe auf den $. 1093, in welchem es heißt, 
„daß der Eigenthümer auch in den Fall kommen könne, den 
Gebrauch ſeiner eigenen Sache, wenn er einem Dritten ge— 
bührt, in Beſtand zu nehmen,“ und glaubt daher aus der 
Rechtsanalogie ſchließen zu können, daß der Eigenthümer auch 
in die Lage kommen könne, feine eigene Sache in Verwah— 
rung zu nehmen. Allein ein Schluß aus der Analogie kann 
nur für einen ſolchen Fall Platz greifen, für welchen das 
Geſetz nicht ſelbſt ſchon durch eine ausdrückliche Beſtimmung 
geſorgt hat; hat nun aber das Geſetz für dieſen Fall etwas 
beſonders ausdrücklich ausgeſprochen, ſo kann kein Schluß 
aus der Analogie dieſe beſondere Beſtimmung aufheben. — 
Uebrigens iſt nach eben dieſen §. 1093 der Gegenſtand des 
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Beſtandvertrages nicht nur eine körperliche bewegliche oder 
unbewegliche Sache, ſondern auch ein Recht; und wenn da— 
her der Eigenthümer einer körperlichen Sache, den Gebrauch 
derſelben, wenn er einem Dritten gebührt, in Be— 
ſtand nimmt, ſo iſt der Gegenſtand des Beſtandvertrages 
immer fremdes Eigenthum (F. 353). Man iſt daher viel: 
mehr berechtiget, aus der Analogie des F. 1093 das Gegen— 
theil zu behaupten; denn man kann folgenden Schluß ziehen: 
Eben ſo wie bey dem Beſtandvertrage nur fremdes Eigen— 
thum zum Gegenſtande gemacht werden kann, — ſo kann 
auch bey dem Verwahrungsvertrage nur fremdes Eigen— 
thum Gegenſtand desſelben ſeyn. — Hierzu kömmt noch, 
daß mehrere der in dieſem Hauptſtücke vorkommenden Para: 
graphe den dom Geſetze aufgeſtellten Begriff eines Verwah— 
rungsvertrages vorausſetzen. — Wer behauptet, daß auch die 
eigene Sache des Verwahrers Gegenſtand des Verwahrungs— 
vertrages ſeyn könne, und daher den gegenwärtigen F. (nach 
dem Ausdrucke des Herrn Profeſſors) mit Hinweglaſſung des 
Wortes „fremde“ lieſet; muß auch bey Leſung des $. 967 
die Worte: „und die zur Erhaltung der verwahrten 
Sache, oder zur Vermehrung der fortdauern⸗ 
den Nutzungen verwendeten Koſten zu erſetze n,“ 
weglaͤſſen; denn kann man wohl vernünftigerweiſe annehmen, 
daß der Gsſetzgeber den Hinterleger verpflichten wollte, dem 
Verwahrer feiner ihm eigenthümlichen Sache die zur Erhal— 
tung derſelben, oder zur Vermehrung der fortdauernden Nu— 
tzungen verwendeten Koſten zu erſetzen? — Hat der Pfand— 
gläubiger wegen einer vorgehabten Reiſe dem Eigenthümer 
das Pfandſtück zur Verwahrung übergeben, und geht dasſelbe 
durch Verſchulden des Eigenthümers zu Grunde, ſo tritt die 
Vorſchrift des F. 458 ein, gemäß welchem der Pfandgeber 
dem Pfandgläubiger ein anderes angemeſſenes Pfand zu über⸗ 
geben verpflichtet iſt. Hat daher z. B. der Pfandeigenthü— 
mer dem Gläubiger für eine Schuld von 10 fl. ſeine goldene 
Repetiruhr verpfändet, und ſie iſt ihm aus ſeinem Verſchul— 
den entwendet worden, ſo kann der Gläubiger keineswegs 


[. 957. ] 963 


eine andere goldene Repetiruhr als Pfand fordern, ſondern 
er muß ſich mit einer Sache geringeren Werthes, wenn nur 
dadurch ſeine Forderung hinreichend gedeckt iſt, begnügen. 
Nach den Beſtimmungen des Verwahrungsvertrages müßte 
aber dieſer Fall offenbar anders entſchieden werden. — Iſt 
dem Verwahrer unbekannt, daß die Sache, die ihm in Ver— 
wahrung gegeben wurde, ſeine eigenthümliche Sache ſelbſt 
fey, und kömmt er erſt in der Folge davon in Kenntniß, jo iſt 
ihm freylich nicht geſtattet, ſich den Umſtand, daß ihn der 


Beſitzer ſelbſt in die Innehabung geſetzt hat, zu Nutzen zu 


machen, und die Ausfolglaſſung derſelben, unter der Behaup— 
tung, daß ſie ſein eigen ſey, zu verweigern; ſondern er muß 
ſelbe früher zurückſtellen, und kann dann erſt nach geſchehe— 
ner Zurückſtellung fie mittelſt der Eigenthumsklage von dem 
Beſitzer wieder zurückfordern. — Setze man aber den Fall: 
die Sache ginge während der Verwahrungszeit aus Verſchul— 
den des Eigenthümers verloren, würde ſich letzterer von dem 
von Seite des Beſitzers geforderten Schadenserſatze, den der 
F. 964 dem Verwahrer aufbürdet, nicht dadurch befreyen 
können, wenn er erweiſet, daß die Sache ohnehin ſein Eigen— 
thum geweſen ſey? 

ad b. Da nach F. 6 keinem Geſetze in der Anwendung ein ande: 
rer Verſtand beygelegt werden kann, als welcher aus der eigen— 
thümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zufammens 
hange und aus der klaren Abſicht des Geſetzge— 
bers hervorleuchtet, fo kann kein Zweifel obwalten, daß 
ein Verwahrungsvertrag nur dann vorhanden ſey, wenn die 
Sache mit Wiſſen und Willen des Beſitzers von Jemanden 
in die Obſorge übernommen wird. — Dieſes ergibt ſich ſchon 
aus der Weſenheit eines Vertrages, welcher eine Willens-Ue— 
bereinſtimmung von beyden Theilen vorausſetzt, und deſſen 
Begriffe es plaͤtterdings widerſtreiten würde, wenn man be— 
haupten wollte, es könne durch eine einſeitige Handlung des 
Verwahrers ein Verwahrungs-Vertrag abgeſchloſſen werden. 
— Aus dem Nachſatze des gegenwärtigen $., beſonders, wenn 
man denſelben mit dem §. 129 des 3. Theiles des weſtgallt— 
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ziſchen Geſetzbuches vergleicht, wo das, was hier im Nachſatze 
ausgedrückt iſt, im Vorderſatze erſcheint, gehet deutlich her: 
vor, daß der Geſetzgeber hier das angenommene Verſprechen, 
eine fremde Sache in Verwahrung zu nehmen, vorausſetze, 
und daß er ſich durch die Eingangsworte dahin erkläre, daß 
dieſes angenommene Verſprechen dann in einen wirklichen Ver— 
wahrungsvertrag übergehe, wenn die Sache wirklich in die Ob— 
ſorge übernommen wird. 

ad c. Der Beyſatz „zur unentgeldlichen Obforge” iſt aber 
gewiß dem Sinne unſeres Geſetzes nicht gemäß. — Zum Be— 
weiſe deſſen beziehe ich mich hier lediglich auf dasjenige, was 
Herr Profeſſor Schuſter ſelbſt an einem anderen Orte von 
dem Verwahrungsvertrage ganz richtig und treffend bemerkt. 
Er ſagt nähmlich): „Doch die Römer haben nur mit dem 
Worte: „Verwahrungs vertrag“ den Begriff der Unentgeldlich— 
keit verbunden; was aber unſere Geſetzverfaſſer betrifft, ſo ha— 
ben dieſe die Unentgeldlichkeit keineswegs als eine natürliche 
Eigenſchaft des Verwahrungsvertrages betrachtet; denn im F. 
969 heißt es ja ausdrücklich: daß derſelbe ſowohl entgeldlich als 
unentgeldlich geſchloſſen werden könne.“ 

Will man daher den Verwahrungsvertrag nach dem Sinne 
unſers Geſetzbuches und mit Berückſichtigung der ad b gemachten 
Bemerkung definiren, ſo dürfte die Definition in der Form der 
Schule dahin lauten: Der Verwahrungsvertrag ſey 
jener Vertrag, vermög welchem Jemanden eine 
fremde Sache in die Obſorge übergeben, und von 
dieſem übernommen wird; oder mit anderen Worten: 
Wenn Jemanden eine fremde Sache in die Obſor— 
ge übergeben und von dieſem übernommen wird, 
fo entſteht ein Ver wahrungs vertrag. 


9. 958. 


Durch den Verwahrungsvertrag erwirbt der Ue— 
bernehmer weder Eigenthum, noch Beſitz, noch 


1) Siehe Wagn. Zeitſchrift 1830, 7. Heft, S. 44 u. 48. 


— — 
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Gebrauchsrecht; er ift bloßer Inhaber mit der 
Pflicht, die ihm anvertraute Sache vor Scha— 
den zu ſichern. 

Der Verwahrungsvertrag wird, wie v. Zeiller bemerkt, 
bloß zum Vortheile des Hinterlegers geſchloſſen, dem es in be— 
ſonderen Umſtänden ſehr ſchwer oder unmöglich iſt, die Sache 
bey ſich oder unter feiner Obhuth zu behalten „). Weil nun 
durch den Verwahrungsvertrag an und für ſich nur auf Seite 
des Hinterlegers, nicht auch auf der des Verwahrers ein Vor— 
theil bezielet wird, ſo wird letzterem durch dieſen Vertrag 
auch weder Eigenthum, noch Beſitz, noch auch nur ein Ge— 
brauchsrecht eingeräumt. — Der Verwahrer iſt, da er die Sache 
in ſeiner Macht und Gewahrſame hat, Inhaber derſelben (F. 
309), und übernimmt durch dieſen Vertrag die Bemühung, 
die ihm anvertraute Sache zu beobachten, und vor Schaden 
zu ſichern. Geſchah es freywillig, und ohne einen Vertrag; ſo 
wäre es eine Geſchäftsführung ohne Auftrag (F. 1035). 


5. 959. 
Wenn er in einen Darleihens- oder Leihvertrag übergehe. 
Wird dem Verwahrer auf ſein Verlangen, oder 
durch freywilliges Anerbiethen des Hinterlegers 
der Gebrauch geſtattet, fo hört im erſten Falle 
der Vertrag gleich nach der Verwilligung; im 
zweyten aber von dem Augenblicke, da das An— 
erbiethen angenommen, oder von der hinterleg— 
ten Sache wirklich Gebrauch gemacht worden 
iſt, auf, ein Verwahrungsvertrag zu ſeyn; er 
wird bey verbrauchbaren Sachen in einen Dar— 
leihens-, bey unverbrauchbaren in einen Leihver— 
trag umgeändert, und es treten die damit ver— 
bundenen Rechte und Pflichten ein. 


1) Dieſes iſt jedoch nur in Bezug auf die in Verwahrung genommene Sache 
ſelbſt zu verſtehen, und nicht dahin auszudehnen, daß der Verwaͤhrer nicht 
andere Vortheile für feine Bemühung genießen konnte (h. 969). 
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1) Es gehört zur Weſenheit des Verwahrungsvertrages, 
daß dadurch nur auf Seite des Hinterlegers ein Vortheil bezie— 
let werde; wird dabey auch von Seite des Verwahrers in Bes 
zug auf die zur Verwahrung gegebene Sache ein Recht erwor— 
ben, ſo wird dieſe weſentliche Eigenheit des Verwahrungsvertra— 
ges aufgehoben; er hört ſomit auf, ein Verwahrungsvertrag zu 
ſeyn, und wird in denjenigen Vertrag umgeändert, welchen die 
Beſtandtheile der Verabredung bezeichnen, es treten ſomit auch 
die damit verbundenen Rechte und Pflichten ein 5). 

2) Der gegenwärtige F. redet zwar nur von zweyen Ver— 
trägen, in welchen der Verwahrungsvertrag umgeändert were 
den könne, nähmlich in einem Darleihens- oder Leihverfrag , 
je nachdem nähmlich die in Verwahrung gegebene Sache eine 
verbrauchbare oder unverbrauchbare iſt. — Allein es kann daraus 
unmöglich gefolgert werden, daß ſich der Verwahrungs vertrag 
in keinen anderen Vertrag umändern laſſe; denn wenn der Hin— 
terleger und der Verwahrer verabreden, daß dem erſteren für 
den Gebrauch der unverbrauchbaren Sache ein Preis im Gelde 
entrichtet werden ſoll, fo iſt dieſes weder ein Darleihens- noch 
ein Leihvertrag, ſondern ein Beſtandvertrag (§. 1090); oder 
wenn ſich der Hinterleger von dem Verwahrer für den Gebrauch 
der Sache eine Dienſtleiſtung ausbedingen würde, ſo wäre dieſes 
ein ungenannter, folglich weder Darleihens- noch ein Leihver— 
trag. An der Rechtsgültigkeit eines ſolchen Uebereinkommens 
kann aber eben ſo wenig gezweifelt werden. — Es fordert nun 
aber die Achtung für die poſitive Geſetzgebung, in die Gründe 


einzugehen, warum der Geſetzgeber hier nur von dem Darlei⸗ 


hens- und Leihvertrage eine Erwähnung gemacht habe? 

Um dieſe Gründe zu erforſchen, glaube ich nun wieder auf 
das weſtgalliziſche Geſetzbuch, als den Entwurf des gegenwärti— 
gen, zurückgehen zu müſſen. Dasſelbe enthält nun im 3. Theile, 
$. 131 jene Beſtimmung, welche offenbar in dem gegenwärtigen 
$. des neuen Geſetzbuches übertragen worden iſt, und die folgen: 

4) Siehe die Abhandlung des Herrn Profeſſor Schuſter: Sy welche Verträge 


kann der Verwahrungsvertrag verwandelt werden? Wagn, Zeitfchriit 1830. 
VII, Heft, S. 43 — 45. 


[ $. 959. ] 267 


der Geſtalt lautet: „Geſtattet der Hinterleger dem 
Verwahrer den Gebrauch der hinterlegten Sache, 
ſo wird der Hinterlegungsvertrag, je nachdem die 
Sache verzehrbar oder unverzehrbar iſt, in einen 
Darleihens- oder in einen Verlehnungs vertrag 
verwandelt, und es treten dann alle damit ver 
bundenen Rechte und Pflichten ein.“ Hier iſt aber 
zu bemerken, daß dieſes Geſetzbuch einen eingeſchränkteren Be— 
griff von einem Darleihensvertrage aufgeſtellt habe, als das 
gegenwärtige. — Es ſagt nähmlich §. 95: „Werden ver 
zehrbare, nach Zahl, Maß oder Gewicht zu be 
ſtimmende Sachen Jemanden unentgeldlich und 
unter der Bedingung übergeben, daß er zwar will 
kührlich darüber ſchalten könne, aber nach einer 
gewiſſen Zeit eben ſo viel von der nähmlichen Gat— 
tung und Güte zurückgeben ſoll; fo entſteht ein 
Darleihens vertrag.“ Eben fo gehört, nach dem weſtgalli— 
ziſchen Geſetzbuche, der Verwahrungsvertrag für jeden Fall in die 
Claſſe jener Verträge, welche nicht auf Eigennutz, ſondern bloßer 
Dienſtfertigkeit beruhen; wird für den Verwahrer eine Belohnung 
bedungen, fo gehört er zu den Tauſchhandlungen ($. 104). 
Aus dem Geſagten iſt zu erſehen, daß dem öſterreichiſchen 
Geſetzgeber nur jene Fälle vor Augen ſchwebten, wo dem Ver— 
wahrer der unentgeldliche Gebrauch der Sache eingeräumt wird, 
weil es auch nur in dieſen Fällen zweifelhaft ſcheinen kann, ob 
dadurch die Natur eines Verwahrungsvertrages ganz aufgehoben 
werde; denn läßt ſich der Hinterleger in der Folge für das dem 
Verwahrer geſtattete Gebrauchsrecht etwas bezahlen, ſo ändert 
ſich ſein urſprünglicher Zweck, die Sache, die ihm in ſeiner ei— 
genen Obhuth zu behalten ſchwer fällt, durch den Verwahrer 
vor Schaden ſichern zu laſſen, in die Abſicht um, aus der 
Sache einen wirklichen Gewinn zu beziehen. Es fällt daher in 
einem ſolchen Falle ohnehin Jedermann auf, daß der Verwah— 
rungsvertrag dadurch ſeine Natur ablegen müſſe; nicht eben ſo 
leuchtet dieſes ein, wenn dem Verwahrer der unentgeldliche Ge— 
brauch geſtattet wird; denn da dadurch der Hinterleger feinen 
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eigennützigen Zweck, die Sache durch den Anderen vor Schaden 
ſichern zu laſſen, nicht aufgibt, ſo könnte man glauben, daß 
daraus ein zuſammengeſetzter Vertrag entſtehe, welcher auf einer 
Seite die Eigenſchaften und Beſtimmungen eines Verwahrungs— 
vertrages, und auf der anderen die eines Darleihens- oder Leih— 
vertrages an ſich habe. — Dieſen entſtehen könnenden Zweifel 
glaubte nun der höchſte Geſetzgeber durch eine ausdrückliche An— 
ordnung beheben zu müſſen. 

3) Obſchon nach öſterreichiſchem Rechte der Verwahrungs— 
vertrag gegen Entgeld geſchloſſen werden kann ($. 969), fo 
iſt es doch nicht leicht gedenkbar, daß ein entgeldlich geſchloſ— 
ſener Verwahrungsvertrag umgeändert werde; denn es iſt 
nicht anzunehmen, daß der Hinterleger, wenn er dem Aufbe— 
wahrer für ſeine Bemühung einen Lohn bezahlet, demſelben auch 
das Gebrauchsrecht feiner Sache einräumen werde. — Sollte 
es aber doch geſchehen, daß der Hinterleger, nebſt dem, daß er 
den Verwahrer für ſeine Bemühung durch Abreichung einer 


Geldgabe belohnet, ihm auch noch den Gebrauch der Sache ge- 


ſtattete, fo könnte der Vertrag, weder als Verwahrungs-, 
noch als ein Darlehens- oder Leihcontract angeſehen werden. Nicht 
als ein Verwahrungsvertrag, weil derſelbe aufhört Verwahrungs— 
vertrag zu ſeyn, wenn der Hinterleger dem Verwahrer den Ge— 
brauch der Sache geſtattet; nicht als ein Darleihens- oder Leih— 
vertrag, weil der Darleiher oder der Verleiher für das Recht, 
das er dem Entlehner einräumet, doch zur Bezahlung eines Loh— 
nes nicht verhalten werden kann. Ein ſolcher, ſehr ſonderbarer 
Vertrag, würde daher unter die ungenannten zu rechnen feyn. 
4) In Anſehung des Zeitpunctes, von welchem angefan— 
gen der Verwahrungsvertrag in einen Darleihens- oder Leihver— 
trag übergehe, iſt zu unterſcheiden, ob der Verwahrer oder der 
Hinterleger zuerſt den Willen äußere, daß der Gebrauch der 
Sache dem Verwahrer überlaffen werden ſolle. Aeußert der 
Verwaͤhrer zuerſt fein Verlangen, den Gebrauch der Sache zu 
erlangen, ſo hört der Verwahrungsvertrag gleich nach der Bes 
willigung des Hinterlegers auf, obgleich, wie v. Zeiller bemerkt, 
der Empfänger dem Anſuchen etwa die Beſchränkung beygeſetzt 


— 
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hätte, daß er nöthigen Falls von der Sache Gebrauch ma: 
chen dürfe. Wird dem Verwahrer der Gebrauch der Sache von 
dem Hinterleger angebothen, ſo muß vorerſt auch die Annahme 
von Seite des Verwahrers hinzutreten, welche entweder aus: 
drücklich mit Worten, oder ſtillſchweigend dadurch erklärt wird, 
daß der letztere von der hinterlegten Sache wirklich Gebrauch 
macht. Im erſten Falle hört der Verwahrungs vertrag von der 
Zeit der Erklärung der Annahme, im zweyten von dem Zeit— 
puncte, an welchem von der Sache wirklich Gebrauch gemacht 
worden iſt, als ſolcher zu exiſtiren auf. 

5) Damit jedoch der Verwahrungsvertrag in einen Leihver— 
trag verwandelt werde, wird vorausgeſetzt, daß der Hinter— 
leger dem Verwahrer das Recht des Gebrauches für die ganze Zeit 
der Verwahrung, oder überhaupt für eine beſtimmte Zeit ein— 
räume, oder daß wenigſtens die Abſicht des Gebrauches beſtimmt 
werde; denn es gehört zur Weſenheit des Leihvertrages, daß die 
Zeit des Gebrauches beſtimmt ſey ($. 972); iſt ſelbe weder aus— 
drücklich noch ſtillſchweigend durch die erklärte Abſicht des Gebrau— 
ches beſtimmt, ſo entſteht kein wahrer Vertrag, ſondern nur ein 
un verbindliches Bittleihen (§. 974). Iſt daher die Verwahrungs— 
zeit ſelbſt weder ausdrücklich, noch ſtillſchweigend beſtimmt (F. 
963), und bey Geſtattung des Gebrauches ſelbſt weder eine Zeit 
feſtgeſetzt, noch die Abſicht des Gebrauches erklärt worden, ſo iſt 
es offenbar, daß der Verwahrungsvertrag dadurch, daß dem 
Verwahrer von Seite des Hinterlegers der Gebrauch verſtattet 
werde, nicht in einen Leihvertrag, ſondern in ein unverbindli— 
ches Bittleihen übergehen könne. Dieſes ſcheint aber ſelbſt für 
den Fall behauptet werden zu müſſen, wenn die Verwahrungs— 
zeit zwar ausdrücklich beſtimmt, jedoch von dem Hinterleger 
nicht zugleich erklärt worden iſt, daß er dem Verwahrer den 
Gebrauch für dieſe beſtimmte Zeit geſtatte; denn dadurch, daß 
eine Zeit für die Verwahrung ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
beſtimmt wird, entſteht nur für den Verwahrer die Pflicht, die 
ihm anvertraute Sache durch dieſe ganze Zeit ſorgfältig zu ver— 
wahren (F. 961), dem Hinterleger bleibt dadurch aber noch im— 
mer das Recht vorbehalten, die Sache auch vor Verlauf der 


11 * 
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Zeit zurückzufordern. — Dadurch nun, daß der Hinterleger dem 


Verwahrer den Gebrauch der Sache überhaupt geſtattet, kann 
ohne eine entgegengeſetzte ausdrückliche Beſtimmung nicht ange— 
nommen werden, daß er ſich dieſes, aus dem Verwahrungsvertrage 
hervorgehenden Rechtes, die Sache auch vor Verlauf der Zeit 
zurückzufordern, begeben habe, und zwar um ſo weniger, als ſelbſt 
bey einem entſtehenden Zweifel dort, wo es ſich um einen ein— 
ſeitig verbindlichen Vertrag handelt, angenommen werden muß, 
daß ſich der Verpflichtete eher die geringere als die ſchwerere Laſt 
auflegen wollte (§. 915). — Der Hinterleger hat ſich aber ſchon 
dadurch eine Laſt aufgelegt, daß er dem Verwahrer den Gebrauch 
der Sache, in ſo lange er ſie wirklich in Verwahrung hat, ge— 
ſtattet, und es läßt ſich daher mit dem Geiſte der eitirten Ge— 
ſetzesſtelle nicht vereinigen, daß bloß aus dieſer hier erwähnten 
Verpflichtung des Hinterlegers auch noch die weitere fließen ſoll— 
te, die Sache vor der beſtimmten Zeit nicht zurückzufordern 
(Vergl. §. 975). 
5. 960. 

Wann er in eine Bevollmächtigung übergehe. 

Es können bewegliche und unbewegliche Sachen 
in Obſorge gegeben werden. Wird aber dem 
Uebernehmer zugleich ein anderes, auf die an— 
vertraute Sache ſich beziehendes, Geſchäft auf— 
getragen; ſo wird er als ein Gewalthaber an— 
geſehen. 

Daraus, daß Jemanden eine unbewegliche Sache in 

Obſorge übergeben wird, folgt nicht, daß ihm auch die Cul— 

tur, die zweckmäßige Beſtellung desſelben, z. B. der Anbau des 

anvertrauten Grundſtückes, oder die Vermiethung eines ſolchen 

Hauſes u. ſ. w., zukomme. — Es kommen ihm bloß die in die— 

ſem Hauptſtücke aufgeführten Pflichten und Rechte zu, und was 

er außer dieſen noch vorkehret, das iſt als eine Geſchäftsführung 
ohne Auftrag anzuſehen (SS. 1035 u. ſ. f.). Wird aber dem 

Uebernehmer die ganze Verwaltung oder auch nur eines oder 
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das andere darauf ſich beziehende Geſchäft überlaſſen; ſo iſt der 
Vertrag vielmehr als eine Bevollmächtigung, und der Ueber— 
nehmer als ein Bevollmächtigter nach dem zweyundzwanzigſten 
Hauptſtücke anzuſehen. 


b. 961. 
Pflichten und Rechte des Verwahrers. 

Die Hauptpflicht des Verwahrers iſt: die ihm an— 
vertraute Sache durch die beſtimmte Zeit ſorg— 
fältig zu verwahren, und nach Verlauf derſel— 
ben dem Hinterleger in eben dem Zuſtande, in 
welchem er ſie übernommen hat, und mit allem 
Zuwachſe zurückzuſtellen. 

1) Das preußiſche Geſetzbuch ſagt, daß der Verwahrer nur 
verpflichtet ſey, die ihm anvertraute Sache mit eben dem Fleiße 
zu verwahren, als er bey ſeinen eigenen Sachen von gleicher 
Art zu thun pflegt ). Geht daher der Verwahrer mit ſeinen 
eigenen Sachen leichtſinnig und ſorglos um, ſo iſt er nach dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung auch berechtigt, mit fremden Sachen, die 
ihm zur Obſorge anvertraut wurden, gleich leichtſinnig zu ver— 
fahren. Nach der Vorſchrift des gegenwärtigen F. kommt es 
nicht darauf an, ob der Verwahrer mit feinen eigenen Sachen 
leichtſinnig oder ſorgfältig umzugehen pflegt, er iſt für alle Fälle 
verpflichtet die ihm anvertraute Sache ſorgfältig, d. i. auf ſolche 
Art zu verwahren, wie ein ſorgfältiger Haus vater feine eigenen 
zu verwahren pflegt. Es iſt daher der Grad des Fleißes, den 
der Verwahrer für die Erhaltung der Sache anzuwenden hat, 
immer nach Umſtänden, und beſonders mit Rückſicht auf die 
Beſchaffenheit der Sache, und auf die Beträchtlichkeit ihres Wer— 
thes zu beurtheilen, weil auch ein ſorgfältiger Hausvater in Be— 
zug auf die Sachen von höherem und geringerem Werthe einen 
Unterſchied in der Aufbewahrungsart beobachtet. — Indeſſen kann 
die Art und Weiſe, wie der Verwahrer ſeine eigenen Sachen 
von der Art, wie die ihm anvertraute iſt, vor Schaden zu be— 
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wahren ſucht, dem Hinterleger den Beweis der ſchuldbaren Sorg— 
loſigkeit erleichtern. Hat z. B. der Verwahrer feine eigenen Bü— 
cher immer in einen Bücherſchrank eingeſperrt, die ihm anver— 
trauten Bücher dagegen frey im Zimmer herumliegen laſſen, ſo 
iſt es offenbar, daß er feine Verpflichtung als Verwahrer ver— 
nachläffigte. — Iſt die Art der Verwahrung ausdrücklich be— 
ſtimmt worden; fo darf fie von dem Verwahrer nicht eigenmäch— 
tig abgeändert werden. — Mit der Hauptſache wird auch die 
Sorge für das Zugehör übernommen ($$. 294 u. ſ. w.). 

2) Nach Ablauf der Zeit muß der Verwahrer, weil ihm 
weder das Eigenthum noch das Gebrauchösrecht zuſteht, das Ver— 
wahrungsſtück mit allem Zugehör und mit allem Zuwachſe, zu 
welchem auch die natürlichen Früchte eines Grundes, ſo wie die 
Nutzungen, welche aus einem Thiere entſtehen, gehören (§. 405), 
herausgeben. — Würde dem Verwahrer zugleich ein anderes, auf 
die anvertraute Sache ſich beziehendes Geſchäft, ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend übertragen, ſo muß der Verwahrer auch alle aus 
dieſem Geſchäfte entſprungenen Nutzungen mit der Sache über— 
geben (§oͤ. 960 u. 1009). Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt 
hier auch, daß, wenn der Verwahrer von einem hinterlegten 
Capitale eigenmächtig Gebrauch gemacht, mithin Nutzen daraus 
gezogen hätte, er auch die ordentlichen Zinſen nach $. 994 ent— 
richten müſſe. — Allein obſchon ich aus einem inneren Rechts— 
gefühle geneigt bin, den Satz anzunehmen, daß Niemand aus 
einer widerrechtlichen Handlung Vortheil ziehen ſolle, ſo bin ich 
doch nicht im Stande, dieſe Behauptung aus den Beſtimmungen 
des Geſetzbuches zu rechtfertigen; denn eine perſönliche Verpflich— 
tung muß ſich entweder unmittelbar auf ein Geſetz, oder auf einen 
Vertrag, oder auf eine erlittene Beſchädigung gründen ($. 859). 
Nun iſt kein Geſetz vorhanden, welches dem Verwahrer in dem 
Falle, als er eigenmächtig von einem ihm anvertrauten Capitale 
Gebrauch gemacht hätte, zur Bezahlung von Zinſen an den Hinter— 
leger verpflichtete. — Herr Hofrath v. Zeiller ſcheint zwar dieſes 
aus dem gegenwärtigen F. zu folgern; allein da dieſer nur von Zu— 
rückſtellung der Sache in dem Zuftande, in welchem fie der 
Verwahrer übernommen hat, ſammt dem Zuwachſe ſpricht, der 
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Verwahrer die Sache aber nur als ein todtes Capital erhalten 
und daher auch nur in dieſem Zujtande zurückzuſtellen hat, 
von einem todten Capitale aber keine Zinſen bezogen werden, 
ſo ſcheint mir dieſe Folgerung nicht richtig. — Noch weniger aber 
iſt die Berufung auf den H. 994 geeignet, obige Behauptung 
zu rechtfertigen; denn dieſer ſpricht ausdrücklich von dem Falle, 
wenn Zinſen bedungen worden ſind; er findet daher hier 
keine Anwendung. — Der Verwahrer hat zwar dadurch, daß er 
das Capital eigenmächtig für ſich verwendete, feine Vertrags: 
pflicht übertreten (F. 958), allein die civilrechtliche Folge einer 
übertretenen Vertragspflicht iſt lediglich nach F. 1295 die, daß 
der Uebertreter den daraus entſtandenen Schaden zu vergüten 
habe. — Nun iſt aber im Falle der Vorausſetzung für den Hin— 
terleger dadurch kein Schade entſtanden, indem er auch ohne 
Vergütung von Zinſen genau dasjenige erhält, was er bey einer 
gewiſſenhaften Verwahrung erhalten haben würde. — Nur dann, 
wenn durch dieſen eigenmächtigen Gebrauch des anvertrauten 
Capitals der Verwahrer außer Stand geſetzt wäre, dem Hinter— 
leger das Capital zur beſtimmten Zeit zurückzuzahlen, würde, 
und zwar erſt von dieſem Zeitpuncte an, für den Hinterleger 
der Schade entſtehen, den er aber gleichfalls nicht durch die im 
§. 994 erwähnten, ſondern durch die im $. 995 beſtimmten 
(Verzögerungs-) Zinſen zu vergüten hätte ($. 1333). Der Ber 
hauptung des Herrn Hofrathes v. Zeiller ſteht auch der §. 965 
entgegen, welcher ausdrücklich von dem Falle ſpricht, wenn der 
Verwahrer von der hinterlegten Sache Gebrauch gemacht hat, 
und doch denſelben nur dann zu eiuer Leiſtung verpflichtet, wenn 
dadurch dem Hinterleger ein Schade zugegangen iſt. 

3) Iſt eine Sache von Mehreren gemeinfchaftlich hinter: 
legt worden, oder durch Erbfolge an mehrere Perſonen gedie— 
hen, ſo muß derjenige unter denſelben, welcher ſie zurückfordert, 
Vollmacht von den Uebrigen beybringen. — Doch ſcheint jeder 
einzelne Intereſſent die gerichtliche Hinterlegung der Sache ver: 
langen zu können. 
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5. 962. 

Der Verwahrer muß dem Hinterleger auf Verlan— 
gen die Sache auch noch vor Verlauf der Zeit 
zurückſtellen, und kann nur den Erſatz des ihm 
etwa verurſachten Schadens begehren. Er kann 
hingegen die ihm anvertraute Sache nicht frü— 
her zurückgeben; es wäre dann, daß ein unvor— 
geſehener Umſtand ihn außer Stand ſetzte, die 
Sache mit Sicherheit oder ohne ſeinen eigenen 
Nachtheil zu verwahren. 


5. 963. 
Iſt die Verwahrungszeit weder ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt worden, noch ſonſt aus Nebenumſtänden 
abzunehmen; ſo kann die Verwahrung nach Be— 
lieben aufgekündet werden. 


1) Es iſt ſchon früher erwähnt worden, daß der Verwah— 
rungsvertrag einzig nur zum Vortheile des Hinterlegers einge— 
gangen werde. — Iſt daher in dem Verwahrungsvertrage eine 
Zeit beſtimmt worden, ſo iſt dadurch nur für den Verwahrer 
die Pflicht entſtanden, die Verwahrung durch die beſtimmte Zeit 
fortzuſetzen; aber keineswegs iſt dadurch auf Seite des Hinter— 
legers eine Verbindlichkeit erwachſen, die Sache durch die be— 
ſtimmte Zeit in fremder Verwahrung zu belaſſen. — Eine natür— 
liche Folge davon iſt, daß er ſie auch vor der beſtimmten Zeit zu— 
rückfordern kann. 

2) Die Verwahrungszeit kann aber entweder ausdrücklich 
oder auch ſtillſchweigend beſtimmt werden. Wird die Sache zu 
einem beſtimmten Zwecke, welcher gleichfalls wieder entweder 
ausdrücklich erklärt, oder aus den Umſtänden entnommen wer- 
den kann, wie z. B. bey einer Waſſers- oder Feuersgefahr, we— 
gen einer kurzen Reiſe u. dgl., in Verwahrung gegeben, ſo endet 
ſich mit der Erfüllung des Zweckes auch die Verwahrungszeit. — 
Iſt gar keine Zeitfriſt, weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend, 
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beſtimmt worden, fo kann fich der Verwahrer nach Belieben der 
Verwahrung wieder entledigen. 

3) In der Regel hat der Verwahrer nicht das Recht, die 
anvertraute Sache vor der ausdrücklich oder ſtillſchweigend be— 
ſtimmten Zeit zurückzuſtellen. Iſt die Verwahrungszeit aus— 
drücklich beſtimmt, nebſtbey aber auch der Zweck der Verwah— 
rung angedeutet worden, fo iſt der Verwahrer ſelbſt bey dem 
Hinwegfallen des Zweckes nicht berechtiget, die Sache vor der 
beſtimmten Zeit zurückzuſtellen, ausgenommen, er könnte er— 
weiſen, daß die Zeitbeſtimmung einzig und allein auf dem an— 
gegebenen Zweck beruhte ($. 901 Nr. 6). Dauert aber in dem 
geſetzten Falle der angegebene Zweck auch nach Verfluß des aus— 
drücklich bedungenen Zeitraumes fort, ſo muß auch der Ver— 
wahrer noch ſeine übernommenen Verbindlichkeiten fortſetzen, 
weil anzunehmen iſt, der Hinterleger habe dieſe Zeitbeſtimmung 
nur in der Vorausſetzung gemacht, daß bis dahin der Zweck 
beſtimmt erfüllt ſeyn werde. 

4) Außer dem obenberührten Falle kaun aber der Verwah— 
rer auch vor der Zeit die Sache in dem Falle zurückſtellen, 
wenn die längere Verwahrung mit Aufopferungen, wozu der 
Uebernehmer ſich nicht verpflichtet hat, verknüpft wäre; wie z. 
B. in ſchweren, anhaltenden Krankheitsfällen, oder nach einer 
dem Verwahrer geſchehenen Aufkündigung des zweckwäßigen Be: 
hältniſſes, oder bey einer bevorſtehenden Reiſe u. dgl. Iſt der 
Hinterleger abweſend, oder verweigert er ohne Grund die Zu— 
rücknahme; ſo kann die Sache auf ſeine Koſten in gerichtliche 
Obſorge gegeben werden ($. 1425). Die Zurückſtellung ae: 
ſchieht an dem Orte der Verwahrung um ſo mehr, als ſich der 
Verwahrer zu den Koſten der Verſendung nicht verpflichtet hat 
($. 958). 

5) Es kann hier die Frage aufgeworfen werden, ob in 
dem Falle, als eine Sache mehreren Perſonen zuſammen in 
Aufbewahrung gegeben wird, dieſe mehreren Perſonen ſolidariſch 
zur Zurückſtellung verbunden ſeyn? — Iſt die zur Verwah— 
rung übergebene Sache untheilbar, ſo ergibt ſich die Beantwor— 
tung dieſer Frage aus dem $. 890 von ſelbſt. — Allein auch 
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in dem Falle, als die Sache an und für ſich theilbar wäre, 
wie wenn z. B. eine Summe Geldes zur Aufbewahrung über— 
geben wurde, glaube ich hier eine ſolidariſche erpflichtung der 
Depoſitare behaupten zu können; denn eben dadurch, daß der 
Hinterleger den Verwahrern eine beſtimmte Summe unge— 
theilt übergibt, erklärt er ſich auch ſtillſchweigend, dieſelbe 
ungetheilt wieder zurück übernehmen zu wollen, und die Ver— 
wahrer ſind verpflichtet, die Sache in dem Zuſtande, in wel— 
chem ſie übergeben worden, folglich gleichfalls wieder ungetheilt 
zu übergeben (F. 967). — Beſteht die in Verwahrung gege— 
bene Summe in einer einzigen Banknote, oder werden die Mün— 
zen in einem Behältniſſe, z. B. einem Sacke übergeben, — ſo 
kann die Sache gar keinem Zweifel unterliegen, eben deßwegen, 
weil der Hinterleger das Recht hat, die Sache in dem nähmli— 
chen Zuſtande zurückzufordern, in welchem fie übergeben worden iſt. 


5. 964. 

Der Verwahrer haftet dem Hinterleger für den 
aus der Unterlafjung der pflichtmäßigen Obſorge 
verurſachten Schaden, nicht aber für den Zu— 
fall; ſelbſt dann nicht, wenn er die anvertraute, 
obſchon koſtbarere Sache, mit Aufopferung ſeiner 
eigenen, hätte retten können. 

1) Der erſte Theil dieſer Vorſchrift fließt ſchon aus den 
allgemeinen, in dem Hauptſtücke von dem Rechte des Scha— 
denserſatzes und der Genugthuung enthaltenen allgemeinen Vor— 
ſchriften (§. 1295). Der Verwahrer hat ſich durch die Ueber— 
nahme der Sache in ſeine Obſorge ſtillſchweigend verbindlich ge— 
macht, die Sache ſo, wie ein guter Haushälter es bey ſeinen 
eigenen Sachen zu thun pflegt, oder wie es ausdrücklich aus— 
bedungen worden iſt, zu verwahren; vernachläſſigt er dieſes, ſo 
übertritt er feine Vertragspflicht, und er hat daher den daraus 
hervorge henden Schaden zu erſetzen. 

2) Auch derjenige, welcher ſonſt aus Verträgen nicht be: 
langt werden kann, ift dennoch die feiner Werwahrung anver— 
traute Sache zurückzugeben rechtlich verpflichtet. — Er kann 


F. 965. ] | 277 


aber nicht verhalten werden, die Sache bis nach Auslauf der 
beſtimmten Zeit in feiner Verwahrung zu behalten, ſondern er 
kann eben darum, weil er ſich durch Vertrag nicht verbindlich 
machen kann, die Sache auch vor der beſtimmten Zeit wieder 
zurückzuſtellen. — Zur Zurückgabe der Sache iſt er auch nicht 
aus dem Verwahrungsvertrage, ſondern aus dem Grunde ver— 
pflichtet, weil ihm durch den Verwahrungs vertrag kein Recht 
auf die Sache eingeräumt worden iſt, er aber ein Recht auf 
die Sache behaupten müßte, wenn er dem Eigenthümer dieſelbe 
vorenthalten wollte. — Iſt einem Minderjährigen, welcher be— 
reits das zwanzigſte Jahr zurückgelegt, und ſich bey der Ueber— 
nahme der Sache in feine Gewahrſame für großjahrig ausgegeben 
hat, eine Sache in Aufbewahrung gegeben worden, ſo iſt er zwar 
auch in dieſem Falle nicht an den Vertrag dergeſtalt gebunden, 
daß er durch die beſtimmte Zeit die Sache in feiner Verwahrung 
behalten müßte, — leidet aber die Sache während er ſie in Ver— 
wahrung hat, aus Mangel der gehörigen Obſorge, einen Scha— 
den, fo iſt er, wenn der Hinterleger vor Abſchließung des Verwah— 
rungs vertrages nicht wohl erſt Erkundigung über die Wahrheit 
des Vorgebens einhohlen konnte, dafür verantwortlich (J. 248). 
Außer dieſem Falle hat er aber dem Hinterleger nur jenen der 
Sache zugegangenen Nachtheil zu vergüten, welchen er durch eine 
verbothene Handlung, z. B. durch Veruntreuung, oder durch fein 
Verſchulden (abgeſehen von einer Vertragspflicht) verurſachet hat. 

3) Einen bloß zufälligen Schaden iſt der Verwaͤhrer für 
keinen Fall zu erſetzen ſchuldig, obſchon der Zufall die Sache 
in den Händen des Hinterlegers nicht getroffen haben würde. — 
Der Verwahrer kann auch nicht verpflichtet werden, die fremde, ob— 
gleich koſtbarere Sache, mit Aufopferung ſeiner eigenen, zu retten. 


| 5. 965. 

Hat aber der Verwahrer von der hinterlegten 
Sache Gebrauch gemacht, hat er ſie ohne Noth 
und ohne Erlaubniß des Hinterlegers einem 
Dritten in Verwahrung gegeben, oder die Zu— 
rückſtellung verzögert, und die Sache leidet ei: 
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nen Schaden, welchem fie bey dem Hinterleger 

nicht ausgeſetzt geweſen wäre; ſo kann er kei— 

nen Zufall vorſchützen, und die Beſchädigung 
wird ihm zugerechnet. 


1) Ein bloßer Verwahrer, der von der Sache, ohne hier— 
zu von dem Deponenten eine Bewilligung erhalten zu haben, 
für ſich einen Gebrauch macht, z. B. eine Sackuhr gleich ſei— 
ner eigenen mit ſich herumträgt; der ſie ohne rechtlichen Grund, 
oder ohne ausdrückliche oder ſtillſchweigende Genehmigung des 
Hinterlegers Jemanden in Verwahrung gibt; oder die Zurück— 
ſtellung verzögert ($$. 961 u. 962), übertritt feine Vertrags— 
pflicht, und iſt daher für allen daraus entſtehenden Nachtheil 
verantwortlich (§. 1295). 

2) Der gegenwärtige §. dehnt aber die Erſatzespflicht des 
Verwahrers fogar auf einen Zufall aus, und ſcheint ſomit von 
der Vorſchrift des F. 1311 eine Ausnahme zu machen. Allein 
dieſe Ausnahme iſt nur ſcheinbar. Es muß nähmlich nach der un— 
verkennbaren Abſicht des Geſetzgebers ($. 6) der Inhalt des 
gegenwärtigen Paragraphes auf den Fall beſchränkt werden, 
wenn der Zufall die Sache während des widerrechtlichen Actes 
getroffen hat. — Wenn daher z. B. derjenige, dem eine Sack— 
uhr zur Aufbewahrung übergeben worden, ſelbe, weil er ſeine 
eigene gerade repariren läßt, auf die Reife mitnimmt, und ihm 
jene auf der Reiſe von Räubern abgenommen wird, ſo kann 
er dieſen Zufall nicht vorſchützen, um ſich von der Erſatzleiſtung 
zu befreyen, weil, wenn er ſeiner Verpflichtung als Verwahrer 
nachgekommen wäre, dieſer Zufall der Sache nicht geſchadet 
hätte. Es iſt alſo hier von keinem bloßen Zufalle mehr die 
Rede, und die Verantwortlichkeit des Verwahrers geht daher 
ſchon aus dem F. 1311 felbft hervor. — Hätte dagegen der 
Verwahrer die Uhr zu ſeinem Gebrauche auf der Reiſe verwen— 
det, wäre glücklich zurückgekommen, und dieſelbe wäre ihm 
dann in der darauf folgenden Nacht durch Diebe aus ſeinem 
verſperrten Kaſten entwendet worden, ſo könnte ihm dieſer Zu— 
fall nicht zugerechnet werden, weil derſelbe durch die Uebertre— 
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auch ohne dieſer ereignet hätte. 

3) Aus dieſer Bemerkung geht zugleich hervor, daß die 
Worte des gegenwärtigen F.: „welchem fie bey dem Hin— 
terleger nicht ausgeſetzt geweſen wäre“ ſich nur auf 
den in dem H. berührten letzteren Fall beziehen, und auf die bey: 
den erſteren nicht ausgedehnt werden können; — denn der ge— 
genwärtige §. geht offenbar von dem Grundſatze aus, daß der 
Verwahrer auch jenen zufälligen Nachtheil zu verantworten habe, 
welcher ſich nicht ereignet haben würde, wenn er ſeinen Ver— 
pflichtungen als Verwahrer genau nachgelebt hätte. — Hat da— 
her der Verwahrer mit der Uebergabe gezögert, und die Sache 
leidet dann bey ihm einen Schaden, den ſie bey dem Hinterle— 
ger nicht erlitten haben würde, ſo liegt nach obigem Grundſatze 
feine Verantwortlichkeit am Tage, weil dieſer Nachtheil nicht 
erfolgt wäre, wenn der Verwahrer ſeiner Verpflichtung in Zu— 
rückſtellung der Sache nachgekommen wäre. Setzen wir dage— 
gen den Fall, daß der Verwahrer die Sache ohne Noth und 
Erlaubniß ſeinem Nachbar übergeben hätte, — und während 
dieſer Zeit in dem Hauſe des erſteren Feuer ausgebrochen wäre, 
welches auch das Haus dieſes Nachbars ergriffen, und in bey— 
den Häuſern dadurch ein großer Theil der Mobilien, worunter 
auch die anvertraute fremde Sache, zu Grunde gegangen wäre; 
wie könnte der Verwahrer wohl deßwegen, weil die Sache bey 
dem Hinterleger ſelbſt keinen Schaden gelitten hätte, zu einem 
Erſatze verhalten werden? Ein anderes wäre der Fall, wenn 
bloß das Haus des Nachbars abgebrannt, und daher die Sache 
in dem Haufe des Verwahrers ſelbſt vom Untergange frey geblie— 
ben wäre; denn nur in dieſem Falle hätte ſich der Nachtheil 
nicht ereignet, wenn der Verwahrer ſeine Verpflichtung getreu 
erfüllet hätte. — Die Richtigkeit dieſer gemachten Bemerkung 
wird über allen Zweifel erhoben, wenn man den F. 138 des 
3. Theils des galliziſchen Geſetzbuches mit der Anordnung des 
gegenwärtigen F. vergleicht. Er lautet: „Hat aber der Ver: 
wahrer von der hinterlegten Sache einigen Ge— 
brauch gemacht, hat er ſie ohne Noth und ohne 
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Erlaubniß des Hinterlegerd einem Dritten in 
Verwahrung gegeben, oder mit der Zurückſtel— 
lung dergeſtalt verzögert, daß die Sache, welche 
bey dem Hinterleger nicht gefährdet geweſen 
ware, bey ihm Schaden litt; ſo kann er keinen 
Zufall vorwenden, und die Beſchädigung wird 
ihm zugerechnet.“ Hier iſt es offenbar, daß der Beyſatz: 
„welche bey dem Hinterleger nicht gefährdet ge— 
weſen wäre,“ ſich nur auf den letzteren Fall beziehe. Der 
Grund der abweichenden Textirung des gegenwärtigen F. ſcheint 
aber bloß darin zu liegen, weil man aus den Worten des $, 
133 des galliziſchen Geſetzbuches ſchließen möchte, daß aus der 
Verzögerung ſelbſt die Gefährdung hervorgehen müſſe, wie z. B. 
wenn der Verwahrer ſich an einem Orte befände, welcher der 
Gefahr einer feindlichen Plünderung ausgeſetzt iſt. 

4) Uebrigens folgert Herr Hofrath v. Zeiller aus dem F. 
1298, welcher anordnet, daß derjenige, welcher vorgibt, an 
der Erfüllung ſeiner vertragsmäßigen Verbindlichkeit ohne ſein 
Verſchulden verhindert worden zu ſeyn, den Beweis zu führen 


habe, ſehr richtig, daß auch hier dem Verwahrer die Vermus . 


thung nicht zu Guten komme, der Schade ſey in einem bloßen 
Zufalle gegründet, ſondern derſelbe den Beweis dieſes Umſtan— 
des liefern müſſe. 


J. 966. 

Wenn Sachen verſchloſſen oder verſiegelt hinter— 
legt, und in der Folge das Schloß oder Siegel 
verletzt worden; ſo iſt der Hinterleger, wenn er 
einen Abgang behauptet, zur Beſchwörung ſei— 
nes Schadens, in ſo fern derſelbe nach ſeinem 
Stande, Gewerbe, Vermögen und den übrigen 
Umſtänden wahrſcheinlich iſt, nach Vorſchrift 
der Gerichtsordnung zuzulaſſen; es wäre denn, 
daß der Verwahrer beweiſen könnte, daß die 
Verletzung des Schloſſes oder Siegels ohne ſein 


LS. 966. 261 


Verſchulden geſchehen fey, Das Nähmliche hat 

auch dann zu gelten, wenn ſämmtliche auf ſol— 

che Art hinterlegte Sachen in Verluſt gera— 
then ſind. 

1) Wer Sachen verſiegelt oder verſchloſſen empfangen hat, 

und das Verwahrungsſtück in eben dem Zuſtande (verſiegelt oder 


verſchloſſen) wieder zurückſtellt, hat eben daraus die natürliche 


Vermuthung für ſich, daß er alle darin enthalten geweſene 
Stücke unverſehrt zurückgebe. — Dem Hinterleger, welcher das 
Gegentheil und eine Erſatzpflicht behauptet, liegt alſo der Be— 
weis ob, daß argliſtiger Weiſe, oder aus Nachläſſigkeit des 
Verwahrers, z. B. mittelſt des entwendeten oder eines nachge— 
machten Schlüſſels oder Siegels, eine Veränderung oder Ver— 
ſchlimmerung des anvertrauten Gutes geſchehen ſey. 

2) Wenn dagegen das Verwahrungsſtück eröffnet gefunden 
wird, ſo ſtreitet die Vermuthung für den Hinterleger, daß es 
aus der unlautern Abſicht, zur Unterſchlagung oder Benützung 
der darin enthalten geweſenen Gegenſtände, eröffnet, und ein Ab— 
gang oder eine Verſchlimmerung bewirkt worden ſey. — Daraus 
iſt alfo die Richtigkeit (des Quale, wie die Practiker ſich aus— 
drücken), einer (noch unbeſtimmten) Erſatzforderung des Hinterle— 
gers anzunehmen ). 

3) Zufolge der Gerichtsordnung kann in Rückſicht einer 
ſolchen Forderung der Schätzungseid über den Betrag (des 
Quantum) angebothen werden ($. 217). Das Geſetz bindet aber 
hier die Zulaſſung des Eides an eine doppelte Bedingung; es 
muß nähmlich a) der Richter ſich die Ueberzeugung verſchaffen, 
daß der von dem Hinterleger behauptete Schaden auch nach dem 
Stande, Gewerbe und Vermögen desſelben, und nach 
den übrigen Umſtänden wahrſcheinlich ſey. Die übrigen 
Umſtände beziehen ſich theils auf die Art der Beſchädigung des 
Schloſſes oder Siegels, indem auch daraus die Wahrſcheinlich— 
keit erhellen muß, daß der Koffer oder das Felleiſen geöffnet wa— 
ren; theils auf die die Uebergabe der Sache in die Verwahrung 


— — 


4) Siehe Zeillers Commentar Nr. 1. u. 2. 
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begleitenden Umſtände, ob nähmlich der Hinterleger dem Weber: 
nehmer die anvertrauten Gegenſtände vor der Verſchließung 
vorgezeigt, oder ihm ein ſchriftliches Verzeichniß davon über— 
geben, oder auf die Beſchaffenheit und den Betrag derſelben 
aufmerkſam gemacht habe; theils darauf, ob der Hinterleger 
darthue, daß er kurz vor der Uebergabe dergleichen Sachen 
beſeſſen habe. — Es darf ferners b) der Verwahrer nicht den 
Beweis geliefert haben, daß die Verletzung des Siegels oder 
des Schloſſes ohne ſein Verſchulden geſchehen ſey; weil hier 
die Vermuthung einer widerrechtlichen Handlung gar keine Recht— 
fertigung zuließe. Findet nun der Richter den angegebenen 
Schaden nicht wahrſcheinlich, oder beweiſet der Verwahrer, daß 
die Verletzung des Schloßes oder Siegels ohne ſein Verſchul— 
den geſchehen ſey, ſo müßte der Hinterleger beweiſen, welche 
und wie viele Sachen er in dem Koffer oder Felleiſen verſchloſ— 
ſen hinterlegte, und wie viele er davon zurückerhielt. Dadurch 
iſt nun nicht bloß eine Vermuthung, ſondern der wirkliche Be— 
weis über den Abgang hergeſtellet; und es iſt ſohin der Fall 
des F. 214 der G. O. lit. c vorhanden, welche Geſetzesſtelle 
dahin lautet, daß, wenn Jemand das in der beſtimmten Zeit 
nicht übergibt, liefert oder verrichtet, was er zu übergeben, zu 
liefern oder zu verrichten ſchuldig zu ſeyn wohl weiß; der Geg— 
ner in einem ſolchen Falle zuzulaffen ſey, feinen Schaden zu be— 
ſchwören. — Dieſer iſt befugt, alles dasjenige einzurechnen, 
was ihm insbeſondere daran liegt, ſein Recht in der gehörigen 
Zeit nicht erhalten zu haben, es möge ſolches in einem zuge— 
gangenen Schaden oder entgangenen Nutzen beſtehen. — Wenn 
er dieſen ſeinen Schaden zu hoch ſchätzte, ſoll ihn der Richter 
in dem Urtheil nach Billigkeit, doch immer mit mehrerer Rück— 
ſicht auf den Beſchädigten, mäßigen, und den Kläger zulaſſen, 
den gemäßigten Betrag zu beſchwören ). 

4) Sind ſämmtliche auf ſolche Art hinterlegte Sachen, 
z. B. der verſchloſſene Koffer, das verſiegelte Felleiſen u. ſ. w. 
in Verluſt gerathen, fo wird der Hinterleger den Erſatz des 


1) 69. 215 u. 216 der allgemeinen G. O. ; Fg. 233 u. 290 der galliz. G. O. 
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Behältniſſes, in welchem die Sachen eingefchloffen waren, alfo 
hier des Koffers oder Felleiſens, dann den der eingeſchloſſenen 
Sachen anſprechen. — Rückſichtlich des Erſatzes des Behält⸗ 
niſſes ſelbſt iſt ganz nach der Vorſchrift des $. 214 der G. O., 
dagegen in Anſehung der eingeſchloſſenen Sachen nach der des 
gegenwärtigen F. zu verfahren ). — Daß aber hier, wie in 
dem citirten Werke behauptet wird, der Hinterleger ſtatt einer 
Verletzung des Schloſſes oder Siegels den Umſtand beweiſen 
müſſe, daß der Verwahrer das Depoſitum nicht zurückgegeben 
habe, halte ich nicht für ganz richtig. Nach meinem Ermeſſen 
kann die Klage urſprünglich nur auf die Zurückſtellung des an— 
vertrauten verſchloſſenen Behältniſſes gerichtet ſeyn, und der 
Kläger wird ſomit lediglich zu erweiſen haben, daß er dem Geg— 
ner den verſchloſſenen Koffer, oder das verſiegelte Felleiſen 
in Aufbewahrung übergeben habe. — Läßt ſich nun der Ge— 
klagte in eine Beantwortung der Klage ein, ſo wird er ent— 
weder ſelbſt als Einwendung vorbringen, daß ihm das Behältniß 
in Verluſt gerathen ſey; oder er wird hievon ſchweigen, und 
ſich auf eine andere Art gegen die Verurtheilung zur Zurück— 
ſtellung zu ſchützen ſuchen. Im erſten Falle wird nun der Klä— 
ger berechtiget ſeyn, ſeine Bitte in das Begehren um Erſatz des 
Schadens abzuändern, im zweyten Falle wird der Richter auf 
Zurückſtellung des übergebenen verſchloſſenen Behältniſſes erken— 
nen, was auch in dem Falle geſchehen würde, wenn der Ge— 
klagte gar keine Rede und Antwort auf die Klage gegeben hätte. 
— Kommt es nun zur Execution, fo wird der Kläger den 
Richter bitten, dem Gerichtsbedienten aufzutragen, daß er dem 
Beklagten das verſchloſſene Behältniß mit den darin befindlichen 
Sachen abnehme (F. 305 der G. O.), und da vorausgeſetzt 
dasſelbe in Verluſt gerathen iſt, wird der Gerichtsdiener die 
Relation dahin erftatten, daß er dasſelbe nicht vorgefunden ha: 
be. — Nun wird der Kläger berechtiget ſeyn, den Werth der 


1) Man ſehe das gerichtliche Verfahren in Streitſachen nach der öfterr. allge— 
meinen Gerichts- und Concursordnung vom 1. May 1731. Von Herrn 
Hofrathe Joachim Füger, zweyte von Herrn Dr. Joſeph Weſſely bearbeitete 
Auflage. Wien 1829. 2. Th., S. as — 49. 
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Sache und feinen Schaden einzuflagen (eben da §. 306). Er 


kann aber auch, um die Sache zu verkürzen, und ſich einen dop— 

pelten Prozeß zu erſparen, gleich bey der erſten Klage das alter— 

native Begehren ſtellen, entweder ihm das verſchloſſene Behält— 
niß ſammt den darin befindlichen Sachen Kae ll oder 
den Werth desſelben zu erſetzen. 

5) Es iſt bereits erwähnt worden, daß die für den Hin— 
terleger ſtreitende Vermuthung (Nr. 2) durch den Beweis des 
Verwahrers, daß die Eröffnung und der Schade ohne fein Ver— 
ſchulden durch einen bloßen Zufall, z. B. durch Brand, Ueber— 
ſchwemmung, räuberiſchen Ueberfall u. ſ. w. verurſacht worden 
ſey, gänzlich entkräftet werde. — Es entſteht aber nun die 
Frage, ob dieſe Behauptung auch dann von Anwendung fey, 
wenn der Fall des vorigen F. eintritt, und der Verwahrer 
die Sache ohne Noth und Erlaubniß einem Dritten in Ver: 
wahrung gegeben, oder die Zurückſtellung der Sache verzögert 
hätte? — Ich glaube dieſe Frage bejahend beantworten zu müſ— 
ſen; denn obgleich hier dem Verwahrer durch die Uebertretung 
feiner Vertragspflicht ein Verſchulden zur Laſt fällt, ſo wird 
doch durch die Herſtellung des Beweiſes, daß die Eröffnung 
durch einen Zufall bewirkt worden ſey, die Vermuthung der 
unlautern Abſicht (Nr. 2) zerſtöret. — Nur in dem Falle, 
als durch Verſchulden desjenigen, dem der Verwahrer das Ver: 
wahrungsſtück weiters anvertraut hat, die Eröffnung geſchehen 
wäre, könnte dem Hinterleger der hier vorbehaltene Beweis 
durch den Schätzungseid nicht entzogen werden. 

5. 967. 
Pflichten und Rechte des Hinterlegers. 

Der Hinterleger iſt verpflichtet, dem Verwahrer 
den ſchuldbarer Weiſe zugefügten Schaden, und 
die zur Erhaltung der verwahrten Sache oder 
zur Vermehrung der fortdauernden Nutzungen 
verwendeten Koſten zu erſetzen. Hat der Ver— 
wahrer im Nothfalle, um das hinterlegte Gut 
zu retten, ſeine eigenen Sachen aufgeopfert; ſo 
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kann er einen angemeſſenen Erſatz fordern. Die 
wechſelſeitigen Forderungen des Verwahrers und 
Hinterlegers einer beweglichen Sache können 
aber nur binnen dreyßig Tagen von Zeit der 
Zurückſtellung angebracht werden. 


1) Urſprünglich aus dem Verwahrungsvertrage iſt, wie 
v. Zeiller bemerkt (außer dem Falle eines ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend bedungenen Lohnes für die Verwahrung F. 969), 
nur der Verwahrer verpflichtet; allein in der Folge kann aus 
einem verurſachten Schaden oder Koftenaufwande auch der Hin: 
terleger dem Verwahrer verpflichtet werden. Dieſes wäre z. B. 
der Fall, wenn eine mit einem verborgenen, anſteckenden Man— 
gel behaftete Sache in Verwahrung gegeben worden wäre. Al— 
lein die Verpflichtung, die daraus für den Hinterleger entſteht, 
geht eigentlich nicht aus der Natur des Verwahrungsvertrages, 
ſondern aus den allgemeinen Grundſätzen über Schadenerfaß und 
Genugthuung hervor. 

2) Ein Gleiches iſt der Fall, wenn der Verwahrer zur Er— 
haltung des Verwahrungsſtückes einen nothwendigen, oder zur Ver— 
mehrung fortdauernder Nutzungen einen nützlichen Aufwand gemacht 
hat; denn hat er in dem Werwahrungsvertrage ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend die Verpflichtung zur Beſtreitung eines ſolchen 
Aufwandes eingegangen, ſo iſt er in dieſer Hinſicht als ein Be— 
vollmächtigter anzuſehen ($$. 960); oder wenn dieſes nicht wäre, 
als ein Geſchaftsführer ohne Auftrag zu behandeln ($. 1036 u. 
1037). Wenn alſo dem Verwahrer weder ausdrücklich noch 
ſtillſchweigend von dem Hinterleger auch das Recht eingeräumt 
worden iſt, zum Nutzen des letzteren einen Aufwand zu machen, ſo 
iſt er gehalten, wenn er deſſenungeachtet zur Beförderung des blo— 
ßen Vortheils des Hinterlegers etwas zu unternehmen gedenket, ſich 
vorerſt um deſſen Einwilligung zu bewerben; hat er dieſes un— 
terlaffen, fo iſt ihm der Hinterleger die verwendeten Koſten nur 
in ſo weit zu erſetzen ſchuldig, als dieſem dadurch ein klarer und 
überwiegender Vortheil zugegangen iſt ($. 1037). 
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3) Zu dem nothwendigen Aufwande gehört auch die frey— 
willige (F. 964) Aufopferung feines Eigenthums zur Rettung 
der hinterlegten Sache. — Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt da— 
bey in ſeinem Commentare, daß der Verwahrer, wenn die Ret— 
tung mit einem minderen Aufwande geſchehen konnte, auch nur 
dieſen fordern könne, und den überwiegenden Schaden ſich ſelbſt 
zumeſſen müſſe. Allein ich kann dieſer Behauptung nicht bey— 
pflichten; denn nach §. 964 ift der Verwahrer zur Rettung der 
ihm anvertrauten Sache nicht verpflichtet, wenn dieſe nur mit 
Aufopferung ſeiner eigenen, obgleich minder koſtbaren Sache zu 
bewerkſtelligen möglich war. Iſt alſo der Verwahrer zu einem 
Aufwande, um die anvertraute Sache zu retten, überhaupt nicht 
verpflichtet, ſo kann er auch um ſo weniger dafür verantwortlich 
ſeyn, wenn er zur Rettung derſelben einen größeren Aufwand 
gemacht hat, als nothwendig geweſen wäre. — Der F. 1304, 
auf den ſich berufen wird, iſt hier von keiner Anwendung, in— 
dem der Verwahrer dadurch, daß er dem Hinterleger die Sache 
rettete, wozu er nicht verpflichtet geweſen wäre, demſelben 
nur einen Vortheil verſchafft, und keinen Schaden zugefügt, 
hat. Würde der gemachte Aufwand den Werth der Sache über— 
ſteigen, ſo ſtünde es dem Hinterleger frey, die Sache dem ret— 
tenden Verwahrer zu überlaſſen ($. 703 Nr. 3). Eine beſon— 
dere Belohnung, fo wie fie im FK. 403 feſtgeſetzt iſt, ſcheint 
aber der Verwahrer nicht anſprechen zu können, weil einerſeits 
der gegenwärtige §. davon nichts erwähnt, und andererſeits zwi— 
ſchen der Rettung einer fremden Sache, von welcher der gegen— 
wärtige §. ſpricht, und der, von welcher der F. 403 handelt, 
der wichtige Unterſchied obwaltet, daß im Falle des gegenwär— 
tigen $. der Retter eine Perſon iſt, welcher die Verpflichtung 
auf ſich hat, die ihm anvertraute Sache vor Schaden zu ſichern, 
der Retter im Falle des §. 403 in Bezug auf die gerettete Sa— 
che gar keine Verpflichtung gegen den Eigenthümer hat. 

4) Das Geſetz hat hier in Bezug auf bewegliche Ver— 
wahrungsſtücke aus dem Grunde eine kürzere Verjährungszeit 
der wechſelſeitigen Forderungen feſtgeſetzt, weil es einerſeits leicht 


iſt, fie innerhalb dieſes Zeitraumes anzubringen und es anderer- 
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ſeits ſehr ſchwierig iſt, nach einer längeren Zeitfriſt mit Zuver— 
läſſigkeit darüber zu erkennen. Die wechſelſeitigen Forderungen 
aus der Obſorge über ein unbewegliches Gut unterliegen der or— 
dentlichen Verjährungszeit ($. 1479). Ein Retentionsrecht hat 
aus dem Grunde einer Gegenforderung nicht Statt ($. 471) ). 


J. 968. 
Sequeſter. 

Wird eine in Anſpruch genommene Sache von den 
ſtreitenden Parteyen oder vom Gerichte Jeman— 
den in Verwahrung gegeben, ſo heißt er Ver— 
wahrer, Sequeſter. Die Rechte und Verbind— 
lichkeiten des Sequeſters werden nach den hier 
feſtgeſetzten Grundſätzen beurtheilt. 

1) Die Fälle, in welchen eine Sache auf Anſuchen einer 

oder beyder Parteyen oder auch Amteswegen vom Gerichte ei— 

nem Dritten zu Obſorge anvertraut wird, kommen theils an ver— 
ſchiedenen Orten des bürgerlichen Geſetzbuches ſelbſt, theils in 
der Gerichtsordnung vor. Fälle der erſteren Art enthalten die 

§§. 347, 348, 471, 1135 u. 1136. 

2) Fälle der letzteren Art ſind: 

a. Wenn zwiſchen dem Kläger und Beklagten ſtreitig iſt, wel— 
chem Theile der Beſitz einer Sache oder Gerechtſame gebühre, 
und kein Theil ſein Recht ſogleich erweiſen kann, ſoll auf 
Begehren eines oder des anderen Theiles die Sequeftration, 
oder da es thunlich iſt, die Erlegung der ſtreitigen Sache zu 
Gerichtshanden verwilliget werden 5). 

b. Da der Kläger eine Sache oder Gerechtſame anſprüchig macht, 
in derem Beſitze der Geklagte ſich befindet, und eine Gefahr 
erweislich macht, daß der Beklagte ſolche während dem Pro— 
zeſſe veräußern, verderben oder Schaden nehmen laſſen dürfte, 
ſtehet demſelben gegen Darbiethung hinlänglicher Sicherheit 
für den dem Beklagten erwachſenen Schaden bevor, um die 
Sequeſtration anzulangen, worüber ſogleich eine Tagſatzung 


4) Siehe Zeillers Commentar Nr. 3. 
2) A. G. O. 9. 292. 3 G. G. O. J. 387% 
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anberaumet, der Beklagte mit ſeinen Behelfen gehöret, und 
bey erwieſener Gefahr, gegen Leiſtung hinlänglicher Sicher— 
heit, die Sequeſtration bewilliget werden ſoll ). Nach der 
galliziſchen Gerichtsordnung *) kann auch eine Sache, die der 
Kläger nicht anſpricht, ſondern dee Beklagte eigenthümlich be— 
ſitzet, in denjenigen Fällen ſequeſtriret werden, in welchen der 
Arreſt Statt hätte. 

c. Wenn der Kläger auf Früchte oder Gefälle die Execution füh— 
ren will, ſoll der Richter auf deſſen Anlangen ihm hierauf 
das Pfandrecht ertheilen, und verwilligen, daß zu dem Ende 
der Spruch oder Vertrag, falls die Früchte eines liegenden 
Gutes in die Execution gezogen werden wollen, bey der Land— 
tafel oder bey dem Stadt- oder Grundbuche vorgemerket, dann, 
daß ein Sequeſter zur Einhebung dieſer Früchte oder Gefälle 
aufgeſtellet werde '). 

d. Wenn die Execution auf ein fahrendes Gut des Schuldners 
geführt, und der Richter die Pfändung desſelben bewilliget, 
ſoll der mit der Pfändung beauftragte Gerichtsdiener die ge— 
pfändeten Güter auf Verlangen des Klägers, und auf 
deſſen Gefahr einem Dritten in Verwahrung geben, oder, wenn 
es koſtbare und leicht zu übertragende Sachen wären, in ge— 
richtliche Verwahrung bringen ). 

3) Nachdem die Sequeftration bewilliget worden iſt, fol: 
len beyde Theile binnen 14 Tagen nach der ergangenen dieß— 


fälligen Verordnung oder zugeſtellten Erkenntniß ſich über den 


aufzuſtellenden Sequeſter vergleichen, und ihn während den ge— 
dachten 14 Tagen dem Gerichte vorſchlagen. Hätten ſie ſich 
darüber nicht verglichen, und entweder gar keinen, oder jedet 
Theil einen andern in Vorſchlag gebracht, ſoll der Richter einen 
auf ihre gemeinſame Gefahr aufſtellen '). Bey der Sequeſtra— 
tion im Wege der Execution aber iſt der Sequeſter von dem 
Executionsführer in Vorſchlag zu bringen, von der Stelle zu 


1) A. G. O. F. 293.; G. G. O. |. 388. 

20 s. 2 

3) A. G. O. g. 320.; G. G. O. F. 422. 

2) A. G. O. g. 340 — 343.3. G. G. O. ff. 453 — 956. 
5) A. G. O. If. 292 u. 295.5 G. G. O. Sf. 390 u. 391. 
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erwählen, dem Schuldner nahmhaft zu machen, und wenn die— 
fer nichts einwendete, es bey jenem bewenden zu laſſen !). Nach 
der galliziſchen Gerichtsordnung ) hat der Richter den vom Exe— 
cutionsführer in Vorſchlag gebrachten Sequeſter dem Gegentheile 
nahmhaft zu machen, daß er ſeine Einwendung gegen denſelben 
binnen 3 Tagen fo gewiß anbringen fol, als widrigenfalls der 
Vorgeſchlagene ohne weiters beſtätiget werden würde. — Falls 
nun darüber Einwendungen angebracht werden, ſo hat der Rich— 
ter beyde Theile ohne Verzug vorzufordern, und wenn dieſelben 
über die Perſon des Sequeſters nicht einig werden ſollten, ſelbſt 
den Sequeſter zu beſtellen. | 

4) Wenn wegen einer früher bewilligten Sequeſtration eis 
ner Realität bereits für dieſelbe ein Sequeſter aufgeſtellt wäre, 
und aber auch einen ſpäteren Sequeſtrationswerber die Seque— 
ſtration derſelben Realität bewilliget werden würde; ſo iſt hin— 
ſichtlich dieſer ſpäterhin bewilligten Sequeſtration kein neuer Se— 
queſter aufzuſtellen, ſondern der gelegenheitlich der früheren Se— 
queſtration bereits beſtellte Sequeſter anzuweiſen, bey der Ver— 
waltung des Gutes und Legung der Sequeſtrations-Rechnung, 
auch auf die weitere Sequeſtration Bedacht zu nehmen ). Bey 
Sequeſtration der Berg-, Poch- und Schmelzhütten und ſonſtigen 
Werkgaden iſt angeordnet, daß ſich die Parteyen gleich bey der 
oben erwähnten vorgeſehenen Tagſatzung ohne Geſtattung einer 
Friſt über den aufzuſtellenden werkskündigen Sequeſter verglei— 
chen und dem Gerichle vorſchlagen ſollen, widrigens der Richter 
ſogleich einen auf ihre gemeinſame Gefahr aufſtellen fol 1). 

5) Die Rechte und Pflichten der gerichtlichen Verwahrer find 
im Allgemeinen aus dem gegenwärtigen, und wenn ihnen zugleich 
eine Verwaltung obliegt, aus dem zweyundzwanzigſten Hauptſtücke 
zu erſehen; in ſo fern nicht die ſpeciellen Vorſchriften der Ge— 
richtsordnung dießfalls Abweichungen oder nähere Beſtimmungen 
enthalten. — Es müſſen daher dießfalls auch die beſonderen 


1) Hofdecret vom 31. October 1300; J. G. S. Nr. 512, . 2. 

2) F. 423. 

3) Hofdecret vom 6. May 18142; J. G. S. Nr. 1055. 

4) Patent vom 1. November 1731; J. G. S. Nr. 27, h. 22. 
tippel's Commentar VI. Ty. 19 
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Vorſchriften der Gerichtsordnung vor Augen gehalten werden. 
— Dieſe lauten nun dahin: 

Jeder Sequeſter wird von dem Gerichte mit einem Anſtel— 
lungsdecrete verſehen, worin er angewieſen wird, die ſequeſtir— 
te Sache oder Gerechtſame als ein guter Hauswirth zu beſor— 
gen, und die Nutzungen da zu erlegen, wo es der Richter zur 
Sicherheit und nach Vernehmung beyder Theile anordnen wird ); 
und zwar hat der Sequeſter die Intereſſen von den auf die ſe— 
queſtirte Realität bereits früher vorgemerkten Capitalien, ſo weit 
die Einkünfte reichen, nach Ordnung der Priorität der Capitalien 
den betreffenden Gläubigern abzuführen ). — Auch ſoll er längs 
ſtens binnen dreyßig Tagen nach Verfließung jeden Jahres ſeine 
Rechnung bey Gerichte einreichen; der Richter aber hat dieſe beyden 
Theilen zu Händen des Klägers, falls ſich die Parteyen eines andern 
nicht verglichen hätten, zur Genehmhaͤltung oder Bemängelung 
zuſtellen zu laſſen, wo ſodann, wie mit jeder anderen Rechnung, 
zu verfahren iſt ). — Würde die Legung der rückſtändigen Rech— 
nungen durch ein ganzes Jahr vergebens betrieben werden, fo fol 
es bey den bloßen Betreibungsdecreten nicht belaſſen, ſondern 
zur wirklichen Abnahme der Vermögens-Verwaltung geſchritten, 
und der ſäumige Rechnungsleger auf deſſen Koſten durch einen 
aufzuſtellenden Vertreter zur Rechnungslegung im ordentlichen 
Wege der Execution betrieben werden 9). 

6) Ueber die Art und Weiſe, wie die Gerichte ſelbſt vor— 
zugehen haben, wenn ihnen eine Sache (bares Geld, Schuld— 
briefe, Pretioſen u. ſ. w.) zur Aufbewahrung übergeben wird, 
enthält die allgemeine-Inſtruction für die Juſtizſtellen vom 9.“ 
September 1785; J. G. S. Nr. 464 5) und die nachgefolgten, 
darauf Bezug nehmenden Verordnungen die näheren Beſtim— 
mungen. — Damit nähmlich die zu Händen der Gerichtsſtellen 
gelangenden Depoſiten mit Verläßlichkeit beſorgt werden, hat 
das Präſidium einen wohlverwahrten, gegen das Einbrechen nach 


1) A. G. O. g. 296; G. G. O. g. 392. 

2) Hofdecret vom 12. October 1790; J. G. S. Nr. 63. 

3) A. G. O. g. 297; G. G. O. F. 395. 

a) Hofdecret vom 26. April 1790; J. G. S. Nr. 17. 2 
5) 2. Abtheilung, 9. Abſchnitt. 


. 968. ] 29 
Möglichkeit geficherten, Ort in dem Gerichtshauſe zu beſtimmen, 
und dahin eine nach Verhältniß der einlangenden Depofiten hin: 
länglich geräumige eiſerne Truche zur Depoſitencaſſe anzuſchaf— 
fen, welche an dem Boden feſt anzuſchrauben, und mit einem 
ſtarken dem Einbrechen nicht leicht ausgeſetzten Schloſſe in der 
Mitte nebſt Arben an der Seite zu verſchiedenen ftarfen An— 
hängſchlöſſern zu verſehen iſt, daß alſo die Caſſetruche unter 
mehrere Schlüſſel gehalten werde ($- 71). Die Stelle hat für 
die Depoſitencaſſe in solidum zu haften. Zur Beſorgung der— 
ſelben find bey einer allgemeinen Rathsverſammlung durch Mehr— 
heit der Stimmen fo Viele zu benennen, als die Stelle nöthig 
findet. Jedes dieſer Individuen iſt mit einem eigenen Schlüſſel 
zu verſehen, fo, daß die Caſſe ohne gemeinfchaftliches Einver— 
ſtändniß der benannten Individuen nicht geöffnet werden könne 
(F. 72). In die Depoſitencaſſe fol ohne ſchriftlichen Auftrag der 
Gerichtsſtelle, welcher jedes Mahl bey den Commiſſionsacten auf— 
zubehalten iſt, nichts eingenommen, und eben ſo ohne ſchriftlichen 
Auftrag nichts daraus erfolgt werden (§. 73). Eine Partey, 
die ſich wegen Uebergebung eines Depoſitums meldet, iſt vor 
die Rathöverſammlung, außer welcher kein Depoſitum anzuneh— 
men iſt, zu fordern. Hier hat fie dem Vorſitzführenden das 
Depoſitum ſelbſt, dann auch die ſchriftliche Anzeige darüber in 
drey Exemplaren zu überreichen, und darin nebſt dem Nahmen 
des Deponenten genau auszudrücken, worin das Depoſitum ei— 
gentlich beſtehe, und in welcher Abſicht es eingelegt werde (F. 
74). Wenn das Depoſitum zur gerichtlichen Uebernahme geeig— 
net iſt, fo muß das Erlagsanbringen in dem Einreichungs-Pro— 
tocolle deöfelben Tages, an welchem der Erlag geſchieht, ſogleich 
vorgemerkt, und durch den Secretär dahin decretiret werden, 
daß die Depoſitencommiſſion das Erlegte in die Depofitencaffe 
zu übernehmen habe. — Die Depoſitencommiſſäre haben ſich 
alsdann mit der Partey ſogleich an den Ort der Depofitencaffe 
zu begeben, daſelbſt die Eigenſchaft des Depoſitums in Augen— 
ſchein zu nehmen, und ſich über die Richtigkeit desſelben zu ver— 
ſichern, die Barſchaft mit aller Vorſicht und Verläßlichkeit zu 
zählen, den Geldſäcken, oder wo es ſonſt immer thunlich, das 
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petſchaft der deponirenden Partey aufdrücken zu laſſen. Nach 
hergeſtellter Richtigkeit wird auf alle drey ihnen zu decretirte 
Anbringen der Erlagsſchein ausgefertiget, in welchem der eigent— 
liche Betrag und die Beſchaffenheit des Depoſitums genauer 
ausgedrückt, und zugleich das Folium, in welchem das Depoſi— 
tum in dem Protocolle der Depoſitencommiſſion einkömmt, an— 
gezeigt werden muß. Dieſe Erlagsſcheine haben die Depoſiten— 
commiſſäre zur Bewährung insgeſammt zu unterfertigen (§. 75). 
Von den drey, mit den Erlagsſcheinen verſehenen Anbringen, 
halten die Commiſſäre eines zu ihrer Bedeckung zurück, die bey— 
den übrigen aber find bey der Rathsverſammlung desſelben Tas 
ges, oder, wenn fie ſchon geendiget wäre, bey der nächften 
Rathsſitzung ohne Ver zug zu überreichen; ein Exemplar muß in 
der Regiſtratur aufbehalten und das andere dem Expeditor, 
um ſolches der Partey auf Anmelden und gegen Entrichtung 
der Taxe hinauszugeben, zugeſtellt werden ($. 76). Wenn die 
Erfolglaſſung eines gerichtlichen Depoſitums geſchehen ſoll, iſt 
das gehörig inſtruirte Erfolglaſſungsgeſuch bey dem Einreichungs— 
protocolle einzugeben, wie die übrigen Exhibiten zu behan— 
deln, und die angeſuchte Erfolglaſſung in die nöthige Berath— 
ſchlagung zu nehmen. In dem hierauf zu ertheilenden Beſcheide 
muß der Betrag und die Beſchaffenheit des Depoſitums wohl 
ausgedrückt, auch gegen weſſen Quittung die Erfolglaffung ge— 
ſchehen könne, deutlich beſtimmt werden. — Jeder Beſcheid über 
eine bewilligte Erfolglaſſung iſt nicht bloß von dem Secretar 
zu unterfertigen, ſondern das Präſidium hat auch: Geſehen, 
eigenhändig beyzuſetzen, und das Amtsſiegel aufdrücken zu laſ— 
ſen; wo ſodann dieſes erledigte Originalanbringen der Par— 
tey auszuhändigen iſt, damit ſich dieſe der Erfolglaſſung halber 
bey den Depoſitencommiſſären an dem in dem Beſcheide auszu— 
drückenden Orte, Tag und Stunde anmelden könne ($. 78). 
Von dem ertheilten Beſcheide iſt den Depoſitencommiſſären ſo— 
gleich eine Abſchrift in der Abſicht zu ertheilen, damit ſich dieſe 
um die der Partey beſtimmte Zeit zur Leiſtung der Erfolglaſſung 
einfinden. — Die Partey, welche die Erfolglaſſung verlangt, 
hat ſich mit Einlegung des Originalbeſcheides zu legitimiren, 


— 8 —— Mina 


[$. 968.] 293 


worauf gegen eine legale Originalquittung desjenigen, an wel— 
chem die Erfolglaſſung bewilliget worden, das in dem Beſcheide 
ausgedrückte Depoſitum ſogleich zu erfolgen, die Originalbe— 
willigung aber ſammt der Quittung bey dem Protocolle in eis 
nem hierzu beſtimmten verfchloffenen Kaſten aufzubehalten iſt 
(F. 78). Ueber das ſämmtliche Depoſitenweſen iſt ein genaues 
Protocoll zu führen, in dieſes jedes Mahl das Datum der ge— 
ſchehenen Depoſitirung, der Nahme des Deponenten, die Ur— 
ſache des Erlages, und wem das Depoſitum eigentlich gehöre, 
der Betrag und die Beſchaffenheit des Depeſitums, das Das 
tum der wegen Zurückſtellung ergangenen Verordnung und die 
wirklich geſchehene Veraͤbfolgung einzutragen, endlich iſt dieſes 
Protocoll von dem hierzu beſtimmten Individuum eigenhändig 
zu führen, und Poſt für Poſt von den Commiſſären nach der 
ordentlichen Vidirung und befundener Richtigkeit zu unterferti— 
gen (F. 79). Auch in dem Rathsprotocolle iſt mit wenigen 
Worten der Nahme desjenigen, der das Depoſitum überbracht 
hat, und die damit geſchehene ordentliche Benehmung einzutra— 
gen. Es iſt aber bey der Rathsverſammlung ſelbſt von einem 
hierzu eigens ernannten Rath ein Regiſter über alle vorkom— 
inende Depoſiten zu führen, welches dem Depoſitenprotocolle zu 
einiger Controlle dienen kann ($. 80). In dieſem Controlli— 
rungsprotokolle iſt die geſchehene Erfolglaſſung, das Datum der 
dießfalls ergangenen Verordnung, der Tag, die Perſon, an 
welche eigentlich die Erfolglaſſung geſchehen, mit Berufung auf 
die erhaltene Quittung anzuzeigen, und jede dießfalls geſchehene 
Eintragung von den ernannten Commiſſären ſelbſt mittelſt ihrer 
Fertigung zu bekräftigen ($. 81). Am Ende eines jeden Jah— 
res haben die Commiſſäre dem Vorſitzer der Stelle ein Ver— 
zeichniß der im Jahre vorkommenden Depoſiten und Erfolg— 
laſſungen, ſammt dem vom verfloffenen Jahre geſchehenen Ueber— 
trage einzuhandigen. Es iſt bey jeder Gerichtsſtelle einem ges 
nauen verläſſigen Manne aufzutragen, daß er dieſes Verzeich— 
niß mit dem Rathsprotocolle und dem gemäß F. 80 zu führen: 
den Regiſter vergleiche, und wenn ſich dießfalls eine Irrung 
ergäbe, zu deren Aufklärung ſogleich das Nöthige veranſtalte 
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(F. 82). Bey befundener Richtigkeit aber hat das Präſidium 
einen Tag zu beſtimmen, und mit Zuziehung des Vicepräſiden— 
ten den wirklichen Stand der Depoſitencaſſe zu ſcontriren, und 
ob alles, was in dem überreichten Protocollsextract als noch 
vorhanden vorkömmt, auch wicklich vorhanden ſey, zu erheben 
(§. 83). Außerdem liegt dem Vorſteher der Stelle noch insbe: 
ſondere ob, während des Jahres nach Gutbefinden den Depo— 
ſitenſtand unvermuthet zu unterſuchen, damit bey ſich zeigender 
mindeſter Gefahr ſogleich zu den nöthigen Vorkehrungen ge— 
ſchritten werden könne (§. 84). Die Vorſichten, welche bey 
Deponirung von Obligationen zu treffen ſind, ſind §. 229 
Nr. 2 berührt worden ). 


. 969. 


Ob dem Verwahrer ein Lohn gebühre. 


Ein Lohn kann für die Aufbewahrung nur dann 
gefordert werden, wenn er ausdrücklich, oder 
nach dem Stande des Aufbewahrers ſtillſchwei— 
gend bedungen worden iſt. 


1) Nach dem gemeinen Rechte iſt es eine weſentliche Be— 
ſtimmung des Verwahrungs vertrages, daß er unentgeldlich 
geſchloſſen werde. Das öſterreichiſche Geſetzbuch hat die Unentgeld— 
lichkeit gleichfalls zwar als eine natürliche, doch keineswegs mehr 
als eine weſentliche Beſtimmung des Verwahrungsvertrages aufs 
genommen. — Es kann bey einem Verwahrungsvertrage ein 
beſtimmter Lohn für die Laſt der Aufbewahrung entweder aus: 
drücklich oder ſtillſchweigend dadurch bedungen werden, daß der 
Uebernehmer vermög ſeines bekannten Standes und Gewerbes 
die Aufbewahrung nur gegen Lohn beſorgt. — Dahin gehören 
die in manchen Orten zu dem Zweck beſtehenden öffentlichen 
Magazine und Depoſitenbänke, oder die Verwahrung der Pelz— 


4) Eine nähere Inſtruction für die Behandlung der Depoſiten bey allen Land⸗ 
rechten enthält das Hofdecret vom 7. Julius 18115 J. G. S. Nr. 913, fo 
wie für die Behandlung der Depoſiten bey den Eriminalgerichten die mit 
Hofdecret vom 28. October 12055 J. G. S. Nr. 367 eingeführte Inſtruction 
für die Criminalgerichte in Gallizien. 
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werke zur Sommerszeit von Kirſchnern oder der Ueberröcke an 
öffentlichen Beluſtigungsörtern von eigenen Verwahrern. — Der 
Lohn, wenn er nicht ausdrücklich feſtgeſetzt iſt, iſt nach Ver— 
hältniß des Werthes der zur Obſorge anvertrauten Sache, und 
nach Maßgabe der darauf zu verwendenden Sorgfalt und Mühe 
zu bemeſſen. 

2) Insbeſondere iſt für die gerichtliche Verwahrung der 
Civildepoſiten die Entrichtung einer beſonderen Taxe, bey Er— 
folglaffung derſelben, unter dem Nahmen Zählgeld, vorgeſchrie— 
ben. — In Anſehung des Betrages des von den Parteyen bey 
Erfolglaffung der Depoſiten zu entrichtenden Zählgeldes iſt aber 
ein Unterſchied feſtgeſetzt, ob die Uebernahme in die gerichtliche 
Verwahrung bey Verwaltung des adeligen Richter amtes 
oder in Streitſachen vorgefallen ſey. Im letzteren Falle iſt für 
bares Geld und Pretioſen, nach Schätzung oder billigen 
Anſchlage ein Kreuzer, für öffentliche Obligationen 
ein Viertelkreuzer vom Gulden des Betrages, auf den ſie lau— 
ten, und von Privatobligationen ein Viertelkreuzer vom 
Gulden, jedoch nur von jenem Betrage abzunehmen (in ſo fern 
derſelbe ſcalamäßig nach dem a. h. Finanzpatente vom 20. Februar 
1811 zu berechnen iſt), welchen dieſelbe nach der geſetzmäßigen 
Scala an Capital in Wienerwährung ausmachen ). In Ge: 
ſchäften des adeligen Richteramtes iſt aber nur die 
Hälfte der obigen, für Depoſitirungen in Streitſachen beſtimm— 
ten Gebühr abzunehmen erlaubt ). Nur das k. k. niederöſter— 


— 


4) Patent vom 1. November 1781; Hofdecret vom 8. Feb. 1312; J. G. S. Nr. 972 
und 30. July 1813; J. G. S. Nr. 1069. Nur Tyrol und Vorarlberg, 
für welche eine eigene Taxordnung durch Hofkammer-Decret vom 22. Jus 
Ip 1315; J. G. S. Nr. 1163 vorgeſchrieben iſt, machen hiervon eine Aus— 
nahme, und es wird hier zwiſchen den Geſchäften des adeligen Richter— 
amtes und den in Streitſachen kein Unterſchied beobachtet, ſondern das 
Zählgeld beträgt dort überhaupt vom baren Gelde und von Fahrniſſen nach 
ihrem Schätzungswerthe, in der erſten (in den Taxordnungen beſtimmten) 
Claſſe von jedem Gulden einen Kreuzer, in den übrigen Claſſen von jedem 
Gulden einen halben Kreuzer; von den hinterlegten Schuldbriefen aber 
ohne Unterſchied in der erſten Claſſe von jedem Gulden einen Pfennig, und 

in den übrigen Claſſen von jedem Gulden einen halben Pfennig, abge— 
nommen. 

2) Pat. vom 13. Sept. 11375 J. G. S. Nr. 117; vom 12, Jänner 1793 und 30. 
July 1815; J. G. S. Nr. 1069. 
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reichiſche Landrecht und der Wiener-Magiſtrat haben die Be— 
günſtigung, daß ſie auch in Geſchäften des adeligen Richteram— 
tes das Zählgeld eben ſo, wie bey Streitſachen abnehmen dür— 
fen ). Das Zählgeld gebührt in der Regel allen Räthen mit . 
Einſchluß der Präſidien zuſammen, weil auch alle dieſe für die 
Richtigkeit der Depoſitenverwaltung zu haften haben. Ausge— 
nommen von Entrichtung des Zählgeldes ſind folgende Fälle: 
a) die von den hinterlegten Obligationen behobenen Intereſſen, 
b) was einem Pupillen während feiner Minderjährigkeit zu deſ— 
ſen Erhaltung, Erziehung, Unterweiſung, oder zu deſſen Aus— 
ftattung bey einer Heirath erfolgt wird. c) Was aus einer Ver: 
laſſenſchaft mit dem Vermögen der Pupillen vermiſcht erfolgt 
worden, und bis zur Auseinanderſetzung der Maſſe in depo— 
sito verblieben iſt; d) die Militärheiraths-Cautionen; e) die 
landesfürſtlichen Dienftcautionen der Caſſe- und andern Beam: 
ten, welche verrechnete Dienſte haben; t) die Weiberverzichten; 
8) was pro zrario erfolgt wird, als die Regiments-Forderun— 
gen, die Erbſteuer, die erbloſen Verlaſſenſchaften, und was 
ſonſt dem Fiskus zufällt; b) was pro causis piis der Armen: 
caſſe, den Spitälern, Meſſen- Stiftungen erfolgt wird; i) das 
Vermögen der Invaliden; k) die causze miserabiles ; J) der Lied— 
lohn der Dienſtbothen; m) was mit der Verbindlichkeit der aber: 
mahligen Deponirung nur auf eine Zeit erfolgt wird; n) was 
zu einer anderen Inſtanz als dahin gehörig übergeben wird; o) 
was in debite deponirt worden; p) die dem Gerhaben hinaus— 
gebührenden Rechnungsreſte; q) die ungültigen und verlornen 
Schuldſcheine und alle Papiere und Schriften, die keinen Werth 
haben zr) die Paraphermalia, Weiberſprüche und zugebraͤchtes 
Vermögen; s) die Funeralkoſten ). 


b. 970. 
Wirthe, Schiffer oder Fuhrleute haften für Sa— 
chen, die von aufgenommenen Reiſenden oder als 


4) Hofderet vom 24. November 1787, 28. July 1210 und 20. October 1113; J. G. 
S. Nr. 1075. 
2) Hofdecret vom 2. November 1790, Nr. 73. 
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Fracht, ihnen ſelbſt oder ihren Dienſtleuten 
übergeben worden ſind, gleich einem Verwah— 
rer (5. 1316), 

1) Der Geſetzgeber ging, wie aus dem Zeiller'ſchen Commen— 
tare zu entnehmen iſt, bey Erlaſſung dieſer Vorſchrift von der 
Betrachtung aus, daß man einerſeits auf die Redlichkeit und 
Obſorge der darin benannten Perſonen zu vertrauen genöthiget iſt, 
andererſeits aber ſich ihnen durch die Abweſenheit der Eigenthümer, 
oder weil fie die Hauptſchlüſſel zu den Gemächern und Behält- 
niſſen in ihren Händen haben, eine ſehr leichte Gelegenheit an— 
biethet, den Sachen der Fremden beyzukommen; überdieß daß 
den Reiſenden und Frachtgebern auf dem kürzeſten Wege zu ih— 
rem Rechte verholfen werden ſoll, und den Uebernehmern es 
leichter fällt, jenen, der zunächſt an der Beſchädigung Schuld 
trägt, auszuforſchen. — Auch werde in der That von ſolchen 
Gewerbsleuten durch die Aufnahme der Reiſenden ſammt ihren 
Habſeligkeiten in den Gaſthof, oder durch die Uebernahme von 
Waaren zur Verſendung ſtillſchweigend ein Verwahrungs vertrag 
geſchloſſen, deſſen Verbindlichkeit auch ungezweifelt auf die Er— 
ben übergeht (§. 918). Auf Privatperfonen, welche Reiſenden 
eine Wohnung vermiethen, ſo wie auf ordentliche Miether einer 
Wohnung in dem Gaſthauſe kann dieſe Vorſchrift nicht ausge— 
dehnt werden. 

2) Die Gewerbsleute, welche der gegenwärtige $. benennt, 
ſind Wirthe, Schiffer und Fuhrleute. — In Anſehung des letz— 
teren Ausdruckes iſt bereits im practiſchen Leben die Streitfrage 
entſtanden: welche Gewerbsleute darunter eigentlich begriffen 
ſeyen? — Dieſer Ausdruck hat nähmlich im gewöhnlichen Leben 
manchmahl eine engere, manchmahl eine weitere Bedeutung. 
Ju der engeren Bedeutung verſteht man darunter bloß diejeni— 
gen, welche ſich ausſchließend mit Verführung von Frachtgütern 
beſchäftigen, mit Ausſchluß jener, die ſich mit der Weiterbeför— 
derung der Reiſenden abgeben, und Lohn- oder Lehenkutſcher ge— 
nannt werden. — Allein eben die Worte des gegenwärtigen $.: 
»die von aufgenommenen Reiſenden oder als Fracht 
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u. ſ. w. übergeben worden find,” zeigen deutlich an, daß der 
Ausdruck: „Fuhrleute“ in dem gegenwärtigen $. in der weis 
teren Bedeutung zu nehmen ſey, in welcher er auch diejenigen 
Gewerbsleute einſchließt, welche ſich mit Weiterbeförderung der 
Reiſenden beſchäftigen. 

3) Da durch die Uebergabe der Sachen an den Wirth, 
Schiffer oder Fuhrmann oder an eine Dienſtperſon derſelben ein 
Verwahrungsvertrag ſtillſchweigend abgeſchloſſen wird; ſo tritt 
auch hier die rechtliche Vermuthung ein, daß die ihnen anver— 
trauten Sachen nicht durch Zufall, ſondern durch ihr eigenes 
oder der Dienſtleute Verſchulden, wofür ſie verantwortlich ſind 
(S. 1316), in Verluſt gerathen oder verſchlimmert worden feyen, 
und es tritt auch bey ihnen die Vorſchrift des . . in An⸗ 
wendung. 

4) Herr Hofrath v. Zeiller ſagt hier in feinem Commen— 
tare: „Der Umſtand allein, daß dem Fremden die Schlüſſel zu 
feinen Gemächern und Behältniffen übergeben worden ſeyen, 
ſpräche von der Haftung nicht frey. Wenn aber dargethan 
wird, daß der Fremde in Verwahrung derſelben oder in der 
Verſchließung nachläſſig war; ſo würde die obige Vermuthung 
durch die Wahrſcheinlichkeit, daß wegen feiner Nachläſſigkeit der 
Schade eben fo leicht von fremden Perſonen verurfacht werden 
konnte, entkräftet, und dem Uebergeber der aufgenommenen Sa— 
che läge der Beweis von einem Verſchulden des Uebernehmers 
oder ſeiner Dienſtleute ob.“ — So ſehr ich aus einem innerlichen, 
mehr aber aus einer Klugheits- als Rechtsmaxime entſpringenden 
Gefühle dieſer Behauptung beyzutreten mich geneigt fühle, ſo 
glaube ich doch dieſer Behauptung einige Beſchränkungen beyfü— 
gen zu ſollen; denn ſind die Sachen bereits in die Gemächer 
und Behältniſſe des Fremden abgegeben, und ihm die Schlüſſel 
hierzu auch eingehändigt worden, ſo kann, wenn an dieſen Sachen 
ein Abgang entdeckt wird, die Schuld ſowohl in dem Verſchul⸗ 
den des Eigenthümers als des Wirthes oder ſeiner Dienſtleute 
liegen; der gegenwärtige F. ſpricht ſich aber nicht dahin aus, 
daß die Vermuthung für das Verſchulden der letzteren ſtreite. — 
Man muß vielmehr auch hier die allgemeine Regel in Anwen— 
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dung bringen, daß im Zweifel die Vermuthung gelte, der Scha— 
de ſey ohne Verſchulden eines Andern entſtanden. Es wird da— 
her der Fremde immer zu erweiſen haben, daß das Verſchul— 
den in dem Benehmen des Wirthes oder feiner Dienſtleute ge- 
legen ſey (F. 1296). Hat ſich der Gaſtwirth bey Aufnahme 
der Fremden (z. B. wegen einer außerordentlichen Zuſtrömung 
der Reiſenden) ausdrücklich erkläret, daß er für die eingebrachten 
Sachen nicht haften wolle, fo findet der gegenwärtige F. keine 
Anwendung, weil derſelbe einen ſtillſchweigend geſchloſſenen Ver— 
wahrungsvertrag vorausſetzt, der durch die ausdrückliche Gegen— 
erklärung natürlich zerfällt. 

5) Ob der Schade von dem Uebernehmer und ſeinem Ge— 
ſinde, oder von Mitgäſten, oder von einer dritten Perſon, oder 
nur durch einen Unfall, dem aber (wie z. B. Entfremdungen, 
oder einem in dem Gaſthofe oder auf dem Schiffe entftandenen 
Brande) durch Vorſicht vorgebeugt werden konnte, verurſacht 
worden ſey, darauf kommt es nicht an. — Nur eigene Schuld 
des Uebergebers oder unvermeidliche Zufälle (wie unwiderſtehliche 
Gewaltthätigkeit oder verheerende Naturerſcheinungen) können 
von der Haftung befreyen ). 


4) Siehe Zeillers Commentar Nr. a. 


300 [L. 971. ] 


Zwanzigſtes Hauptſtück. 


Von dem Leih vertrage. 
6. 971. 


Wei hover g 8. 


Wenn Jemanden eine unverbrauchbare Sache bloß 
zum unentgeldlichen Gebrauche auf eine beſtimm— 
te Zeit übergeben wird; ſo entſteht ein Leihver— 
trag. Der Vertrag, wodurch man Jemanden 
eine Sache zu leihen verſpricht, ohne ſie zu 
übergeben, iſt zwar verbindlich, aber noch kein 
Leihvertrag. 

1) Die weſentlichen Beſtimmungen des geihventragel ſind 
nach der im gegenwärtigen F. aufgeſtellten Definition folgende: 
a) Der Gegenftand desſelben muß eine unverbrauchbare 
Sache ſeyn, dadurch unterſcheidet ſich derſelbe weſentlich von 
dem Darleihens vertrage (F. 983), welcher verbrauchbare 
Sachen zum Gegenſtande hat. — Indeſſen gibt es allerdings 
Sachen, welche ſowohl bey Leihverträgen, als bey Darleihens— 
verträgen zu Objecten gemacht werden können; allein es gibt auch 
Sachen, die, nach Verſchiedenheit des Zweckes, zu welchem ſie 
verwendet werden, bald als verbrauchbar, bald aus unver- 
brauchbar anzuſehen ſind. Werden z. B. einzelne Münzſorten 
als Umtauſchmittel gebraucht, fo gehören fie zu den verbraͤuch— 
baren Sachen; wird dagegen durch ihren Beſitz allein der beab— 
ſichtete Zweck erreicht, z. B. ein Schauſpieler bedarf auf dem 
Theater Goldſtücke, fo gehören fie zu den unverbrauchbaren Sa: 
chen. b) Die Sachen müſſen bloß zum unentgeldlichen 
Gebrauche übergeben werden; wird ihr Gebrauch gegen Entgeld 
Jemanden überlaſſen, fo entſteht ein Beſtand vertrag (N. 
1090). c) Die Sachen müſſen nicht als Eigent hum, ſondern 
bloß zum Gebrauche unentgeldlich übergeben werden; denn 
ſoll der andere das Eigenthum der Sache ſelbſt erwerben, ſo 
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kaͤme ein Schenkungsvertrag zu Stande ($. 938). d) Die Sa⸗ 
che muß auf eine beſtimmte Zeit übergeben werden. Uebri— 
gens kann die Zeit ausdrücklich, als durch die Art und den 
Zweck des eingeräumten Gebrauchs beſtimmt ſeyn. — Iſt aber 
weder das eine noch das andere der Fall, ſo iſt kein wahrer 
Leihvertrag, ſondern nur ein unverbindliches Bittleihen (Precari— 
um) vorhanden. Endlich e) muß die Sache wirklich übergeben 
werden; denn der Leihvertrag iſt ein ſogenannter Realcontract, 
welcher nur durch die wirkliche Uebergabe des Vertragsgegen— 
ſtandes zu Stande kömmt. Der Vertrag, künftig erſt eine Sa— 
che zu leihen geben zu wollen, gehört unter diejenigen Verträge, 
von welchen der F. 936 handelt, und iſt ſohin nach den dort 
aufgeſtellten Grundſätzen zu behandeln. 

2) Die gewöhnlichen Gegenſtände eines Leihvertrages ſind 
zwar, wie v. Zeiller bemerkt, bewegliche Sachen. Allein 
nach dem juridiſchen ) und ſelbſt nach dem gemeinen Sprach— 
gebrauche kann man (im Gegenſatze einer entgeldlichen Beſtand— 
verlaſſung) Jemanden auch ein Haus, einen Garten, eine Woh— 
nung leihen. 


5. 972. 
Rechte und Pflichten des Entlehners: 1) in Rückſicht des Gebrauches. 


Der Entlehner erwirbt das Recht, den ordentli— 
chen oder näher beſtimmten Gebrauch von der 
Sache zu machen. Nach Verlauf der Zeit iſt er 
verpflichtet eben dieſelbe Sache zurückzuſtellen. 


1) Durch den Leihvertrag wird eigentlich nur der Vortheil 
des Entlehners beabſichtiget, und nur die demſelben zuſtehenden 
Rechte find der Zweck, der bey Abſchließung des Conttactes ers 
reicht werden ſoll. Das Recht, welches aber der Entlehner 
durch den Leihvertrag erwirbt, beſteht in dem Befugniſſe von 
dem Lehnſtücke Gebrauch zu machen. Herr Hofrath v. Zeiller 


1) Selbft nach römiſchem, franzsſiſchem und preußiſchem Rechte. Inst. III. 3 15, 


Digest. , XIII. 6., Code Napoleon ZI, , 10, Tit., $. 1378. Preuß. Landrecht 
I., 21, Tit., . 229 u. 233. 
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bemerkt hier in ſeinem Commentare, daß der Entlehner nur ein 
perſönliches, nicht ſo, wie bey Servituten, ein dingliches Recht 
von dem Lehnſtücke Gebrauch zu machen, erwerbe. Allein durch 
die Uebergabe der Sache wird der Entlehner Inhaber derſelben, 
und ich habe bereits bey Erläuterung des §. 309 nachgewieſen, 
daß auch dem bloßen Inhaber beſchränkte Beſitzes-, ſohin ding— 
liche Rechte nicht abgeſprochen werden können. Der Entlehner 
hat doch offenbar das Recht, ſich in ſeiner Innehabung zu ſchü— 
tzen, und gleich dem Beſitzer in dem Falle, als die richterliche 
Hülfe zu ſpät kommen würde, Gewalt mit angemeffener Ge 
walt abzutreiben ($- 344). Ihm kann ferner das Recht nicht 
abgeſprochen werden, gegen den unechten Beſitzer die Zurückſe— 
tzung in die vorige Lage zu fordern, und auch die Schadloshal— 
tung einzuklagen (F. 346). Des erſtern Recht iſt aber gewiß nicht 
perſönlicher, fondern offenbar dinglicher Natur. Indeſſen iſt es 
richtig, daß dem Entlehner die dinglichen Rechte nicht in jenem 
Umfange zukommen, wie einem wirklichen Beſitzer oder einem 
Servituts- Berechtigten; denn die Servitut klebt der Sache fo 
an, daß ſie auch gegen denjenigen, der das Eigenthum der Sa— 
che in der Folge an ſich gebracht hat, ausgeübt werden kann, 
welches hier nicht der Fall iſt. Denn angenommen, daß Cajus 
das dem Sempronius geliehene Pferd an Titus verkaufen wür— 
de, und die Uebergabe an denſelben ohne Einſtimmung des 
Sempronius zu bewerkſtelligen wußte, könnte Sempronius das 
Gebrauchs recht gegen den Titus nicht in Ausführung bringen, 
ſondern könnte ſich dießfalls bloß an den Cajus halten, der ihm 
aus dem Vertrage verpflichtet iſt; eben ſo würde derjenige, der 
ein Haus zu leihen genommen, dem neuen Beſitzer weichen 
müſſen (Vergl. §. 1120). Dem Entlehner kommen daher in 
Bezug auf das Entlehnungsſtück theils ſolche Rechte zu, die er 
nur gegen den Verleiher in Ausübung bringen kann, theils aber 
auch ſolche, die er, gleich einem Beſitzer, auch gegen unbeſtimmte 
Perſonen realiſiren kann. — Ich habe daher bereits ſchon bey Er— 
läuterung des §. 859 Nr. 7 bemerkt, daß durch den Leihvertrag 
eine Art dinglich-perſönlicher Sachenrechte gegründet werde. 
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2) Der Entlehner ift aber in dem Rechte, von dem Lehn— 
ſtücke Gebrauch zu machen, theils in Hinſicht auf die Art, theils 
in Hinſicht auf die Zeit eingeſchränkt. Was die Art des Ge— 
brauches anbelangt, fo, ift entweder hierüber zwiſchen den Gone 
trahenten etwas ausdrücklich feſtgeſetzt worden oder nicht. Iſt 
das erſtere der Fall, ſo beſtimmt die gepflogene Verabredung 
die Art des Gebrauches; tritt aber der letztere Fall ein, ſo kann 
der Entlehner von der Sache den ordentlichen, d. i. der Beſchaf— 
fenheit und Beſtimmung angemeſſenen Gebrauch machen; er darf 
daher weder ein Reitpferd zum Fahren, noch einen Säbel, den 
man zum Schutze oder zur Zierde trägt, zum Holzfällen gebrau— 
chen. Manchmahl wird der ordentliche Gebrauch durch den 
Zweck ſtillſchweigend beſchränkt. Wer ein Kleidungsſtück zum 
Muſter, ein ähnliches ſich anzuſchaffen, empfängt, iſt nicht be— 
fugt, ſich damit zu bekleiden. 

3) Noch minder darf der Entlehner nebſt dem Gebrauche 
ſich den Zuwachs, die Früchte oder Nutzungen eines (fruchtbrin— 
genden) Lehnſtückes zueignen. Bringt die Beſchaffenheit der Sa— 
che und des verjtatteten Gebrauches es mit ſich, daß der Ent— 
lehner auch die Früchte und Nutzungen genieße, oder iſt ihm die— 
ſer Genuß ausdrücklich geſtattet; ſo kann das Geſchäft, wenn es 
auch ein Leihvertrag genannt worden wäre, dennoch nicht nach 
den Regeln dieſes Vertrages beurtheilet werden. Vielmehr fin— 
den, je nachdem der verftattete Genuß uneingeſchränkt oder ein— 
geſchränkt war, die Regeln von der Fruchtnießung, oder dem 
bloßen Gebrauche, oder dem Beſtande (§o. 504 — 509 u. 1098) 
Anwendung. 

4) Die Zeit des Gebrauches iſt, wie bereits bey Erläute— 
rung des vorigen F. Nr. 1 erwähnt worden iſt, entweder aus— 
drücklich oder ſtillſchweigend durch Beſtimmung des Zweckes, wo— 
zu er dienen ſoll, beſtimmt. Wem z. B. ein Wagen zu einer 
bevorſtehenden Reiſe geliehen worden, dem kann er nach vollen— 
deter Reiſe abgefordert werden. 

5) Nach Verlauf der Zeit iſt der Entlehner, weil ihm bloß 
der Gebrauch verſtattet worden, die nähmliche Sache fammt al— 
lem Zugehöre zurückzuſtellen verbunden. 


* 
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5. 973, 
2) In Rückſicht der Zurückſtellung. 

Wenn keine Zeit zur Zurückgabe feſtgeſetzt, wohl 
aber die Abſicht des Gebrauches beſtimmt wor— 
den iſt; ſo iſt der Entlehner verbunden, mit 
dem Gebrauche nicht zu zögern, und die Sache 
ſo bald als möglich zurückzugeben. 

Zur Erläuterung dieſer Geſetzesſtelle kann wohl nur die 
Bemerkung des Herrn Hofrathes v. Zeiller zu dieſem F. wieder— 
hohlet werden. Er ſagt nähmlich: „Die durch Erklärung des 
Zweckes ſtillſchweigend beſtimmte Zeitfriſt könnte dadurch, daß der 
Zweck, z. B. die Arbeit, wozu ein Werkzeug, oder die Reiſe, 
wozu ein Wagen geliehen worden iſt, auf längere Zeit verſcho— 
ben würde, wider alle Vermuthung des Verleihers ſehr weit 
hinausgeſetzt werden. Darum kann der Verleiher, allenfalls 
vermittelſt des Gerichtes, verlangen (F. 904), daß mit dem 
Gebrauche nicht unnöthiger Weiſe gezögert, oder, dafern ein 
wirkliches Hinderniß obwaltete, das Lehnſtück inzwiſchen zurück— 
geſtellt werde; wodurch der Leihvertrag in die Verabredung eines 
künftigen Leihvertrages übergehen würde (F. 956). 


b. 974. 

Hat man weder die Dauer noch die Abſicht des 
Gebrauches beſtimmt; ſo entſteht kein wahrer 
Vertrag, ſondern ein unverbindliches Bittleihen 
(Precarium), und der Verleiher kann die entlehn— 
te Sache nach Willkühr zurückfordern. 

Wenn ein Lehnſtück von dem Eigenthümer, um in ſeinem 
Verfügungsrechte nicht gehemmt zu ſeyn, mit dem Vorbehalte 
gegeben wird, ſelbes nach Willkühr zurückfordern zu können; 
ſo nennt man dieſes Geſchäft, weil gewöhnlich eine Bitte des Ent⸗ 
lehners vorausgeht, ein Bittleihen (Precarium). Indeſſen 
gehört es, wie aus dem Inhalte dieſes §. zu entnehmen iſt, 
keineswegs zur Weſenheit des Bittleihens, daß eine ſolche Bitte 
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der Bewilligung vorausgehe, ſondern es kann auch aus Freund: 
ſchaft und Gefälligkeit der Eigenthümer ſelbſt den Antrag dazu 
machen. — Eine ſolche Verleihung gibt zwar dem Entlehner 
ein Recht, die Sache ſo lange zu gebrauchen, bis ſie zurückver— 
langt wird; ſie legt aber dem Verleiher keine wahre Verbind— 
lichkeit auf, weil er ſich jederzeit wieder davon frey machen 
kann. Verweigert der Entlehner die Zurückſtellung, ſo wird er 
zu einem unechten Beſitzer (F. 345). Iſt die Zeit des Gebrau— 
ches weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend beſtimmt, ſo iſt es 
als ein ſtillſchweigendes Bittleihen zu halten. 


9. 975. 

Bey einem Streite über die Dauer des Gebrau— 
ches muß der Entlehner das Recht l den län⸗ 
geren Gebrauch beweiſen. 

Dieſe Anordnung gründet ſich auf die von dem Geſetze 
§. 915 aufgeſtellte Vermuthung, daß bey einſeitig verbindlichen 
Verträgen ſich der Verpflichtete eher die geringere, als die ſchwe— 
rere Laſt auflegen wollte, und es iſt hieraus auch zu folgern, 
daß im Zweifel eher ein Bittleihen, als ein ordentlicher Leihver— 
trag angenommen werden müſſe. 


5. 976. 

Wenn gleich die verlehnte Sache vor Verlauf der 
Zeit und vor geendigtem Gebrauche dem Verlei— 
her ſelbſt unentbehrlich wird; ſo hat er ohne 
ausdrückliche Verabredung doch kein Recht, die 
Sache früher zurückzunehmen. 

Der Entlehner erlangt durch den Leihvertrag das Recht,, 
den ordentlichen oder näher beſtimmten Gebrauch von der Sache 
durch die beſtimmte Zeit zu machen; der Verleiher hat da— 
her kein Recht die Sache vor der beſtimmten Zeit zurückzufor— 
dern. — Das preußiſche Landrecht macht jedoch von dieſem, auch 
von ihm als Regel anerkannten Grundſatze in dem Falle eine 
Ausnahme, wenn die Sache dem Verleiher wegen einer Ver— 

Nippel's Commentar VI. Ty. 20 
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änderung in feinen eigenen Umſtänden, die er zur Zeit der Ver— 
leihung nicht vorausſehen konnte, unentbehrlich wird „). Allein 
der öfterreichifche Geſetzgeber ging, wie aus dem Zeiller'ſchen 
Commentare zu erſehen iſt, von dem Geſichtspuncte aus, daß 
dem Entlehner, welcher auf die unbedingt erflarte Verleihung 
vertraute (JF. 861 u. 914), durch die unvermuthete Zurückfot— 
derung, z. B. eines Reiſewagens, ein weit empfindlicherer Nach: 
theil zugehen könne, als dem Verlether, der die Veranderung 
feiner Verhaltniſſe gewöhnlich leichter vorausſehen kann. Uebri— 
gens ſteht es ja dem Verleiher frey, bey Abſchließung des Leih— 
vertrages ſich ausdrücklich das Zurückforderungsrecht für einen 
ſolchen Fall . 


5. 977. 
Der Entiehner iſt zwar in der Regel berechtiget, 
die entlehnte Sache auch vor der beſtimmten 
Zeit zurückzugeben; fällt aber die frühere Zu— 
rückzabe dem Verleiher beſchwerlich, fo kann ſie 
wider ſeinen Willen nicht Statt finden. 

Es iſt bereits oben (J. 972 Nr. 1) erwähnt worden, 
daß bey dem Leihvertrage nur der Vortheil des Entlehners be— 
abſichtiget werde; dieſe Bemerkung hat nun insbeſondere in Be⸗ 
zug auf die langere Dauer des Gebrauches zu gelten. — Zu— 
weilen aber verbindet auch der Verleiher ſeinen eigenen Vor— 
theil damit, indem er bey Verleihung der Sache zugleich die 
Abſicht hat, dieſelbe während der Zeit der Obſorge des Ent— 
lehners anzuvertrauen. — In einem ſolchen Falle kann auch 
der Entlehner die Sache vor der beſtimmten Zeit nicht zurück⸗ 
geben. — Dieſes wäre beſondets dann der Fall, wenn det Ver⸗ 
wahrungsvertrag in einen Leihvertrag umgeändert worden wäre; 
— denn es iſt hier anzunehmen, daß der Hinterleger durch die 
Geftittung des Gebrauches feinen urſprünglichen Zweck nicht 

aufgegeben habe (F. 959 Nr. 2). Außer dieſem Falle wird aber 
der Verleiher die Beſchwerde der Zurücknahme näher nachzuwei— 
ſen haben. 


3) I. Tyl., 21. Tit., J. 285. 
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5. 978. 
70 3) In Rückſicht der Beſchädigung. 

Wenn der Entlehner die geliehene Sache 5 
gebraucht, als es bedungen war, oder den Ge— 
brauch derſelben eigenmächtig einem Dritten ge— 
ſtattet; ſo iſt er dem Verleiher verantwortlich, 
und dieſer auch berechtiget, die Sache ſogleich 
zurückzufordern. 

Der Entlehner hat die Sache in ſeiner Obſorge, und muß 
fie unverſehrt wieder zurückſtellen ($$. 961 u. 1109). Er haf— 
tet daher für jeden Schaden, der durch fein Verſchulden, worun— 
ter auch die Uebertretung ſeiner Vertragspflicht gehört, verur— 
ſacht wird (§. 1295). Die mit dem ordentlichen und bewillig— 
ten Gebrauche verbundene Abnützung, oder auch wohl die Ver— 
nichtung einer zu einem gewagten Gebrauche bewilligten Sache 
iſt, wie v. Zeiller bemerkt, kein Verſchulden; wohl aber jeder 
Mißbrauch, oder die eigenmächtige Afterverleihung, da bey der 
Verleihung auf die Reolichkeit und Achtſamkeit des Entlehners 
Rückſicht genommen, folglich nur ein höchſt perſonliches Recht 
des Gebrauches bewilliget wird. — Dabey geſtattet das Geſetz 
dem Verleiher, uch dem drohenden Schaden vorzubeugen, und 
die Uebertretung der Vertragspflicht auf eine angemeſſene Art 
zu ahnden, ausnahmsweiſe ($. 918) ſogleich vom Vertrage zu— 
rückzutieten, wenn der Entlehner den oben angedeuteten Miß— 
brauch von dem entlehnten Stücke macht. 


J. 979. 

Wird die geliehene Sache beſchädiget, oder zu 
Grunde gerichtet; ſo muß der Entlehner nicht 
nur den zunächſt durch fein Verſchulden verur— 
ſachten, ſondern auch den zufälligen Schaden, 
den er durch ſeine widerrechtliche Handlung ver— 
anlaßt hat, jo wie der Verwahrer einer Sache, 
erſetzen (F. 965). 


20 * 
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1) Der bloße Zufall trifft den Eigenthümer ($. 41311): 
Der Beweis des Zufalls liegt jedoch dem Entlehner, wie dem 
Verwahrer, ob, und kann durch verzögerte Anzeige des Zufalls ſehr 
erſchweret werden. — Als ein reiner Zufall kann es aber nicht 
mehr angeſehen werden, wenn der Entlehner einen ſolchen Ge— 
brauch von der Sache macht, den er zufolge des geſchloſſenen 
Vertrages zu machen nicht berechtiget war, oder wenn er ſie 
ohne Noth und ohne Erlaubniß des Hinterlegers einem Dritten 
in Verwahrung, oder gar zum eigenen Gebrauche gegeben, oder 
die Zurückſtellung der Sache widerrechtlich verzögert und ſelbe aus 
dieſer Veranlaſſung einen Schaden gelitten hat, den ſie außerdem 
nicht erlitten haben würde. — Einen ſolchen, obgleich an und für 
ſich zufälligen Schaden, hat alſo der Entlehner allerdings zu vertreten. 

2) Es entſteht hier die Frage, welche Rechte und Verbind— 
lichkeiten für beyde vertragſchließende Theile dann entſtehen, 
wenn einer aus den Pasciscenten noch minderjährig, oder aus 
einem anderen Grunde unfähig iſt, mit ſeinem Vermögen nach 
Willkühr zu ſchalten ? — Bey Beantwortung dieſer Frage iſt 
zu unterſcheiden, ob der Unfähige der Verleiher oder der Ent— 
lehner ſey. Iſt er der Verleiher, ſo kann ſowohl er, als deſſen 
Vormund oder Curator, die geliehene Sache von dem Entlehner 
nach Belieben zurückrufen, ausgenommen, er hätte die geliehene 
Sache durch ſeinen Fleiß erworben, oder ſie wäre ihm nach er— 
reichter Mündigkeit zu ſeinem eigenen Gebrauche eingehändiget 
worden ($. 246). Iſt der Unfähige der Entlehner, fo gereicht 
zwar der Vertrag der Regel nach zu ſeinem Vortheile; da in— 
deſſen der Entlehner zugleich die Verpflichtungen eines Verwah— 
rers übernimmt, ſo ſteht es ſowohl ihm als ſeinem Vormunde 
oder Curator frey, die Sache auch dann vor der Zeit zurückzu⸗ 
ſtellen, wenn die Zurückgabe dem Verleiher beſchwerlich fallen 
ſollte (F. 977), da kein Curand ohne Einwilligung feines Cu— 
rators eine Laſt auf ſich nehmen kann (F. 865). Uebrigens iſt 
der unter Curatel ſtehende Entlehner eben ſo wie der Verwah— 
rer (§. 964 Nr. 2) nach Ablauf der Zeit zur Zurückſtellung der 
Sache, und zum Erſatz desjenigen Schadens verpflichtet, wel— 
chen er durch eine verbothene Handlung, z. B. durch Veruntreu⸗ 
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ung, oder auch durch fein Verſchulden (abgeſehen von einer 
Vertragspflicht) verurſachet hat. 


J. 980. 


Dadurch, daß der Entlehner für ein verlornes 
Lehnſtück den Werth erlegt, hat er noch kein 
Recht, dasſelbe, wenn es wieder gefunden wird, 
gegen den Willen des Eigenthümers für ſich zu 
behalten, wenn dieſer bereit iſt, den empfange— 
nen Werth zurückzugeben. 

1) Dem Eigenthümer wird hier das Recht, die wieder ge— 
fundene Sache gegen Erſtattung des empfangenen Werthes zu— 
rückzufordern, aus der Urſache zuerkannt, weil er nur aus dem 
Grunde, daß die Leiſtung der Sache unmöglich war, mit ei— 
nem ſtellvertretenden Erſatze ſich begnügen mußte ($. 1414). 
2) Hier kann aber die Frage aufgeworfen werden, ob dem 
Entlehner auch ein ähnliches Recht zuſtehe, ob er nähmlich, 
wenn er für ein verlornes Lehnſtück den Werth erlegt hat, und 
in der Folge dasſelbe wieder gefunden wird, gegen Zurückſtel— 
lung des Lehnſtückes in natura den gegebenen Werth zurückfor— 
dern könne? — Ich glaube dieſe Frage verneinend beantwor— 
ten zu müſſen; denn der Entlehner iſt die Sache nach Ver— 
lauf der beſtimmten Zeit dem Verleiher zurückzuſtellen ſchuldig, 
und iſt er durch ſein Verſchulden außer Stand geſetzt, dieſe ihm 
obliegende Verbindlichkeit zur beſtimmten Zeit zu erfüllen, ſo 
muß er den Schätzungswerth vergüten (F. 1325). Der Vers 
leiher kann nicht gezwungen werden, ſich mit dem Schätzungs- 
werthe zu begnügen, ſondern er iſt offenbar berechtiget, die 
Annahme des Schätzungswerthes zu verweigern, und zuzuwar— 
ten, ob ſich die verlorne Sache nicht wieder vorfinde; der Ent— 
lehner aber kann ſich von Bezahlung des Schätzungspreiſes nach 
Verlauf der bedungenen Zeit der Zurückſtellung nicht dadurch 
befreyen, daß er ſich Mühe zu geben verſpricht, die verlorne 
Sache wieder aufzuſuchen, um ſelbe in natura zurückſtellen zu 
können. Der Verleiher iſt daher auch berechtigt, den Schätzungs— 
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werth unter dem Vorbehalt anzunehmen, daß, wenn das Lehn— 
ſtück wieder vorgefunden werden ſollte, ihm dasſelbe gegen Rück— 
vergütung des Schätzungswerthes in natura wieder übergeben 
werde; der Entlehner aber iſt nicht berechtigt, ſich bey Ueber— 
gabe des Schatzungswerthes ein Aehnliches auszubedingen; denn 
es iſt ja nur in feinem Verſchulden gelegen, daß er anſtatt des 
Lehnſtückes in natura den Schaͤtzungspreis vergüten muß. Bey 
dem erſteren wird nun dieſer Vorbehalt ſtillſchweigend angenom— 
men, bey dem letzteren kann ein ſolcher ſtillſchweigender Vorbe— 
halt nicht vorausgeſetzt werden, weil es ihm nicht einmahl frey 
ſteht, dieſen Vorbehalt ausdrücklich zu machen. 


9. 981. 
4) der Erhaltungskoſten. 


Die mit dem Gebrauche ordentlicher Weiſe ver— 
bundenen Koſten muß der Entlehner ſelbſt be 
ſtreiten. Die außerordentlichen Erhaltungskoſten 
hat er zwar, dafern er die Sache dem Verleiher 
nicht zur eigenen Beſorgung überlaſſen kann 
oder will, inzwiſchen vorzuſchießen; doch werden 
ſie ihm gleich einem redlichen Beſitzer vergütet. 

1) Den unmittelbar auf den Gebrauch des Lehnſtückes 
abzweckenden, ſo wie auch den nothwendigen und ordentlichen 

Aufwand auf die Erhaltung der Subſtanz, der ebenfalls zu 

dem, dem Entlehner überlaffenen Gebrauche erforderlich iſt, und 

von ihm leicht vorausgeſehen werden konnte, z. B. das Futter 
für die geliehenen Pferde, oder die kleinen Ausbeſſerungen des 

Geſchirres, die gewöhnlichen jährlichen Haus reparaturen, muß 

der Entlehner übernehmen; denn aus dem, daß der Verleiher 

dein Entlehner den Gebrauch ſeiner Sache ſelbſt unentgeldlich 
einräumet, kann man doch nicht noch weiters folgern, dat er 
ſich auch verpflichtete, denjenigen Aufwand, der ſich ordentlicher 

Weiſe als nothwendig darſtellet, um von der Sache Gebrauch 

machen zu können, aus Eigenem zu beſtreiten. 
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2) Eben fo wenig kann man aber auch annehmen, daß der 
Entlehner ſich auch zur Beſtreitung der außer ordentlichen 
Erhaltungskoſten (3. B. der Arzeneyen für das zufällig erkrankte 
Pferd, der Herfielung des vom Sturmwinde hinweggenomme— 
nen Daches) ausdrücklich herbeygelaſſen, und ſohin den Leihver— 
trag abge chloffen haben würde, wenn ihm dieſe zur Pflicht 
gemacht worden wäre, da fie nicht ſelten den Werth des Ge: 
brauches weit überwiegen. Wenn ſich daher wirklich ein Fall 
ereignet, der einen ſolchen außerordentlichen Aufwand nothwen— 
dig macht, und der Verleiher in der Lage iſt, dasjenige, was 
zur Erhaltung der Sache nothwendig iſt, ſelbſt zu beſorgen, 
ſo iſt der Entlehner lediglich verpflichtet, dem Verleiher die An— 
zeige hiervon zu machen. Kann dieſe Selbſtbeſorgung von Seite 
des Verleihers, etwa wegen Abweſenheit desſelben, nicht geſche— 
hen, ſo iſt der Entlehner verpflichtet, außerdem iſt er aber wenig— 
ſtens berechtiget, die Koſten vorzuſchießen, und ſie, gleich einem 
redlichen Beſitzer, wie der K. ſich hier ausdrückt, zurückzufordern. 

3) Es iſt aber hier nothwendig, bey dem Ausdrucke: „gleich 
einem redlichen Beſitzer,“ etwas zu verweilen. — Der $. 331, 
auf welchen ſich Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare 
auch eigens bezieht, verpflichtet nahmlich den Eigenthümer der 
Sache nur in fo weit zum Erfage des von dem redlichen Beſi— 
ger zur Erhaltung derſelben gemachten nothwendigen Aufwan— 
des, als bey der Zurückſtellung der Sache noch wirklich ein aus 
dieſem Aufwande herrührender Werth vorhanden iſt, oder mit 
anderen Worten: als deſſen Wirkungen noch fortdauern. Wenn 
man daher die Vorſchrift des gegenwartigen F. auf vorliegenden 
Fall in Anwendung bringt, ſo folgt daraus, daß wenn ungeach— 
tet des zur Herſtellung des erkrankten Pferdes gemachten zweck— 
maßigen Aufwandes, dasſelbe doch zu Grunde ginge, oder das 
hergeſtellte Dach durch einen Sturmwind wieder hinweggenom— 
men würde, der Verlether zu einer Erſatzleiſtung nicht verhalten 
werden könnte. Ware nun dieſes richtig, ſo ware dieſe Vorſchrift 
des bürgerlichen Geſetzbuches ganz originell, und ſowohl von der des 
römiſchen, als franzöfifchen und preußiſchen Geſetzbuches, ja ſelbſt 
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von naturrechtlichen Principien abweichend; denn nach römiſchem 
Rechte kann der Commodatar den Erſatz der Unkoſten anſpre— 
chen, welche er auf die geliehene Sache hat verwenden müſſen; 
nur ſind hiervon die gewöhnlichen, mit dem Gebrauche der Sa— 
che verbundenen Unkoſten, die außerordentlichen aber nur dann 
ausgenommen, wenn ſie nicht übermäßig ſind; denn die mäßigen 
Koften werden mit dem geſtatteten Gebrauche compenſirt angeſe— 
hen ). Der franzöſiche Codex ſagt §. 1886: „Hat der Ent— 
lehner, um ſich der Sache bedienen zu können, einigen 
Aufwand gemacht, fo kann er denſelben nicht zurückfordern;? wor: 
aus folgt, daß die übrigen außerordentlichen Koſten von dem 
Verleiher zu beſtreiten kommen. Das preußiſche Landrecht, das 
ſelbſt in der Textirung mit dem öſterreichiſchen Geſetzbuche die 
größte Aehnlichkeit hat, ſagt '): „Der Leiher iſt die gewöhnlichen 
Erhaltungskoſten der Sache während ſeines Gebrauches zu tra— 
gen verbunden. Ereignen ſich, während ſeiner Beſitzzeit, Um— 
ſtände, die einen außerordentlichen Aufwand zur Erhaltung der 
Sache erfordern; ſo iſt zwar der Leiher dem Verleiher Anzeige 
davon zu machen, und ihm mit Rückgabe der Sache, die Be— 
ſorgung deſſen zu überlaſſen, befugt. Kann oder will er aber 
dieſes nicht, oder iſt der Verleiher nicht ſo in der Nähe, daß 
er die Sorge für die Erhaltung der Sache noch zu rechter Zeit 
übernehmen könnte; ſo iſt der Leiher dazu verbunden. Doch kann 
er die darauf verwendeten Koſten von dem Verleiher nach den ge— 
ſetzlichen Vorſchriften von Beſorgung fremder Angelegenheiten ohne 
ausdrücklichen Auftrag zurückfordern.“ Eben ſo behaupten Herr Hof— 
rath v. Zeiller und Herr Regierungsrath Ritter v. Egger ?), daß der 
Entlehner zwar die ordentlichen Koſten der geliehenen Sache, d. i. ohne 
welche der ihm zuſtehende Gebrauch nicht gemacht werden könnte, tra— 
gen müſſe, nicht aber die außerordentlichen, zur bloßen Erhaltung der, 
dem Verleiher verbliebenen Proprietät. — Schon dieſe Abweichung 
von den Behauptungen der öſterreichiſchen Naturrechtölehter, und von 
den Vorſchriften der vorzüglichſten fremden poſitiven Geſetzgebungen 
muß gegen obige Behauptung Bedenken erregen, dieſes Beden— 


1) Fr. 18, $. 2, D. h. t * 
2) I. Th., 21. Tit., 3. Abſch., II. 231 — 204. 
5) In ihren Lehrbüchern des natürlichen Privatrechtes, 9. 123. 
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ken muß aber noch vermehret werden, wenn auf ähnliche in dem 
öſterreichiſchen Geſetzbuche ſelbſt entſchiedene Fälle, und auf die 
Gründe anderer damit verwandten Geſetze Rückſicht genommen 
wird; denn da in dem Falle, als der Verleiher in der Lage iſt, 
dasjenige, was zur Erhaltung der Sache nothwendig iſt, ſelbſt 
zu beſorgen, der Entlehner lediglich zur Anzeige an ihn verpflich⸗ 
tet iſt, ſo erſcheint dieſer, wenn er deſſenungeachtet das dem 
Verleiher zuſtändige Geſchäft zur Abwendung des bevorſtehenden 
Schadens beſorgt, als ein Geſchäftsführer ohne Auftrag; dieſem 
iſt aber derjenige, deſſen Geſchäft er beſorgt hat, den nothwen— 
digen und zweckmäßig gemachten Aufwand zu erſetzen ſchuldig, 
wenn gleich die Bemühung ohne Verſchulden fruchtlos geblieben 
iſt (F. 1036). Auch find es gewiß beſondere Gründe, welche 
den Geſetzgeber bewogen haben, dem redlichen Beſitzer den Er— 
ſatz ſeines auf die Sache gemachten Aufwandes nur unter ge— 
wiſſen Beſchränkungen zuzuerkennen, die auf den vorliegenden 
Fall nicht anwendbar ſind. Der redliche Beſitzer unternimmt 
den Aufwand nur in der Abſicht, ſein eigenes, nicht fremdes Be— 
ſtes zu befördern; er iſt auch nicht dafür verantwortlich, wenn 
dasjenige, was er unternimmt, ganz zweckwidrig iſt, oder wenn 
er die Sache ganz zu Grunde gehen läßt. Der Entlehner dage— 
gen unternimmt den Aufwand lediglich in der Abſicht das Beſte 
des Verleihers zu bewirken, und er iſt auch dafür verantwortlich, 
wenn ſeine Bemühungen zweckwidrig ſeyn ſollten. — — Dieſe Be— 
trachtungen beſtimmen mich daher zur Behauptung, daß dem 
Entlehner der zur Erhaltung der Sache gemachte nothwendige 
Aufwand ſelbſt in dem Falle von dem Verleiher erſetzt werden 
müſſe, wenn derſelbe, jedoch ohne Verſchulden des Entlehners, 
ohne Erfolg geblieben wäre. Man muß nähmlich in jedem Ge— 
ſetze die dis poſitiven Worte von den bloß enunciativen 
unterſcheiden, und kann nur jenen eine verbindliche Kraft zu— 
legen. Nun ſcheinen die Worte: „gleich einem redlichen Beſi— 
Ber, im gegenwärtigen $. bloß enunciativ hingeſtellt zu ſeyn; 
der Geſetzgeber wollte dadurch nicht ſagen, daß dem Entlehner 
die Koſten nur unter der Beſchränkung, wie ſie dem redli— 
chen Beſitzer erſetzet werden, vergütet werden ſollen, ſondern er 
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erkennt dem Entlehner den Erſatz der Koſten ganz unbedingt zu, 
und beruft ſich gleichſam nur zur Begründung dieſer Anordnung 
auf den redlichen Beſitzer. — Die Richtigkeit dieſer Anſicht fin— 
det in der Vergleichung des galliziſchen Geſetzbuches, als Ent— 
wurf des gegenwärtigen, mit dieſem letzteren eine Beſtätigung. 
Der F. 87, III. Theiles desſelben fagt nähmlich: „Andere noth— 
wendige Koſten, welche der Lehner ſelbſt zur Erhaltung der Sa— 
che hatte verwenden müſſen, werden dem Entlehner, wie ei— 
nem jeden redlichen Beſitzer, vergütet.“ — Hier iſt es 
auffallender, daß die Worte: „wie einem jeden redlichen Beſi— 
ger,” nur enunclativ hingeſtellt ſeyn, weil der $. 53, des II. 
Theiles dieſes Geſetzbuches in Anſehung des -redlıchen Beſitzers 
gar keine beſondere Vorſchrift ertheilet, ſondern eben ſo allge— 
mein ſpricht, nähmlich: „Hat der redliche Beſitzer an die hab— 
haft gewordene Sache, entweder zur Erhaltung der Subſtanz 
oder zur Vermehrung noch fortdauernder Nutzungen, einen Auf— 
wand gemacht, fo gebührt ihm der Erſatz.“ Iq glaube auch 
nicht, daß der öſterreichiſche Geſetzgeber dadurch, daß er den K. 
87 des III. Theiles des galltziſchen Geſetzbuches in ſeinen we— 
ſentlichen Beſtimmungen in den F. 981 des neuen Geſetzbuches 
aufgenommen hat, eine weſentliche Abanderung an felbem habe 
machen wollen; daß aber nach jenem dem Entlehner auch jene 
Koften, welche zur Erhaltung der Sache fruchtlos gemacht wor— 
den ſind, erſetzt werden mußten, kann keinem Zweifel unterliegen. 
4) Aus dem Geſagten folgt auch, daß der Entlehner ver— 
sflichtet ſey, die ihm geliehene Sache bey obwaltender Gefahr 
ſelbſt mit Aufopferung feiner eigenen, jedoch minder Eoftbaren 
Sache zu retten; denn dieſe Aufopferung erſcheint hier als der 
nothwendige Aufwand zur Erhaltung der Sache, welchen im 
Dringlichkeitsfalle der Entlehner für den Verleiher vorſchußweiſe 
beſtreiten muß, und deſſen Erſatz er dann anſprechen kann. Die 
koſtbarere Sache darf aber der Entlehner nicht hingeben, weil auch 
der Verleiher nicht verhalten werden kann, den Erſatz eines Auf— 
wandes zu leiſten, der den Werth der Sache ſelbſt uberfteigt. 
5) Wenn der Entlehner aus dem Grunde, weil er die 
Sache dem Verleiher nicht zur eigenen Beſorgung überlaſſen 
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will, die außerordentlichen Erhaltungskoſten vorſchießet, ſo iſt 
er ganz als ein Geſchäftsführer ohne Auftrag zu behandeln; 
wenn er aber dieſe Koſten aus dem Grunde beſtreitet, weil 
der Verleiher die Sache nicht zur eigenen Beſorgung überneh— 
men kann, und er daher von dem Geſetze zur Beſtreitung 
dieſes Aufwandes berufen iſt, ſo iſt er vielmehr als ein ſtill— 
ſchweigend Bevollmächtigter anzuſehen. — Da indeſſen das Ge— 
ſetz hier nur von den Erhaltungskoſten ſpricht, und in Bezug 
auf dieſe zwiſchen dem Bevollmächtigten und dem Geſchäftsfüh— 
rer ohne Auftrag kein Unterſchied obwaltet ($$. 1014 u. 1036), 
ſo hat dieſe Unterſcheidung keinen practiſchen Einfluß. 

6) Für keinen Fall iſt aber der Entlehner verpflichtet zur 
Verbeſſerung oder Verſchönerung der geliehenen Sache einen 
Aufwand zu beſtreiten. Will er dieſes aber aus freyem Antriebe 
thun, fo bat er ſich um die Einwilligung des Eigenthümers zu 
bewerben. Ohne dieſe Vorſicht ſtehen ihm die im §. 1037 aus— 
geſprochenen Rechte zu, er unterwirft ſich aber auch der im §. 
1038 berührten Verantwortlichkeit. 


g. 982. 


Beſchränkung der wechſelſeitigen Klagen. 


Wenn der Verleiher, nach der Zurücknahme des Le— 
henſtückes, deſſen Mißbrauch oder übertriebene 
Abnutzung innerhalb dreyßig Tagen nicht gerü— 
get, oder wenn der Entlehner nach der Zurück— 
gabe von den auf die Sache verwendeten außer— 
ordentlichen Koſten binnen eben dieſem Zeitrau— 
me keine Meldung gemacht hat; ſo iſt die Klage 
erloſchen. 

1) Der Grund, die wechſelſeitigen Klagen aus dem Leih— 
vertrage auf einen kürzeren Zeitraum einzuſchränken, iſt der 
nähmliche, wie bey dem Verwahrungs vertrage (F. 967). Das 
Retemtionstecht findet hier eben fo wenig Statt ($. 471). 
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2) Der Verleiher kann, wie bereits v. Zeiller bemerkt hat!), 
dem Entlehner auch aus einer Beſchädigung verantwortlich wer— 
den, wenn er ihn durch Verſchulden, z. B. durch Verleihung 
eines bösartigen, oder mit einer anſteckenden Krankheit behaf— 
teten Thieres, oder dadurch, daß er ihm wiſſentlich eine fremde 
Sache lieh (F. 945), in Schaden verwickelt hat. — Dieſe Ent: 
ſchädigungsklage ift aber an den in dem gegenwärtigen F. feſtge— 
ſetzten Termin nicht gebunden. 


1) F. 981, Nr. 4. 
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ei e 

d. i. nach 

der Vertrag 
Bey dem erſten 
ſondern auch 


gen, die 


bevor 
u. einzugreifen 


. u. deſſen Zuſtandebringung 


Vorkaufsrechtes 
Einverſtändniſſe 

und ihre 

actio redhibitoria 
anzuſehen ſeyen; 

zu berechnen: — 
ohne das eine 

weder ein Darleihens— 
ſondern lediglich in 


3 2 E222 


u.] (das Quantum) 


Streitigkeiten zu 1 


1 anſtatt 


inzelnen 

d. i. bis zum 

des Vertrag 

Bey den erſten 
als auch 
Streitigkeiten, die 


vorgenommen werde, erſt 


inzugreifen 

deren Zuſtandebringung 
Verkaufsrechtes 
Einverſtändniſſen. 
und ihrer 

actio redhivistoria, 
anzuſehen ſeye; 

zu berechnen; 

oder das eine 
weder Darleihens- 
ſondern in 

(des Quantum) 


PLEASE DO NOT REMOVE 
CARDS OR SLIPS FROM THIS POCKET 


UNIVERSITY OF TORONTO LIBRARY 


